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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes, 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes, des Bundesverfassungsschutzgesetzes 
und des Straßenverkehrsgesetzes 

A. Zielsetzung 

Mit dem Artikelgesetz soll insbesondere dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 zum Volkszäh-
lungsgesetz 1983 (BVerfGE 65, 1 ff.) Rechnung getragen wer-
den. 

Der Gesetzentwurf präzisiert in seinem Anwendungsbereich 
die Rechtsgrundlagen für die Erhebung von personenbezoge-
nen Informationen sowie ihre Verarbeitung innerhalb und au-
ßerhalb von Dateien. 

B. Lösung 

1. Artikel 1: Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes 

— Verstärkung der Zweckbindung bei der Verarbeitung 
und sonstigen Nutzung personenbezogener Daten in 
Dateien, 

— Verstärkung der Rechte des Betroffenen, insbesondere 
durch erweiterte Auskunftsrechte, Löschungsrechte und 
verschuldensunabhängigen Schadensersatzanspruch, 

— Festlegung der Zulässigkeitsvoraussetzungen für auto-
matisierte Abrufverfahren, 

— Ausweitung der Kontrollbefugnisse des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz 

2. Artikel 2: Änderung des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

— Schaffung einer allgemeinen Vorschrift über die Erhe-
bung personenbezogener Informationen außerhalb von 
Dateien für die öffentlich-rechtliche Tätigkeit der Be-
hörden, 
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— Verbot der unbefugten Offenbarung personenbezogener 
Informationen sowie von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen, 

— Statuierung des Zweckbindungsgrundsatzes bei Ver-
wendung und Übermittlung von personenbezogenen In-
formationen, 

— Festlegung der Zulässigkeitsvoraussetzungen für die 
Durchbrechung des Zweckbindungsprinzips, 

— Vorschrift über die Auskunft an den Betroffenen, 
— Vorschriften über die Berichtigung und Sperrung perso-

nenbezogener Informationen 

3. Artikel 3: Änderung des Bundesverfassungsschutzgesetzes 

— Festlegung der Zulässigkeitsvoraussetzungen für das 
Errichten und Bereithalten gemeinsamer Datenbe-
stände durch die Verfassungsschutzbehörden, 

— Präzisierung der Befugnisvorschriften, insbesondere für 
die Erhebung und Übermittlung personenbezogener In-
formationen, 

— Vorschriften über die Berichtigung und Löschung perso-
nenbezogener Informationen, 

— Schutzvorschriften für Minderjährige 

4. Artikel 4: Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (ZEVIS) 
Regelungen zur Führung und Nutzung des Zentralen 
Fahrzeugregisters und der Datei „entzogene Fahrer-
laubnisse" beim Kraftfahrt-Bundesamt sowie der örtli-
chen Fahrzeugregister bei den Zulassungsstellen, insbe-
sondere durch detaillierte Bestimmungen 

zur Datenerhebung im Rahmen des Zulassungsver-
fahrens, 

zur Speicherung von Daten in den Registern, 

zur Erteilung von (konventionellen) Auskünften aus 
den Registern, 

zu Art und Umfang von Datenübermittlungen durch 
Abruf im automatisierten Verfahren. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

1. Artikel 1 
Außer der verschuldensunabhängigen Schadenshaftung 
(§ 4 Abs. 3) werden die sonstigen Regelungen des BDSG 
voraussichtlich keine Mehrbelastungen für den Bund mit 
sich bringen. Inwieweit die neu eingeführte Haftung zu 
Mehrkosten führen wird, läßt sich nicht abschätzen. 
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Das Gesetz kann für die Länder zu Mehrkosten führen, 
wenn die Kompetenzerweiterung der für den dritten und 
vierten Abschnitt zuständigen Aufsichtsbehörden eine Per-
sonalaufstockung notwendig macht. 

Das Entstehen sonstiger Mehrkosten ist im Bereich der 
Länder nicht erkennbar. 

2. Artikel 2 und 3 

keine 

3. Artikel 4 

Durch Einführung von Protokollierungspflichten bei der 
Datenübermittlung entstehen geringfügige Kosten, die nur 
zum Teil quantifiziert werden können. Auf die Begründung 
zu Artikel 4, A. Allgemeines, Nr. 6 wird verwiesen. 

 



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (13) — 273 82 — Da 27/86 
Bonn, den 17. April 1986 
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An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes, des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes, des Bundesverfassungsschutzgesetzes und des Straßenver-
kehrsgesetzes mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 562. Sitzung am 14. März 1986 beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes, 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes, des Bundesverfassungsschutzgesetzes 
und des Straßenverkehrsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes 

Das Gesetz zum Schutz vor Mißbrauch personen-
bezogener Daten bei der Datenverarbeitung (Bun-
desdatenschutzgesetz) vom 27. Januar 1977 (BGBl. I 
S. 201), geändert durch Artikel II § 36 des Gesetzes 
vom 18. August 1980 (BGBl. I S. 1469), wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Gesetzesbezeichnung, die Überschrift des 
ersten Abschnitts sowie § 1 werden wie folgt ge-
faßt: 

„Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten 
in Dateien (Bundesdatenschutzgesetz) 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den einzel-
nen davor zu schützen, daß er durch die Verar-
beitung personenbezogener Daten in Dateien 
oder durch ihre sonstige Nutzung unmittelbar 
aus Dateien in seinem Persönlichkeitsrecht ver-
letzt oder in seinen sonstigen schutzwürdigen 
Belangen beeinträchtigt wird. 

(2) Dieses Gesetz gilt für personenbezogene 
Daten, die von 

1. Behörden oder sonstigen öffentlichen Stellen 
(§ 7), 

2. natürlichen oder juristischen Personen, Ge-
sellschaften oder anderen Personenvereini-
gungen des privaten Rechts für eigene 
Zwecke (§ 22), 

3. natürlichen oder juristischen Personen, Ge-
sellschaften oder anderen Personenvereini-
gungen des privaten Rechts geschäftsmäßig 
für fremde Zwecke (§ 31) 

in oder aus Dateien verarbeitet oder unmittel-
bar aus Dateien sonst genutzt werden. 

(3) Von den Vorschriften dieses Gesetzes gel-
ten nur die §§ 5 und 6 Abs. 1 für 

1. Dateien, die bei automatisierter Verarbeitung 
ausschließlich aus verarbeitungstechnischen 

Gründen vorübergehend erstellt und nach ih-
rer verarbeitungstechnischen Nutzung auto-
matisch gelöscht werden, insbesondere Zwi-
schen- und Hilfsdateien, 

2. Dateien mit personenbezogenen Daten, die 
nicht zur Übermittlung an Dritte bestimmt 
sind und nicht in automatisierten Verfahren 
verarbeitet werden; für eine im Einzelfall 
gleichwohl stattfindende Übermittlung gelten 
die Vorschriften dieses Gesetzes uneinge-
schränkt. 

Für die in Absatz 2 Nr. 1 genannten Stellen gel-
ten für Dateien nach Nummer 2 außerdem die 
§§ 9 und 15 Satz 1. 

(4) Dieses Gesetz gilt nicht für personenbezo-
gene Daten, die von natürlichen Personen aus-
schließlich für private Zwecke und zum persön-
lichen Gebrauch verarbeitet oder sonst genutzt 
werden. 

(5) Enthalten Rechtsvorschriften des Bundes 
besondere datenschutzrechtliche Regelungen 
für personenbezogene Daten in Dateien, gehen 
diese vor." 

2. Folgender § 1 a wird eingefügt: 

„§ 1 a 

Datenverarbeitung der Medien • 

(1) Soweit personenbezogene Daten von Un-
ternehmen oder Hilfsunternehmen der Presse 
oder des Films ausschließlich zu eigenen jour-
nalistisch-redaktionellen Zwecken verarbeitet 
werden, gelten von den Vorschriften dieses Ge-
setzes nur die §§ 5 und 6 Abs. 1. Für die Rund-
funkanstalten des Bundesrechts gelten neben 
den §§ 5 und 6 Abs. 1 außerdem die nachstehen-
den Absätze 2 und 3. 

(2) Führt die journalistisch-redaktionelle 
Nutzung personenbezogener Daten durch die 
Rundfunkanstalten des Bundesrechts zur Veröf-
fentlichung von Gegendarstellungen der Betrof-
fenen, so sind diese Gegendarstellungen zu den 
gespeicherten Daten zu nehmen und für die-
selbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten 
selbst. 

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung 
der Rundfunkanstalten des Bundesrechts in sei-
nen schutzwürdigen Belangen beeinträchtigt, so 
kann er Auskunft über die der Berichterstat-
tung zugrunde liegenden, zu seiner Person ge-
speicherten Daten verlangen. Die Auskunft 
kann verweigert werden, soweit aus den Daten 
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auf die Person des Verfassers, Einsenders oder 
Gewährsmannes von Beiträgen, Unterlagen und 
Mitteilungen für den redaktionellen Teil ge-
schlossen werden kann. Der Betroffene kann 
die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen."  

3. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind personenbe-
zogene Daten Einzelangaben über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten 
oder bestimmbaren natürlichen Person (Betrof-
fener). 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Verarbeiten das Speichern, Verändern, Über-
mitteln und Löschen von Daten in oder aus 
einer Datei, 

2. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder 
Aufbewahren von Daten auf einem Datenträ-
ger zum Zwecke ihrer weiteren Verwendung, 

3. Verändern das inhaltliche Umgestalten ge-
speicherter Daten, 

4. Übermitteln das Bekanntgeben gespeicherter 
oder durch Datenverarbeitung unmittelbar 
gewonnener Daten an einen Dritten (Emp-
fänger) in der Weise, daß die Daten durch die 
speichernde Stelle an den Empfänger weiter-
gegeben werden oder daß der Empfänger von 
der speichernden Stelle zur Einsicht oder 
zum Abruf bereitgehaltene Daten einsieht 
oder abruft, 

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicher-
ter Daten, 

ungeachtet der dabei angewendeten Verfahren. 

(3) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. speichernde Stelle jede der in § 1 Abs. 2 ge-
nannten Personen oder Stellen, die Daten für 
sich selbst speichert oder durch andere spei-
chern läßt, 

2. Dritter jede Person oder Stelle außerhalb der 
speichernden Stelle, ausgenommen der Be-
troffene oder diejenigen Personen und Stel-
len, die in den Fällen der Nummer 1 im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes im Auftrag tä-
tig werden, 

3. eine Datei eine Sammlung von Daten, die 
nach bestimmten Merkmalen geordnet, um-
geordnet und ausgewertet werden können, 
bei nicht automatisierter Verarbeitung je-
doch nur dann, wenn die Datensammlung 
gleichartig aufgebaut ist. Nicht hierzu gehö-
ren Akten und Aktensammlungen, es sei 
denn, daß sie durch automatisierte Verfahren 
umgeordnet und ausgewertet werden kön-
nen." 

4. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 3 

Zulässigkeit der Datenverarbeitung 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten in jeder ihrer in § 2 Abs. 2 Nr. 1 genannten 
Phasen und deren sonstige Nutzung unmittel-
bar aus Dateien sind nur zulässig, wenn 

1. dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvor-
schrift sie erlaubt oder anordnet oder 

2. der Betroffene eingewilligt hat. 

(2) Bei der Einwilligung ist der Betroffene auf 
den Zweck der Speicherung und einer vorgese-
henen Übermittlung sowie auf Verlangen auf 
die Folgen der Verweigerung der Einwilligung 
hinzuweisen. Die Einwilligung bedarf der 
Schriftform, soweit nicht wegen besonderer 
Umstände eine andere Form angemessen ist. 
Wird die Einwilligung zusammen mit anderen 
Erklärungen schriftlich erteilt, ist der Betrof-
fene hierauf schriftlich besonders hinzuwei-
sen." 

5. Folgender § 3 a wird eingefügt: 

„§ 3 a 
Zulässigkeit der Nutzung personenbezogener 

Daten für Zwecke der wissenschaftlichen 
Forschung 

(1) Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen 
(§ 1 Abs. 2), die wissenschaftliche Forschung be-
treiben, dürfen personenbezogene Daten zur 
Durchführung eines bestimmten Forschungs-
vorhabens verarbeiten oder sonst unmittelbar 
aus Dateien nutzen, soweit der Betroffene ein-
gewilligt hat. Hierzu können ihnen personenbe-
zogene Daten mit Einwilligung des Betroffenen 
übermittelt werden. 

(2) Öffentliche Stellen bedürfen abweichend 
von Absatz 1 der Einwilligung des Betroffenen 
nicht, wenn der Zweck der Forschung nicht auf 
andere Weise erfüllt werden kann und 

1. das berechtigte Interesse der Allgemeinheit 
an der Durchführung des Forschungsvorha-
bens das Geheimhaltungsinteresse des Be-
troffenen erheblich überwiegt oder 

2. es nicht zumutbar ist, die Einwilligung einzu-
holen und schutzwürdige Belange des Betrof-
fenen nicht beeinträchtigt werden. 

(3) Nicht-öffentliche Stellen bedürfen abwei-
chend von Absatz 1 der Einwilligung des Betrof-
fenen nicht, wenn der Zweck der Forschung 
nicht auf andere Weise erfüllt werden kann 
und 

1. es nicht zumutbar ist, die Einwilligung einzu-
holen und schutzwürdige Belange des Betrof-
fenen nicht beeinträchtigt werden oder 
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2. ihnen die personenbezogenen Daten durch 
öffentliche Stellen nach Absatz 2 übermittelt 
worden sind. 

(4) Sobald der Forschungszweck es erlaubt, . 

sind die personenbezogenen Daten derart zu 
verändern, daß sie keine Einzelangaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen 
Person mehr sind (anonymisieren). Die Merk-
male, mit deren Hilfe anonymisierte Daten der-
art verändert werden können, daß sie wieder 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmba-
ren natürlichen Person werden, sind gesondert 
zu speichern. Diese Merkmale dürfen mit den 
anonymisierten Daten nicht mehr zusammen-
geführt werden. Eine Zusammenführung ist nur 
zulässig, wenn dies zur Erfüllung des For-
schungszweckes erforderlich ist. 

(5) Die wissenschaftliche Forschung betrei-
benden Stellen dürfen personenbezogene Daten 
nur an andere wissenschaftliche Forschung be-
treibende Stellen übermitteln. Die Übermittlung 
ist nur zulässig, wenn 

1, es sich um dasselbe Forschungsvorhaben 
handelt oder 

2. der Betroffene eingewilligt hat. 

(6) Die wissenschaftliche Forschung betrei-
benden Stellen dürfen personenbezogene Daten 
nur veröffentlichen, wenn 

1. der Betroffene eingewilligt hat oder 

2. dies für die Darstellung von Forschungser-
gebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte 
unerläßlich ist."  

6. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 4 

Rechte der Betroffenen 

(1) Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes 
in bezug auf die zu seiner Person gespeicherten 
Daten ein Recht auf Auskunft (§§ 1 a, 12, 13, 26, 
34) sowie auf Berichtigung, Sperrung oder Lö-
schung (§§ 1 a, 12, 14, 27, 35). 

(2) Die in Absatz 1 genannten Rechte des Be-
troffenen können nicht durch Rechtsgeschäft 
ausgeschlossen oder beschränkt werden. 

(3) Wird der Betroffene durch eine nach die-
sem Gesetz oder nach einer anderen Rechtsvor-
schrift über den Datenschutz rechtswidrige 
automatisierte Verarbeitung seiner personenbe-
zogenen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht 
verletzt oder in seinen sonstigen schutzwürdi-
gen Belangen beeinträchtigt, so hat ihm die 
speichernde Stelle unabhängig von einem Ver-
schulden den daraus entstandenen Schaden bis 
zu einem Betrag von 500 000,— DM zu ersetzen. 
Der Betroffene kann in besonders schweren 
Fällen wegen eines Schadens, der nicht Vermö

-

gensschaden ist, eine billige Entschädigung in 
Geld verlangen; die Entschädigung bestimmt 
sich nach § 847 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buches. Auf das Mitverschulden des Verletzten 
und auf die Verjährung sind §§ 254 und 852 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend anzu-
wenden. Weitergehende sonstige Schadenser-
satzansprüche bleiben unberührt. Der Rechts-
weg vor den ordentlichen Gerichten steht of-
fen. 

(4) Setzt die Zulässigkeit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten voraus, daß kein 
Grund zu der Annahme besteht, daß schutzwür-
dige Belange des Betroffenen beeinträchtigt 
werden, gilt Absatz 3 entsprechend, wenn der 
Betroffene in seinen schutzwürdigen Belangen 
beeinträchtigt wurde." 

7. § 5 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Den im Rahmen des § 1 Abs. 2 oder im 
Auftrag der dort genannten Personen oder Stel-
len bei der Datenverarbeitung beschäftigten 
Personen ist untersagt, personenbezogene Da-
ten unbefugt zu einem anderen als dem zur 
jeweiligen rechtmäßigen Aufgabenerfüllung ge-
hörenden Zweck zu verarbeiten, zu offenbaren 
oder sonst zu nutzen." 

8. Folgender § 6 a wird eingefügt: 

„§ 6a 

Automatisiertes Abrufverfahren 

(1) Die Einrichtung eines automatisierten 
Verfahrens, das die Übermittlung personenbe-
zogener Daten durch Abruf ermöglicht, ist zu-
lässig, soweit die Übermittlung der Daten durch 
unmittelbaren Abruf durch den Empfänger un-
ter Berücksichtigung der schutzwürdigen Be-
lange der Betroffenen und der Aufgaben, Ge-
schäftszwecke oder Ziele der speichernden 
Stelle oder des Empfängers angemessen ist. 

(2) Speichernde Stelle und Empfänger legen 
Anlaß und Zweck des Abrufverfahrens, die Da-
tenempfänger, die Art der zu übermittelnden 
Daten und die nach § 6 erforderlichen techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen 
schriftlich fest. Insbesondere muß gewährleistet 
sein, daß die Zulässigkeit des Abrufverfahrens 
kontrolliert werden kann. 

(3) Über die Einrichtung des Abrufverfahrens 
ist in den Fällen des zweiten Abschnitts der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz unter 
Mitteilung der Festlegungen nach Absatz 2 zu 
unterrichten. Die Einrichtung von Abrufverfah-
ren, bei denen die in § 13 Abs. 2 Nr. 1 und 2 
genannten Stellen beteiligt sind, bedarf der Zu-
stimmungen der für die speichernde und die ab-
rufende Stelle zuständigen obersten Bundes-
oder Landesbehörden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für den 
Anschluß an Datenbestände, die jedermann, sei 
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es ohne oder nach besonderer Zulassung, zur 
Benutzung offenstehen." 

9. § 7 Abs. 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gel-
ten für Behörden und sonstige öffentliche Stel-
len des Bundes, der bundesunmittelbaren Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts sowie für Vereinigungen sol-
cher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen. 
Für öffentlich-rechtliche Unternehmen, soweit 
sie am Wettbewerb teilnehmen, gelten von den 
Vorschriften dieses Abschnittes jedoch nur die 
§§ 15 bis 21. 

(2) Soweit der Datenschutz nicht durch Lan-
desgesetz geregelt ist, gelten die Vorschriften 
dieses Abschnittes mit Ausnahme der §§ 15 bis 
21 auch für 

1. Behörden und sonstige öffentliche Stellen der 
Länder, der Gemeinden und Gemeindever-
bände und der sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts und für deren 
Vereinigungen, soweit sie Bundesrecht aus-
führen, 

2. Behörden und sonstige öffentliche Stellen der 
Länder, soweit sie als Organe der Rechts-
pflege tätig werden, ausgenommen in Verwal-
tungsangelegenheiten. 

Für öffentlich-rechtliche Unternehmen, soweit 
sie im Wettbewerb teilnehmen und soweit sie 
die Voraussetzungen von Satz 1 Nr. 1 erfüllen, 
gelten die Vorschriften dieses Abschnittes 
nicht." 

10. § 8 wird wie folgt gefaßt: 

§8 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

im Auftrag 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten 
für die in § 7 Abs. 1 und 2 genannten Behörden 
und sonstigen öffentlichen Stellen auch, soweit 
personenbezogene Daten in ihrem Auftrag 
durch andere Personen oder Stellen verarbeitet 
werden. In diesen Fällen ist der Auftragnehmer 
unter besonderer Berücksichtigung der Eig-
nung der von ihm getroffenen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen (§ 6 Abs. 1) sorg-
fältig auszuwählen. 

(2) Soweit Behörden und sonstige öffentliche 
Stellen Auftragnehmer sind, gelten für sie nur 
die §§ 15 bis 21. Sie dürfen personenbezogene 
Daten in jeder der in § 2 Abs. 2 genannten Pha-
sen nur im Rahmen der Weisungen des Auftrag-
gebers verarbeiten. 

(3) Soweit juristische Personen, Gesellschaf-
ten und andere Personenvereinigungen des pri-
vaten Rechts, bei denen dem Bund oder einer 
bundesunmittelbaren Körperschaft, Anstalt 

oder Stiftung des öffentlichen Rechts die Mehr-
heit der Anteile gehört oder die Mehrheit der 
Stimmen zusteht, Auftragnehmer sind, gelten 
für sie die §§ 15 bis 21 entsprechend." 

11. § 9 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 9 
Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung 

(1) Das Speichern und das Verändern perso-
nenbezogener Daten ist nur für bestimmte 
Zwecke zulässig und wenn 

1. es zur rechtmäßigen Erfüllung der in der Zu-
ständigkeit der speichernden Stelle liegenden 
Aufgaben erforderlich ist und 

2. eine Abwägung ergibt, daß die schutzwürdi-
gen Belange des Betroffenen hinter dem In-
teresse der Allgemeinheit zurücktreten müs-
sen. 

Bestehende Zweckbindungen bleiben unbe-
rührt. 

(2) Die gespeicherten personenbezogenen Da-
ten dürfen durch die speichernde Stelle für die 
Zwecke genutzt werden, für die sie gespeichert 
worden sind. Eine Nutzung für andere Zwecke 
liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von 
Aufsichts- und Weisungsrechten oder der Rech-
nungsprüfung dient. Das Speichern oder das 
Nutzen gespeicherter personenbezogener Daten 
durch die speichernde Stelle für andere Zwecke 
ist nur zulässig, wenn 

1. eine Rechtsvorschrift dies erlaubt, 

2. der Betroffene eingewilligt hat, 

3. offensichtlich ist, daß sie im Interesse des Be-
troffenen liegt und er in.  Kenntnis des ande-
ren Zwecks einwilligen würde, 

4. die Daten für den anderen Zweck aufgrund 
einer durch Rechtsvorschrift festgelegten 
Auskunftspflicht beim Betroffenen erhoben 
werden dürfen, 

5. die Daten aus allgemein zugänglichen Quel-
len entnommen werden können oder die spei-
chernde Stelle sie veröffentlichen dürfte, es 
sei denn, daß die Interessen des Betroffenen 
an dem Ausschluß der Speicherung oder der 
Nutzung gespeicherter Daten offensichtlich 
überwiegen, 

6. sie zur Abwehr erheblicher Nachteile für das 
Gemeinwohl oder einer sonst unmittelbar 
drohenden Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit erforderlich ist, 

7. sie zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder 
zum Vollzug von Strafen oder Maßnahmen 
im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetz-
buches oder zur Vollstreckung von Bußgeld-
entscheidungen erforderlich ist oder 
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8. sie zur Abwehr einer schwerwiegenden Be-
einträchtigung der Rechte einer anderen Per-
son erforderlich ist. 

(3) Unterliegen die personenbezogenen Daten 
einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis 
und sind sie der speichernden Stelle von der zur 
Verschwiegenheit verpflichteten Person in Aus-
übung ihrer Berufs- oder Amtspflicht übermit-
telt worden, findet Absatz 2 Nr. 3 bis 8 keine 
Anwendung." 

12. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 10 

Datenübermittlung innerhalb des öffentlichen 
Bereichs 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten an Behörden und sonstige öffentliche Stel-
len ist zulässig, wenn 

1. sie zur rechtmäßigen Erfüllung der in der Zu-
ständigkeit der übermittelnden Stelle oder 
des Empfängers liegenden Aufgaben erfor-
derlich ist und 

2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nut-
zung nach § 9 Abs. 2 und 3 zulassen würden. 

(2) Die übermittelnde Stelle prüft die Zuläs-
sigkeit der Übermittlung. Erfolgt die Übermitt-
lung auf Grund eines Ersuchens des Empfän

-

gers, hat die übermittelnde Stelle lediglich zu 
prüfen, ob das Übermittlungsersuchen im Rah-
men der Aufgaben des Empfängers liegt. Die 
Zulässigkeit der Übermittlung im übrigen prüft 
sie nur, wenn hierfür im Einzelfall besonderer 
Anlaß besteht. Der Empfänger hat der übermit-
telnden Stelle die zur Prüfung erforderlichen 
Angaben zu machen. 

(3) Erfolgt die Übermittlung durch automati-
sierten Abruf, obliegt die Prüfung der Zulässig-
keit des einzelnen Abrufs dem Empfänger. Die 
speichernde Stelle prüft die Zulässigkeit der Ab-
rufe nur, wenn hierfür Anlaß besteht. Sie hat zu 
gewährleisten, daß die Übermittlung personen-
bezogener Daten zumindest durch geeignete 
Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft 
werden kann. 

(4) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten an Stellen der öffentlich-rechtlichen Reli-
gionsgesellschaften ist in entsprechender An-
wendung der Vorschriften über die Datenüber-
mittlung an Behörden und sonstige öffentliche 
Stellen zulässig, sofern sichergestellt ist, daß bei 
dem Empfänger ausreichende Datenschutzmaß-
nahmen getroffen werden. 

(5) Der Empfänger darf die übermittelten Da-
ten nur für die Zwecke nutzen zu deren Erfül-
lung sie ihm übermittelt worden sind. Eine 
Nutzung für andere Zwecke ist nur zulässig, 
wenn die in § 9 Abs. 2 Satz 3 genannten Voraus-
setzungen vorliegen; § 9 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 gilt 
entsprechend." 

13. § 11 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 11 

Datenübermittlung an Stellen 
außerhalb des öffentlichen Bereichs 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten an Personen und an andere als in § 10 ge-
nannten Stellen ist zulässig, wenn 

1 sie zur rechtmäßigen Erfüllung der in der Zu-
ständigkeit der übermittelnden Stelle liegen-
den Aufgaben erforderlich ist und die Voraus-
setzungen vorliegen, die eine Nutzung nach 
§ 9 Abs. 2 zulassen würden, oder 

2. der Empfänger ein berechtigtes Interesse an 
der Kenntnis der zu übermittelnden Daten 
glaubhaft macht und dadurch schutzwürdige 
Belange des Betroffenen nicht beeinträchtigt 
werden. 

(2) In den Fällen der Übermittlung nach Ab-
satz 1 Nr. 2 unterrichtet die übermittelnde Stelle 
den Betroffenen über die Übermittlung seiner 
personenbezogenen Daten. Dies gilt nicht, wenn 
damit zu rechnen ist, daß er davon auf andere 
Weise Kenntnis erlangt, oder wenn die Unter-
richtung die öffentliche Sicherheit gefährden 
oder sonst dem Wohle des Bundes oder eines 
Landes Nachteile bereiten würde. 

(3) Unterliegen die personenbezogenen Daten 
einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis 
und sind sie der übermittelnden Stelle von der 
zur Verschwiegenheit verpflichteten Person in 
Ausübung ihrer Berufs- oder Amtspflicht über-
mittelt worden, ist für die Zulässigkeit der Über-
mittlung ferner erforderlich, daß die gleichen 
Voraussetzungen gegeben sind, unter denen sie 
die zur Verschwiegenheit verpflichtete Person 
übermitteln dürfte. 

(4) Der Empfänger darf die übermittelten Da-
ten nur für die Zwecke nutzen, zu deren Erfül-
lung sie ihm übermittelt worden sind. 

(5) Auf die Übermittlung an Behörden und 
sonstige Stellen außerhalb des Geltungsbe-
reichs dieses Gesetzes sowie an über- und zwi-
schenstaatliche Stellen finden die Absätze 1 bis 
3 nach Maßgabe der für diese Übermittlung gel-
tenden Gesetze und Vereinbarungen Anwen-
dung. Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, 
daß die übermittelten Daten nur zu dem Zweck 
genutzt werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie 
ihm übermittelt wurden. Eine Übermittlung un-
terbleibt, soweit Grund zu der Annahme be-
steht, daß dadurch gegen den Zweck eines deut-
schen Gesetzes verstoßen würde. 

(6) Die Prüfung der Zulässigkeit der Über-
mittlung obliegt der übermittelnden Stelle." 

14. § 12 wird aufgehoben. 
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15. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 

Auskunft an den Betroffenen 

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die 
zu seiner Person gespeicherten Daten, auch so-
weit sie sich auf Herkunft oder Empfänger die-
ser Daten beziehen, sowie über den Zweck der 
Speicherung Auskunft zu erteilen. In dem An-
trag soll die Art der personenbezogenen Daten, 
über die Auskunft erteilt werden soll, näher be-
zeichnet werden. Die speichernde Stelle be-
stimmt das Verfahren, insbesondere die Form 
der Auskunftserteilung nach pflichtgemäßem 
Ermessen. 

(2) Eine Verpflichtung zur Auskunftserteilung 
besteht nicht. 

1. für die Verfassungsschutzbehörden, den Bun-
desnachrichtendienst, den Militärischen Ab-
schirmdienst und, soweit die Sicherheit des 
Bundes berührt wird, andere Behörden des 
Bundesministers der Verteidigung, 

2. für die Behörden der Staatsanwaltschaft und 
der Polizei, soweit eine Abwägung ergibt, daß 
die schutzwürdigen Belange des Betroffenen 
hinter dem öffentlichen Interesse, die Aus-
kunft nicht zu erteilen, zurücktreten müssen; 
dies gilt auch für Behörden und sonstige öf-
fentliche Stellen der Finanzverwaltung, so-
weit sie personenbezogene Daten in Erfül-
lung ihrer gesetzlichen Aufgaben im Anwen-
dungsbereich der Abgabenordnung zur Über-
wachung und Überprüfung speichern, 

3. für die personenbezogenen Daten, die nicht 
länger als drei Monate ausschließlich zum 
Zwecke der Datensicherung oder Daten-
schutzkontrolle gespeichert sind oder auf 
Grund gesetzlicher Aufbewahrungsvorschrif-
ten nicht nach § 14 Abs. 3 gelöscht werden 
dürfen. 

(3) Die Auskunftserteilung unterbleibt, so-
weit 

1. die Auskunft die rechtmäßige Erfüllung der 
in der Zuständigkeit der speichernden Stelle 
liegenden Aufgaben gefährden würde, 

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährden oder sonst dem Wohle 
des Bundes oder eines Landes Nachteile be-
reiten würde, 

3. die personenbezogenen Daten oder die Tatsa-
che ihrer Speicherung nach einer Rechtsvor-
schrift oder ihrem Wesen nach, namentlich 
wegen der überwiegenden berechtigten Inter-
essen einer dritten Person geheimgehalten 
werden müssen, 

4. die Auskunft sich auf die Übermittlung perso-
nenbezogener Daten von den oder an die Ver-
fassungsschutzbehörden, den Bundesnach-
richtendienst, den Militärischen Abschirm

-

dienst und, soweit die Sicherheit des Bundes 
berührt wird, andere Behörden des Bundes-
ministers der Verteidigung bezieht. 

(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung be-
darf einer Begründung nicht, soweit durch die 
Mitteilung der tatsächlichen und rechtlichen 
Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, 
der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte 
Zweck gefährdet würde. Die Ablehnung der 
Auskunftserteilung durch die in Absatz 2 Nr. 1 
genannten Behörden braucht nicht begründet 
zu werden. 

(5) Unterbleibt die Auskunft gegenüber dem 
Betroffenen, so ist sie auf sein Verlangen dem 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz zu er-
teilen, soweit nicht die jeweils zuständige ober-
ste Bundesbehörde im Einzelfall feststellt, daß 
dadurch die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes gefährdet wird. Die Mitteilung des Bun-
desbeauftragten an den Betroffenen darf keine 
Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der spei-
chernden Stelle zulassen, sofern sie nicht einer 
weitergehenden Auskunft zustimmt. 

(6) Die Auskunft ist dem Betroffenen unent-
geltlich zu erteilen. Ist das Auskunftsverlangen 
mutwillig, kann für die Auskunft eine Gebühr 
verlangt werden. Die Bundesregierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates die Höhe der Gebühr 
näher zu bestimmen. Die Gebühren dürfen nur 
zur Deckung des unmittelbar auf Amtshandlun-
gen dieser Art entfallenden Verwaltungsauf-
wandes erhoben werden."  

16. § 14 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 14 

Berichtigung, Sperrung und Löschung 
von Daten 

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichti-
gen, wenn sie unrichtig sind. 

(2) Personenbezogene Daten sind zu sperren, 
wenn ihre Richtigkeit vom Betroffenen bestrit-
ten wird und sich weder die Richtigkeit noch die 
Unrichtigkeit feststellen läßt. Gesperrte Daten 
sind mit einem entsprechenden Vermerk zu ver-
sehen. Sie dürfen nicht mehr verarbeitet, insbe-
sondere übermittelt, oder sonst genutzt werden. 
Das gilt nicht, wenn die Nutzung zu wissen-
schaftlichen Zwecken, zur Behebung einer be-
stehenden Beweisnot oder aus sonstigen im 
überwiegenden Interesse der speichernden 
Stelle oder eines Dritten liegenden Gründen un-
erläßlich ist oder der Betroffene in die Nutzung 
eingewilligt hat. 

(3) Personenbezogene Daten sind zu löschen, 
wenn ihre Speicherung unzulässig war oder 
ihre Kenntnis für die speichernde Stelle zur 
rechtmäßigen Erfüllung der in ihrer Zuständig-
keit liegenden Aufgaben nicht mehr erforder-
lich ist. Die Löschung unterbleibt, wenn Grund 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/5343 

zu der Annahme besteht, daß durch die Lö-
schung schutzwürdige Belange des Betroffenen 
beeinträchtigt würden. Ist eine Löschung wegen 
der besonderen Art der Speicherung nicht oder 
nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
möglich, kann an die Stelle der Löschung eine 
Sperrung nach Absatz 2 treten. 

(4) Von der Berichtigung, der Sperrung nach 
Absatz 2 Satz 1 sowie einer Löschung oder Sper-
rung wegen Unzulässigkeit der Speicherung 
sind die Stellen zu verständigen, denen im Rah-
men einer regelmäßigen Datenübermittlung 
derartige Daten zur Speicherung weitergegeben 
werden, wenn dies zur Wahrung schutzwürdiger 
Belange des Betroffenen erforderlich ist."  

17. § 15 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 15 

Durchführung des Datenschutzes 
in der Bundesverwaltung 

Die obersten Bundesbehörden, der Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn sowie die bundes-
unmittelbaren Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die von 
einer obersten Bundesbehörde lediglich Rechts-
aufsicht ausgeübt wird, haben jeweils für ihren 
Geschäftsbereich die Ausführung dieses Geset-
zes sowie anderer Rechtsvorschriften über den 
Datenschutz sicherzustellen. Sie haben insbe-
sondere dafür zu sorgen, daß 

1. eine Übersicht über die Art der gespeicherten 
personenbezogenen Daten und über die Auf-
gaben, zu deren Erfüllung die Kenntnis die-
ser Daten erforderlich ist, sowie über deren 
regelmäßige Empfänger geführt wird, 

2. bestimmte Regelfristen für die Löschung der 
von ihnen gespeicherten personenbezogenen 
Daten festgelegt werden und 

3. die ordnungsgemäße Anwendung der Daten-
verarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe 
personenbezogene Daten verarbeitet werden 
sollen, überwacht wird."  

18. In § 17 wird Absatz 5 wie folgt gefaßt: 

„(5) Der Bundesbeauftragte wird beim Bun-
desminister des Innern eingerichtet. Er unter-
steht der Dienstaufsicht des Bundesministers 
des Innern. Dem Bundesbeauftragten ist die für 
die Erfüllung seiner Aufgaben notwendige Per-
sonal- und Sachausstattung zur Verfügung zu 
stellen; sie ist im Einzelplan des Bundesmini-
sters des Innern in einem eigenen Kapitel aus-
zuweisen. Die Stellen sind im Einvernehmen 
mit dem Bundesbeauftragten zu besetzen; die 
Mitarbeiter können, falls sie mit der beabsich-
tigten Maßnahme nicht einverstanden sind, nur 
im Einvernehmen mit ihm versetzt, abgeordnet 
oder umgesetzt werden." 

19. § 19 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 19 

Aufgaben des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz 

(1) Der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz kontrolliert bei den in § 7 Abs. 1 genann-
ten Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen 
des Bundes, unbeschadet ihrer fachlichen Beur-
teilung und Verantwortlichkeit, die ihnen bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben obliegen, die Ein-
haltung der Vorschriften dieses Gesetzes sowie 
die Einhaltung anderer Vorschriften über den 
Datenschutz, soweit sie 

1. die Verarbeitung personenbezogener Daten 
in Dateien oder ihre unmittelbare Nutzung 
aus Dateien regeln oder 

2. die Verarbeitung oder Nutzung personenbe-
zogener Daten außerhalb von Dateien regeln, 
wenn der Betroffene dem Bundesbeauftrag-
ten hinreichende Anhaltspunkte dafür dar-
legt, daß er dabei in seinen Rechten verletzt 
worden ist oder dem Bundesbeauftragten 
hinreichende Anhaltspunkte für derartige 
Verletzung vorliegen. Die Kontrolle ist auf 
den Einzelfall beschränkt. 

(2) Die Gerichte unterliegen der Kontrolle des 
Bundesbeauftragten nur, soweit sie in Verwal-
tungsangelegenheiten tätig werden. 

(3) Der Bundesbeauftragte kann der Bundes-
regierung und einzelnen Bundesministern so-
wie den übrigen in § 7 Abs. 1 genannten Behör-
den und sonstigen Stellen Empfehlungen zur 
Verbesserung des Datenschutzes geben und sie 
in Fragen des Datenschutzes beraten. Auf An-
forderung des Deutschen Bundestages oder der 
Bundesregierung hat der Bundesbeauftragte 
Gutachten zu erstellen und Berichte zu erstat-
ten. Außerdem erstattet er dem Deutschen Bun-
destag regelmäßig alle zwei Jahre einen Tätig-
keitsbericht. Auf Ersuchen des Deutschen Bun-
destages, des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages oder der Bundesregierung kann 
der Bundesbeauftragte ferner Hinweise auf An-
gelegenheiten und Vorgänge des Datenschutzes 
bei den in § 7 Abs. 1 genannten Behörden und 
sonstigen Stellen nachgehen. Der Bundesbeauf-
tragte kann sich jederzeit an den Deutschen 
Bundestag wenden. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Behörden und 
sonstigen Stellen sind verpflichtet, den Bundes-
beauftragten und seine Beauftragten bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Ihnen 
ist dabei insbesondere 

1. Auskunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in 
alle Unterlagen und Akten zu gewähren, die 
im Zusammenhang mit der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten stehen, namentlich in 
die gespeicherten Daten und in die Datenver-
arbeitungsprogramme, 
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2. jederzeit Zutritt in alle Diensträume zu ge-
währen. 

(5) Absatz 4 gilt auch für personenbezogene 
Daten, die einem Berufs- oder besonderen 
Amtsgeheimnis unterliegen. Das Post- und 
Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 des Grundge-
setzes) wird eingeschränkt, soweit dies zur Aus-
übung der Kontrolle bei der Deutschen Bundes-
post erforderlich ist. Der Kontrolle durch den 
Bundesbeauftragten unterliegen nicht: 

1. personenbezogene Daten, die durch besonde-
res Gesetz ausdrücklich von der Kontrolle 
durch den Bundesbeauftragten ausgenom-
men sind, 

2. personenbezogene Daten, die der Kontrolle 
durch die Kommission nach § 9 des Gesetzes 
zu Artikel 10 GG unterliegen, es sei denn, die 
Kommission ersucht den Bundesbeauftrag-
ten, die Einhaltung der Vorschriften über den 
Datenschutz bei bestimmten Vorgängen oder 
in bestimmten Bereichen zu kontrollieren 
und ausschließlich ihr darüber zu berichten, 
und 

3. wenn der Betroffene der Kontrolle durch den 
Bundesbeauftragten widerspricht, 

a) - personenbezogene Daten, die dem Steuer-
geheimnis nach § 30 der Abgabenordnung 
oder dem Arztgeheimnis unterliegen, und 

b) personenbezogene Daten in Personalak-
ten oder in den Akten über die Sicher-
heitsüberprüfung. 

(6) Absatz 4 gilt für die in § 13 Abs. 2 Nr. 1 und 
2 genannten Behörden mit der Maßgabe, daß 
die Unterstützung nur dem Bundesbeauftragten 
selbst und den von ihm schriftlich besonders 
damit Beauftragten zu gewähren ist. Absatz 4 
Satz 2 gilt für die in § 13 Abs. 2 Nr. 1 und 2 
genannten Behörden nicht, soweit die jeweils 
zuständige oberste Bundesbehörde im Einzel-
fall feststellt, daß die Einsicht in Unterlagen 
und Akten die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes gefährdet. 

(7) Der Bundesbeauftragte führt ein Register 
der Dateien, in denen personenbezogene Daten 
gespeichert werden. Das gilt nicht für die Da-
teien des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 
des Bundesnachrichtendienstes, des Militäri-
schen Abschirmdienstes und, soweit die Sicher-
heit des Bundes berührt wird, anderer Behör-
den des Bundesministers der Verteidigung. Die 
Behörden und sonstigen Stellen, deren Dateien 
in das Register aufgenommen werden, sind ver-
pflichtet,. dem Bundesbeauftragten eine Über-
sicht über Art und Verwendungszweck zuzulei-
ten. Das Register kann von jedermann eingese-
hen werden. Das Nähere regelt der Bundesmini-
ster des Innern durch Rechtsverordnung. 

(8) Der Bundesbeauftragte wirkt auf die Zu-
sammenarbeit mit den Behörden und sonstigen 
öffentlichen Stellen, die für die Kontrolle der 

Einhaltung der Vorschriften über den Daten-
schutz in den Ländern zuständig sind, sowie mit 
den Aufsichtsbehörden nach den §§ 30 und 40 
hin."  

20. § 20 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Bundesbeauftragte kann von einer 
Beanstandung absehen oder auf eine Stellung-
nahme der betroffenen Stelle verzichten, insbe-
sondere wenn es sich um unerhebliche oder in-
zwischen beseitigte Mängel handelt." 

21. § 21 wird wie folgt gefaßt: 

„§21 

Anrufung des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz 

Jedermann kann sich an den Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz wenden, wenn er 
der Ansicht ist, bei der Verarbeitung oder son-
stigen Nutzung seiner personenbezogenen Da-
ten durch die in § 7 Abs. 1 genannten Behörden 
oder sonstigen öffentlichen Stellen des Bundes, 
ausgenommen die Gerichte, soweit sie nicht in 
Verwaltungsangelegenheiten tätig werden, in 
seinen Rechten verletzt worden zu sein."  

22. § 22 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gel-
ten für natürliche und juristische Personen, Ge-
sellschaften und andere Personenvereinigun-
gen des privaten Rechts, soweit sie personenbe-
zogene Daten als Hilfsmittel für die Erfüllung 
ihrer Geschäftszwecke oder Ziele verarbeiten. 
Sie gelten mit Ausnahme der §§ 28 bis 30 nach 
Maßgabe von Satz 1 auch für öffentlich-rechtli-
che Unternehmen, die am Wettbewerb teilneh-
men, soweit sie die Voraussetzungen von § 7 
Abs. 1 Satz r oder § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 erfül-
len." 

23. § 23 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 23 

Datenspeicherung und -nutzung 

(1) Das Speichern und das Nutzen gespeicher-
ter personenbezogener Daten durch die spei-
chernde Stelle ist zulässig 

1. im Rahmen der Zweckbestimmung eines 
Vertragsverhältnisses oder vertragsähnli-
chen Vertrauensverhältnisses mit dem Be-
troffenen, 

2. soweit es zur Wahrung berechtigter Interes-
sen der speichernden Stelle erforderlich ist 
und kein Grund zu der Annahme besteht, daß 
dadurch schutzwürdige Belange des Betroffe-
nen beeinträchtigt werden oder 

3. soweit die Daten aus allgemein zugänglichen 
Quellen entnommen werden können oder die 
speichernde Stelle sie veröffentlichen dürfte, 
es sei denn, daß die Interessen des Betroffe- 
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nen an dem Ausschluß der Speicherung oder 
Nutzung durch die speichernde Stelle offen-
sichtlich überwiegen. 

(2) Unterliegen die personenbezogenen Daten 
einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis 
und sind sie von der zur Verschwiegenheit ver-
pflichteten Person in Ausübung ihrer Berufs-
oder Amtspflicht übermittelt worden, so dürfen 
sie von der speichernden Stelle nur für den 
Zweck genutzt werden, für den sie ihr übermit-
telt worden sind." 

2. die Übermittlung zur Wahrung berechtigter 
Interessen der übermittelnden Stelle oder ei-
nes Dritten oder der Allgemeinheit erforder-
lich ist und dadurch schutzwürdige Belange 
des Betroffenen nicht beeinträchtigt werden, 

3. es sich um listenmäßig oder sonst zusammen-
gefaßte Daten über Angehörige einer Perso-
nengruppe handelt, die sich auf Namen, Titel, 
akademische Grade, das Geburtsdatum, die 
Anschrift und Rufnummer sowie auf eine An-
gabe über die Zugehörigkeit des Betroffenen 
zu dieser Personengruppe beschränken und 
kein Grund zu der Annahme besteht, daß da-
durch schutzwürdige Belange des Betroffe-
nen beeinträchtigt werden, 

4. die Daten aus allgemein zugänglichen Quel-
len entnommen werden können oder die spei-
chernde Stelle sie veröffentlichen dürfte, es 
sei denn, daß die Interessen des Betroffenen 
an dem Ausschluß der Übermittlung offen-
sichtlich überwiegen, oder 

5. im Rahmen der Zweckbestimmung eines 
Vertragsverhältnisses gespeicherte Daten, 
soweit sie sich auf die Angaben nach Num-
mer 3 beschränken, für Zwecke der Werbung 
oder der Markt- oder Meinungsforschung ge-
nutzt werden sollen. 

Die übermittelten Daten sind beim Empfänger 
zu löschen, wenn der Betroffene der Nutzung 
für Zwecke der Werbung oder der Markt- oder 
Meinungsforschung widerspricht. Sie sind für 
diese Nutzung zu sperren, soweit der Empfän-
ger sie noch für andere Zwecke nutzen darf. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für personenbezogene 
Daten, die einem Berufs- oder besonderen 
Amtsgeheimnis unterliegen und die von der zur 
Verschwiegenheit verpflichteten Person in Aus

-

übung ihrer Berufs- oder Amtspflicht übermit-
telt worden sind. 

(3) Der Empfänger darf die übermittelten Da-
ten nur für die Zwecke nutzen, zu deren Erfül-
lung sie ihm übermittelt worden sind. Eine 
Nutzung für andere Zwecke ist nur zulässig, 
wenn kein Grund zu der Annahme besteht, daß 
dadurch schutzwürdige Belange des Betroffe-
nen beeinträchtigt werden. Werden Daten an 
Behörden oder sonstige öffentliche Stellen über-
mittelt, ist eine Nutzung für andere Zwecke nur 
zulässig, wenn die in § 9 Abs. 2 Satz 3 genannten 
Voraussetzungen vorliegen; § 9 Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 3 gilt entsprechend." 

25. § 26 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 26 

Auskunft an den Betroffenen 

(1) Werden erstmals zur Person des Betroffe-
nen Daten gespeichert, ist er darüber sowie 
über die Art der Daten _zu benachrichtigen, es 
sei denn, daß er auf andere Weise Kenntnis von 
der Speicherung erlangt hat. 

(2) Der Betroffene kann Auskunft über die zu 
seiner Person gespeicherten Daten verlangen, 
auch soweit sie sich auf Herkunft oder Empfän-
ger dieser Daten beziehen. Werden die Daten 
automatisch verarbeitet, kann der Betroffene 
Auskunft auch über die Personen und Stellen 
verlangen, an die seine Daten regelmäßig über-
mittelt werden. Er soll die Art der personenbe-
zogenen Daten, über die Auskunft erteilt wer-
den soll, näher bezeichnen. Die Auskunft wird 
schriftlich erteilt, soweit nicht wegen besonde-
rer Umstände eine andere Form der Auskunfts-
erteilung angemessen ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit 

1. das Bekanntwerden personenbezogener Da-
ten die Geschäftszwecke oder Ziele der spei-
chernden Stelle erheblich gefährden würde 
und berechtigte Interessen des Betroffenen 
nicht entgegenstehen, 

2. die zuständige öffentliche Stelle gegenüber 
der speichernden Stelle festgestellt hat, daß 
das Bekanntwerden der personenbezogenen 
Daten die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung gefährden oder sonst dem Wohle des 
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten 
würde, 

3. die personenbezogenen Daten nach einer 
Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, na-
mentlich wegen der überwiegenden berech-
tigten Interessen einer dritten Person, ge-
heimgehalten werden müssen, 

4. die personenbezogenen Daten aus allgemein 
zugänglichen Quellen entnommen sind, 

5. die personenbezogenen Daten im Rahmen 
technischer oder organisatorischer Maßnah- 

24. § 24 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 24 

Datenübermittlung 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten ist zulässig, wenn 

1. die Übermittlung im Rahmen der Zweckbe-
stimmung eines Vertragsverhältnisses oder 
vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses 
mit dem Betroffenen erforderlich ist, 
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men nach § 6 Abs. 1 gespeichert sind oder auf-
grund gesetzlicher, satzungsmäßiger oder 
vertraglicher Aufbewahrungsvorschriften 
nicht nach § 27 Abs. 3 gelöscht werden dür-
fen. 

(4) Für die Auskunft darf ein Entgelt nicht 
verlangt werden. Ist das Auskunftsverlangen 
mutwillig, kann für die Auskunft ein Entgelt 
verlangt werden, das über die durch die Aus-
kunftserteilung entstandenen direkt zurechen-
baren Kosten nicht hinausgehen darf." 

26. § 27 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 27 

Berichtigung, Sperrung und Löschung 
von Daten 

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichti-
gen, wenn sie unrichtig sind. 

(2) Personenbezogene Daten sind zu sperren, 
wenn ihre Richtigkeit vom Betroffenen bestrit-
ten wird und sich weder die Richtigkeit noch die 
Unrichtigkeit feststellen läßt. Die Vorschriften 
über das Verfahren und die Rechtsfolgen der 
Sperrung in § 14 Abs. 2 Sätze 2 bis 4 gelten ent-
sprechend. 

(3) Personenbezogene Daten sind zu löschen, 
wenn ihre Speicherung unzulässig war oder 
ihre Kenntnis für die Erfüllung des Zweckes der 
Speicherung nicht mehr erforderlich ist. Die Lö-
schung unterbleibt, wenn Grund zu der An-
nahme besteht, daß durch die Löschung schutz-
würdige Belange des Betroffenen beeinträchtigt 
würden oder wenn gesetzliche Aufbewahrungs-
fristen entgegenstehen; in diesen Fällen sind 
die Daten zu sperren. Daten über gesundheitli-
che Verhältnisse, strafbare Handlungen, Ord-
nungswidrigkeiten sowie religiöse oder politi-
sche Anschauungen sind zu löschen, wenn ihre 
Richtigkeit von der speichernden Stelle nicht 
bewiesen werden kann. 

(4) Von der Berichtigung, der Sperrung nach 
Absatz 2 Satz 1 sowie einer Löschung oder Sper-
rung wegen Unzulässigkeit der Speicherung 
sind die Stellen zu verständigen, denen im Rah-
men einer regelmäßigen Datenübermittlung 
derartige Daten zur Speicherung weitergegeben 
werden, wenn dies zur Wahrung schutzwürdiger 
Belange des Betroffenen erforderlich ist."  

27. § 28 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Beauftragte für den Datenschutz ist 
dem Inhaber, dem Vorstand, dem Geschäftsfüh-
rer oder dem sonstigen gesetzlich oder verfas-
sungsmäßig berufenen Leiter unmittelbar zu 
unterstellen. Er ist bei Anwendung seiner Fach-
kunde auf dem Gebiet des Datenschutzes wei-
sungsfrei. Er darf wegen der Erfüllung seiner 
Aufgaben nicht benachteiligt werden. Die Be-
stellung zum Beauftragten für den Datenschutz 
kann nur in entsprechender Anwendung von  

§ 626 des Bürgerlichen Gesetzbuches widerru-
fen werden. Der Beauftragte für den Daten-
schutz ist zur Verschwiegenheit über die Identi-
tät des Betroffenen sowie über Umstände, die 
Rückschlüsse auf den Betroffenen zulassen, 
verpflichtet, soweit er nicht davon durch den 
Betroffenen befreit  wird."  

28. § 30 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 30 
Aufsichtsbehörde 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Auf-
sichtsbehörde überprüft im Einzelfall die Aus-
führung dieses Gesetzes sowie anderer Vor-
schriften über den Datenschutz, soweit diese die 
Verarbeitung personenbezogener Daten in Da-
teien oder ihre unmittelbare Nutzung aus Da-
teien regeln, im Anwendungsbereich dieses Ab-
schnittes, wenn ihr hinreichende Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, daß eine dieser Vorschriften 
durch eine der in § 22 Abs. 1 und 2 genannten 
Personen, Gesellschaften oder anderen Perso-
nenvereinigungen verletzt worden ist, insbeson-
dere, wenn es der Betroffene selbst begründet 
darlegt. Ausgenommen von der Überprüfung 
nach Satz 1 sind privatwirtschaftliche Einrich-
tungen der öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaften, soweit für sie vergleichbare kirch-
liche Regelungen gelten. Die Aufsichtsbehörde 
hat den Beauftragten für den Datenschutz zu 
unterstützen, wenn er sich an sie wendet (§ 29 
Abs. 1 Satz 2). 

(2) Die nach Absatz 1 der Überprüfung unter-
liegenden Personen, Gesellschaften und ande-
ren Personenvereinigungen sowie die mit deren 
Leitung beauftragten Personen haben der Auf-
sichtsbehörde auf Verlangen die für die Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte 
unverzüglich zu erteilen. Der Auskunftspflich-
tige kann die Auskunft auf solche Fragen ver-
weigern, deren Beantwortung ihn selbst oder ei-
nen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilpro-
zeßordnung bezeichneten Angehörigen der Ge-
fahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Die von der Aufsichtsbehörde mit der 
Überwachung beauftragten Personen sind be-
fugt, soweit es zur Erfüllung der der Aufsichts-
behörde übertragenen Aufgaben erforderlich 
ist, Grundstücke und Geschäftsräume der Stelle 
zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen 
vorzunehmen und in die geschäftlichen Unterla-
gen, namentlich in die nach § 29 Satz 3 Nr. 1 von 
Beauftragten für den Datenschutz zu führende 
Übersicht, in die gespeicherten personenbezoge-
nen Daten und die Datenverarbeitungspro-
gramme Einsicht zu nehmen. Der Auskunfts-
pflichtige hat diese Maßnahmen zu dulden. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. 
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(4) Zur Gewährleistung des Datenschutzes 
nach diesem Gesetz und anderen Vorschriften 
über den Datenschutz kann die Aufsichtsbe-
hörde anordnen, daß Maßnahmen zur Beseiti-
gung festgestellter technischer oder organisato-
rischer Mängel getroffen werden. Bei schwer-
wiegenden Mängeln kann sie den Einsatz ein-
zelner Verfahren untersagen, wenn die angeord-
neten Maßnahmen zur Beseitigung nicht in an-
gemessener Zeit durchgeführt werden oder 
nicht zur Beseitigung der festgestellten Mängel 
geführt haben. Sie kann die Abberufung des 
nach § 28 bestellten Beauftragten für den Da-
tenschutz verlangen, wenn er die in § 28 Abs. 2 
genannten Voraussetzungen nicht erfüllt. 

(5) Die Anwendung der Gewerbeordnung auf 
die den Vorschriften dieses Abschnittes unter-
liegenden Gewerbebetriebe bleibt unberührt. 

(6) Die Landesregierungen oder die von ihnen 
ermächtigten Stellen bestimmen die für die 
Überwachung der Durchführung des Daten-
schutzes im Anwendungsbereich dieses Ab-
schnittes zuständigen Aufsichtsbehörden. Die 
Länder können Berichte über die Tätigkeit die-
ser Behörden veröffentlichen. Durch Landesge-
setz kann bestimmt werden, daß derartige Be-
richte in regelmäßigen Abständen zu veröffent-
lichen sind." 

29. § 31 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 31 
Anwendungsbereich 

(1) Für natürliche und juristische Personen, 
Gesellschaften und andere Personenvereinigun-
gen des privaten Rechts sowie für öffentlich-
rechtliche Unternehmen, die am Wettbewerb 
teilnehmen, soweit sie die Voraussetzungen von 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 oder § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 erfül-
len, gelten 

1. die §§ 32 bis 35, soweit diese Stellen geschäfts-
mäßig personenbezogene Daten zum Zweck 
der Übermittlung speichern und übermitteln; 
dabei ist es unerheblich, ob die. Daten vor der 
Übermittlung verändert werden, 

2. § 36, soweit diese Stellen geschäftsmäßig per-
sonenbezogene Daten zum Zweck der Anony-
misierung (§ 3 a Abs. 4 Satz 1) speichern, sie 
anonymisieren und sie in dieser Form über-
mitteln, 

3. § 37, soweit diese Stellen geschäftsmäßig per-
sonenbezogene Daten im Auftrag ais Dienst-
leistungsunternehmen verarbeiten. 

(2) Für natürliche und juristische Personen, 
Gesellschaften und andere Personenvereinigun-
gen des privaten Rechts gelten außerdem die 
§§ 38 bis 40. Satz 1 gilt nicht für juristische Per-
sonen, Gesellschaften und andere Personenver-
einigungen des privaten Rechts, bei denen der 
öffentlichen Hand die Mehrheit der Anteile ge-
hört oder die Mehrheit der Stimmen zusteht,  

soweit diese Personen oder Personenvereini-
gungen geschäftsmäßig personenbezogene Da-
ten im Auftrag von Behörden oder sonstigen 
öffentlichen Stellen als Dienstleistungsunter-
nehmen verarbeiten; § 8 Abs. 3 bleibt unbe-
rührt. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Vorschriften 
gelten für die dort genannten Personen, Gesell-
schaften und anderen Personenvereinigungen 
auch insoweit, als die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten in deren Auftrag durch andere 
Personen oder Stellen betrieben wird. In diesen 
Fällen ist der Auftragnehmer unter besonderer 
Berücksichtigung der Eignung der von ihm ge-
troffenen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen (§ 6 Abs. 1) sorgfältig auszuwäh-
len." 

30. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 32 
Datenspeicherung, -übermittlung und -nutzung 

(1) Das Speichern und Nutzen gespeicherter 
personenbezogener Daten durch die speichern-
de Stelle ist zulässig, soweit 

1. kein Grund zu der Annahme besteht, daß da-
durch schutzwürdige Belange des Betroffe-
nen beeinträchtigt werden oder 

2. die Daten aus allgemein zugänglichen Quel-
len entnommen werden können oder die spei-
chernde Stelle sie veröffentlichen dürfte, es 
sei denn, daß die Interessen des Betroffenen 
an dem Ausschluß der Speicherung oder 
Nutzung durch die speichernde Stelle offen-
sichtlich überwiegen. 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Da-
ten ist zulässig, 

1. wenn der Empfänger ein berechtigtes Inter-
esse an ihrer Kenntnis glaubhaft dargelegt 
hat und kein Grund zu der Annahme besteht, 
daß durch die Übermittlung schutzwürdige 
Belange des Betroffenen beeinträchtigt wer-
den, oder 

2. wenn es sich um listenmäßige oder sonst zu-
sammengefaßte Daten über Angehörige einer 
Personengruppe für Zwecke der Werbung 
oder der Markt- oder Meinungsforschung 
handelt, die sich auf Namen, Titel, akademi-
sche Grade, den Tag der Geburt, die Anschrift 
und Rufnummer sowie auf eine Angabe über 
die Zugehörigkeit des Betroffenen zu dieser 
Personengruppe beschränken und kein 
Grund zu der Annahme besteht, daß dadurch 
schutzwürdige Belange des Betroffenen be-
einträchtigt werden. 

Bei der Übermittlung nach Nummer 1 sind die 
Gründe für das Vorliegen eines berechtigten In-
teresses und die Mittel für ihre glaubhafte Dar-
legung von der übermittelnden Stelle aufzu-
zeichnen. Die übermittelten Daten sind beim 
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Empfänger zu löschen, wenn der Betroffene der 
Nutzung für Zwecke der Werbung oder der 
Markt- oder Meinungsforschung widerspricht. 
Sie sind für diese Nutzung zu sperren, soweit 
der Empfänger sie noch für andere Zwecke nut-
zen darf. 

(3) Der Empfänger darf die übermittelten Da-
ten nur für die Zwecke nutzen, zu deren Erfül-
lung sie ihm übermittelt worden sind. Eine 
Nutzung für andere Zwecke ist nur zulässig, 
wenn kein Grund zu der Annahme besteht, daß 
dadurch schutzwürdige Belange des Betroffe-
nen beeinträchtigt werden. Werden Daten an 
Behörden oder sonstige öffentliche Stellen über-
mittelt, ist eine Nutzung für andere Zwecke nur 
zulässig, wenn die in § 9 Abs. 2 Satz 3 genannten 
Voraussetzungen vorliegen; § 9 Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 3 gilt entsprechend." 

31. § 34 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 34 

Auskunft an den Betroffenen 

(1) Werden erstmals zur Person des Betroffe-
nen Daten übermittelt, ist er darüber sowie über 
die Art der Daten zu benachrichtigen, es sei 
denn, daß er auf andere Weise von der Speiche-
rung Kenntnis erlangt hat. Satz 1 gilt nicht für 
Übermittlungen nach § 32 Abs. 2 Nr. 2 sowie für 
Übermittlungen von aus allgemein zugängli-
chen Quellen entnommenen Daten, soweit sie 
sich auf diejenigen Personen beziehen, die diese 
Daten veröffentlicht haben. 

(2) Der Betroffene kann Auskunft über die zu 
seiner Person gespeicherten Daten verlangen; 
über Herkunft und Empfänger der Daten ist 
Auskunft zu erteilen, wenn der Betroffene be-
gründete Zweifel an der Richtigkeit der Daten 
geltend macht. Werden die Daten automatisch 
verarbeitet, kann der Betroffene Auskunft auch 
über die Personen und Stellen verlangen, an die 
seine Daten regelmäßig übermittelt werden. Die 
Auskunft wird schriftlich erteilt, soweit nicht 
wegen besonderer Umstände eine andere Form 
der Auskunftserteilung angemessen ist. 

(3) Die  Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit 

1. das Bekanntwerden personenbezogener Da-
ten überwiegende berechtigte Interessen ei-
ner dritten Person schädigen würde, 

2. die zuständige öffentliche Stelle gegenüber 
der speichernden Stelle festgestellt hat, daß 
das Bekanntwerden der personenbezogenen 
Daten die öffentliche Sicherheit gefährden 
oder sonst dem Wohle des Bundes oder eines 
Landes Nachteile bereiten würde, 

3. die personenbezogenen Daten ausschließlich 
im Rahmen technischer oder organisatori-
scher Maßnahmen nach § 6 Abs. 1 gespei-
chert sind oder auf Grund gesetzlicher, sat-
zungsmäßiger oder vertraglicher Aufbewah

-

rungsvorschriften nicht nach § 35 Abs. 3 ge-
löscht werden dürfen. 

(4) Die Auskunft ist dem Betroffenen unent-
geltlich zu erteilen. Für die Auskunft kann je-
doch ein Entgelt verlangt werden, wenn das 
Auskunftsverlangen mutwillig ist oder der Be-
troffene die Auskunft gegenüber Dritten zu 
wirtschaftlichen Zwecken nutzen kann. Das 
Entgelt darf über die durch die Auskunftsertei-
lung entstandenen direkt zurechenbaren Ko-
sten nicht hinausgehen. Ein Entgelt kann in den 
Fällen nicht verlangt werden, in denen durch 
besondere Umstände die Annahme gerechtfer-
tigt wird, daß personenbezogene Daten unrich-
tig oder unzulässig gespeichert werden, oder in 
denen die Auskunft ergeben hat, daß die perso-
nenbezogenen Daten zu berichtigen oder unter 
der Voraussetzung des § 35 Abs. 3 Satz 1 zu lö-
schen sind." 

32. § 35 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 35 

Berichtigung, Sperrung und Löschung 
von Daten 

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichti-
gen, wenn sie unrichtig sind. 

(2) Personenbezogene Daten sind zu sperren, 
wenn ihre Richtigkeit vom Betroffenen bestrit-
ten wird und sich weder die Richtigkeit noch die 
Unrichtigkeit feststellen läßt. Die Vorschriften 
über das Verfahren und die Rechtsfolgen der 
Sperrung in § 14 Abs. 2 Sätze 2 bis 4 gelten ent-
sprechend. 

(3) Personenbezogene Daten sind zu löschen, 
wenn ihre Speicherung unzulässig war. Sie sind 
ferner am Ende des fünften Kalenderjahres 
nach ihrer Einspeicherung zu löschen. Die Lö-
schung unterbleibt, wenn Grund zu der An-
nahme besteht, daß durch die Löschung schutz-
würdige Belange des Betroffenen beeinträchtigt 
würden oder wenn gesetzliche Aufbewahrungs-
fristen entgegenstehen; in diesen Fällen sind 
die Daten zu sperren. Ist eine Löschung wegen 
der besonderen Art der Speicherung nicht oder 
nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
möglich, kann an die Stelle der Löschung eine 
Sperrung nach Absatz 2 treten. Daten über ge-
sundheitliche Verhältnisse, strafbare Handlun-
gen, Ordnungswidrigkeiten sowie religiöse oder 
politische Anschauungen sind zu löschen, wenn 
ihre Richtigkeit von der speichernden Stelle 
nicht bewiesen werden kann. 

(4) Abweichend von Absatz 1 ist den aus allge-
mein zugänglichen Quellen entnommenen, zu 
Dokumentationszwecken gespeicherten Daten 
auf Verlangen des Betroffenen seine Gegendar-
stellung für die Dauer der Speicherung dieser 
Daten beizufügen; die Daten dürfen nicht ohne  

Gegendarstellung übermittelt werden. Die in 
Satz 1 genannten Daten sind nicht nach Ab-
satz 3 Sätze 2 bis 4 zu sperren oder zu löschen, 
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außer es handelt sich um solche mit dem in 
Absatz 3 Satz 5 genannten Inhalt. 

(5) Von der Berichtigung, der Sperrung nach 
Absatz 2 Satz 1 sowie einer Löschung oder Sper-
rung wegen Unzulässigkeit der Speicherung 
sind die Stellen zu verständigen, denen im Rah-
men einer regelmäßigen , Datenübermittlung 
derartige Daten zur Speicherung weitergegeben 
werden, wenn dies zur Wahrung schutzwürdiger 
Belange des Betroffenen erforderlich ist."  

33. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 
„(1) Die in § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 genann 

ten Personen, Gesellschaften und anderen 
Personenvereinigungen sind verpflichtet, die 
gespeicherten personenbezogenen Daten zu 
anonymisieren. § 3 a Abs. 4 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. § 3 a Abs. 4 Satz 4 ist mit der 
Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß 
eine Zusammenführung und die dadurch er-
möglichte Nutzung der Daten noch für die 
Erfüllung des Zweckes der Speicherung oder 
zu wissenschaftlichen Zwecken erforderlich 
ist. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Satz 2 erster 
Halbsatz" durch die Worte „Satz 3" ersetzt. 

34. § 39 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 39 
Meldepflichten 

(1) Die in § 31 genannten Personen, Gesell-
schaften und anderen Personenvereinigungen 
sowie ihre Zweigniederlassungen und unselb-
ständigen Zweigstellen haben die Aufnahme ih-
rer Tätigkeit bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde binnen eines Monats anzumelden. Satz 1 
findet auf privatrechtliche Einrichtungen der 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
keine Anwendung, soweit für sie vergleichbare 
kirchliche Regelungen gelten. 

(2) Bei der Anmeldung sind folgende Angaben 
zu dem bei der Aufsichtsbehörde geführten Re-
gister mitzuteilen: 

1. Name oder Firma der Stelle, 

2. Inhaber, Vorstände, Geschäftsführer oder 
sonstige gesetzlich oder verfassungsmäßig 
berufene Leiter und die mit der Leitung der 
Datenverarbeitung beauftragten Personen, 

3. Anschrift, 

4. Geschäftszwecke oder Ziele der Stelle und 
" der Datenverarbeitung, 

5. Name des Beauftragten für den Daten-
schutz, 

6. Art der von ihr oder in ihrem Auftrag gespei-
cherten personenbezogenen Daten. 

(3) Bei der Anmeldung sollen außerdem fol-
gende Angaben mitgeteilt werden, die nicht in 
das Register aufgenommen werden, 

1. Art der eingesetzten Datenverarbeitungsan-
lagen, 

2. bei regelmäßiger Übermittlung personenbe-
zogener Daten Empfänger und Art der über-
mittelten Daten. 

(4) Absatz 1 gilt für die Beendigung der Tätig-
keit sowie für die Änderung der nach Absätzen 
2 und 3 mitgeteilten Angaben entsprechend." 

35. § 40 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 40 
Aufsichtsbehörde 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Auf-
sichtsbehörde überwacht die Ausführung dieses 
Gesetzes sowie anderer Vorschriften über den 
Datenschutz, soweit sie die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten in Dateien oder ihre un-
mittelbare Nutzung aus Dateien regeln, im An-
wendungsbereich dieses Abschnittes. Sie nimmt 
insbesondere auch die in § 30 Abs. 1 genannten 
Aufgaben wahr. Sie führt das Register über die 
nach § 39 Abs. 1 anmeldepflichtigen Stellen. Das 
Register kann von jedem eingesehen werden. 
Ausgenommen von der Überwachung nach 
Satz 1 sind privatrechtliche Einrichtungen der 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften, 
soweit für sie vergleichbare kirchliche Regelun-
gen gelten. 

(2) Die übrigen Vorschriften über die Auf-
sichtsbehörde in § 30 Abs. 2 bis 6 finden entspre-
chende Anwendung." 

36. § 41 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 41 
Straftaten 

(1) Wer unbefugt von diesem Gesetz ge-
schützte personenbezogene Daten, die nicht of-
fenkundig sind, 

1. übermittelt oder verändert, 

2. zum Abruf mittels automatisierten Verfah-
rens bereithält, 

3. abruft oder sich aus Dateien verschafft, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1. die Übermittlung von personenbezogenen 
Daten, die von diesem Gesetz geschützt wer-
den und nicht offenkundig sind, durch unrich-
tige Angaben erschleicht oder´ 
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2. bei anonymisierten Daten, deren Anonymi-
sierung von diesem Gesetz geregelt wird, un-
befugt den Personenbezug wiederherstellt. 

(3) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, sich oder einen anderen zu berei-
chern oder einen anderen zu schädigen, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder Geldstrafe. 

(4) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt" 

37. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Nummer 4 wie folgt gefaßt: 

„4. entgegen § 39 Abs. 1 oder 4 eine Meldung 
nicht oder nicht rechtzeitig erstattet oder 
entgegen § 39 Abs. 2 oder 4 bei einer sol-
chen Meldung die erforderlichen Anga-
ben nicht, nicht richtig oder nicht voll-
ständig mitteilt," 

b) In Absatz 1 werden folgende Nummern 6 und 
7 angefügt: 

„6. entgegen § 11 Abs. 4 oder § 24 Abs. 3 oder 
§ 32 Abs. 3 die ihm übermittelten Daten 
nicht im Rahmen der Zweckbindung bei 
der Übermittlung nutzt, 

7. entgegen § 30 Abs. 4 einer Anordnung der 
Aufsichtsbehörde . nicht nachgekommen 
ist"  

38. § 43 wird aufgehoben. 

39. § 44 wird aufgehoben. 

40. § 45 wird aufgehoben. 

Artikel 2 
Änderung des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Das Verwaltungsverfahrensgesetz vom 25. Mai 
1976 (BGBl. I  S. 1253), geändert durch Artikel 7 Nr. 4 
des Gesetzes vom 2. Juli 1976 (BGBl. I S. 1749), wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Teils I erhält folgende Fas-
sung: 

„Teil I. 
Anwendungsbereich, örtliche Zuständigkeit, 

personenbezogene Informationen, Amtshilfe" 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein-
gefügt: 

„(2 a) Die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Be-
hörden unterliegen, soweit sie personenbezo-
gene Daten in Dateien verarbeiten oder sonst 
unmittelbar aus Dateien nutzen, den Vor-
schriften des Ersten und Zweiten Abschnittes  

sowie des § 41 des Bundesdatenschutzgeset-
zes. Gleiches gilt nach Maßgabe des § 7 Abs. 2 
und 3 des Bundesdatenschutzgesetzes für die 
in Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten Behörden, 
wenn sie Bundesrecht ausführen. § 19 Abs. 1 
des Bundesdatenschutzgesetzes bleibt unbe-
rührt." 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 
„§ 7 Abs. 2 und 3 des Bundesdatenschutzgeset-
zes bleibt unberührt." 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird durch folgende Absätze 2 und 3 
ersetzt: 

„(2) Dieses Gesetz gilt ferner nicht für 

1. Verfahren der Bundes- oder Landesfinanz

-

behörden nach der Abgabenordnung, 

2. die Strafverfolgung, die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, die 
Rechtshilfe für das Ausland in Straf- und 
Zivilsachen und, unbeschadet des § 80 
Abs. 4, für Maßnahmen des Richterdienst-
rechts, 

3. die in § 51 des Sozialgerichtsgesetzes be-
zeichneten Angelegenheiten sowie das 
Recht der Ausbildungsförderung, das 
Schwerbehindertenrecht, das Wohngeld-
recht und das Recht der Sozialhilfe, der Ju-
gendhilfe und der Kriegsopferfürsorge. 

(3) Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme der 
§§ 3 a bis 3 e nicht für 

1. Verfahren vor dem Deutschen Patentamt 
und den bei diesem errichteten Schiedsstel-
len, 

2. das Recht des Lastenausgleichs, 

3. das Recht der Wiedergutmachung." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4; in Num-
mer 2 werden die Worte „§§ 4 bis 13" durch die 
Worte „§§ 3 a bis 13" ersetzt. 

4. Nach § 3 werden folgende §§ 3 a bis 3 e eingefügt: 

„§ 3a 
Erhebung 

(1) Erhebung ist das im Rahmen öffentlich-
rechtlicher Verwaltungstätigkeit betriebene Be-
schaffen von Informationen über persönliche 
und sachliche Verhältnisse einer natürlichen 
Person (personenbezogene Informationen) beim 
Betroffenen oder bei anderen Personen oder 
Stellen. 

(2) Personenbezogene Informationen sind 
beim Betroffenen zu erheben. Ohne seine Mit-
wirkung dürfen sie nur erhoben werden, wenn 

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder 
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2. die zu erfüllende Verwaltungsaufgabe ihrer 
Art nach eine Erhebung bei anderen Stellen 
oder Personen erforderlich macht und keine 
Anhaltspunkte dafür bestehen, daß berech-
tigte Interessen des Betroffenen beeinträch-
tigt werden. 

(3) Werden personenbezogene Informationen 
beim Betroffenen auf Grund einer Rechtsvor-
schrift erhoben, ist er auf sie, sonst auf die Frei-
willigkeit seiner Angaben hinzuweisen. Auf Ver-
langen ist er über die Rechtsvorschrift aufzuklä-
ren. 

§ 3b 
Geheimhaltung 

Die Behörde darf personenbezogene Informa-
tionen sowie Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse nicht unbefugt offenbaren. 

§3c 
Zweckbindung 

(1) Die Behörde darf von ihr erhobene perso-
nenbezogene Informationen verwenden oder 
übermitteln, soweit dies dem Zweck der Erhe-
bung dient. Personenbezogene Informationen, 
die der Behörde nach Satz 1 oder auf Grund von 
Mitteilungs- und Auskunftspflichten zur Erfül-
lung einer ihr obliegenden Aufgabe mitgeteilt 
worden sind, gelten als von ihr hierfür erhoben. 

(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen personen-
bezogene Informationen zu anderen Zwecken 
verwendet oder übermittelt werden, wenn 

1. eine Rechtsvorschrift dies erlaubt, 

2. der Betroffene eingewilligt hat, 

3. offensichtlich ist, daß es im Interesse des Be-
troffenen liegt und er in Kenntnis des anderen 
Zwecks einwilligen würde, 

4. die Informationen für den anderen Zweck auf 
Grund einer durch Rechtsvorschrift festgeleg-
ten Auskunftspflicht beim Betroffenen erho-
ben werden dürfen, 

5. die Informationen aus allgemein zugänglichen 
Quellen entnommen werden können oder die 
Behörde sie veröffentlichen dürfte, es sei denn, 
daß die Interessen des Betroffenen . an dem 
Ausschluß der Verwendung oder Übermittlung 
offensichtlich überwiegen, 

6. es zur Abwehr erheblicher Nachteile für das 
Gemeinwohl oder einer sonst unmittelbar dro-
henden Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
erforderlich ist, 

7. es zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder 
zum Vollzug von Strafen oder Maßnahmen im 
Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbu-
ches oder zur Vollstreckung von Bußgeldent-
scheidungen erforderlich ist oder 

8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beein-
trächtigung der Rechte einer anderen Person 
erforderlich ist. 

Eine Verwendung oder Übermittlung für andere 
Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrneh-
mung von Aufsichts- und Weisungsrechten oder 
der Rechnungsprüfung dient. 

(3) Die Behörde darf personenbezogene Infor-
mationen, von denen sie auf andere Weise als 
nach Absatz 1 oder 2 Kenntnis erlangt hat, ver-
wenden und übermitteln, soweit dies zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlich ist; im übrigen 
ist eine Übermittlung unter den Voraussetzun-
gen .  des Absatzes 2 zulässig. 

(4) Sind personenbezogene Informationen, die 
nach den Absätzen 1 bis 3 übermittelt werden 
dürfen, mit weiteren personenbezogenen Infor-
mationen des Betroffenen oder eines Dritten so 
verbunden, daß sie nicht oder nur mit unvertret-
barem Aufwand voneinander getrennt werden 
können, darf die Behörde auch diese übermitteln. 
Dies gilt nicht, wenn berechtigte Interessen des 
Betroffenen oder des Dritten an der Geheimhal-
tung der Informationen im Einzelfall offensicht-
lich überwiegen. 

§ 3d 

Auskunft an den Betroffenen 

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag über perso-
nenbezogene Informationen, welche die Behörde 
über ihn besitzt, Auskunft zu erteilen, soweit der 
Betroffene Angaben macht, die das Auffinden 
der Informationen ermöglichen, und der für die 
Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand 
nicht außer Verhältnis zu dem vom Betroffenen 
geltend gemachten Informationsinteresse steht. 
Auf Verlangen des Betroffenen sind in die Aus-
kunft nach Satz 1 die Herkunft und die Empfän-
ger personenbezogener Informationen einzube-
ziehen. Über die Form der Erteilung der Aus-
kunft entscheidet die Behörde nach pflichtgemä-
ßem Ermessen; dabei dürfen berechtigte Interes-
sen Dritter nicht beeinträchtigt werden. 

(2) Eine Verpflichtung zur Erteilung der Aus-
kunft besteht nicht 

1. für die Verfassungsschutzbehörden, den Bun-
desnachrichtendienst, den Militärischen Ab-
schirmdienst und, soweit die Sicherheit des 
Bundes berührt wird, andere Behörden des 
Bundesministers der Verteidigung, 

2. für die Behörden der Polizei, soweit eine Ab-
wägung ergibt, daß die berechtigten Interes-
sen des Betroffenen hinter dem öffentlichen 
Interesse, die Auskunft nicht zu erteilen, zu-
rücktreten müssen. 

(3) Die Erteilung der Auskunft unterbleibt, so-
weit 

1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung 
der Aufgaben der Behörde gefährden würde, 
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2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährden oder sonst dem Wohle des 
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten 
würde, 

3. die personenbezogenen Informationen oder 
die Tatsache, daß die Behörde Kenntnis von 
ihnen hat, nach einer Rechtsvorschrift oder ih-
rem Wesen nach, namentlich wegen der über-
wiegenden berechtigten Interessen einer drit-
ten Person, geheimgehalten werden müssen, 

4. die Auskunft sich auf die Übermittlung perso-
nenbezogener Informationen von den oder an 
die Verfassungsschutzbehörden, den Bundes-
nachrichtendienst, den Militärischen Ab-
schirmdienst und, soweit die Sicherheit des 
Bundes berührt wird, andere Behörden des 
Bundesministers der Verteidigung bezieht. 

(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung be-
darf einer Begründung nicht, soweit durch die 
Mitteilung der tatsächlichen und rechtlichen 
Gründe, auf welche die Entscheidung gestützt 
wird, der mit der Auskunftsverweigerung ver-
folgte Zweck gefährdet würde. Die Ablehnung 
der Auskunftserteilung durch die in Absatz 2 
Nr. 1 genannten Behörden braucht nicht begrün-
det zu werden. 

§ 3e 
Berichtigung und Sperrung personenbezogener 

Informationen 

(1) Wird festgestellt, daß personenbezogene In-
formationen unrichtig sind, oder wird ihre Rich-
tigkeit von dem Betroffenen bestritten, so ist dies 
in der Akte zu vermerken oder auf sonstige 
Weise festzuhalten. 

(2) Personenbezogene Informationen sind auf 
Antrag zu sperren, wenn ohne die Sperrung be-
rechtigte Interessen des Betroffenen beeinträch-
tigt würden und die Informationen für die künf-
tige Aufgabenerfüllung der Behörde nicht mehr 
erforderlich sind. Gesperrte Informationen sind 
mit einem entsprechenden Vermerk zu versehen; 
sie dürfen nicht mehr verwendet oder übermit-
telt werden."  

5. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz an- 
gefügt: 

„§ 3 a Abs. 3 sowie die §§ 3 b, 3 c und 3 e bleiben 
unberührt." 

b) Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Eine weitergehende Pflicht, bei der Ermitt-
lung des Sachverhalts mitzuwirken, insbeson-
dere eine Pflicht zum persönlichen Erschei-
nen, zur Angabe von Informationen, die perso-
nenbezogen oder Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse sind, sowie zur Aussage, besteht 

nur, soweit sie durch Rechtsvorschrift beson-
ders vorgesehen ist."  

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge-
fügt: 

„(3) Soweit eine Verpflichtung zur Mitwir-
kung besteht oder die Mitwirkung Vorausset-
zung für die Gewährung von Rechtsvorteilen 
ist, muß der Beteiligte hierauf, sonst auf die 
Freiwilligkeit seiner Mitwirkung hingewiesen 
werden."  

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

6. § 30 wird aufgehoben. 

Artikel 3 
Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes 

und der Lander in Angelegenheiten 
des Verfassungsschutzes und ü ber das Bundesamt 

far Verfassungsschutz 
(Bundesverfassungsschutzgesetz — BVerfSchG) 

§1 
Zusammenarbeitspflicht 

(1) Der Bund und die Länder sind verpflichtet, in 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes zusam-
menzuarbeiten. 

(2) Die Zusammenarbeit besteht auch in gegen-
seitiger Unterstützung und Hilfeleistung. 

§2 

Verfassungsschutzbehörden 

(1) Für die Zusammenarbeit des Bundes mit den 
Ländern errichtet und unterhält der Bund ein Bun-
desamt für Verfassungsschutz als Bundesoberbe-
hörde. Es untersteht dem Bundesminister des In-
nern. Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf 
einer polizeilichen Dienststelle nicht angegliedert 
werden. 

(2) Für die Zusammenarbeit der Länder mit dem 
Bund und der Länder untereinander bestimmt und 
unterhält jedes Land eine Behörde zur Bearbeitung 
von Angelegenheiten des Verfassungsschutzes. 

§3 

Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden 

(1) Aufgabe der Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder ist die Sammlung und Aus-
wertung von Informationen, insbesondere Auskünf-
ten, Nachrichten und Unterlagen, über 

1. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung, den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerich-
tet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchti-
gung der Amtsführung von Mitgliedern verfas- 
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sungsmäßiger Organe des Bundes oder eines 
Landes zum Ziele haben, 

2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche 
Tätigkeiten im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
für eine fremde Macht, 

3. Bestrebungen im Geltungsbereich dieses Geset-
zes, die durch Anwendung von Gewalt oder dar-
auf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswär-
tige Belange der Bundesrepublik Deutschland 
gefährden. 

(2) Die Verfassungsschutzbehörden des Bundes 
und der Länder wirken mit 

1. bei der Überprüfung von Personen, denen im öf-
fentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftige  

Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse an-
vertraut werden, die Zugang dazu erhalten sollen 
oder ihn sich verschaffen können, 

2. bei der Überprüfung von Personen, die an sicher-
heitsempfindlichen Stellen von lebens- oder ver-
teidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt 
sind oder werden sollen, 

3. bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum 
Schutz von im öffentlichen Interesse geheimhal-
tungsbedürftigen Tatsachen, Gegenständen oder 
Erkenntnissen gegen die Kenntnisnahme durch 
Unbefugte. 

§4 
Gegenseitige Unterrichtung 

der Verfassungsschutzbehörden 

(1) Das Bundesamt für Verfassungsschutz unter-
richtet die Verfassungsschutzbehörde eines Landes 
über alle Angelegenheiten, deren Kenntnis für das 
Land zum Zwecke des Verfassungsschutzes erfor-
derlich ist. Die Verfassungsschutzbehörden der 
Länder unterrichten einander über Angelegenhei-
ten, deren Kenntnis für das jeweilige Land zum 
Zwecke des Verfassungsschutzes erforderlich ist, 
sowie das Bundesamt für Verfassungsschutz über 
alle Angelegenheiten des Verfassungsschutzes, de-
ren Kenntnis zur Erfüllung seiner Aufgaben erfor-
derlich ist. Die Unterrichtung schließt die Übermitt-
lung personenbezogener Informationen ein. 

(2) Die Verfassungsschutzbehörden dürfen, unbe-
schadet der Befugnis, eigene Dateien zu führen, zur 
Sammlung und Auswertung ihrer Informationen 
gemeinsame Datenbestände zum Abruf von Infor-
mationen im automatisierten Verfahren durch sie 
bereithalten. Hierbei ist die Errichtung von Da-
teien, die neben Angaben zur Person und Hinwei-
sen auf bestehende Akten auch Textzusätze aus Ak-
ten enthalten, nur zulässig für eng umgrenzte An-
wendungsgebiete zur Aufklärung von sicherheits-
gefährdenden oder geheimdienstlichen Tätigkeiten 
oder von Bestrebungen, die darauf gerichtet sind, 
Gewalt anzuwenden oder Gewaltanwendung vorzu-
bereiten. Die Zugriffsberechtigung ist auf Personen 
zu beschränken, die unmittelbar mit Arbeiten in 
diesem Anwendungsgebiet betraut sind; in der Er-
richtungsanordnung (§ 14) ist die Erforderlichkeit  

der Aufnahme von Textzusätzen in die Datei zu 
begründen. 

§5 

Befugnisse des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz 

(1) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen 
Informationen erheben, verarbeiten und sonst nut-
zen sowie nachrichtendienstliche Mittel anwenden, 
soweit nicht die §§ 6 bis 14 die Erhebung und Über-
mittlung personenbezogener Informationen sowie 
die Verarbeitung und sonstige Nutzung personen-
bezogener Daten in Dateien besonders regeln. Poli-
zeiliche Befugnisse oder Weisungsbefugnisse ste-
hen dem Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 
zu; es darf die Polizei auch nicht im Wege der Amts-
hilfe um Maßnahmen ersuchen, zu denen es selbst 
nicht befugt ist. 

(2) Von mehreren geeigneten Maßnahmen hat 
das Bundesamt für Verfassungsschutz diejenige zu 
wählen, die den Betroffenen voraussichtlich am we-
nigsten beeinträchtigt. Eine Maßnahme darf keinen 
Nachteil herbeiführen, der erkennbar außer Ver-
hältnis zu dem beabsichtigten Erfolg steht. 

§6 

Erhebung personenbezogener Informationen 

(1) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf 
personenbezogene Informationen erheben, soweit 
dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist. 

(2) Die Erhebung personenbezogener Informatio-
nen durch Anwendung nachrichtendienstlicher Mit-
tel ist zulässig, wenn 

1. tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorhanden 
sind, daß 
a) auf diese Weise Erkenntnisse über Bestrebun-

gen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 oder die 
zur Erforschung solcher Erkenntnisse erfor-
derlichen • Nachrichtenzugänge gewonnen 
werden können oder 

b) dies zur Abschirmung der Mitarbeiter, Ein-
richtungen, Gegenstände und Nachrichtenzu-
gänge des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz gegen sicherheitsgefährdende oder ge-
heimdienstliche Tätigkeiten erforderlich ist, 

2. die Erforschung des Sachverhalts auf andere 
Weise nicht möglich ist oder den Betroffenen 
stärker beeinträchtigen würde und  

3. die Anwendung des nachrichtendienstlichen Mit-
tels nicht außer Verhältnis zur Bedeutung des 
aufzuklärenden Sachverhalts steht. 

Die Maßnahme ist unverzüglich zu beenden, wenn 
ihr Zweck erreicht ist oder sich Anhaltspunkte da-
für ergeben, daß er nicht oder nicht auf diese Weise 
erreicht werden kann. - 
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(3) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, eine 
Überprüfung nach § 3 Abs. 2 nur nach Zustimmung 
des Betroffenen durchführen. Dasselbe gilt für eine 
Überprüfung seines Ehegatten, Verlobten oder der 
Person, mit der der Betroffene in eheähnlicher Ge-
meinschaft lebt. 

§7 

Speicherung, Veränderung und sonstige Nutzung 
personenbezogener Daten in Dateien 

(1) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf 
für Zwecke des Verfassungsschutzes personenbezo-
gene Daten in Dateien speichern, verändern und 
sonst nutzen, wenn 

1. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht von 
Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 
vorliegen, 

2. dies für die Erforschung und Bewertung von Be-
strebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 er-
forderlich ist oder 

3. das Bundesamt für Verfassungsschutz nach § 3 
Abs. 2 tätig wird. 

(2) Daten über Personen, die das 16. Lebensjahr 
nicht vollendet haben, dürfen nicht in Dateien ge-
speichert werden. Personenbezogene Daten Min-
derjähriger, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
sind nach zwei Jahren auf die Erforderlichkeit der 
Speicherung zu überprüfen und spätestens nach 
fünf Jahren zu löschen, es sei denn, daß nach Ein-
tritt der Volljährigkeit weitere Erkenntnisse nach 
§ 3 Abs. 1 angefallen sind. 

(3) Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat die 
Speicherungsdauer auf das für seine Aufgabener-
füllung erforderliche Maß zu beschränken. 

§8 

Übermittlung von Informationen an das 
Bundesamt für Verfassungsschutz ohne Ersuchen 

(1) Die Behörden des Bundes und die bundesun-
mittelbaren juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts übermitteln von sich aus dem Bundesamt 
für Verfassungsschutz die ihnen bekannt geworde-
nen Informationen einschließlich personenbezoge-
ner Informationen über 

1. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche 
Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Nr. 2, 

2. Bestrebungen nach § 3 Abs. 1, die darauf gerich-
tet sind, Gewalt anzuwenden oder Gewaltanwen-
dung vorzubereiten, 

wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die Über-
mittlung für die Erfüllung der Aufgaben des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz erforderlich ist. 
Weitere Informationen dürfen sie dem Bundesamt 
für Verfassungsschutz übermitteln, wenn die Infor-
mationen Tatsachen über Bestrebungen nach § 3 
Abs. 1 enthalten. Die Regelung dieses Absatzes fin

-

det auf die bundesunmittelbaren Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts sowie den Deutschlandfunk und 
die Deutsche Welle keine Anwendung. 

(2) Das Bundesamt für Verfassungsschutz prüft, 
ob die übermittelten Informationen für die Erfül-
lung seiner Aufgaben erforderlich sind. Ergibt die 
Prüfung, daß sie nicht erforderlich sind, hat das 
Bundesamt für Verfassungsschutz die Unterlagen 
zu vernichten. 

(3) Besondere Rechtsvorschriften über die Über

-

mittlung von Informationen an das Bundesamt für 
Verfassungsschutz bleiben- unberührt. Eine Über-
mittlung unterbleibt, soweit ihr besondere gesetzli-
che Übermittlungsregelungen entgegenstehen. 

§9 

Übermittlung personenbezogener Informationen 
an das Bundesamt für Verfassungsschutz 

auf Ersuchen 

(1) Das Bundesamt für Verfassungsschutz kann 
zur Erfüllung seiner Aufgaben nie Übermittlung 
der erforderlichen personenbezogenen Informatio-
nen an jeder Stelle, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnimmt, verlangen und amtlich ge-
führte Register einsehen, wenn die Erforschung auf 
andere Weise nicht, nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand oder nur durch eine den Betroffenen stär-
ker belastende Maßnahmen erfolgen kann. § 8 
Abs. 3 findet Anwendung. 

(2) Das Bundesamt für Verfassungsschutz 
braucht Ersuchen nach Absatz 1 nicht zu begrün-
den. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
ist über sie ein Verzeichnis zu führen, aus dem der 
Zweck des Ersuchens, die ersuchte Behörde und die 
Aktenfundstelle hervorgehen. Das Verzeichnis ist 
gesondert aufzubewahren, gegen unberechtigten 
Zugriff zu sichern und am Ende des Kalenderjah-
res, das dem Jahr seiner Erstellung folgt, zu ver-
nichten. 

§ 10 
Übermittlung personenbezogener Informationen 

durch das Bundesamt für Verfassungsschutz 

(1) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, per-
sonenbezogene Informationen an Behörden des 
Bundes und bundesunmittelbare juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts übermitteln, wenn dies 
zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, der 
Empfänger die Informationen für Zwecke der öf-
fentlichen Sicherheit einschließlich des Schutzes 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
benötigt oder die Übermittlung durch Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes zugelassen ist. Die Emp-
fängerbehörde darf die personenbezogenen Infor-
mationen, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist, nur zu dem Zweck nutzen, zu dem sie ihr 
übermittelt werden. 
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(2) Absatz 1 gilt auch für die Übermittlung perso-
nenbezogener Informationen an Dienststellen der 
Stationierungsstreitkräfte im Rahmen von Artikel 3 
des Zusatzabkommens zu dem Abkommen zwi-
schen den Parteien des Nordatlantikvertrages über 
die Rechtsstellung ihrer Truppen hinsichtlich der in 
der Bundesrepublik Deutschland stationierten aus-
ländischen Streitkräfte vom 3. August 1959 (BGBl. 
1961 II S. 1183). 

(3) Personenbezogene Informationen dürfen an 
andere als öffentliche Stellen nicht übermittelt wer-
den, es sei denn, daß dies zum Schutz der freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung, des Bestan-
des oder der Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des erforderlich ist und der Bundesminister des In-
nern seine Zustimmung erteilt hat. Das Bundesamt 
für Verfassungsschutz hat ein Verzeichnis über 
diese Auskünfte zu führen, aus dem der Zweck der 
Übermittlung, die Aktenfundstelle und der Empfän-
ger hervorgehen. § 9 Abs. 2 Satz 3 ist • anzuwenden. 
Der Empfänger darf die übermittelten Informatio-
nen nur für die Zwecke nutzen, für deren Erfüllung 
sie ihm übermittelt worden sind. 

(4) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf 
personenbezogene Daten an ausländische öffentli-
che Stellen sowie an über- und zwischenstaatliche 
Stellen übermitteln, wenn 

1. die Übermittlung zur Erfüllung seiner Aufgaben 
oder zur Wahrung erheblicher Sicherheitsinter-
essen der Stelle, der sie übermittelt werden, er-
forderlich ist und 

2. eine Abwägung mit den schutzwürdigen Belan-
gen des Betroffenen ergibt, daß die Belange der 
Bundesrepublik Deutschland überwiegen. 

Über die Übermittlung ist ein Verzeichnis zu füh-
ren, aus dem der Zweck der Übermittlung, der Emp-
fänger und die Aktenfundstelle hervorgehen. § 9 
Abs. 2 Satz 3 ist anzuwenden. Der Empfänger ist 
darauf hinzuweisen, daß die übermittelten Daten 
nur zu dem Zweck genutzt werden dürfen, zu des-
sen Erfüllung sie ihm übermittelt wurden. 

(5) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf 
Informationen über ein Verhalten Minderjähriger 
vor Vollendung des 16. Lebensjahres nur übermit-
teln, soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür vor-
liegen, daß der Betroffene eine gewalttätige Hand-
lung plant, begeht oder begangen hat, und die Über-
mittlung zur Abwehr einer erheblichen Gefahr oder 
zu Zwecken der Strafverfolgung erforderlich ist. 
Dasselbe gilt für Informationen über ein Verhalten 
Minderjähriger, die nach § 7 Abs. 2 Satz 2 nicht 
mehr gespeichert werden dürfen. Informationen 
über ein Verhalten Minderjähriger vor Vollendung 
des 16. Lebensjahres darf das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz an ausländische Stellen nicht über-
mitteln. 

§ 11 

Berichtspflicht des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz 

(1) Das Bundesamt für Verfassungsschutz unter-
richtet den Bundesminister des Innern laufend und  

auf Anforderung über seine Tätigkeit und die Mit-
glieder der Bundesregierung unmittelbar über Be-
strebungen und Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1, die für 
ihren Zuständigkeitsbereich von Bedeutung sind. 
Hierbei dürfen auch personenbezogene Informatio-
nen übermittelt werden. 

(2) Die Unterrichtung nach Absatz 1 dient auch 
der Aufklärung der Öffentlichkeit durch den Bun-
desminister des Innern über Bestrebungen und Tä-
tigkeiten nach § 3 Abs. 1. Dabei dürfen auch perso-
nenbezogene Informationen bekanntgegeben wer-
den, wenn schutzwürdige Belange des Betroffenen 
nicht vorliegen oder die Interessen der Allgemein-
heit überwiegen. 

§ 12 

Nachberichtspflicht des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz 

Erweisen sich Informationen nach ihrer Ober-
mittlung durch das Bundesamt für Verfassungs-
schutz als unvollständig oder unrichtig, sind sie un-
verzüglich gegenüber dem Empfänger zu berichti-
gen, es sei denn, daß die neu gewonnene Informa-
tion für die Einschätzung der Person oder des Sach-
verhalts nicht wesentlich ist. 

§ 13 

Berichtigung, Löschung und Sperrung 
von personenbezogenen Daten in Dateien 

(1) In Dateien gespeicherte personenbezogene 
Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. 

(2) Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat bei 
der Einzelfallbearbeitung und in regelmäßigen Ab-
ständen zu prüfen, ob gespeicherte personenbezo-
gene Daten gelöscht werden können. Sie sind zu 
löschen, wenn 

1. ihre Speicherung unzulässig war, 

2. ihre Kenntnis für die Aufgabenerfüllung nicht 
mehr erforderlich ist. 

(3) Die Löschung unterbleibt, wenn Grund zu der 
Annahme besteht, daß schutzwürdige Belange des 
Betroffenen dadurch beeinträchtigt würden. In die-
sem Falle sind die Daten zu sperren. Sie dürfen nur 
noch mit Einwilligung des Betroffenen übermittelt 
werden. 

§ 14 

Errichtungsanordnung für Dateien 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz 

(1) Für jede automatisierte Datei beim Bundes-
amt für Verfassungsschutz sind in einer Errich-
tungsanordnung, die der Zustimmung des Bundes-
ministers des Innern bedarf, festzulegen 

1. Bezeichnung der Datei, 

2. Zweck der Datei, 
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3. betroffener Personenkreis, 

4. Arten der zu speichernden personen- und sach-
bezogenen Daten, 

5. Anlieferung oder Eingabe, 

6. Zugangsberechtigung, 

7. Übermittlung, 

8. Überprüfungsfristen, Speicherungsdauer, 

9. Protokollierung des Abrufs. 

Für jede nicht automatisierte Datei, aus der nach 
ihrer Zweckbestimmung nicht nur gelegentlich Da-
ten an andere Behörden übermittelt werden, trifft 
das Bundesamt für Verfassungsschutz die in Satz 1 
Nr. 1 bis 8 genannten Festlegungen. 

(2) Die Speicherung personenbezogener Daten ist 
auf das erforderliche Maß zu beschränken. In ange-
messenen Abständen ist die Notwendigkeit der 
Weiterführung oder Änderung der Dateien zu über-
prüfen. 

§ 15 

Weisungsrechte des Bundes 

Die Bundesregierung kann, wenn ein Angriff auf 
die verfassungsmäßige Ordnung des Bundes er-
folgt, den obersten Landesbehörden die für die Zu-
sammenarbeit der Länder mit dem Bund auf dem 
Gebiete des Verfassungsschutzes erforderlichen 
Weisungen erteilen. 

§ 16 

Übermittlung personenbezogener Informationen 
an die Verfassungsschutzbehörden der Länder 

auf Ersuchen 

(1) Die Verfassungsschutzbehörden der Länder 
können zur Erfüllung der ihnen durch Gesetz über-
tragenen Aufgaben von Behörden des Bundes und 
bundesunmittelbaren juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts die Übermittlung der erforderli-
chen personenbezogenen Informationen verlangen 
und deren amtlich geführte Register einsehen, 
wenn die Erforschung auf andere Weise nicht, nur 
mit unverhältnismäßigen Aufwand oder durch eine 
den Betroffenen stärker belastende Maßnahme er-
folgen kann. § 8 Abs. 3 findet Anwendung. 

(2) § 9 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 17 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des -Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

Das Straßenverkehrsgesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9231-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 28. Dezember 1982 (BGBl. I 
S. 2090), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 30 wird folgender § 30 a eingefügt: 

„§ 30 a 
Abruf im automatisierten Verfahren 

(1) Durch Abruf im automatisierten Verfahren 
dürfen aus dem Verkehrszentralregister an die 
Fahrerlaubnisbehörden und die Polizeien der 
Länder sowie an die mit der polizeilichen Kon-
trolle des grenzüberschreitenden Verkehrs be-
auftragten Dienststellen des Bundes zwecks Prü-
fung der Berechtigung zum Führen eines Kraft-
fahrzeugs übermittelt werden: 

1. die Tatsache folgender Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörden: 

a) die unanfechtbare Versagung einer Fahrer-
laubnis, 

b) die unanfechtbare oder vorläufig wirksame 
Entziehung einer Fahrerlaubnis, 

c) die unanfechtbare Aberkennung des 
Rechts, von einem ausländischen Fahraus-
weis Gebrauch zu machen; 

2. die Tatsache folgender Entscheidungen der 
Gerichte: 

a) die rechtskräftige oder vorläufige Entzie-
hung einer Fahrerlaubnis, 

b) die rechtskräftige Anordnung einer Fahrer-
laubnissperre, 

c) die rechtskräftige Aberkennung des 
Rechts, von einem ausländischen Fahraus-
weis Gebrauch zu machen; 

3. die Tatsache des Verzichts auf eine Fahrer-
laubnis während eines Entziehungsverfahren 
und 

4. zusätzlich 

a) Klasse, Art und etwaige Beschränkungen 
der Fahrerlaubnis, die Gegenstand der Ent-
scheidung nach Nummer 1 oder 2 oder des 
Verzichts nach Nummer 3 ist, und 

b) Familienname, Geburtsname, Vornamen, 
Ordens- oder Künstlername, Geburtstag 
und Geburtsort der Person, zu der eine Ein-
tragung nach den Nummern 1 bis 3 vor-
liegt. 

(2) Die Einrichtung von Anlagen zum Abruf im 
automatisierten Verfahren ist nur zulässig, wenn 
nach näherer Bestimmung durch Rechtsverord-
nung (§ 46 Abs. 1 Nr. 4) gewährleistet ist, daß 
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1. die zur Sicherung gegen Mißbrauch erforderli-
chen technischen und organisatorischen Maß-
nahmen ergriffen werden, insbesondere durch 
Vergabe von Kennungen an die zum Abruf be-
rechtigten Dienststellen und die Datenendge-
räte und 

2. die Zulässigkeit der Abrufe nach Maßgabe des 
Absatzes 3 kontrolliert werden kann. 

(3) Das Kraftfahrt-Bundesamt hat über die Ab-
rufe Aufzeichnungen zu fertigen, die die bei der 
Durchführung der Abrufe verwendeten Daten, 
den Tag und die Uhrzeit der Abrufe, die Kennung 
der abrufenden Dienststelle und die abgerufenen 
Daten enthalten müssen. Die Aufzeichnungen 
dürfen nur zur Kontrolle der Zulässigkeit der Ab-
rufe verwertet werden und sind durch geeignete 
Vorkehrungen gegen zweckfremde Nutzung und 
gegen sonstigen Mißbrauch zu schützen. Sie sind 
nach drei Monaten zu löschen, es sei denn, die 
Aufzeichnungen werden noch bis zum Abschluß 
eines bereits eingeleiteten Kontrollverfahrens 
benötigt. 

(4) Über einen vom Kraftfahrt-Bundesamt aus-
gewählten Teil der Abrufe sind weitere Aufzeich-
nungen durch die abrufende Stelle oder das 
Kraftfahrt-Bundesamt zu fertigen, die sich auf 
den Anlaß des Abrufs erstrecken und die Fest-
stellung der für den Abruf verantwortlichen Per-
son ermöglichen. Das Nähere wird durch Rechts

-

verordnung (§ 46 Abs. 1 Nr. 5) bestimmt, insbe-
sondere in welchem Umfang die Abrufe aufzu-
zeichnen sind, nach welchem Stichprobenverfah-
ren sie ausgewählt werden und welche Stelle die 
Aufzeichnungen fertigt." 

2. Nach § 30 a wird folgender Abschnitt V einge-
fügt: 

„V. Fahrzeugregister 

§ 31 

Registerführung und Registerbehörden 

(1) Die für die Zulassung von Kraftfahrzeugen 
zuständigen Behörden (Zulassungsstellen) füh-
ren ein Register über die Fahrzeuge, für die ein 
Kennzeichen ihres Bezirks zugeteilt oder ausge-
geben wurde (örtliches Fahrzeugregister der Zu-
lassungsstellen). 

(2) Das Kraftfahrt-Bundesamt führt ein Regi-
ster über die Fahrzeuge, für die im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes ein Kennzeichen zugeteilt 
oder ausgegeben wurde (Zentrales Fahrzeugregi-
ster des Kraftfahrt-Bundesamtes). 

(3) Soweit die Dienststellen der Bundeswehr, 
der Polizeien des Bundes und der Länder, der 
Deutschen Bundesbahn, der Deutschen Bundes-
post oder der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes eigene Register für die jeweils von 
ihnen zugelassenen Fahrzeuge führen, finden die 
Vorschriften dieses Abschnittes keine Anwen-
dung. 

§ 32 

Zweckbestimmung der Fahrzeugregister 

(1) Die Fahrzeugregister werden geführt zur 
Speicherung von Daten 

1. für die Zulassung und Überwachung von Fahr-
zeugen nach diesem Gesetz oder den darauf 
beruhenden Rechtsvorschriften, 

2. für Maßnahmen zur Gewährleistung des Ver-
sicherungsschutzes im Rahmen der Kraftfahr-
zeughaftpflichtversicherung, 

3. für Maßnahmen zur Durchführung des Kraft-
fahrzeugsteuerrechts und 

4. für Maßnahmen nach dem Bundesleistungsge-
setz, dem Verkehrssicherstellungsgesetz oder 
den darauf beruhenden Rechtsvorschriften. 

(2) Die Fahrzeugregister werden außerdem ge-
führt zur Speicherung von Daten für die Ertei-
lung von Auskünften, um 

1. Personen in ihrer Eigenschaft als Halter von 
Fahrzeugen, 

2. Fahrzeuge eines Halters oder 

3. Fahrzeugdaten 

festzustellen oder zu bestimmen. 

(3) Absatz 1 Nr. 4 gilt nicht im Land Berlin. 

§ 33 

Inhalt der Fahrzeugregister 

(1) Im örtlichen und im Zentralen Fahrzeugre-
gister werden, soweit dies zur Erfüllung der in 
§ 32 genannten Aufgaben jeweils erforderlich ist, 
gespeichert 

1. nach näherer Bestimmung durch Rechtsver-
ordnung (§ 46 Abs. 1 Nr. 1) Daten über Be-
schaffenheit, Ausrüstung, Identifizierungs-
merkmale, Prüfung, Kennzeichnung und Pa-
piere des Fahrzeugs sowie über tatsächliche 
und rechtliche Verhältnisse in bezug auf das 
Fahrzeug, insbesondere auch über die Haft-
pflichtversicherung und die Kraftfahrzeugbe-
steuerung des Fahrzeugs (Fahrzeugdaten), so-
wie 

2. Daten über denjenigen, dem ein Kennzeichen 
für das Fahrzeug zugeteilt oder ausgegeben 
wird (Halterdaten), und zwar 

a) bei natürlichen Personen: 
Familienname, Geburtsname, Vornamen, 
vom Halter für die Zuteilung oder die Aus-
gabe des Kennzeichens angegebener Or-
dens- oder Künstlername, Tag und Ort der 
Geburt, Geschlecht, Anschrift; bei Fahr-
zeugen mit Versicherungskennzeichen ent-
fällt die Speicherung von Geburtsnamen, 
Ort der Geburt und Geschlecht des Hal-
ters, 
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b) bei juristischen Personen und Behörden: 
Name oder Bezeichnung und Anschrift 

und 

c) bei Vereinigungen: 
benannter Vertreter mit den Angaben nach 
Buchstabe a und gegebenenfalls Name der 
Vereinigung. 

Im örtlichen Fahrzeugregister werden zur Erfül-
lung der in § 32 genannten Aufgaben außerdem 
Daten über denjenigen gespeichert, an den ein 
Fahrzeug mit einem amtlichen Kennzeichen ver-
äußert wurde (Halterdaten), und zwar 

a) bei natürlichen Personen: 

Familienname, Vornamen und Anschrift 

b) bei juristischen Personen und Behörden: 

Name oder Bezeichnung und Anschrift und 

c) bei Vereinigungen: 

benannter Vertreter mit den Angaben nach 
Buchstabe a und gegebenenfalls Name der 
Vereinigung. 

(2) Im örtlichen und im Zentralen Fahrzeugre-
gister werden über beruflich Selbständige, denen 
ein amtliches Kennzeichen für ein Fahrzeug zu-
geteilt wird, für die Aufgaben nach § 32 Abs. 1 
Nr. 4 Berufsdaten gespeichert, und zwar 

1. bei natürlichen Personen der Beruf oder das 
Gewerbe (Wirtschaftszweig) und 

2. bei juristischen Personen und Vereinigungen 
gegebenenfalls das Gewerbe (Wirtschafts-
zweig). 

(3) Im örtlichen und im Zentralen Fahrzeugre-
gister darf die Anordnung einer Fahrtenbuchauf-
lage wegen Zuwiderhandlungen gegen Verkehrs-
vorschriften gespeichert werden. 

(4) Ferner werden für Daten, die nicht übermit-
telt werden dürfen (§ 41), in den Fahrzeugregi-
stern Übermittlungssperren gespeichert. 

(5) Absatz 2 gilt nicht im Land Berlin. 

§ 34 

Erhebung der Daten 

(1) Wer die Zuteilung oder die Ausgabe eines 
Kennzeichens für ein Fahrzeug beantragt, hat 
der hierfür zuständigen Stelle 

1. von den nach § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zu spei-
chernden Fahrzeugdaten bestimmte Daten 
nach näherer Regelung durch Rechtsverord-
nung (§ 46 Abs. 1 Nr. 1) und 

2. die nach § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zu speichern-
den Halterdaten 

mitzuteilen und auf Verlangen nachzuweisen. 
Die Zulassungsstelle kann durch Einholung von 

Auskünften aus dem Melderegister die Richtig-
keit und Vollständigkeit der vom Antragsteller 
mitgeteilten Daten überprüfen. 

(2) Wer die Zuteilung eines amtlichen Kennzei-
chens für ein Fahrzeug beantragt, hat der Zulas-
sungsstelle außerdem die Daten über Beruf oder 
Gewerbe (Wirtschaftszweig) mitzuteilen, soweit 
sie nach § 33 Abs. 2 zu speichern sind. 

(3) Wird ein Fahrzeug veräußert, für das ein 
amtliches Kennzeichen zugeteilt ist, so hat der 
Veräußerer der Zulassungstelle, die dieses Kenn-
zeichen zugeteilt hat, die in § 33 Abs. 1 Satz 2 auf-
geführten Daten des Erwerbers (Halterdaten) 
mitzuteilen. 

(4) Der Halter und der Eigentümer, wenn die-
ser nicht zugleich Halter ist, haben der Zulas-
sungsstelle jede Änderung der Daten mitzutei-
len, die nach Absatz 1 erhoben wurden; dies gilt 
nicht für die Fahrzeuge, die ein Versicherungs-
kennzeichen führen müssen, und für die Fahr-
zeuge, die vorübergehend stillgelegt sind und de-
ren Stillegung im Fahrzeugbrief vermerkt ist. 

(5) Die Versicherer dürfen der zuständigen Zu-
lassungsstelle das Nichtbestehen oder die Been-
digung des Versicherungsverhältnisses über die 
vorgeschriebene Haftpflichtversicherung für das 
betreffende Fahrzeug mitteilen. 

Die Versicherer haben dem Kraftfahrt-Bundes-
amt im Rahmen der Zulassung von Fahrzeugen 
mit Versicherungskennzeichen die erforderli-
chen Fahrzeugdaten nach näherer Bestimmung 
durch Rechtsverordnung. (§ 46 Abs. 1 Nr. 2) und 
die Halterdaten nach § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 mit-
zuteilen. 

§ 35 
Übermittlung von Fahrzeugdaten 

und Halterdaten 

(1) Die nach § 33 Abs. 1 gespeicherten Fahr-
zeugdaten und Halterdaten dürfen an Behörden 
und sonstige öffentliche Stellen im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes zur Erfüllung der Aufga-
ben der Zulassungsstelle oder des Kraftfahrt

-

Bundesamtes oder der Aufgaben des Empfän-
gers nur übermittelt werden, wenn dies für die 
Zwecke nach § 32 Abs. 2 jeweils erforderlich ist 

1. zur Durchführung der in § 32 Abs. 1 angeführ-
ten Aufgaben, 

2. zur Verfolgung von Straftaten oder zur Straf
-vollstreckung, 

3. zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, 

4. zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung, 

5. zur Erfüllung der den Verfassungsschutzbe-
hörden, dem Militärischen Abschirmdienst 
und dem Bundesnachrichtendienst durch Ge-
setz übertragenen Aufgaben, 
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6. für Maßnahmen nach dem Abfallbeseitigungs-
gesetz oder den darauf beruhenden Rechtsvor-
schriften, 

7. für Maßnahmen nach dem Wirtschaftssicher-
stellungsgesetz oder den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften, 

8. für Maßnahmen nach dem Energiesicherungs-
gesetz 19'75 oder den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften oder 

9. für die Erfüllung der gesetzlichen Mitteilungs-
pflichten zur Sicherung des Steueraufkom-
mens nach § 93 der Abgabenordnung. 

(2) Die nach § 33 Abs. 1 gespeicherten Fahr-
zeugdaten und Halterdaten dürfen, wenn dies für 
die Zwecke nach § 32 Abs. 2 jeweils erforderlich 
ist, 

1. an Inhaber von Betriebserlaubnissen für 
Fahrzeuge oder an Fahrzeughersteller für 
Rückrufmaßnahmen zur Beseitigung von er-
heblichen Mängeln für die Verkehrssicherheit 
an bereits ausgelieferten Fahrzeugen (§ 32 
Abs. 1 Nr. 1) und 

2. an Versicherer zur Gewährleistung des vor-
geschriebenen Versicherungsschutzes (§ 32 
Abs. 1 Nr. 2) 

übermittelt werden. 

(3) Die Übermittlung von Fahrzeugdaten und 
Halterdaten zu anderen Zwecken als der Fest-
stellung oder Bestimmung von Haltern oder 
Fahrzeugen (§ 32 Abs. 2) ist, unbeschadet des Ab-
satzes 4, unzulässig, es sei denn, die Daten sind 

1. unerläßlich zur 

a) Strafverfolgung oder Strafvollstreckung, 

b) Abwehr einer im Einzelfall bestehenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit, 

c) Erfüllung der den Verf assungsschutzbehör-
den,  dem Militärischen Abschirmdienst 
und dem Bundesnachrichtendienst durch 
Gesetz übertragenen Aufgaben, soweit An-
haltspunkte vorliegen für eine sicherheits-
gefährdende oder geheimdienstliche Tätig-
keit oder Bestrebung, die darauf gerichtet 
ist, Gewalt anzuwenden oder Gewaltan-
wendung vorzubereiten, oder 

d) Erfüllung der gesetzlichen Mitteilungs-
pflichten zur Sicherung des Steueraufkom-
mens nach § 93 der Abgabenordnung, so-
weit diese Vorschrift unmittelbar anwend-
bar ist, 

und 

2. auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
zu erlangen. 

Die ersuchende Behörde hat Aufzeichnungen 
über das Ersuchen mit einem Hinweis auf des- 

sen Anlaß zu führen. Die Aufzeichnungen sind 
gesondert aufzubewahren, durch technische und 
organisatorische Maßnahmen zu sichern und am 
Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der Er-
stellung der Aufzeichnung folgt, zu vernichten. 
Die Aufzeichnungen dürfen nur zur Kontrolle 
der Zulässigkeit der Übermittlungen verwertet 
werden, es sei denn, es liegen Anhaltspunkte da-
für vor, daß ihre Verwertung zur Aufklärung 
oder Verhütung einer schwerwiegenden Straftat 
gegen Leib, Leben oder Freiheit einer Person 
führen kann und die Aufklärung oder Verhütung 
ohne diese Maßnahme aussichtslos oder wesent-
lich erschwert wäre. 

(4) Auf Ersuchen des Bundeskriminalamtes 
kann das Kraftfahrt-Bundesamt die im Zentra-
len Fahrzeugregister gespeicherten Halterdaten 
mit dem polizeilichen Fahndungsbestand der mit 
Haftbefehl gesuchten Personen abgleichen. Die 
dabei ermittelten Daten gesuchter Personen dür-
fen dem Bundeskriminalamt übermittelt werden. 
Das Ersuchen des Bundeskriminalamtes erfolgt 
durch Übersendung eines Datenträgers. 

(5) Die nach § 33 Abs. 1 gespeicherten Fahr-
zeugdaten und Halterdaten dürfen nach näherer 
Bestimmung durch Rechtsverordnung (§ 46 
Abs. 1 Nr. 3) regelmäßig übermittelt werden 

1. von den Zulassungsstellen an das Kraftfahrt-
Bundesamt für das Zentrale Fahrzeugregister 
und vom Kraftfahrt-Bundesamt an die Zulas-
sungsstellen für die örtlichen Fahrzeugregi-
ster, 

2. von den Zulassungsstellen an andere Zulas-
sungsstellen, wenn diese mit dem betreffen-
den Fahrzeug befaßt sind oder befaßt waren, 

3. von den Zulassungsstellen an die Versicherer 
zur Gewährleistung des vorgeschriebenen 
Versicherungsschutzes (§ 32 Abs. 1 Nr. 2), 

4. von den Zulassungsstellen an die Finanzämter 
zur Durchführung des Kraftfahrzeugsteuer-
rechts (§ 32 Abs. 1 Nr. 3), 

5. von den Zulassungsstellen und vom Kraft-
fahrt-Bundesamt für Maßnahmen nach dem 
Bundesleistungsgesetz, dem Verkehrssicher-
stellungsgesetz oder den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften an die hierfür zuständigen 
Behörden (§ 32 Abs. 1 Nr. 4). 

(6) Das Kraftfahrt-Bundesamt als übermit-
telnde Behörde hat Aufzeichnungen zu führen, 
die die übermittelten Daten, den Zeitpunkt der 
Übermittlung, den -Empfänger der Daten und den 
vom Empfänger angegebenen Zweck enthalten. 
Die Aufzeichnungen dürfen nur zur Kontrolle 
der Zulässigkeit der Übermittlungen verwertet 
werden, sind durch technische und organisatori-
sche Maßnahmen gegen Mißbrauch zu sichern 
und am Ende des Kalenderhalbjahres, das dem 
Halbjahr der Übermittlung folgt, zu löschen oder 
zu vernichten. Bei Übermittlung nach § 35 Abs. 5 
sind besondere Aufzeichnungen entbehrlich, 

 



Drucksache 10/5343 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

wenn die Angaben nach Satz 1 aus dem Register 
oder anderen Unterlagen entnommen werden 
können. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die 
Übermittlungen durch das Kraftfahrt-Bundes-
amt nach den §§ 37 bis 40. 

§ 36 

Abruf im automatisierten Verfahren 

(1) Die Übermittlung nach § 35 Abs. 1 Nr. 1, so-
weit es sich um Aufgaben nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 
handelt, aus dem Zentralen Fahrzeugregister an 
die Zulassungsstellen darf durch Abruf im auto-
matisierten Verfahren erfolgen. 

(2) Die Übermittlung nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 
aus dem .  Zentralen Fahrzeugregister darf durch 
Abruf im automatisierten Verfahren erfolgen 

1. an die Polizeien des Bundes und der Länder 
sowie an den Zoll, soweit er grenzpolizeiliche 
Aufgaben wahrnimmt, 

a) zur Kontrolle, ob die Fahrzeuge einschließ-
lich ihrer Ladung und die Fahrzeugpapiere 
vorschriftsmäßig sind, 

b) zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
nach §§ 24 oder 24 a, 

c) zur Verfolgung von Straftaten oder zur 
Strafvollstreckung oder 

d) zur Abwehr von Gefahren für die öffentli-
che Sicherheit 

und 

2. an die Zollfahndungsdienststellen zur Verfol

-

gung von Steuer- und Wirtschaftsstraftaten. 

Satz 1 gilt entsprechend für den Abruf der örtlich 
zuständigen Polizeidienststellen der Länder aus 
den jeweiligen örtlichen Fahrzeugregistern. 

(3) Die Übermittlung nach § 35 Abs. 3 Satz 1 
aus dem Zentralen Fahrzeugregister darf ferner 
durch Abruf im automatisierten Verfahren an 
die Polizeien des Bundes und der Länder zur 
Strafverfolgung, Strafvollstreckung oder zur Ab-
wehr einer im Einzelfall bestehenden Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit sowie an die Zollfahn-
dungsdienststellen zur Verfolgung von Steuer

-- 

und Wirtschaftsstraftaten vorgenommen wer-
den. 

(4) Der Abruf darf sich nur auf ein bestimmtes 
Fahrzeug oder einen bestimmten Halter richten 
und in den Fällen von Absatz 1 und 2 Nr. 1 Buch-
staben a und b nur unter Verwendung von Fahr-
zeugdaten durchgeführt werden. 

(5) Die Einrichtung von Anlagen zum Abruf im 
automatisierten Verfahren ist nur zulässig, wenn 
nach näherer Bestimmung durch Rechtsverord-
nung (§ 46 Abs. 1 Nr. 4) gewährleistet ist, daß 

1. die zum Abruf bereitgehaltenen Daten ihrer 
Art nach für den Empfänger erforderlich sind 
und ihre Übermittlung durch automatisierten 
Abruf unter Berücksichtigung der schutzwür

-

digen Belange des Betroffenen und der Auf-
gabe des Empfängers angemessen ist, 

2. die zur Sicherung gegen Mißbrauch erforderli-
chen technischen und organisatorischen Maß-
nahmen ergriffen werden, insbesondere durch 
Vergabe von Kennungen an die zum Abruf be-
rechtigten Dienststellen und die Datenendge-
räte und 

3. die Zulässigkeit der Abrufe nach Maßgabe des 
Absatzes 6 kontrolliert werden kann. 

(6) Das Kraftfahrt-Bundesamt oder die Zulas-
sungsstelle als übermittelnde Stelle hat über die 
Abrufe Aufzeichnungen zu fertigen, die die bei 
der Durchführung der Abrufe verwendeten Da-
ten, den Tag und die Uhrzeit der Abrufe, die Ken-
nung der abrufenden Dienststelle und die abge-
rufenen Daten enthalten müssen. Die Aufzeich-
nungen dürfen nur zur Kontrolle der Zulässig-
keit der Abrufe verwertet werden und sind durch 
geeignete Vorkehrungen gegen zweckfremde 
Nutzung und gegen sonstigen Mißbrauch zu 
schützen; sie sind nach drei Monaten zu löschen, 
es sei denn, die Aufzeichnungen werden noch bis 
zum Abschluß eines bereits eingeleiteten Kon-
trollverfahrens benötigt. 

(7) Bei Abrufen aus dem Zentralen Fahrzeug-
register unter Verwendung von Fahrzeugdaten 
sind über einen vom Kraftfahrt-Bundesamt aus-
gewählten Teil der Abrufe weitere Aufzeichnun-
gen durch die abrufende Stelle oder das Kraft-
fahrt-Bundesamt zu fertigen, die sich auf den An-
laß des Abrufs erstrecken und die Feststellung 
der für den Abruf verantwortlichen Person er-
möglichen. Das ,Nähere wird durch Rechtsver-
ordnung (§ 46 Abs. 1 Nr. 5) bestimmt, insbeson-
dere in welchem Umfang die Abrufe aufzuzeich-
nen sind, nach welchem Stichprobenverfahren 
sie ausgewählt werden und welche Stelle die 
Aufzeichnungen fertigt. Bei Abrufen unter Ver-
wendung von Halterdaten sind in jedem Fall 
Aufzeichnungen nach Satz 1 von der durch 
Rechtsverordnung nach Satz 2 bestimmten 
Stelle zu fertigen. 

(8) Soweit örtliche Fahrzeugregister nicht im 
automatisierten Verfahren geführt werden, ist 
die Übermittlung der nach § 33 Abs. 1 gespeicher-
ten Fahrzeugdaten und Halterdaten durch Ein-
sichtnahme in das örtliche Fahrzeugregister au-
ßerhalb der üblichen Dienstzeiten an die für den 
betreffenden Zulassungsbezirk zuständige Poli-
zeidienststelle zulässig, wenn 

1. dies für die Erfüllung der in Absatz 2 Nr. 1 
bezeichneten Aufgaben erforderlich ist und 

2. ohne die sofortige Einsichtnahme die Erfül-
lung dieser Aufgaben gefährdet wäre. 

Die Polizeidienststelle hat die Tatsache der Ein-
sichtnahme, deren Datum und Anlaß sowie den 
Namen des Einsichtnehmenden aufzuzeichnen; 
die Aufzeichnungen sind für die Dauer eines 
Jahres aufzubewahren und nach Ablauf des be- 
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treffenden Kalenderjahres zu vernichten. Die 
Sätze 1 und 2 finden entsprechende Anwendung 
auf die Einsichtnahme durch die Zollfahndungs-
ämter zur Erfüllung der in Absatz 2 N r. 2 be-
zeichneten Aufgaben. 

§ 37 

Übermittlung von Fahrzeugdaten 
und Halterdaten zur Erfüllung 
internationaler Verpflichtungen 

(1) Die nach § 33 Abs. 1 gespeicherten Fahr-
zeugdaten und Halterdaten dürfen von den Regi-
sterbehörden an Empfänger außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes sowie an über-
und zwischenstaatliche Stellen zur Erfüllung von 
Verpflichtungen aus multilateralen oder bilatera-
len Vereinbarungen mit anderen Staaten oder 
zur Durchführung von Rechtsakten der Europäi-
schen Gemeinschaften übermittelt werden, wenn 
dies 

a) für Verwaltungsmaßnahmen auf dem Gebiet 
des Straßenverkehrs, 

b) zur Überwachung des Versicherungsschutzes 
im Rahmen der Kraftfahrzeughaftpflichtversi-
cherung, 

c) zur Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen 
Verkehrsvorschriften oder 

d) zur Verfolgung von Straftaten, die im Zusam-
menhang mit der Teilnahme am Straßenver-
kehr begangen wurden, 

jeweils zu den in § 32 Abs. 2 bezeichneten 
Zwecken erforderlich ist. 

(2) Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, daß 
die übermittelten Daten nur zu dem Zweck ge-
nutzt werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie ihm 
übermittelt werden. 

(3) Die Übermittlung unterbleibt, soweit Grund 
zur Annahme besteht, daß dadurch gegen den 
Zweck eines Gesetzes verstoßen oder schutzwür-
dige Belange des Betroffenen beeinträchtigt wür-
den. 

(4) Die übermittelnde Stelle unterrichtet den 
Betroffenen über die Übermittlung seiner Daten. 
Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen ist, daß er 
davon auf andere Weise Kenntnis erlangt, oder 
wenn die Unterrichtung die Erfüllung der in Ab-
satz 1 genannten Aufgaben beeinträchtigen wür-
de. 

§ 38 
Übermittlung von Fahrzeugdaten und 

Halterdaten für wissenschaftliche, statistische, 
planerische und gesetzgeberische Zwecke 

Die nach § 33 Abs. 1 gespeicherten Fahrzeug-
daten und Halterdaten dürfen 

1. für wissenschaftliche Zwecke,  

2. zur Vorbereitung und Durchführung von Stati-
stiken, soweit sie auf Rechtsvorschriften beru-
hen, 

3. für im öffentlichen Interesse liegende Ver-
kehrsplanungen oder 

4. zur Vorbereitung von Rechts- und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet des 
Straßenverkehrs 

übermittelt werden, wenn die Durchführung des 
Vorhabens allein mit anonymisierten Daten 
(§ 44) nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich ist und der Betroffene einge-
willigt hat oder es nicht zumutbar ist, die Einwil-
ligung einzuholen und schutzwürdige Belange 
des Betroffenen nicht beeinträchtigt werden. Der 
Empfänger der Daten hat sicherzustellen, daß 

1. die Kontrolle zur Sicherstellung schutzwürdi-
ger Belange des Betroffenen jederzeit gewähr-
leistet wird, 

2. die Daten nur für das betreffende Vorhaben 
genutzt werden, 

3. zu den Daten nur die Personen Zugang haben, 
die mit dem betreffenden Vorhaben befaßt 
sind, 

4. diese Personen verpflichtet werden, die Daten 
gegenüber Unbefugten nicht zu offenbaren, 
und 

5. die Daten gemäß § 3 a Abs. 4 des Bundesdaten-
schutzgesetzes anonymisiert oder gelöscht 
werden, sobald der Zweck des Vorhabens dies 
gestattet. 

Handelt es sich um Datenempfänger im nicht-
öffentlichen Bereich, haben sie außerdem sicher-
zustellen, daß die Einhaltung der Verpflichtun-
gen nach Satz 2 Nr. 1 bis 5 durch die übermit-
telnde Zulassungsstelle oder das übermittelnde 
Kraftfahrt-Bundesamt kontrolliert werden kann. 

§ 39 
Übermittlung von Fahrzeugdaten und Halter

-

daten zur Verfolgung von Rechtsansprüchen 

(1) Von den nach § 33 Abs. 1 gespeicherten 
Fahrzeugdaten und Halterdaten sind 

1. Familienname (bei juristischen Personen, 
Behörden oder Vereinigungen: Name oder 
Bezeichnung), 

2. Vornamen, 

3. Ordens- und Künstlername, 

4. Anschrift, 

5. Art, Hersteller und Typ des Fahrzeugs, 

6. Name und Anschrift des Versicherers, 

7. Nummer des Versicherungsscheins, oder, 
falls diese noch nicht gespeichert ist, Num-
mer der Versicherungsbestätigung, 
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8. gegebenenfalls Zeitpunkt der Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses, 

9. gegebenenfalls Befreiung von der gesetzli-
chen Versicherungspflicht sowie 

10. Zeitpunkt der Zuteilung oder Ausgabe des 
Kennzeichens für den Halter 

durch die Zulassungsstelle oder durch das Kraft-
fahrt-Bundesamt zu übermitteln, wenn der Emp-
fänger unter Angabe des betreffenden Kennzei-
chens oder der betreffenden Fahrzeug-Identifi-
zierungsnummer darlegt, daß er die Daten zur 
Geltendmachung, Sicherung oder Vollstreckung 
oder zur Befriedigung oder Abwehr von Rechts-
ansprüchen im Zusammenhang mit der Teil-
nahme am Straßenverkehr oder zur Erhebung 
einer Privatklage wegen im Straßenverkehr be-
gangener Verstöße benötigt (einfache Register-
auskunft). 

(2) Weitere Fahrzeugdaten und Halterdaten als 
die nach Absatz 1 zulässigen sind zu übermitteln, 
wenn der Empfänger unter Angabe von Fahr-
zeugdaten oder Personalien des Halters glaub-
haft macht, daß er 

1. die Daten zur Geltendmachung, Sicherung 
oder Vollstreckung, zur Befriedigung oder Ab-
wehr von Rechtsansprüchen im Zusammen-
hang mit der Teilnahme am Straßenverkehr 
oder zur Erhebung einer Privatklage wegen 
im Straßenverkehr begangener Verstöße be-
nötigt, 

2. ohne Kenntnis der Daten zur Geltendma-
chung, Sicherung oder Vollstreckung, zur Be-
friedigung oder Abwehr des Rechtsanspruchs 
oder zur Erhebung der Privatklage nicht in 
der Lage wäre und 

3. die Daten auf andere Weise entweder nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
erlangen könnte. 

(3) Die in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 angeführten Hal-
terdaten dürfen übermittelt werden, wenn der 
Empfänger unter Angabe von . Fahrzeugdaten 
oder Personalien des Halters glaubhaft macht, 
daß er 

1. die Daten zur Geltendmachung, Sicherung 
oder Vollstreckung von nicht mit der Teil-
nahme am Straßenverkehr im Zusammen-
hang stehenden öffentlich-rechtlichen Ansprü-
chen in Höhe von mindestens eintausend 
Deutscher Mark benötigt, 

2. ohne Kenntnis der Daten zur Geltendma-
chung, Sicherung oder Vollstreckung des 
Rechtsanspruchs nicht in der Lage wäre und 

3. die Daten auf andere Weise entweder nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
erlangen könnte. 

§ 35 Abs. 3 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. Die 
Aufzeichnungen dürfen nur zur Kontrolle der 

Zulässigkeit der Übermittlungen verwertet wer-
den. 

§ 40 

Übermittlung sonstiger Daten 

(1) Die nach § 33 Abs. 2 gespeicherten Daten 
über Beruf und Gewerbe (Wirtschaftszweig) dür-
fen nur für die Zwecke nach § 32 Satz 1 Nr. 4 an 
die hierfür zuständigen Behörden übermittelt 
werden. Außerdem dürfen diese Daten für 
Zwecke der Statistik (§ 38 Satz 1 Nr. 2) übermit-
telt werden; die Zulässigkeit und die Durchfüh-
rung von statistischen Vorhaben richten sieh 
nach § 38. 

(2) Die nach § 33 Abs. 3 gespeicherten Daten 
über Fahrtenbuchauflagen dürfen nur 

1. für Maßnahmen im Rahmen des Zulassungs-
verfahrens oder zur Überwachung der Fahr-
tenbuchauflage den Zulassungsstellen oder 
dem Kraftfahrt-Bundesamt oder 

2. zur Verfolgung oder Ahndung von Straftaten 
oder von Ordnungswidrigkeiten nach §§ 24 
oder 24 a den hierfür zuständigen Behörden 
oder Gerichten übermittelt werden. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

§ 41 

Übermittlungssperren 

(1) die Anordnung von Übermittlungssperren 
in den Fahrzeugregistern ist zulässig, wenn er-
hebliche öffentliche Interessen gegen die Offen-
barung der Halterdaten bestehen. 

(2) Außerdem sind Übermittlungssperren auf 
Antrag des Betroffenen anzuordnen, wenn er 
glaubhaft macht, daß durch die Übermittlung 
seine schutzwürdigen Belange beeinträchtigt 
würden. 

(3) Die Übermittlung trotz bestehender Sperre 
ist im Einzelfall zulässig, wenn an der Kenntnis 
der gesperrten Daten ein überwiegendes öffentli-
ches Interesse, insbesondere der Strafverfol-
gung, besteht. Über die Aufhebung entscheidet 
die für die Anordnung der Sperre zuständige 
Stelle. Will diese an der Sperre festhalten, weil 
sie das die Sperre begründende öffentliche Inter-
esse (Absatz 1) für überwiegend hält oder weil 
sie die Beeinträchtigung schutzwürdiger Belange 
des Betroffenen (Absatz 2) als vorrangig ansieht, 
so führt sie die Entscheidung der obersten Lan-
desbehörde herbei. Vor der Übermittlung ist dem 
Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben, es sei denn, die Anhörung würde dem 
Zweck der Übermittlung zuwiderlaufen. 

(4) Die Übermittlung trotz bestehender Sperre 
ist im Einzelfall außerdem zulässig, wenn die 
Geltendmachung, Sicherung oder Vollstreckung 
oder die Befriedigung oder Abwehr von Rechts-
ansprüchen im Sinne von § 39 Abs. 1 und 2 sonst 
nicht möglich wäre. Vor der Übermittlung ist 
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dem Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Absatz 3 Satz 2 und 3 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 42 

Datenvergleich zur Beseitigung von Fehlern 

(1) Die Übermittlung der nach § 33 gespeicher-
ten Daten von der Zulassungsstelle an das Kraft-
fahrt-Bundesamt und vom Kraftfahrt-Bundes-
amt an die Zulassungsstelle ist zulässig, um Ab-
weichungen in den beiderseitigen Datenbestän-
den festzustellen. 

(2) Die Übermittlung der nach § 33 Abs. 1 
gespeicherten, für Maßnahmen zur Durchfüh-
rung des Kraftfahrzeugsteuerrechts notwendi-
gen Fahrzeugdaten und Halterdaten durch die 
Zulassungsstellen oder das Kraftfahrt-Bundes-
amt an die Finanzämter ist zulässig, um Abwei-
chungen in den beiderseitigen Datenbeständen 
festzustellen. 

§ 43 

Löschung der Daten in den Fahrzeugregistern 

(1) Die nach § 33 Abs. 1 und 2 gespeicherten 
Daten sind in den Fahrzeugregistern spätestens 
zu löschen, wenn sie für die Aufgaben nach § 32 
nicht mehr benötigt werden. Bis zu diesem Zeit-
punkt sind auch alle übrigen zu dem betreffen-
den Fahrzeug gespeicherten Daten zu löschen. 

(2) Die Daten über Fahrtenbuchauflagen (§ 33 
Abs. 3) sind nach Wegfall der Auflage zu lö-
schen. 

§44 

Anonymisierte Daten 

Auf die Erhebung, Verarbeitung und sonstige 
Nutzung von Daten, die keinen Bezug zu einer 
bestimmten oder bestimmbaren Person ermögli-
chen (anonymisierte Daten), finden die Vor-
schriften dieses Abschnitts keine Anwendung. 
Zu den Daten, die einen Bezug zu einer bestimm-
ten oder bestimmbaren Person ermöglichen, ge-
hören auch das Kennzeichen eines Fahrzeugs, 
die Fahrzeug-Identifizierungsnummer und die 
Fahrzeugbriefnummer. 

§ 45 

Geltung des allgemeinen Datenschutzrechts 

Die Geltung der allgemeinen datenschutz-
rechtlichen Vorschriften des Bundes und der 
Länder bleibt unberührt, soweit nicht die Bestim-
mungen dieses Abschnitts oder der auf ihnen be-
ruhenden Rechtsvorschriften etwas anderes vor-
sehen. 

§ 46 

Ermächtigungsgrundlagen, 
Ausführungsvorschriften 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird er-
mächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
Rechtsverordnungen zu erlassen 

1. darüber, 

a) welche im einzelnen zu bestimmenden 
Fahrzeugdaten (§ 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) 
und 

b) welche Halterdaten nach § 33 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 in welchen Fällen der Zuteilung oder 
Ausgabe des Kennzeichens unter Berück-
sichtigung der in § 32 genannten Aufgaben 
im örtlichen und im Zentralen Fahrzeugre-
gister jeweils gespeichert (§ 33 Abs. 1) und 
zur Speicherung erhoben (§ 34 Abs. 1) wer-
den, 

2. darüber, welche im einzelnen zu bestimmen-
den Fahrzeugdaten die Versicherer zur Spei-
cherung im Zentralen Fahrzeugregister nach 
§ 34 Abs. 5 Satz 2 mitzuteilen haben, 

3. über die regelmäßige Übermittlung der Daten 
nach § 35 Abs. 5, insbesondere über die Art der 
Übermittlung sowie die Art und den Umfang 
der zu übermittelnden Daten, 

4. über die Art der zu übermittelnden Daten und 
die Maßnahmen zur Sicherung gegen Miß- 
brauch beim Abruf im automatisierten Verfah-
ren nach § 30 a Abs. 2 und § 36 Abs. 5, 

5. über Einzelheiten des Verfahrens nach § 30 a 
Abs. 4 Satz 2 und § 36 Abs. 7 Satz 2, 

6. über das Verfahren bei Übermittlungssperren 
sowie über die Speicherung, Änderung und die 
Aufhebung der Sperren nach § 33 Abs. 4 und 
§ 41 und 

7. über die Löschung der Daten nach § 43, insbe-
sondere über die Voraussetzungen und Fri-
sten für die Löschung. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann mit 
Zustimmung des Bundesrates allgemeine Ver-
waltungsvorschriften über die Art und Weise der 
Durchführung von Datenübermittlungen und 
über die Beschaffenheit von Datenträgern erlas-
sen." 

Artikel 5 
Neufassung des Bundesdatenschutzgesetzes 

Der Bundesminister des Innern kann den Wort-
laut des Bundesdatenschutzgesetzes in der vom In-
krafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 6 
Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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Artikel 7 
Inkrafttreten, Aufheben von Vorschriften 

(1) Die Artikel 1 und 2 dieses Gesetzes treten 
sechs Monate nach der Verkündung in Kraft. Die 
Regelung des § 10 Abs. 3 Satz 3 des Bundesdaten-
schutzgesetzes (Artikel 1 Nr. 12 dieses Gesetzes) 
tritt jedoch erst fünf Jahre nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Artikel 3 tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft; gleichzeitig tritt das Gesetz über  

die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 121, veröffentlichten bereinigten Fassung, ge-
ändert durch Gesetz vom 7. August 1972 (BGBl. I 
S. 1382), außer Kraft. 

(3) Artikel 4 tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden dritten Kalendermonats in 
Kraft; § 46 des Straßenverkehrsgesetzes tritt jedoch 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Aufgrund der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Volkszählungsgesetz vom 
15. Dezember 1983 hat sich die Notwendigkeit erge-
ben, Vorschriften des Datenschutzrechts sowie be-
reichsspezifische Regelungen über die Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Da-
ten, insbesondere im Sicherheitsbereich, zu über-
prüfen. 

Die Koalitionsfraktionen haben in Zusammenarbeit 
mit der Bundesregierung die Vorschriften des Bun-
desdatenschutzgesetzes und des Verfassungs-
schutzgesetzes unter diesem Gesichtspunkt einge-
hend erörtert. Sie sind dabei zu dem Ergebnis ge-
kommen, daß eine Änderung dieser Gesetze ange-
zeigt ist. Diese Änderungen müssen sich auch auf 
das Verwaltungsverfahrensgesetz erstrecken. 

Ferner bedürfen das Zentrale Verkehrsinforma-
tionssystem beim Kraftfahrt-Bundesamt und seine 
externe Nutzung einer bereichsspezifischen Rechts-
grundlage, um den Anforderungen gerecht zu wer-
den, die sich aus dem Volkszählungsurteil ergeben. 

Die danach erforderlichen Gesetzesänderungen 
werden in dem vorliegenden Gesetzentwurf zusam-
mengefaßt. Dabei soll das Bundesverfassungs-
schutzgesetz wegen des Umfangs der Änderungen 
eine Neufassung erhalten. 

Die Prüfung der Auswirkungen des Volkszählungs-
urteils des Bundesverfassungsgerichts ergab außer-
dem, daß für den Militärischen Abschirmdienst die 
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage erforder-
lich ist. Ein entsprechender selbständiger Gesetz-
entwurf wird gleichzeitig vorgelegt. Eine Einbezie-
hung des MAD-Gesetzes in den Entwurf, die wegen 
des Zusammenhangs nahegelegen hätte, ist nicht 
erfolgt, weil das MAD-Gesetz nicht in Berlin gelten 
kann. 

II. Zu den einzelnen Artikeln 

Zu Artikel 1 (Bundesdatenschutzgesetz) 

A. Allgemeines 

1. Zweck der Novellierung des Bundesdaten-
schutzgesetzes 

1.1 Das Gesetz zum Schutz vor Mißbrauch perso-
nenbezogener Daten bei der Datenverarbei-
tung (Bundesdatenschutzgesetz) vom 27. Ja-
nuar 1977 ist am 1. Januar 1978 in Kraft getre-
ten. Es stellte zum ersten Mal die Verarbeitung 
von personenbezogenen Daten auf eine umfas-
sende Grundlage. Danach ist die Verarbeitung 

personenbezogener Daten, soweit sie in Datei-
form erfolgt, nur aufgrund einer Rechtsvor-
schrift oder mit Einwilligung des Betroffenen 
zulässig. Mit der Verabschiedung des Gesetzes 
hat der Gesetzgeber seinerzeit Neuland betre-
ten, galt es doch, die komplizierten und oft im 
Spannungsfeld konkurrierender Interessen 
stehenden Vorgänge der Datenverarbeitung 
mittels abstrakt-juristischer Normen zu re-
geln. 

1.2 Die in nahezu acht Jahren bei der Anwendung 
des Gesetzes gemachten Erfahrungen haben 
gezeigt, daß das Gesetz sich zwar insgesamt 
bewährt hat, Weiterentwicklungen im einzel-
nen aber angezeigt sind. Hauptgründe hierfür 
sind der technologische Fortschritt auf dem 
Gebiet der automatisierten Datenverarbeitung 
und in der Praxis aufgetretene Auslegungsfra

-

gen. 

1.3 Eine Novellierung des Gesetzes sollte insbe-
sondere im Hinblick auf das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 
zum Volkszählungsgesetz 1983 (BVerfGE 65, 
1 ff.) erfolgen. In den ersten beiden Leitsätzen 
zu diesem Urteil stellt das Gericht fest: 
„1. Unter den Bedingungen der modernen Da-

tenverarbeitung wird der Schutz des einzel-
nen gegen unbegrenzte Erhebung, Speiche-
rung, Verwendung und Weitergabe seiner 
persönlichen Daten von dem allgemeinen 
Persönlichkeitsrecht des Artikels 2 Abs. 1 
in Verbindung mit • Artikel 1 Abs. 1 des 
Grundgesetzes umfaßt. Das Grundrecht ge-
währleistet insoweit die Befugnis des ein-
zelnen, grundsätzlich über die Preisgabe 
und Verwendung seiner persönlichen Da-
ten zu bestimmen. 

2. Einschränkungen dieses Rechts auf „infor-
mationelle Selbstbestimmung" sind nur im 
überwiegenden Allgemeininteresse zuläs-
sig. Sie bedürfen einer verfassungsgemä-
ßen gesetzlichen Grundlage, die dem 
rechtsstaatlichen Gebot der Normenklar-
heit entsprechen muß. Bei seinen Regelun-
gen hat der Gesetzgeber ferner den Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 
Auch hat er organisatorische und verfah-
rensrechtliche Vorkehrungen zu treffen, 
welche der Gefahr einer Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts entgegenwirken." 

Diese Grundsatzaussagen zum Einsatz moder-
ner Informationstechnologien und zum Daten-
schutz erfordern eine Rechtsanpassung. 

1.4 Eine baldige Novellierung des Bundesdaten-
schutzgesetzes dient nicht zuletzt der Wahrung 
der Rechtseinheit auf dem Gebiet des Daten-
schutzes. Wie ein Vergleich mit den Daten- 
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schutzgesetzen der Länder zeigt, hat das Bun-
desdatenschutzgesetz eine gewisse Leitfunk-
tion. Von der einheitlichen Gestaltung des Da-
tenschutzrechts für die öffentliche Verwaltung 
sollte nicht nur im Interesse der öffentlichen 
Verwaltung, sondern auch in dem der Bürger 
möglichst nicht abgewichen werden. 

1.5 Der Schwerpunkt der vorgesehenen Änderun-
gen liegt bei den Vorschriften über die Verar-
beitung und sonstige Nutzung personenbezoge-
ner Daten im öffentlichen Bereich. Aber auch 
die entsprechenden Vorschriften für den nicht-
öffentlichen Bereich sollen weiterentwickelt 
werden. 
Allerdings ist in dem Urteil das „Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung" hinsicht-
lich des privaten Bereiches nicht behandelt 
worden. Im Privatrechtsverkehr gelten die 
Grundrechte auch nicht unmittelbar. Die in 
den Grundrechten zum Ausdruck kommende 
Wertordnung wirkt jedoch auf alle Bereiche 
des Rechts ein und kann den Gesetzgeber ver-
pflichten, das in Rede stehende Rechtsgut vor 
Eingriffen Dritter zu schützen [vgl. BVerfGE 
39, 1, (41) ff.; 52, 131, (165 f., 168 f.)]. Bei einer 
Kollision mit anderen Grundrechten (so auch 
bei einer Kollision des „Rechts auf informatio-
nelle Selbstbestimmung" mit der durch Arti-
kel 2 Abs. 1 des Grundgesetzes ebenfalls ge-
währleisteten allgemeinen Handlungsfreiheit) 
ist im Sinne einer Konkordanz der verfas-
sungsrechtlichen Wertvorstellungen ein Aus-
gleich zwischen den verschiedenen Grund-
rechtspositionen vorzunehmen (vgl. z. B. 
BVerfGE 52, 223, 242). 
Dementsprechend werden im Gesetzentwurf 
die Vorschriften für den nicht-öffentlichen Be-
reich fortentwickelt, soweit die schutzwürdigen 
Belange des Betroffenen es als geboten er-
scheinen lassen und zugleich die allgemeine 
Handlungsfreiheit im privaten Bereich nicht 
unzumutbar eingeschränkt wird. 

2. Beibehaltung der Grundkonzeption des Bun-
desdatenschutzgesetzes, sein Verhältnis zu an-
deren Datenschutzregelungen 

2.1 Das jetzige Bundesdatenschutzgesetz will die 
schutzwürdigen Belange des einzelnen gegen 
eine mißbräuchliche Verarbeitung seiner per-
sönlichen Daten in und aus Dateien schützen. 
Nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts zum Volkszählungsgesetz 1983 geht es 
beim Datenschutz um die Wahrung des Rechts 
auf informationelle Selbstbestimmung und um 
seine Abgrenzung gegenüber einem höherran-
gigen Allgemeininteresse. Derartige Regelun-
gen stellen keine Vorschriften gegen einen 
„Mißbrauch" der Datenverarbeitung im eigent-
lichen Wortsinn dar. Um Mißverständnisse zu 
vermeiden, soll daher künftig auf den Begriff 
des Mißbrauchs verzichtet werden. 

2.2 Der Gesetzentwurf hält jedoch insofern an der 
bisherigen Grundkonzeption des Bundesdaten- 

schutzgesetzes fest, als sein Anwendungsbe-
reich grundsätzlich auch künftig auf in Da-
teien gespeicherte personenbezogene Daten 
beschränkt bleiben soll. Damit wird insbeson-
dere die automatisierte Datenverarbeitung er-
faßt, die auch nach dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts ein besonderes Gefährdungs-
potential darstellt. Aus Gründen der Klarstel-
lung des Anwendungsbereichs soll das Gesetz 
daher die Bezeichnung „Gesetz zum Schutz 
personenbezogener Daten in Dateien (Bundes-
datenschutzgesetz)" erhalten. 

2.3 Soweit nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts Datenschutzregelungen auch für 
die Nutzung von Daten außerhalb von Dateien 
erforderlich oder angezeigt sind, sollen sie ent-
weder in verfahrensrechtlichen Querschnittge-
setzen — wie dem Verwaltungsverfahrensge-
setz (vgl. Artikel 2 des Gesetzentwurfs) — oder 
in bereichsspezifischen Gesetzen getroffen 
werden. 
Dementsprechend soll die Erhebung personen-
bezogener Daten auch künftig nicht im Bun-
desdatenschutzgesetz geregelt werden, soweit 
sie nicht gleichzeitig die Voraussetzungen des 
Speicherns (§ 2 Abs. 2 Nr. 2) erfüllt. Bei der Er-
hebung ist oftmals nicht abzusehen, ob sie zu 
einer Datenverarbeitung lediglich in Akten 
oder auch in Dateien führt. Es ist daher sach-
gerecht, allgemeine Vorschriften für die Erhe-
bung von Daten in das Verwaltungsverfahrens-
gesetz (§ 3 a), nicht aber in das Bundesdaten-
schutzgesetz aufzunehmen. 

2.4 Das Bundesdatenschutzgesetz enthält in sei-
ner geltenden Fassung nur vereinzelt Regelun-
gen über die Zweckbindung gespeicherter per-
sonenbezogener Daten. Nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum Volkszäh-
lungsgesetz 1983 ist es notwendig geworden, 
dem Grundsatz der Zweckbindung durchge-
hend Geltung zu verschaffen und im erforderli-
chen Umfang über die Datenverarbeitung hin-
aus auch die weitere Nutzung personenbezoge-
ner Daten aus Dateien zu regeln. 
Neue Zweckbindungsregelungen sind nicht 
nur für den öffentlichen sondern auch für den 
nicht-öffentlichen Bereich vorgesehen. 
Die Zweckbindungsregelungen werden im öf-
fentlichen Bereich nicht auf Daten beschränkt, 
die unter Zwang erhoben worden sind. Nach 
den grundsätzlichen Aussagen des Bundes-
verfassungsgerichts im Volkszählungsurteil 
kommt der Zweckbindung bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten besondere Be-
deutung zu. 

2.5 Schon das geltende Bundesdatenschutzgesetz 
wollte nicht Hindernis für die weitere Entwick-
lung der Informations- und Kommunikations-
technik sein. Hieran ist festzuhalten. Es hat 
sich gezeigt, daß es gegenwärtig nicht möglich 
ist, hinreichend präzise Regelungen über die 
Anwendung neuer Informations- und Kommu-
nikationstechniken vorzulegen. 
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3. Wesentlicher Inhalt der Novellierung 
Durch Änderung bestehender und Einfügen 
neuer Vorschriften soll das Bundesdaten-
schutzgesetz im wesentlichen wie folgt weiter-
entwickelt werden: 
a) Verstärkung der Zweckbindung bei der Ver-

arbeitung und sonstigen Nutzung personen-
bezogener Daten sowohl im öffentlichen als 
auch im nicht-öffentlichen Bereich, enume-
rative Festlegung der Ausnahmen, 

b) Verstärkung der Rechte des Betroffenen so-
wohl im öffentlichen als auch im nicht-öf-
fentlichen Bereich, insbesondere durch 
— erweiterte Auskunftsrechte, 

Unentgeltlichkeit der Auskunft, 
— Löschungsrechte, 

Widerspruchsrecht bei Werbung, 
verschuldensunabhängiger Schadenser-
satzanspruch, 

c) Festlegung der Zulässigkeitsvoraussetzun-
gen für automatisierte Abrufverfahren, 

d) Ausweitung der Kontrollbefugnisse .des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz, 

e) Ausweitung der Befugnisse der Aufsichts-
behörden, 

f) Regelungen für die Medien, 

g) Regelung der Datenverarbeitung für 
Zwecke der wissenschaftlichen Forschung. 

4. Kosten 
Für den Bereich des Bundes können sich aus 
der Aufhebung der Gebührenpflicht für Aus-
künfte nach § 13 des Gesetzes Einnahmeaus-
fälle ergeben, die jedoch aufgrund der schon 
bisher großzügig gehandhabten Ausnahmebe-
stimmungen von der Gebührenpflicht kaum zu 
Buche schlagen werden. Mit einer wesentli-
chen Steigerung der Auskunftsersuchen in-
folge der Gebührenbefreiung und damit zu-
sätzlicher Verwaltungskosten ist nicht zu rech-
nen. Inwieweit der verschuldensunabhängige 
Schadensersatzanspruch zu Mehrkosten füh-
ren wird, läßt sich nur schwer abschätzen. Al-
lerdings sind gegenüber den Ländern, soweit 
deren Landesgesetze eine verschuldensunab-
hängige Haftung vorsehen, keine Ersatzan-
sprüche geltend gemacht worden. Die sonsti-
gen Regelungen des Gesetzes werden voraus-
sichtlich keine Mehrbelastungen des Bundes 
mit sich bringen. 
Das Gesetz kann für die Länder zu Mehrko-
sten führen, wenn die Kompetenzerweiterung 
der für den dritten und vierten Abschnitt des 
Gesetzes zuständigen Aufsichtsbehörden eine 
Personalaufstockung notwendig macht. Son-
stige Mehrkosten sind im Bereich der Länder 
nicht erkennbar. Es könnten sich jedoch zu 
späterer Zeit Folgekosten aus einer Anpassung 
der Landesgesetze an das Bundesdatenschutz-
gesetz ergeben. 

Die dem Gesetz unterliegenden nicht-öffentlichen 
Stellen werden durch einige Regelungen mit Mehr-
kosten belastet. Zusätzliche Kosten können sich aus 
der Aufhebung der Entgeltpflicht bei Auskünften 
für die dem dritten und vierten Abschnitt des Ge-
setzes unterliegenden Normadressaten ergeben. 
Gewisse Mehraufwendungen könnten sich auch 
aus der geänderten Mitteilungspflicht sowie den er-
weiterten Datenverarbeitungsbestimmungen erge-
ben. Eventuelle finanzielle Belastungen für die dem 
dritten und vierten Abschnitt unterliegenden Stel-
len aus der Einführung des verschuldensunabhän-
gigen Schadensersatzanspruchs lassen sich nicht 
beziffern. 

Auf das allgemeine Verbraucherpreisniveau wird 
sich das Gesetz nicht auswirken. Soweit die'  Rege- 
lungen zu Steigerungen von gewissen Einzelpreisen 
führen sollten, spielt dies im Verhältnis zum Ge-
samtpreisniveau eine untergeordnete Rolle. 

B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 BDSG) 

Absatz 1 

Die Neufassung erweitert und verdeutlicht den 
Schutzzweck des Gesetzes. Das Gesetz soll in Zu-
kunft nicht nur dem Mißbrauch personenbezogener 
Daten entgegenwirken, sondern den Bürger auch 
vor den möglichen Gefahren schützen, die sich aus 
der bloßen Datenverarbeitung in Dateien oder aus 
der sonstigen Nutzung von Daten unmittelbar aus 
Dateien für das Persönlichkeitsrecht oder seine 
sonstigen schutzwürdigen Belange ergeben können. 
Dabei umfaßt die „Nutzung unmittelbar aus Datei-
en" auch die Nutzung der aus einer Datei übermit-
telten Daten beim Empfänger, auch soweit er diese 
Daten nicht selbst in einer Datei speichert. Mit der 
Festlegung dieses Schutzumfangs trägt die Neufas-
sung dem vom Bundeverfassungsgericht im Volks-
zählungsurteil anerkannten Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung Rechnung. 

Die „schutzwürdigen Belange" des Betroffenen als 
bisher geschütztes Rechtsgut werden durch das 
„Persönlichkeitsrecht" als das Grundrecht, dem das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung imma-
nent ist, und die „sonstigen schutzwürdigen Belan-
ge" ersetzt. Unter letzterem sind alle Belange eines 
Betroffenen zu verstehen, die zwar nicht vom Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung erfaßt, 
gleichwohl von anderen Rechtsnormen geschützt 
werden oder sonst im Einzelfall im Rahmen einer 
Güter- oder Interessenabwägung als schutzwürdig 
anzuerkennen sind. Zu diesen schutzwürdigen Be-
langen können z. B. auch wirtschaftliche Interessen 
gehören. 

Der Oberbegriff „Nutzung" hat jeden Gebrauch per-
sonenbezogener Daten zum Inhalt. Die Nutzung 
umfaßt das Verarbeiten (§ 2 Abs. 2 Nr. 1) und das 
sonstige Nutzen. 
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Absatz 2 

Festlegung des Adressatenkreises ohne sachliche 
Änderung gegenüber dem geltenden Recht. 

Absatz 3 

Neben den internen Dateien werden jetzt auch sol-
che, die aus rein technischen Gründen vorüberge-
hend erstellt werden und daher keine Gefahr für 
eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Belange der 
Betroffenen darstellen, vom Anwendungsbereich 
des Gesetzes — bis auf die §§ 5 und 6 Abs. 1 — aus-
genommen. Für interne Dateien im öffentlichen Be-
reich gilt künftig zusätzlich die Zweckbindungs-
regelung des § 9 sowie die in § 15 Satz 1 enthal-
tene Verpflichtung zur Sicherstellung des Daten-
schutzes. 

Absatz 4 

Die technologische Entwicklung auf dem Gebiet der 
Datenverarbeitung hat dazu geführt, daß jetzt vie-
len Personen die Anschaffung und der Betrieb von 
Datenverarbeitungsanlagen (z. B. Home-Computer) 
möglich ist. Soweit natürliche Personen diese Ge-
räte ausschließlich für private Zwecke und zum per-
sönlichen Gebrauch nutzen, erscheint es weder ge-
boten noch möglich, die Nutzung den Vorschriften 
des Gesetzes zu unterwerfen. 

Absatz 5 

Übernahme der bisherigen Regelung des § 45 Satz 1 
in die Vorschrift über den Anwendungsbereich des 
Gesetzes, um das Verhältnis des BDSG zu den be-
sonderen Vorschriften über den Datenschutz besser 
zu verdeutlichen. Eine inhaltliche Änderung ist mit 
dem Wegfall des Katalogs in Satz 2 des bisherigen 
§ 45 nicht verbunden. Auch künftig werden alle bun-
desrechtlichen Vorschriften, die auf in Dateien ge-
speicherte Daten anzuwenden sind (z. B. handels-
rechtliche Buchführungsvorschriften), vorgehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 a BDSG) 

Anstelle des bisherigen § 1 Abs. 3 wird ein neuer 
§ 1 a eingefügt, der allerdings für die Unternehmen 
und Hilfsunternehmen der Presse und des Films 
bei der Datenverarbeitung keine materiellen Ände-
rungen beinhaltet. 

Für die Rundfunkanstalten des Bundesrechts sind 
im Interesse der Betroffenen neue Bestimmungen 
über die Speicherung von Gegendarstellungen 
(Abs. 2) und über ein Auskunftsrecht hinsichtlich 
gespeicherter Daten (Abs. 3) aufgenommen wor-
den. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 2 BDSG) 

Absatz 1 

unverändert 

Absatz 2 

Die Definition der (Daten-)verarbeitung wird aus 
§ 1 Abs. 1 nach hierhin übernommen und redaktio-
nell dem Geltungsumfang angepaßt (Nr. 1). 

Die Definition des Speicherns wird dadurch redak-
tionell zur Nr. 2, die des Veränderns bleibt unverän-
dert die Nr. 3. 

Nr. 4 stellt klar, daß ein Übermitteln nicht schon 
dann vorliegt, wenn Daten zur Einsichtnahme, na-
mentlich zum Abruf, bereitgehalten werden. Viel-
mehr liegt eine Übermittlung erst dann vor, wenn 
der Empfänger die Daten einsieht oder abruft. 
Diese Änderung ist nach den Erfahrungen der Pra-
xis notwendig, um die Übermittlungsregelungen 
sinnvoll anwenden zu können. 

Die Definition des Löschens wird unverändert nach 
Nr. 5 übernommen. 

Absatz 3 

Nr. 1 und 2 sind unverändert. 

Die Neufassung der Legaldefinition des Dateibe-
griffs (Nr. 3 Satz 1) stellt klar, daß Sammlungen per-
sonenbezogener Daten, die in automatisierten Ver-
fahren verarbeitet werden, stets Dateien im Sinne 
dieses. Gesetzes sind. Sie brauchen nicht mehr . 

gleichartig aufgebaut zu sein. Nr. 3 Satz 2 entspricht 
dem bisherigen zweiten Halbsatz der Nr. 3 Satz 1. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 3 BDSG) 

Absatz 1 

Er entspricht dem bisherigen § 3 Satz 1. In Anpas-
sung an § 1 Abs. 1 entfällt bei den Daten jedoch der 
Relativsatz „die von diesem Gesetz geschützt wer-
den". Aufgenommen wird ebenfalls als Folge der 
Änderung des § 1 Abs. 1 die „sonstige Nutzung un-
mittelbar aus Dateien". 

In Nr. 1 wird eingefügt „oder anordnet". Hierduch 
soll klargestellt werden, daß eine zwingende gesetz-
liche Regelung zugleich die entsprechende Erlaub-
nis enthält. 

Absatz 2 

Der neue Satz 1 dient der Stärkung der Stellung des 
Betroffenen. Satz 2 entspricht dem bisherigen § 3 
Satz 2. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 3 a BDSG) 

Die neue Vorschrift stellt eine Spezialregelung für 
die Zulässigkeit der Datenverarbeitung und -nut-
zung für Zwecke der Forschung durch öffentliche 
Stellen im Sinne von § 7 und durch nicht-öffentliche 
Forschungsstellen dar. Sie geht den anderen Zuläs-
sigkeitsregelungen des Gesetzes, insbesondere den 
§§ 9 bis 11, vor. 
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Absatz 1 

Der Anwendungsbereich des § 3 a ist entsprechend 
der Regelung in § 1 Abs. 1 auf die Verarbeitung der 
sonstigen Nutzung persônenbezogener Daten un-
mittelbar aus Dateien beschränkt (Satz 1). Voraus-
setzung ist dabei die Durchführung eines bestimm-
ten Forschungsvorhabens. Satz 2 enthält eine Son-
dervorschrift für die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten zum Zwecke der Durchführung eines be-
stimmten Forschungsvorhabens. Für die Übermitt-
lung und die sonstige Nutzung ist jeweils die Ein-
willigung des Betroffenen erforderlich. 

Absatz 2 

Die Vorschrift legt für öffentliche Stellen fest, 
unter welchen Voraussetzungen von der Einwilli-
gung des Betroffenen sowohl in die Verarbeitung 
und Nutzung (Abs. 1 Satz 1) als auch in die Über-
mittlung seiner Daten (Abs. 1 Satz 2) abgesehen 
werden kann. 

Absatz 3 

Er legt die Fälle fest, in denen nicht-öffentliche 
Stellen keiner Einwilligung des Betroffenen bedür-
fen. Die Nr. 1 entspricht dem Absatz 2 Nr. 2. Die 
Nr. 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß eine Inter-
essenabwägung nach Absatz 2 Nr. 1 nur von öffent-
lichen Stellen, nicht aber auch von nicht-öffentli-
chen Stellen vorgenommen werden kann. 

Absatz 4 

Die Legaldefinition des Begriffs „anonymisieren" in 
Satz 1 ist aus systematischen Gründen von § 31 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der geltenden Fassung des Geset-
zes nach hier übernommen worden. Die Sätze 2 bis 
4 entsprechen dem bisherigen § 36 Abs. 1 Sätze 2 
und 3. 

Absätze 5 und 6 

Enthalten die Absätze 1 bis 3 Erleichterungen für 
die wissenschaftliche Forschung, so legt Absatz 5 
enge Bindungen für die Weiterübermittlung und 
Absatz 6 enge Bindungen für die Veröffentlichung 
unmittelbar oder mittelbar aus Dateien stammen-
der personenbezogener Daten durch die wissen-
schaftliche Forschung betreibenden Stellen fest. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 4 BDSG) 

Die inhaltliche Erweiterung der Vorschrift stärkt 
die Rechte des Betroffenen. 

Absatz 1 

Entspricht bei redaktioneller Vereinfachung dem 
bisherigen Recht. 

Absatz 2 

Die Dispositionsbefugnis des Betroffenen wird in 
seinem eigenen Interesse eingeschränkt. 

Absatz 3 

Die schuldrechtlichen Schadensersatzansprüche, 
die den Beweis des Verschuldens des Schädigers 
durch den Anspruchsteller voraussetzen, werden 
den Besonderheiten der automatisierten Datenver-
arbeitung nicht gerecht. Angesichts der Schwierig-
keiten, die Vorgänge bei der automatisierten Daten-
verarbeitung zu rekonstruieren, dürfte ein Ver-
schuldensnachweis dem Betroffenen in der Regel 
nicht gelingen. Deshalb ist für die automatisierte 
Datenverarbeitung ein neuer Haftungstatbestand 
vorgesehen, der nur noch das Vorliegen der Rechts-
widrigkeit, nicht aber eines Verschuldens verlangt. 
Die Schädigung muß auf einer automatisierten Da-
tenverarbeitung, die einer Rechtsvorschrift zuwi-
derläuft, beruhen. Eine bloße unrichtige Datenver-
arbeitung reicht nicht aus. Die Haftung für den bei 
einem Betroffenen eingetretenen Schaden ist sum-
menmäßig begrenzt. 

Absatz 4 

Das Risiko einer summarischen Prüfung, ob Grund 
zu der Annahme besteht, daß schutzwürdige Be-
lange des Betroffenen beeinträchtigt werden, soll 
nicht beim Betroffenen liegen. Die verschuldens-
unabhängige Haftung des Absatzes 3, dessen Vor-
aussetzungen vorliegen müssen, wird daher auf 
die Fälle ausgedehnt, in denen • sich trotz fehler-
freier Prüfung und damit rechtmäßiger Datenver-
arbeitung später herausstellt, daß der Betro ffene in 
seinen schutzwürdigen Belangen beeinträchtigt 
wurde. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 5 Abs. 1 BDSG) 

Entsprechend dem Anwendungsbereich des Geset-
zes (§ 1 Abs. 1) ist der Zusatz „geschützte" vor „per-
sonenbezogene Daten" gestrichen worden. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 6 a BDSG) 

Die neue Vorschrift enthält besondere Regelungen 
für das automatisierte Abrufverfahren (on-line-Ver-
fahren). 

Absatz 1 

Die Vorschrift legt die Voraussetzungen für die Ein-
richtung eines automatisierten Abrufverfahrens 
fest. Dieses Verfahren muß „angemessen" sein. 

Die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs richtet sich 
dagegen nach den Regelungen in den §§ 10, 11, 24 
und 32. Nach diesen Vorschriften ist eine Übermitt-
lung personenbezogener Daten nur zulässig, wenn 
sie „erforderlich" ist. Soweit bereichsspezifische Re- 
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gelungen für die on-line-Übermittlungen bestehen, 
gehen diese vor. 

Absatz 2 

Satz 1 schreibt vor, welche Einzelheiten über das 
automatisierte Abrufverfahren vor Inbetriebnahme 
schriftlich festzulegen sind. 

Satz 2 verlangt nur, daß die Zulässigkeit des Abruf-
verfahrens, nicht jedoch des einzelnen Abrufs kon-
trolliert werden kann. Für die Datenübermittlung 
innerhalb des öffentlichen Bereichs ist aber nach 
§ 10 Abs. 3 Satz 3 zusätzlich zu gewährleisten, daß 
die Übermittlung personenbezogener Daten zumin-
dest durch geeignete Stichprobenverfahren festge-
stellt und überprüft werden kann. 

Absatz 3 

Er enthält für den öffentlichen Bereich besondere 
Beteiligungs- und Unterrichtungsregelungen für die 
Einrichtung von automatisierten Abrufverfahren. 

Absatz 4 

Die besonderen Anforderungen an die Einrichtung 
von automatisierten Abrufverfahren sind nicht ge-
rechtfertigt, wenn es sich um den Anschluß an Da-
tenbestände handelt, die jedermann zur Benutzung 
offenstehen (Datenbanken). 

Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 7 Abs. 1 und 2 BDSG) 

In,§ 7 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 werden jeweils die 
Worte „die am Wettbewerb teilnehmen" durch die 
Worte „soweit sie am Wettbewerb teilnehmen" er-
setzt. 

Die redaktionelle Richtigstellung dient der Klar-
stellung der vom Gesetzgeber gewollten Rechtslage, 
wie sie auch in Schrifttum und Praxis überwiegend 
als gegeben angesehen wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 8 BDSG) 

Die redaktionelle Neufassung dient der Klarstel-
lung. Sie berücksichtigt auch die notwendige Ände-
rung der Verweisung in Absatz 2 Satz 2, weil die 
Phasen der Verarbeitung jetzt in § 2 Abs. 2 geregelt 
sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 9 BDSG) 

Die bisherige Vorschrift regelt lediglich die Daten-
speicherung und -veränderung. Wegen der erforder-
lich gewordenen Regelung über die Zweckbindung 
personenbezogener Daten erstreckt sich die neue 
Vorschrift auch auf die sonstige Datennutzung 
durch die speichernde Stelle. 

Absatz 1 

Wegen der gebotenen Zweckbindung ist in Satz 1 
die Regelung neu aufgenommen worden, wonach 
das Speichern und das Verändern personenbezoge-
ner Daten nur für bestimmte Zwecke vorgenommen 
werden darf. 

Die in der Nr. 1 aufgeführten Voraussetzungen ent-
sprechen dem geltenden Recht. Die neue Nr.2 
knüpft an das Urteil des BVerfG zum Volkszäh-
lungsgesetz 1983 (BVerfGE 65, 1 ff.) an und will si-
cherstellen, daß die schutzwürdigen Belange des 
Betroffenen nur bei einem überwiegenden Allge-
meininteresse zurücktreten müssen. 

Der neue Satz 2 dient lediglich der Klarstellung. 
„Bestehende Zweckbindungen" können sich nicht 
nur aus gesetzlichen Bestimmungen, sondern ins-
besondere auch aus einvernehmlichen Festlegun-
gen ergeben. 

Absatz 2 

Die bisherige Regelung kann entfallen, weil sie in-
haltlich in § 3 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(Artikel 2 Nr. 4) übernommen wird und für alle per-
sonenbezogenen Informationen — nicht nur für sol-
che in Dateien (personenbezogene Daten) — gelten 
wird. 

Eine gesetzliche Klarstellung enthält Satz 2, wo-
nach die Wahrnehmung von Aufsichts- und Wei-
sungsrechten sowie die Rechnungsprüfung keine 
Zweckänderung beinhalten. Sie stellt sicher, daß die 
für die öffentliche Verwaltung unentbehrlichen 
Aufsichts-, Weisungs- und Kontrollrechte auch in 
Zukunft voll wahrgenommen werden können. Auch 
die Datenschutzkontrolle durch den Bundesbeauf-
tragten ist keine unzulässige Zweckänderung. Ei-
ner ausdrücklichen Erwähnung in Satz 2 bedarf es 
jedoch insoweit nicht, weil sich die Berechtigung 
des BfD aus § 19 ergibt. 

In Satz 3 werden abschließend die Fälle aufgezählt, 
in denen von dem Gebot der Zweckbindung abgewi-
chen werden darf. Mit der Zulassung von bestimm-
ten Ausnahmen ist keine Verpflichtung zur Nut-
zung der Daten für die dort genannten anderen 
Zwecke verbunden. 

Für die Entscheidung der speichernden Stelle über 
die Zulässigkeit der Zweckänderung gilt auch 
ohne ausdrückliche Erwähnung im Gesetz — der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, die Zweckän-
derung ist also vor allem in den Fällen der Nr. 7 und 
8 nur zulässig, wenn der Nutzung für den anderen 
Zweck im Einzelfall keine höherrangigen Belange 
des Betroffenen entgegenstehen. 

Absatz 3 

Da es sich hier um besonders sensible Daten han-
delt, erscheint es geboten, die mögliche Nutzung der 
Daten für andere Zwecke zu beschränken. 
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Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 10 BDSG) 

Absatz 1 

Ergänzend zu der bisherigen Fassung wird dem Ge-
bot der Zweckbindung durch die Verweisung auf § 9 
Abs. 2 und 3 Rechnung getragen. Hier wird nur von 
Nutzung gesprochen, da sich die Beschränkung auf 
die Nutzung gespeicherter Daten aus § 9 Abs. 2 
Satz 1 ergibt. Satz 2 der bisherigen Regelung ent-
fällt durch die Verweisung auf § 9 Abs. 3. 

Absatz 2 

Die neue Regelung dient dem Schutz des Betroffe-
nen und stellt die Verantwortlichkeit für die Daten-
übermittlungen durch Festlegung von Prüfungs-
pflichten für die übermittelnde und die empfan-
gende Stelle klar. 

Absatz 3 

Der Schutzgedanke des Absatzes 2 ist den Beson-
derheiten des on-line-Verfahrens angepaßt. Satz 3 
soll dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
eine wirksame Ausübung seiner Kontrollbefugnis 
ermöglichen (vgl. auch die Erläuterungen zu § 6 a 
Abs. 2). 

Absatz 4 

Unveränderte Übernahme des bisherigen Absat-
zes 2. 

Absatz 5 

Die neue Regelung enthält die notwendig gewor-
dene Zweckbindungsregelung. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 11 BDSG) 

Absatz 1 

Nummer 1 enthält die erste Alternative der bisheri-
gen Übermittlungsvoraussetzung und fügt als wei-
tere Voraussetzung die in § 9 Abs. 2 geregelte 
Zweckbindung hinzu. Nummer 2 enthält die zweite 
Alternative der bisherigen Übermittlungsvorausset-
zung. 

Absatz 2 

Bei den Übermittlungen nach §§ 10 und 11 Abs. 1 
Nr. 1 ist ihre Zulässigkeit gesetzlich näher um-
schrieben und stellt auf die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben ab. Der Betroffene muß insoweit mit der 
Übermittlung seiner Daten von vornherein rechnen. 
Eine Benachrichtigungspflicht würde daher in die-
sen Fällen zu einer unnötigen Bürokratie führen. 
Anders ist eine Übermittlung nach Absatz 1 Nr. 2 zu 
sehen. In diesen Fällen erscheint die grundsätzliche 
Festlegung einer Benachrichtigungspflicht sachge-
recht, weil der Betroffene nicht mit der Übermitt-
lung seiner Daten an Private rechnen muß. 

Absatz 3 

Übernahme der bisherigen Regelung des § 11 
Satz 2. 

Absatz 4 

Notwendig gewordene Zweckbindungsregelung. Bei 
einer Übermittlung personenbezogener Daten von 
öffentlichen Stellen an nicht-öffentliche Stellen er-
scheint es geboten, die Nutzung nur für die Zwecke 
zuzulassen, zu deren Erfüllung sie übermittelt wor-
den sind. 

Absatz 5 

Übernahme der bisherigen Regelung des § 11 Satz 3 
mit der durch das Zweckbindungsgebot erforderlich 
werdenden Ergänzung. 

Absatz 6 

Die neue Regelung dient der Klarstellung, insbe-
sondere auch im Hinblick auf die Haftung (§ 4). 

Zu Artikel 1 Nr. 14 (§ 12 BDSG) 

Die nach dem bisherigen § 12 vorgeschriebenen 
Veröffentlichungen über gespeicherte Daten erfolg-
ten für den Bereich des Bundes nach der Daten-
schutzveröffentlichungsverordnung in einer Bei-
lage zum Bundesanzeiger. Dies verursacht einen er-
heblichen Aufwand. Die Erwartung, dadurch dem 
Bürger die Datenverarbeitung in der öffentlichen 
Verwaltung transparent zu machen, hat sich nicht 
erfüllt. Ihm ist die laufende Einsicht in den Bundes-
anzeiger und die erforderliche Zusammenstellung 
eines Gesamtbildes der Dateien praktisch nicht 
möglich. Es ist daher ein Gebot der Entbürokrati-
sierung, auf die bisherige Regelung zu verzichten. 

An die Stelle der Veröffentlichung soll die Erweite-
rung des vom Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz geführten Dateienregisters treten (§ 19 
Abs. 7). 

Die Aufhebung des . § 12 hat die teilweise Übertra-
gung der bisherigen für die Auskunftserteilung be-
deutsamen Regelungen des bisherigen Absatzes 2 
Nr. 1 und 2 nach § 13 Abs. 2 zur Folge. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 13 BDSG) 

Absatz 1 

In Satz 1 wird der Gegenstand des Auskunftsrechts 
gegenüber dem geltenden Recht in zweifacher Hin-
sicht ergänzt. 

Zunächst wird klargestellt, daß alle zur Person des 
Betroffenen gespeicherten Daten der Auskunft un-
terliegen, auch soweit sie Herkunft und Empfänger 
betreffen. Darüber hinaus wird der Zweck der Spei-
cherung in die Auskunftspflicht mit einbezogen. 
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Beide Änderungen dienen der Stärkung der Stel-
lung des Betroffenen. Sind Herkunft und Empfän-
ger der Daten nicht in einer Datei, sondern in Ak-
ten gespeichert, ergibt sich das Auskunftsrecht in-
soweit nicht aus § 13 BDSG, sondern aus § 3 d des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (vgl. Art. 2 Nr.4 
dieses Gesetzes). 

Absatz 2 

Er regelt wie bisher die Fälle, in denen keine Aus-
kunftspflicht besteht. Die Fälle sind nunmehr in 
3 Gruppen eingeteilt, wobei die Nummern 1 und 2 
die bisher durch Verweisung auf § 12 Abs. 2 Nr. 1 
erfaßten Behörden betreffen. 

Die in Nummer 1 genannten Behörden bleiben im 
bisherigen Umfang von der Auskunftspflicht ausge-
nommen. Die Regelung enthält für diese Behörden 
jedoch kein Auskunftsverbot, sondern räumt ihnen 
für die Entscheidung über die Auskunftserteilung 
einen Ermessensspielraum ein, der zu einer Aus-
kunftsverpflichtung wird, wenn im Einzelfall eine 
Gefährdung der Aufgabenerfüllung ausgeschlossen 
werden kann. 

Für die unter Nummer 2 aufgeführten Stellen wird 
die Auskunftspflicht abhängig gemacht von einer 
Abwägung zwischen den schutzwürdigen Belangen 
des Betroffenen und entgegenstehenden öffentli-
chen Interessen. Insoweit wird also das Auskunfts-
recht des Betroffenen erweitert. 

Nummer 3 bringt eine Neuerung für sog. Siche-
rungsdaten (Daten, die aus Gründen der Datensi-
cherung nicht gelöscht werden dürfen und deshalb 
noch gespeichert werden) sowie für lediglich für die 
Datenschutzkontrolle bereitgehaltene Daten. Beide 
werden von der Verpflichtung zur Auskunftsertei-
lung ausgenommen. Es ist nach den Erfahrungen 
aus der Datenverarbeitungspraxis erforderlich, die 
Auskunft auf den sog. aktuellen Bestand zu be-
schränken, da Daten, die nicht im aktuellen Be-
stand gespeichert sind, nur mit besonderem Auf-
wand ermittelt werden könnten. Im übrigen werden 
schutzwürdige Belange des Betroffenen durch die 
Herausnahme dieser Daten aus der Auskunfts-
pflicht nicht berührt. 

Absatz 3 

Die Nummern 1 bis 3 entsprechen dem geltenden 
Recht. Die Nummer 4 wird insoweit geändert, als 
die übrigen bisher in § 12 Abs. 2 Nr. 1 aufgeführten 
Behörden nicht mehr unter diese Vorschrift fallen. 
Für sie gilt vielmehr Absatz 2 Nr. 2. 

Absatz 4 

Die Ausnahme von der Begründungspflicht bei Ab-
lehnung der Auskunft in Satz 1 entspricht einem 
allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsatz. In 
Satz 2 werden bestimmte Sicherheitsbehörden vom 
Begründungszwang ausgenommen. Damit soll eine 
Ausforschung dieser Behörden verhindert werden. 
Auch Satz 2 enthält kein gesetzliches Verbot der 
Begründung sondern stellt sie in das Ermessen der 
öffentlichen Stellen. 

Absatz 5 

Hier wird ein Ersatzrecht für die Bürger geschaf-
fen, denen gegenüber eine Auskunftserteilung ab-
gelehnt wurde. Dem Betroffenen wird so grundsätz-
lich die Möglichkeit gegeben, durch den Bundesbe-
auftragten für den Datenschutz prüfen zu lassen, ob 
er in seinen schutzwürdigen Belangen beeinträch-
tigt worden ist. Die Beschränkung der Mitteilung 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz an 
den Betroffenen in Satz 2 ist notwendig, damit nicht ' 
über die Einschaltung des BfD eine Ausforschung 
ermöglicht wird. 

Absatz 6 

Die grundsätzliche Gebührenfreiheit im öffentli-
chen Bereich dient dazu, die Rechtswahrung der 
von der Datenverarbeitung betroffenen Bürger zu 
erleichtern. 

Zu Artikel 1 Nr. 16 (§ 14 BDSG) 

Absatz 1 

Unveränderte Übernahme der bisherigen Rege-
lung. 

Absatz 2 

Die Möglichkeit der Sperrung für den Fall, daß die 
Kenntnis der Daten zur Erfüllung der Aufgaben 
nicht mehr erforderlich ist, entfällt als Regel. Hier-
für wird vielmehr als Regelfall die Löschung vorge-
schrieben (Abs. 3). Diese Anderung dient den Inter-
essen des Betroffenen. Im übrigen bleibt Absatz 2 
unverändert. 

Absatz 3 

Satz 1 sieht entsprechend der Änderung des Absat-
zes 2 nunmehr auch für den Fall, daß die Daten zur 
Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich sind, 
eine Löschungspflicht vor. Die neue Alternative in 
Satz 3 entspricht einem praktischen Bedürfnis. 

Absatz 4 

Nach geltendem Recht hat der Bürger keinen An-
spruch darauf, daß die speichernde Stelle auch alle 
anderen Stellen über die Berichtigung, Löschung 
oder Sperrung von Daten verständigt, denen die 
Daten übermittelt worden sind. Die neue Unterrich-
tungspflicht dient der Stärkung der Rechte des Be-
troffenen. Die aufgeführten Voraussetzungen für 
die Unterrichtung sind aus Gründen der Praktika-
bilität notwendig. 

Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 15 BDSG) 

Die im übrigen unveränderte Vorschrift legt den 
genannten Behörden die zusätzliche Pflicht auf, be

-

stimmte Regelfristen für die Löschung der von ih- 
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nen gespeicherten personenbezogenen Daten fest-
zulegen (Nr. 2). Dies geschieht zur Verbesserung 
des Schutzes des Betroffenen. 

Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 17 Abs. 5 BDSG) 

Durch die Einfügung der Sätze 4 und 5 erhält der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz bei Perso-
nalveränderungen Mitwirkungsrechte. 

Hierdurch soll die Stellung des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz gestärkt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 19 BDSG) 

Absatz 1 

Die Aufgabenbeschreibung des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz wird neu gefaßt, wobei 
gegenüber dem geltenden Recht teilweise Klarstel-
lungen vorgenommen und die Kontrollbefugnis des 
Bundesbeauftragten teilweise erweitert werden. 

In die Beschreibung der Kontrollbefugnisse des 
Bundesbeauftragten ist im ersten Satzteil ein Hin-
weis darauf eingefügt, daß der Bundesbeauftragte 
seine Kontrolle unbeschadet der fachlichen Beur-
teilung und Verantwortlichkeit der Behörden und 
sonstigen öffentlichen Stellen auszuüben hat. Hier-
mit ist keine Einschränkung seiner Kontrollbefug-
nisse gegenüber dem geltenden Recht verbunden. 
Nach Sinn und Zweck des Gesetzes ist es — wie bis-
her — Aufgabe des Bundesbeauftragten zu prüfen, 
ob Vorschriften über den Datenschutz verletzt wor-
den sind. Dieser Hinweis stellt jedoch klar, daß die 
Befugnis des Bundesbeauftragten nicht die Kon-
trolle der rechtsfehlerfreien fachlichen Beurteilung 
umfaßt, wie sie von der zuständigen Stelle bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben vorgenommen wird. 
Diese Klarstellung gewinnt insbesondere Bedeu-
tung im Hinblick auf die in Nummer 2 vorgesehene 
Ausweitung der Kontrollbefugnis des Bundesbeauf-
tragten, der unter den dort aufgeführten Vorausset-
zungen auch die Einhaltung nicht dateibezogener 
Datenschutzvorschriften kontrollieren kann. Das 
Wort „unbeschadet" wird im Sinne von „ohne Be-
schränkung" oder „ohne Schmälerung" gebraucht. 
Würde der Bundesbeauftragte über die Prüfung der 
Verletzung spezifisch datenschutzrechtlicher Vor-
schriften hinausgehen und seine fachliche Bewer-
tung an die Stelle der rechtsfehlerfreien fachlichen 
Beurteilung der zuständigen Behörde setzen, würde 
.damit in unzulässiger Weise in den Verantwor-
tungsbereich der Verwaltung eingegriffen. Auch 
nach der Erweiterung seiner Kontrollbefugnisse ist 
der Bundesbeauftragte kein „Ombudsman" nach 
skandinavischem Vorbild. Dafür besteht nach dem 
hiesigen, bewährten System der umfassenden ver-
waltungsinternen Kontrolle kein Bedürfnis. 

Die Nummer 1 entspricht dem bisherigen Recht. Al-
lerdings ist hinsichtlich der anderen Vorschriften 
über den Datenschutz umstritten, ob der Bundesbe-
auftragte für den Datenschutz ihre Einhaltung nur 
kontrollieren kann, soweit sie den in Nr. 1 aufge

-

führten Dateibezug haben. Dies wird jetzt im beja-
henden Sinne klargestellt. 

Die Nr. 2 erweitert die Kontrollbefugnis des Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz. Unter den 
aufgeführten Voraussetzungen kann der Bundesbe-
auftragte für den Datenschutz künftig auch die Ver-
arbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten 
außerhalb von Dateien, also insbesondere in Akten, 
kontrollieren. Diese begrenzte Erweiterung der 
Kontrollbefugnisse des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz stärkt einerseits den Schutz der Be-
lange des Betroffenen. Andererseits vermeidet sie 
es, den Bundesbeauftragten für den Datenschutz zu 
einem umfassenden Kontrollorgan zu machen, wel-
ches ohne Rücksicht auf das unterschiedliche Ge-
fährdungspotential, das mit den verschiedenen Ar-
ten der Datenverarbeitung verbunden ist, nahezu 
alle Vorgänge in der öffentlichen Verwaltung daten-
schutzrechtlich ohne Anlaß überprüfen dürfte. 

Absatz 2 

Inhaltsgleiche Übernahme der Regelung aus dem 
bisherigen Absatz 1 Satz 1. 

Absatz 3 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem gel-
tenden Recht. 

Allerdings ist auf Vorschlag des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz die Frist für die Erstattung 
seines Tätigkeitsberichts auf zwei Jahre ausge-
dehnt worden. 

Satz 4 enthält insoweit eine Abweichung vom gel-
tenden Recht, als aus Praktikabilitätsgründen die 
Befugnis, Ersuchen an den Bundesbeauftragten zu 
richten, künftig nicht mehr dem Petitionsausschuß, 
sondern dem für Datenschutzfragen zuständigen 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages zuste-
hen soll. 

Die dem Bundesbeauftragten nach diesem Absatz 
zugewiesenen Aufgaben können sich auch auf per-
sonenbezogene Daten außerhalb von Dateien er-
strecken. 

Absatz 4 

Unveränderte Übernahme des bisherigen Absat-
zes 3 Sätze 1 und 2. 

Absatz 5 

Mit der Aufnahme dieser Regelung sollen Unklar-
heiten beseitigt werden, die in verschiedenen Berei-
chen bei der Ausübung der Kontrollbefugnisse 
durch den Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
entstanden sind. 

In fast allen Fällen, die in der Vorschrift aufgeführt 
sind, haben die betroffenen Stellen bisher eine Kon-
trollbefugnis des Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz verneint. Nunmehr werden grundsätzlich 
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auch die personenbezogenen Daten, die einem Be-
rufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegen, 
der Kontrolle durch den Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz unterworfen. 

Die Ausnahme in Satz 3 Nr. 2 beruht auf der Erwä-
gung, daß im Hinblick auf die verfassungsrechtlich 
gebotene Kontrolle durch die Kommission nach § 9 
des Gesetzes zu Artikel 10 GG eine zusätzliche um-
fassende Kontrolle durch den Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz nicht erforderlich ist. Nach den 
für die Auslegung des Gesetzes zu Artikel 10 GG 
verbindlichen Aussagen im Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 15. Dezember 1970 erstreckt 
sich die Kompetenz der Kommission auf „alle Orga-
ne, die mit der Vorbereitung, Entscheidung, Durch-
führung und Überwachung des Eingriffs in das 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis befaßt sind, 
und alle Maßnahmen dieser Organe" [BVerfGE 30, 
1, (23)]. 

Die Kommission soll gleichwohl die Möglichkeit er-
halten, sich der Sachkunde des Bundesbeauftragten 
zu bedienen, indem sie ihn mit der Prüfung einzel-
ner Sachverhalte oder ganzer Komplexe beauftragt. 
Aus Gründen der Geheimhaltung darf der Bundes-
beauftragte das Ergebnis seiner Prüfung nur der 
Kommission mitteilen. 

Bei den in Satz 3 Nr. 3 genannten personenbezoge-
nen Daten handelt es sich um besonders sensible 
Daten, bei denen es der Entscheidung des Betroffe-
nen überlassen bleiben sollte, ob er eine Einsicht-
nahme durch den Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz wünscht oder nicht. Die Befugnis des Be-
troffenen zu widersprechen, setzt voraus, daß er 
hierzu Gelegenheit hat. 

Absatz 6 

Unveränderte Übernahme des bisherigen Absat-
zes 3 Satz 3 mit der durch den Wegfall des § 12 
bedingten Änderung der Verweisungen. 

Absatz 7 

Der bisherige Absatz 4 wird mit Änderungen hier-
hin übernommen. 

In Satz 1 entfallen die Worte „automatisch betriebe-
nen" vor Dateien. Damit erstreckt sich die Register-
führung des . Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz auf alle Dateien, in denen personenbezogene 
Daten gespeichert werden. Ausgenommen hiervon 
sind die Dateien des BfV, des BND und des MAD, 
für die auch die bisherige Meldepflicht entfällt. Alle 
anderen Behörden haben an Stelle der bisherigen 
Meldepflicht dem BfD Übersichten über Art und 
Verwendungszweck zuzuleiten. Die Führung eines 
besonderen Registers für die im bisherigen § 12 
Abs. 2 Nr. 1 genannten Bundesbehörden entfällt. 

Wie bisher kann das Register von jedermann einge-
sehen werden. Der Bundesminister des Innern 
kann — ebenfalls wie bisher — das Nähere durch 
Rechtsverordnung regeln. 

Absatz 8 

Unveränderte Übernahme des bisherigen Absat-
zes 5 mit der Ergänzung um die Aufsichtsbehörden 
nach § 40. 

Zu Artikel 1 Nr. 20 (§ 20 Abs. 2 BDSG) 

Die Ergänzung um „inzwischen beseitigte" Mängel 
entspricht einer Anregung des Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz, die seiner Entlastung dient. 

Zu Artikel 1 Nr. 21 (§ 21 BDSG) 

Die Ergänzung „oder sonstige Nutzung" ist eine re-
daktionelle Anpassung an § 1 Abs. 1 Satz 1. 

Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 22 Abs. 1 BDSG) 

Entsprechend dem Anwendungsbereich des Geset-
zes (§ 1 Abs. 1) ist der Zusatz „geschützte" vor „per-
sonenbezogenen Daten" entfallen. 

Zu Artikel 1 Nr. 23 (§ 23 BDSG) 

Absatz 1 

Wegen der erforderlich gewordenen Zweckbin-
dungsregelung bezieht sich die Vorschrift nicht 
mehr nur auf das Speichern sondern auch auf das 
sonstige Nutzen gespeicherter Daten. Es erscheint 
sachgerecht und geboten, für das Speichern und das 
sonstige Nutzen dieselben Zulässigkeitsvorausset-
zungen festzulegen. 

Die Nummern 1 und 2 entsprechen dem geltenden 
Recht. 

Die Nummer 3 entspricht dem § 9 Abs. 2 Satz 3 
Nr. 5. Im Gegensatz zum geltenden Recht läßt sie 
auch das Speichern im automatisierten Verfahren 
zu, . um die Ausnutzung technischer Möglichkeiten 
nicht zu behindern. Auf der anderen Seite enthält 
die Vorschrift zum Schutze des Betroffenen auch 
eine Einschränkung gegenüber dem geltenden 
Recht. Das Speichern und sonstige Nutzen ist nicht 
zulässig, wenn die Interessen des Betroffenen an 
dem Ausschluß der Speicherung oder sonstigen 
Nutzung offensichtlich überwiegen. 

Absatz 2 

Bei den hier genannten sensiblen Daten ist eine 
strenge Zweckbindung notwendig (vgl. auch § 9 
Abs. 3). Die Regelung entspricht dem § 24 Abs. 2 
(§ 24 Abs. 1 Satz 2 des geltenden Rechts). 

Zu Artikel 1 Nr. 24 (§ 24 BDSG) 

Die Vorschrift wird hinsichtlich der Zulässigkeit 
der Datenübermittlung neu gegliedert und ergänzt. 
Ferner wird in Absatz 3 das Zweckbindungsgebot 
verankert. 
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Absatz 1 

Die Regelungen in Satz 1 Nr. 1 und 2 enthalten un-
verändert den bisherigen Absatz 1 Satz 1. 

Die Regelung in Satz 1 Nr. 3 tritt an die Stelle des 
bisherigen Absatzes 2, der sich infolge eines Redak-
tionsversehens in der Praxis als kaum anwendbar 
erwiesen hat. Deshalb ist der Katalog um eine An-
gabe über die Zugehörigkeit des Betroffenen zu der 
Personengruppe erweitert worden, während die An-
gabe von Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeich-
nung als entbehrlich entfallen ist. 

Die Übermittlungsregelung in Satz 1 Nr. 4 ist eine 
Anpassung an § 9 Abs. 2 Satz 3 Nr. 5 und § 23 Abs. 1 
Nr. 3. 

Die Regelung in Satz 1 Nr. 5 hat sich in Ergänzung 
zu Satz 1 Nr. 1 als notwendig erwiesen. 

Die in den Sätzen 2 und 3 neu eingeführten Rege-
lungen dienen dem Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung des Betroffenen. 

Absatz 2 

Die Regelung tritt an die Stelle des bisherigen § 24 
Abs. 1 Satz 2. 

Absatz 3 

Die neue Regelung unterwirft den Empfänger über-
mittelter Daten für deren Nutzung der erforderli-
chen Zweckbindung. Hinsichtlich der Ausnahmen 
von der Zweckbindung wird zwischen Empfängern 
im öffentlichen und im nicht-öffentlichen Bereich 
differenziert. 

Zu Artikel 1 Nr. 25 (§ 26 BDSG) 

Absatz 1 

Der Betroffene soll in Zukunft auch über die Art 
der gespeicherten Daten unterrichtet werden. Die 
Vorschrift soll für mehr Transparenz bei der Daten-
verarbeitung sorgen und dem Bürger die Ausübung 
seiner Rechte erleichtern. 

Absatz 2 

Satz 1 stellt klar, daß der Betroffene auch Auskunft 
über Herkunft und Empfänger der Daten verlangen 
kann, wenn diese Daten (in Dateien) gespeichert 
sind. Eine Pflicht zur Speicherung besteht nicht. 
Nach Satz 2 ist bei automatisierter Verarbeitung 
Auskunft nicht nur über diejenigen Empfänger zu 
erteilen, denen bereits Daten übermittelt worden 
sind, sondern auch über diejenigen, an die regelmä-
ßig Daten übermittelt werden. 

Absatz 3 

Die Regelung entspricht weitgehend dem bisheri

-

gen Absatz 4. Der Wegfall des Wortes „unmittelbar" 

in Nummer 4 ist eine Anpassung an den Wortlaut 
des § 23 Abs. 1 Nr. 3. 

Ferner wird in Nummer 5 der Ausnahmekatalog 
hinsichtlich der sog. Sicherungsdaten erweitert (vgl. 
auch § 13 Abs. 2 Nr. 3). 

Absatz 4 

Die neue Regelung tritt an die Stelle des bisherigen 
Absatzes 3. Die Unentgeltlichkeit der Auskunft soll 
dem Betroffenen die Ausübung seiner Rechte er-
leichtern. Bei mutwilliger Inanspruchnahme des 
Auskunftsrechts darf jedoch ein Entgelt verlangt 
werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 26 (§ 27 BDSG) 

Absatz 1 

Unverändert 

Absätze 2 und 3 

Ebenso wie in § 14 Abs. 2 und 3 ist das Verhältnis 
von Sperrung zur Löschung personenbezogener 
Daten, wenn ihre Kenntnis für die Erfüllung des 
Zweckes der Speicherung nicht mehr erforderlich 
ist, im Interesse des Betroffenen umgekehrt wor-
den; künftig sind nicht mehr benötigte Daten zu 
löschen. Eine Sperrung erfolgt nur dann, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß schutzwürdige 
Belange des Betroffenen beeinträchtigt werden, 
oder wenn gesetzliche Aufbewahrungspflichten ei-
ner Löschung entgegenstehen. 

Absatz 4 

Die neue Vorschrift entspricht der neuen Regelung 
in § 14 Abs. 4. 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 28 Abs. 3 BDSG) 

Die bisherige Regelung wird um die Sätze 4 und 5 
erweitert. 

Satz 4 beinhaltet einen stärkeren Schutz gegen die 
Abberufung des Beauftragten und festigt damit 
seine Unabhängigkeit gegenüber der Leitung der 
speichernden Stelle. 

Die in Satz 5 normierte Verschwiegenheitspflicht 
des Beauftragten dient dem Betroffenen, dem even-
tuelle Beschwerden gegen Beeinträchtigungen sei-
ner Belange damit erleichtert werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 28 (§ 30 BDSG) 

Mit der Neufassung sollen die Kontrollbefugnisse 
der Aufsichtsbehörde erweitert werden. 
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Absatz 1 

Nach der Neuregelung in Satz 1 soll die bisher 
bestehende reine Anlaßaufsicht dahingehend modi-
fiziert werden, daß die Aufsichtsbehörde auch aus 
eigener Initiative bei Vorliegen der hier genannten 
Voraussetzungen tätig werden kann. Das nach gel-
tendem Recht zulässige Tätigwerden der Aufsichts-
behörde nur auf Anrufung eines Betroffenen hin 
hat sich in der Praxis als unzureichend erwiesen. 
Die ebenfalls in Satz 1 vorgenommene Anknüpfung 
der Kontrollbefugnis an die dateimäßige Datenver-
arbeitung dient der Klarstellung der geltenden 
Rechtslage. 

Die Ausnahmeregelung in Satz 2 hinsichtlich der 
Kontrolle der dort genannten Einrichtungen wird 
mit Rücksicht auf das in Artikel 140 des Grundge-
setzes i. V. m. Artikel 137 der Weimarer Reichsver-
fassung garantierte kirchliche Selbstbestimmungs-
recht getroffen. Damit soll die insoweit bestehende 
strittige Rechtslage geklärt werden. Die Neurege-
lung geht davon aus, daß das BDSG ein für alle gel-
tendes Gesetz i. S. von Artikel 137 Abs. 3 Satz 1 der 
Weimarer Reichsverfassung ist. 

Absatz 2 

Satz 1 ist lediglich redaktionell geändert worden. 

Absatz 3 

Unverändert 

Absatz 4 

Mit der Neuregelung erhält die Aufsichtsbehörde 
Sanktionsmöglichkeiten gegen säumige oder nach-
lässige Datenverarbeiter, die bis zur Untersagung 
einzelner Verfahren gehen können. Die Sanktions-
möglichkeiten sind nur gegeben, wenn technische 
oder organisatorische Mängel vorliegen. Solche Be-
fugnisse haben sich aufgrund der Aufsichtspraxis 
ais notwendig erwiesen. Mit der in Satz 3 vorgese-
henen Regelung soll Druck auf die speichernden 
Stellen zur Berufung hinreichend qualifizierter Be-
auftragter nach § 28 ausgeübt werden. 

Absatz 5 

Entspricht dem bisherigen Absatz 4. 

Absatz 6 

Satz 1 entspricht dem bisherigen Absatz 5. 

Satz 2 stellt klar, daß die zuständigen Landesbehör-
den auch weiterhin Tätigkeitsberichte bezüglich 
des nicht-öffentlichen Bereichs erstellen und veröf-
fentlichen dürfen, ohne daß es hierfür einer Er-
mächtigung durch eine Rechtsvorschrift bedarf. 
Durch Landesrecht kann eine periodische Berichts-
pflicht eingeführt werden. Der Bundesgesetzgeber 
will insoweit keine abschließende Regelung tref-
fen. 

Zu Artikel 1 Nr. 29 (§ 31 BDSG) 

Absatz 1 

Das Wort „geschützte" im Satz 1 ist in Anpassung 
an § 1 Abs. 1 entfallen. 

Die Neufassung der Nummer 2 ist eine Folge der 
aus systematischen Gründen nach § 3 a Abs. 4 
Satz 1 übertragenen Legaldefinition des Begriffs 
„anonymisieren". Im übrigen ist die Ersetzung des 
Begriffs „Veränderung" durch „anonymisieren" re-
daktioneller Natur. 

Absatz 2 

Die Regelung tritt an die Stelle des bisherigen Ab-
satzes 1 Sätze 2 und 3 und beinhaltet die dadurch 
notwendige redaktionelle Verweisungsänderung. 

Absatz 3 

Entspricht dem bisherigen Absatz 2. 

Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 32 BDSG) 

Absatz 1 

Im Hinblick auf die erforderliche Zweckbindungs-
regelung erstreckt sich die neu gegliederte Rege-
lung auch auf das sonstige Nutzen. Im übrigen ent-
spricht sie im wesentlichen dem bisherigen Ab-
satz 1. 

Die in Nummer 2 enthaltene Regelung hinsichtlich 
der Daten aus allgemein zugänglichen Quellen ist 
eine Folge der insoweit an anderen Stellen erfolg-
ten Anpassungen (§ 9 Abs. 2 Satz 3 Nr. 5; § 23 Abs. 1 
Nr. 3; § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4). 

Absatz 2 

Satz 1 Nr. 1 verdeutlicht, daß es auch hier auf eine 
Interessenabwägung mit den schutzwürdigen Be-
langen des Betroffenen ankommt. 

Satz 1 Nr. 2 tritt an die Stelle des bisherigen Absat-
zes 3. Die Erweiterung der zu übermittelnden Merk-
male um den Tag der Geburt hat sich für die Praxis 
zur Ausschaltung von Namensverwechselungen als 
notwendig erwiesen. Auf der anderen Seite ist der 
Anwendungsbereich dieser privilegierenden Rege-
lung künftig auf die hier relevanten Zwecke der 
Werbung oder Markt- oder Meinungsforschung aus-
drücklich begrenzt. 

Satz 2 legt die in der Praxis übliche Aufzeichnungs-
pflicht der übermittelnden Stelle nunmehr gesetz-
lich fest. 

Die Sätze 3 und 4 entsprechen der Regelung in § 24 
Abs. 1 Sätze 2 und 3. 

Absatz 3 

Die Vorschrift entspricht der Regelung in § 24 
Abs. 3. 
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Zu Artikel 1 Nr. 31 (§ 34 BDSG) 

Absatz 1 

Die in Satz 1 vorgesehene erweiterte Unterrich-
tungspflicht entspricht der Regelung in § 26 Abs. 1. 

Mit der Ergänzung der Ausnahmen von der Be-
nachrichtigung in Satz 2 sollen Bibliotheken und 
ähnliche Einrichtungen davon befreit werden, 
Buchautoren usw. über ihre Aufnahme in Biblio-
thekskataloge usw. zu benachrichtigen. 

Absatz 2 

Die hier ebenso wie in den Parallelregelungen der 
§§ 13 und 26 vorgesehene erweiterte Auskunfts-
pflicht muß zur Wahrung des Geschäftsgeheimnis-
ses auf begründete Zweifelsfälle beschränkt wer-
den. 

Absatz 3 

Die Ausnahmeregelungen der Nummern 1 und 2 
entsprechen dem bisherigen Absatz 4. 

Die ergänzende Regelung in Nummer 3 erfolgt in 
Anpassung an die Parallelregelungen in § 13 Abs. 2 
Nr. 3 und § 26 Abs. 3 Nr. 5. 

Absatz 4 

Die Neuregelung tritt an die Stelle des bisherigen 
Absatzes 3. Von der grundsätzlich vorgesehenen 
Unentgeltlichkeit der Auskunft sind zwei wichtige 
Ausnahmetatbestände vorgesehen. Diese Ein-
schränkungen sind im Hinblick auf die berechtig-
ten wirtschaftlichen Belange der auskunftspflichti-
gen Stelle notwendig. 

Zu Artikel 1 Nr. 32 (§ 35 BDSG) 

Absatz 1 

Unverändert. 

Absätze 2 und 3 

Das Verhältnis von Sperrung zur Löschung nicht 
mehr erforderlicher Daten ist ebenso wie in § 14 
Abs. 2 und 3, § 27 Abs. 2 und 3 geändert worden. 

Absatz 4 

Die neue Vorschrift dient den besonderen Verhält-
nissen im Bereich der Dokumentation. Danach tritt 
an die Stelle der Berichtigung auf Verlangen des 
Betroffenen seine Gegendarstellung, weil die spei-
chernde Stelle für die Richtigkeit der im Dokument 
enthaltenen Daten nicht verantwortlich ist und 
über die Berichtigung deshalb auch nicht selbst ent-
scheiden kann. Der Dokumentationsbereich ist 
nach Satz 2 von der dem Sinn und Zweck der Doku-
mentation zuwiderlaufenden turnusmäßigen Sper-
rung bzw. Löschung ausgenommen, es sei denn, es 

handelt sich um die in Absatz 3 Satz 5 aufgeführten 
sensiblen Daten. 

Absatz 5 

Die neue Vorschrift entspricht den neuen Regelun-
gen in § 14 Abs. 4 und § 27 Abs. 4. 

Zu Artikel 1 Nr. 33 (§ 36 BDSG) 

Absatz 1 

Die Neufassung der Vorschrift ist eine Folge der 
nunmehr in § 3 a Abs. 4 enthaltenen Legaldefinition 
der Begriffs „anonymisieren" und der ebenfalls 
nach dort übertragenen Verfahrensvorschriften. Im 
übrigen bleibt die Vorschrift unverändert. 

Absatz 2 

Die Änderung ist eine Folge der Neufassung des 
§ 35 Abs. 3. 

Zu Artikel 1 Nr. 34 (§ 39 BDSG) 

Absatz 1  

Die Ausnahmeregelung in Satz 2 ist eine Folge der 
in § 40 Abs. 1 Satz 5 vorgesehenen Regelung, wo-
nach die genannten Einrichtungen von der staatli-
chen Datenschutzkontrolle freigestellt werden. 

Absatz 2 

Die Neufassung enthält bis auf die bisherigen Num-
mern 5 und 8, die in den neuen Absatz 3 aufgenom-
men werden, dieselben Angaben wie die geltende 
Regelung. 

Absatz 3 

Mit der Neuregelung werden die in den Nummern 1 
und 2 gemachten Angaben nicht mehr in das Regi-
ster aufgenommen, um betriebliche Interna nicht 
der Öffentlichkeit preiszugeben. Ferner handelt es 
sich im Unterschied zu Absatz 2 um eine Sollvor-
schrift. 

Absatz 4 

Entspricht dem bisherigen Absatz 3. 

Zu Artikel 1 Nr. 35 (§ 40 BDSG) 

Absatz 1 

Die in Satz 1 vorgenommene Anknüpfung der Kon-
trollkompetenz an die dateimäßige Datenverarbei-
tung dient der Klarstellung der geltenden Rechts-
lage. Satz 5 entspricht der Regelung in § 30 Abs. 1 
Satz 2. 

 



Drucksache 10/5343 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Absatz 2 

Die Änderung ist eine redaktionelle Folge aus der 
Neufassung des § 30. 

Zu Artikel 1. Nr. 36 (§ 41 BDSG) 

Absatz 1 

Die Ergänzung des Straftatbestandes in § 41 Abs. 1 
Nr. 2 ist eine Folge der Änderung des Übermitt-
lungsbegriffs (§ 2 Abs. 2 Nr. 4), der das Bereithalten 
der Daten zum Abruf künftig nicht mehr umfaßt. 
Gleichwohl soll das unbefugte Bereithalten im auto-
matisierten Verfahren wegen des damit verbunde-
nen besonderen Gefährdungspotentials auch wei-
terhin strafbar bleiben. 

In Nr. 3 (bisherige Nr. 2) entfällt das Qualifikations-
merkmal „in Behältnissen verschlossen", weil die-
ses Merkmal den praktischen Gegebenheiten der 
modernen Datenverarbeitung nicht mehr gerecht 
wird. 

Absatz 2 

Mit der neuen Bestimmung sollen zwei weitere Ar-
ten des unzulässigen Umgangs mit personenbezo-
genen Daten der Strafbarkeit unterworfen werden, 
deren Unrechtsgehalt dem der Tatbestände in Ab-
satz 1 vergleichbar ist. Durch Nr. 1 sollen insbeson-
dere die sog. Hacker erfaßt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 37 (§ 42 BDSG) 

Zu a) 

Die Änderungen der Nr. 4 sind Folge der Änderun-
gen von § 39. 

Zu b) 

Nummern 6 und 7 enthalten 2 neue Ordnungswid-
rigkeitstatbestände. Nr. 6 sanktioniert Verstöße ge-
gen die (neuen) Zweckbindungsvorschriften für den 
Empfänger personenbezogener Daten. Nr. 7 sank-
tioniert Verstöße gegen Anordnungen, die von der 
Aufsichtsbehörde auf Grund ihrer (neuen) Befugnis 
nach § 30 Abs. 4 erlassen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 38 (§ 43 BDSG) 

Die Übergangsvorschriften des bisherigen § 43 ha-
ben sich erledigt. 

Zu Artikel 1 Nr. 39 (§ 44 BDSG) 

Durch den Erlaß von Verwaltungsverfahrensgeset-
zen in allen Ländern, die inhaltlich mit dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz des Bundes übereinstim-
men, hat sich § 44 erledigt. 

Zu Artikel 1 Nr. 40 (§ 45 BDSG) 

§ 45 entfällt, weil sein materieller Regelungsgehalt 
in § 1 Abs. 5 enthalten ist. 

Eine besondere Regelung darüber, inwieweit beson-
dere Amts- und Berufsgeheimnisse auch gegenüber 
dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz bei 
Ausübung seiner Kontrollbefugnis gelten, ist jetzt 
in § 19 Abs. 5 enthalten. 

Zu Artikel 2 (Verwaltungsverfahrensgesetz) 

A. Allgemeines 

Der Fortentwicklung des Persönlichkeitsschutzes 
tragen auch die in Artikel 2 vorgesehenen Ergän-
zungen und Änderungen des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes Rechnung. Das Verwaltungsverfah-
rensgesetz gilt — im Rahmen seines Anwendungs-
bereichs — für die öffentlich-rechtliche Verwal-
tungstätigkeit der Behörden. Diese besteht in wei-
tem Umfang in der Beschaffung und Nutzung von 
Informationen. 

Soweit diese personenbezogen und nicht oder noch 
nicht vom Anwendungsbereich des Bundesdaten-
schutzgesetzes erfaßt sind, sollen künftig zusätzlich 
zu den schon bestehenden Bestimmungen des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes über den Persönlich-
keitsschutz die in Artikel 2 vorgesehenen Vorschrif-
ten gelten. Ihre Ausgestaltung berücksichtigt die er-
heblichen Unterschiede, die in Gefährdungslage 
und Handhabung insbesondere zwischen automati-
sierter und herkömmlicher Informationsverarbei-
tung bestehen. 

Ziel der Regelungen ist auch, spezialgesetzliche 
Normierungen des Informationsverhaltens im öf-
fentlichen Bereich — abgesehen von besonders sen-
siblen Daten oder besonderen Verwendungsarten 
— soweit wie möglich entbehrlich zu machen. 

Artikel 2 ist nach folgendem Ansatz gestaltet: 

a) In den Teil I des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
werden hinter § 3 Vorschriften über den Umgang 
mit personenbezogenen Informationen einge-
fügt, die für die gesamte vom Verwaltungsver-
fahrensgesetz erfaßte öffentlich-rechtliche Ver-
waltungstätigkeit, also nicht nur für Verwal-
tungsverfahren (vgl. § 9 VwVfG), und insbeson-
dere auch für die Amtshilfe (§§ 4 bis 8 VwVfG) 
gelten. 

b) In § 26 VwVfG (Beweismittel) werden Regelun-
gen aufgenommen, die an diejenigen zu a) an-
knüpfen. 

c) § 30 VwVfG (Geheimhaltung) wird aufgehoben, 
da sein Gehalt in den zu a) genannten Regelun-
gen aufgegangen ist. 

d) In § 1 VwVfG wird klargestellt, daß auch im An-
wendungsbereich des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für die Verarbeitung personenbezogener 
Daten in Dateien das Bundesdatenschutzgesetz 
gilt. 
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Angesichts der nicht formatierten Informationsver-
arbeitung in herkömmlichen Verfahren, z. B. in Ak-
ten, verwendet der Entwurf nicht den Begriff „per-
sonenbezogene Daten", sondern spricht — im Sinne 
eines Oberbegriffs — von „personenbezogenen In-
formationen" 

B. Im einzelnen 

Zu Artikel 2 Nr. 1 (Überschrift des Teils I) 

Die Überschrift des Teils I wird im Hinblick auf die 
Einfügungen nach § 3 erweitert. 

Zu Artikel 2 Nr. 2 (§ 1 VwVfG) 

Die Änderungen des § 1 dienen der Klarstellung, 
daß im Anwendungsbereich des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes die Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes gelten, soweit die Behörden perso-
nenbezogene Daten in Dateien verarbeiten oder 
sonst unmittelbar aus Dateien nutzen (vgl. Begrün-
dung zu Art. 1 Nr. 1 — § 1 BDSG). Satz 2 des neuen 
Absatzes 2 a berücksichtigt, daß sich auch das Bun-
desdatenschutzgesetz hinsichtlich der Ausführung 
von Bundesrecht durch die Länder Subsidiarität 
beilegt. Die Ergänzung des Absatzes 3 (Buchsta-
be b) soll verhindern, daß die Subsidiarität des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes gegenüber den Ver-
waltungsverfahrensgesetzen der Länder auf die An-
wendung des Bundesdatenschutzgesetzes durch-
schlägt. 

Zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 2 VwVfG) 

Durch die Änderung werden bestimmte Materien, 
die vom Anwendungsbereich des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes ganz oder teilweise ausgenommen 
sind, den in Nr. 4 vorgesehenen Schutzvorschriften 
unterstellt. 

Zu Artikel 2 Nr. 4 (§§ 3 a bis 3 e VwVfG) 

Der nach § 3 einzufügende Vorschriftenblock be-
steht aus folgenden Regelungen: 

An eine Vorschrift über die Erhebung personenbe-
zogener Informationen (§ 3 a) schließt sich das Ver-
bot der unbefugten Offenbarung personenbezoge-
ner Informationen sowie von Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen an (§ 3 b). § 3 c statuiert die 
Zweckbindung erhobener personenbezogener Infor-
mationen bei Verwendung und Übermittlung; zuläs-
sige Zweckdurchbrechungen sind als Ausnahme 
enumerativ aufgeführt. Hinzu treten Vorschriften 
über Auskunft an den Betroffenen (§ 3 d) sowie über 
Berichtigung und Sperrung personenbezogener In-
formationen (§ 3 e). 

Zu § 3 a VwVfG 

Der Begriff der Erhebung in Absatz 1 umfaßt das 
aktive Beschaffen von Informationen durch die Be

-

hörde beim Betroffenen oder bei anderen Personen 
oder Stellen. 

Die Begriffsbestimmung dient der Abgrenzung von 
zufällig erlangten Informationen (z. B. unverlang-
ten Mitteilungen Privater), für die nicht die 
gleichen Regelungen über die Zweckbindung gelten 
können wie bei erhobenen Informationen (vgl. § 3 c 
Abs. 3). 

Die Definition erstreckt sich sowohl auf personen-
bezogene Informationen, die außerhalb von Dateien 
erfaßt werden, als auch auf solche, die nach der 
Erhebung in Dateien verarbeitet werden und damit 
von diesem Zeitpunkt an in den Anwendungsbe-
reich des Bundesdatenschutzgesetzes fallen. 

Absatz 2 enthält, entsprechend dem Schutzziel der 
Neuregelung, den Grundsatz, daß personenbezo-
gene Informationen beim Betroffenen erhoben wer-
den. Jedoch macht es die der Behörde zugewiesene 
Aufgabe häufig erforderlich, die Informationen bei 
anderen Personen oder Stellen zu beschaffen; dies 
ist in solchen Fällen nach Satz 2 zulässig, wenn da-
bei für die Behörde nicht ersichtlich ist, daß berech-
tigte Interessen des Betroffenen beeinträchtigt wer-
den. Die Zulässigkeit der Erhebung als solche wird 
hierbei vorausgesetzt. 

Absatz 3 übernimmt die Hinweispflicht aus dem 
bisherigen § 9 Abs. 2 BDSG (vgl. Begründung zu Ar-
tikel 1 Nr. 11) und ergänzt sie um eine Aufklärungs-
pflicht. 

Zu § 3 b VwVfG 

Ausgangspunkt der Regelung ist der bisherige § 30. 
Danach haben die Beteiligten eines Verwaltungs-
verfahrens Anspruch darauf, daß ihre Geheimnisse, 
insbesondere die zum persönlichen Lebensbereich 
gehörenden Geheimnisse sowie die Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, von der Behörde nicht unbe-
fugt offenbart werden. Diese Bestimmung wird aus 
Teil II  des Gesetzes, der allgemeine Vorschriften 
über das Verwaltungsverfahren enthält, in Teil I 

 übernommen; sie gilt nunmehr für alle personenbe-
zogenen Informationen, über den Kreis der Betei-
ligten eines Verwaltungsverfahrens (vgl. § 13) hin-
aus und nicht nur im Rahmen eines Verwaltungs-
verfahrens (vgl. § 9). Wann eine Offenbarung befugt 
ist, ergibt sich insbesondere aus § 3c. 

Zu § 3 c VwVfG 

Die Vorschrift normiert in Absatz 1 den Grundsatz 
der Zweckbindung erhobener Informationen. Der 
Zweck kann über den Anlaß der Erhebung hinaus-
gehen. 

Der Erhebung gleichgestellt wird der Informations-
zugang von einer anderen Behörde durch Übermitt-
lung im Rahmen des Erhebungszwecks auf Grund 
von Mitteilungs- und Auskunftspflichten; diese kön-
nen sowohl für Behörden als auch für Private regel-
mäßig nur auf Grund einer besonderen Rechtsvor-
schrift bestehen. 
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Absatz 1 ist eine Rechtsvorschrift im Sinne des § 5 
Abs. 2 Nr. 1, die im Falle der Zweckänderung der 
Leistung von Amtshilfe in Form der Informations-
hilfe entgegensteht, soweit nicht Absatz 2 die an-
dere Verwendung zuläßt. 

Sollen personenbezogene Informationen zu ande-
ren als in Absatz 1 genannten Zwecken verwendet 
oder übermittelt werden, läßt Absatz 2 dies nur für 
bestimmte Fälle zu. Die Katalogpunkte entsprechen 
den in Artikel 1 Nr. 11 (§ 9 Abs. 2 BDSG) vorgesehe-
nen. 

Absatz 3 regelt den Umgang mit personenbezoge-
nen Informationen, die der Behörde nicht nach den 
Absätzen 1 und 2 zugegangen sind. Informationen, 
die der Behörde außerhalb einer Erhebung und 
auch nicht auf Grund von Mitteilungs- oder Aus-
kunftspflichten zugegangen sind, dürfen nur Erfül-
lung eigener Aufgaben verwendet und übermittelt 
werden. Im übrigen ist die Übermittlung an andere 
Stellen nur unter den Einschränkungen des Absat-
zes 2 zulässig. 

Nach Absatz 4 dürfen unter bestimmten Vorausset-
zungen personenbezogene Informationen ohne Vor-
liegen der Übermittlungsvoraussetzungen nach den 
Absätzen 1 bis 3 übermittelt werden, wenn sie mit 
übermittlungsfähigen Angaben verbunden sind. Bei 
personenbezogenen Informationen in Akten und 
sonstigen nicht formatierten amtlichen Unterlagen 
handelt es sich regelmäßig um Angaben, die un-
trennbar mit anderen Informationen dieser oder ei-
ner anderen Person verbunden sind oder sein kön-
nen, so daß die an sich gebotene isolierte Übermitt-
lung in der Regel daran scheitert, daß der innere 
und äußere Zusammenhang der Informationen zer-
stört würde. Bestimmte Belange des Persönlich-
keitsschutzes können daher nicht mit denselben 
Methoden verwirklicht werden, wie dies bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten in Dateien 
technisch möglich ist. Absatz 4 läßt für solche Fälle 
die Übermittlung des Akteninhalts (z. B. durch 
Übersendung oder Überlassung von Akten oder Ak-
tenteilen) an Behörden zu, vorausgesetzt, daß da-
durch offensichtlich überwiegende berechtigte In-
teressen des Betroffenen oder eines Dritten nicht 
beeinträchtigt werden. 

Zu § 3 d VwVfG 

Der Betroffene erhält nach Absatz 1 grundsätzlich 
einen Anspruch auf Auskunft über alle personenbe-
zogenen Informationen, die die Behörde über ihn 
besitzt. Dieser Anspruch tritt neben das Recht auf 
Akteneinsicht nach § 29; er hängt nicht vom Vorlie-
gen eines Verwaltungsverfahrens ab. Herkunft und 
Empfänger der Informationen sind — unter den 
Voraussetzungen des Satzes 1 — in die Auskunft 
einzubeziehen, wenn der Betroffene es verlangt. 

Der Anspruch besteht unbhängig davon, ob perso-
nenbezogene Informationen in Akten zur Person 
oder in Sachvorgängen enthalten sind. Da nichtfor-
matierte Unterlagen schwerer auszuwerten sind als 
Dateien und die Behörde bei einem Auskunftsersu-
chen nicht ihren gesamten Aktenbestand überprü- 

fen kann, wird Auskunft nur gewährt, soweit der 
Betroffene Angaben macht, die das Auffinden der 
Informationen erleichtern. Außerdem darf der Auf-
wand für die Auskunftserteilung nicht außer Ver-
hältnis zu dem vom Betroffenen geltend gemachten 
Informationsinteresse stehen. Die Behörde ist ins-
besondere dann zu einer eingehenden Überprüfung 
ihrer Akten verpflichtet, wenn der Betroffene 
schlüssig darlegt, daß die Behörde unrichtige Infor-
mationen über ihn besitzt oder personenbezogene 
Informationen unzulässigerweise verwendet oder 
übermittelt hat. Soweit die Behörde dem Betroffe-
nen durch Auskunft, Akteneinsicht oder Unterrich-
tung bereits mitgeteilt hat, daß sie Informationen 
über ihn besitzt, kann es Fälle geben, in denen der 
Aufwand für eine Auskunft nicht mehr gerechtfer-
tigt ist, insbesondere bei wiederholten Auskunftser-
suchen. 

Über Form und Verfahren der Auskunft entschei-
det die Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen. 
Die Auskunft kann schriftlich, mündlich oder durch 
Gewährung von Einsicht in schriftliche Unterlagen 
gewährt werden. Wird Akteneinsicht gewährt, muß 
ausgeschlossen sein, daß beiläufig personenbezo-
gene Informationen über Dritte zur Kenntnis gelan-
gen, weil sonst berechtigte Interessen dieser Perso-
nen beeinträchtigt werden könnten. 

Die Absätze 2 bis 4 entsprechen, soweit sich aus 
dem Anwendungsbereich des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes nicht Abweichungen ergeben, den in 
Artikel 1 Nr. 15 (§ 13 Abs. 2 bis 4 BDSG) vorgesehe-
nen Vorschriften. 

Zu § 3 e VwVfG 

Nach dem Untersuchungsgrundsatz in § 24 haben 
Behörden im Verwaltungsverfahren den Sachver-
halt von Amts wegen zu ermitteln und alle für den 
Einzelfall bedeutsamen Umstände zu berücksichti-
gen. Hierzu bedienen sie sich der Beweismittel 
nach § 26. Aus diesem Grund bedarf es keiner weite-
ren materiell-rechtlichen Regelung über die Berich-
tigung unrichtiger und über den Umgang mit be-
strittenen personenbezogenen Informationen; gere-
gelt wird lediglich das Verfahren der Kenntlichma-
chung dieser Informationen. 

Die Herkunft und die Form der Informationsträger 
bei der herkömmlichen Informationsverarbeitung 
in Akten (z. B. bei einem Brief mit einer Vielzahl 
von Angaben), der Urkundscharakter von Unterla-
gen und z. T. auch gesetzliche Aufbewahrungsrege-
lungen schließen grundsätzlich aus, unrichtige 
personenbezogene Informationen in Akten zu lö-
schen und anschließend nur durch die richtigen zu 
ersetzen. Dem steht auch der Grundsatz der Akten-
vollständigkeit entgegen (BVerfG, Beschl. des Vor-
prüfungsausschusses nach § 93 a BVerfGG vom 
6. Juni 1983 — 2 BvR 244, 310/83 — in NJW 1983 
S. 2135); denn anders als bei den üblichen Anwen-
dungsfällen der automatisierten Verarbeitung muß 
nicht nur der aktuelle Informationsstand, sondern 
der gesamte Verfahrensablauf dokumentiert wer-
den. Aus diesem Grund wird in Absatz 1 nur gere- 
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gelt, daß die Unrichtigkeit personenbezogener In-
formationen in der Akte zu vermerken oder sonst 
festzuhalten ist; entsprechendes gilt für bestrittene 
personenbezogene Informationen. Die Regelung 
soll auch gewährleisten, daß bei Verwendung oder 
Übermittlung unrichtiger oder bestrittener perso-
nenbezogener Informationen der Hinweis auf die 
Unrichtigkeit oder das Bestreiten zur Kenntnis ge-
nommen oder mit übermittelt wird. 

Aus Gründen der Aktenvollständigkeit wird dem 
Betroffenen in Absatz 2 auch kein Recht auf Lö-
schung solcher personenbezogener Informationen 
eingeräumt, die für die Behörde für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben nicht mehr erforderlich sind. Er 
kann lediglich die Sperrung dieser Informationen 
verlangen, wenn seine berechtigten Interessen be-
einträchtigt wären, falls die Informationen weiter-
hin uneingeschränkt genutzt würden. Das Antrags-
erfordernis entbindet die Behörde von einer fortlau-
fenden Überprüfung ihrer Aktenbestände. 

Da gesperrte Informationen nicht mehr verwendet 
oder übermittelt werden dürfen, sind sie besonders 
zu kennzeichnen. 

Zu Artikel 2 Nr. 5 (§ 26 VwVfG) 

Hier werden durch Änderungen des § 26 Folgerun-
gen für laufende Verwaltungsverfahren gezogen, 
die sich aus den Neuregelungen der Nr. 4 ergeben. 

Die Ergänzung des Absatzes 1 (Buchstabe c) be-
wirkt, daß sich die Behörde eines Beweismittels nur 
unter Beachtung der genannten Vorschriften bedie-
nen darf; handelt es sich um eine Erhebung, hat sie 
außerdem die Hinweis- und Aufklärungspflichten 
aus § 3 a Abs. 3. 

Durch die Änderung des Absatzes 2 (Buchstabe b) 
wird klargestellt, daß eine Pflicht der Beteiligten 
zur Angabe von personenbezogenen Informationen 
nur durch - Rechtsvorschrift begründet werden 
kann; gleiches gilt für Informationen, die Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse sind. 

Durch Absatz 3 (Buchstabe c) werden der Behörde 
Hinweispflichten gegenüber den Beteiligten aufer-
legt, die bestehende Beratungs- und Auskunfts-
pflichten (z. B. nach §§ 25 und 28) verstärken. Die 
Vorschrift lehnt sich an § 3 a Abs. 3 an, sieht aber 
Hinweise nicht nur bei der Erhebung personenbe-
zogener Informationen vor, sondern für alle For-
men der Mitwirkung Beteiligter — aber auch nur 
dieser, vgl. § 13 — bei der Sachverhaltsermittlung, 
z. b. auch bei der Beiziehung von Urkunden oder bei 
der Augenscheinnahme. 

Da der Beteiligte auf gesetzliche Mitwirkungs-
pflichten oder die Notwendigkeit seiner Mitwirkung 
zur Erlangung eines Rechtsvorteils (z. B. Gewäh-
rung einer Zuwendung) ausdrücklich hinzuweisen 
ist, kann er erkennen, welche Folgen das Unterlas-
sen der Mitwirkung hat. 

Zu Artikel 2 Nr. 6 (§ 30 BVwVfG) 

§ 30 wird durch den in Nr. 4 vorgesehenen § 3 b 
ersetzt und ist daher aufzuheben. 

Zu Artikel 3 Bundesverfassungsschutzgesetz 

A. Allgemeines 

1. Ziel der Novelle 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, das Gesetz 
über die Zusammenarbeit des Bundes und der Län-
der in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes 
vom 27. September 1950 (BGBl. S. 682), geändert 
durch das Verfassungsschutzänderungsgesetz vom 
7. August 1972 (BGBl. I S. 1382), fortzuentwickeln 
Hierbei ist die Rechtsfortbildung in der Bundesre-
publik Deutschland im wesentlichen in zwei Berei-
chen bestimmend: Zum einen handelt es sich um 
die Tendenz, neben einer Aufgabenbeschreibung 
auch das Instrumentarium für hoheitliches Han-
deln in Form von „Befugnisnormen" durch den Ge-
setzgeber selbst festzulegen (vgl. unten B §§ 5 ff.); 
zum anderen legt das durch Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 (BVerfGE 
65, 1 ff.) unter dem Gesichtspunkt moderner Daten-
verarbeitung eingehend interpretierte allgemeine 
Persönlichkeitsrecht mit Blick auf die Tätigkeiten 
der Verfassungsschutzbehörden eine ausdrückliche 
Regelung seiner Einschränkungen durch den Bun-
desgesetzgeber nahe. 

Der Gesetzentwurf verfolgt somit das Ziel, Rechts-
grundlagen und Tätigkeiten des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz klarer . zu beschreiben und ins-
besondere näher zu bestimmen, unter welchen Vor-
aussetzungen es personenbezogene Daten erheben 
und speichern sowie unter welchen Voraussetzun-
gen und auf welchen Wegen es personenbezogene 
Daten von anderen Behörden erhalten oder an an-
dere übermitteln darf. Die Frage, ob und inwieweit 
die gesetzlichen Änderungen im einzelnen verfas-
sungsrechtlich geboten oder lediglich rechtspoli-
tisch erwünscht sind, kann letztlich unbeantwortet 
bleiben. Im Hinblick auf die Vielzahl der Änderun-
gen ist eine gesetzliche Neufassung erfolgt. 

2. Folgerungen aus dem Volkszählungsurteil des 
Bundesverfassungsgerichts 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich in seinem 
Urteil zum Volkszählungsgesetz vom 15. Dezember 
1983 (BVerfGE 65, 1 ff.) mit der zwangsweisen Erhe-
bung personenbezogener Daten zu statistischen 
Zwecken und mit der Zulässigkeit ihrer Nutzung 
für Zwecke des Verwaltungsvollzugs befaßt. Nach 
allgemeiner Meinung enthält die Entscheidung dar-
über hinaus grundsätzliche rechts- und verfas-
sungspolitisch bedeutsame Aussagen zum allgemei-
nen Persönlichkeitsrecht. Es ist mithin für alle Be-
reiche der Verwaltung, in denen personenbezoge-
nen Daten erhoben und verarbeitet werden, zu be-
achten. 
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Nach dem Volkszählungsurteil setzt freie Entfal-
tung der Persönlichkeit unter den modernen Bedin-
gungen der Datenverarbeitung den Schutz des ein-
zelnen gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, 
Verwendung und Weitergabe seiner persönlichen 
Daten voraus. Dieser Schutz ist daher von dem 
Grundrecht des Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 des 
Grundgesetzes umfaßt. Das Grundrecht gewährlei-
stet insoweit das Recht des einzelnen, grundsätzlich 
selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner 
persönlichen Daten zu bestimmen. 

Dieses Recht auf „informationelle Selbstbestim-
mung" ist indessen nicht schrankenlos gewährlei-
stet. Grundsätzlich muß der einzelne Einschrän-
kungen seines Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung im überwiegenden Allgemeininteresse 
hinnehmen. Die Einschränkungen bedürfen nach 
Art. 2 Abs. 1 des Grundgesetzes einer (verfassungs-
mäßigen) gesetzlichen Grundlage, aus der sich die 
Voraussetzungen und der Umfang der Beschrän-
kungen klar und für den Bürger erkennbar ergeben 
und die damit dem rechtsstaatlichen Gebot der Nor-
menklarheit entspricht. Außerdem ist der Gesetzge-
ber an den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ge-
bunden. Angesichts der Gefährdungen durch die 
Nutzung der automatisierten Datenverarbeitung 
hat der Gesetzgeber mehr als früher organisato-
rische oder verfahrensrechtliche Vorkehrungen 
zu treffen, welche der Gefahr einer Verletzung 
des Persönlichkeitsrechts entgegenwirken [vgl. 
BVerfGE 65, 1 (43 f.)]. 

3. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Der Bund besitzt, um die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern zum Zwecke des Verfas-
sungsschutzes einschließlich des Schutzes auswär-
tiger Belange der Bundesrepublik Deutschland zu 
regeln, eine ausschließliche Gesetzgebungskompe-
tenz nach Art. 73 Nr. 10 b und c des Grundgesetzes. 

Zweck des Verfassungsschutzes und der darauf ge-
richteten Zusammenarbeit ist der Schutz der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung, des Be-
standes und der Sicherheit des Bundes und der 
Länder und der Schutz gegen Bestrebungen im 
Bundesgebiet, die durch Anwendung von Gewalt 
oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 
auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährden. Die Befugnis des Bundes zur Rege-
lung der Zusammenarbeit bezieht sich ihrem Inhalt 
nach darauf, die Zusammenarbeit sowohl des Bun-
des mit den Ländern als auch der Länder unterein-
ander zu . regeln. 

Die Gesetzgebungskompetenz des  - Bundes umfaßt 
nicht die gesamte sachliche Tätigkeit auf dem Ge-
biet des Verfassungsschutzes. Die Kompetenz um-
faßt allerdings mehr als die bloße Befugnis, die Ein-
richtung von Behörden vorzuschreiben, die im 
Bund und bei den Ländern zur Bearbeitung von 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes zustän-
dig sein sollen. Der Bundesgesetzgeber kann insbe-
sondere den in Artikel 73 Nr. 10 des Grundgesetzes 
und Artikel 87 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes ver

-

wendeten Begriff des Verfassungsschutzes sowie 
des Schutzes auswärtiger Belange näher umschrei-
ben und inhaltlich konkretisieren. Die Regelung der 
Zusammenarbeit schließt zum anderen auch das 
Abstimmen und Koordinieren der Tätigkeit von 
Bundes- und Landesbehörden ein. Eine derartige 
Abstimmung und Koordinierung ist nur möglich, 
wenn ein Mindstmaß gemeinsamer Aufgabenberei-
che von Bundes- und Landesbehörden konkretisiert 
und festgelegt wird. Die Festlegung dieses Mindest-
maßes ist notwendigerweise Aufgabe des Bundes. 
Denn die auf Artikel 73 Nr. 10 Buchstaben b und c 
des Grundgesetzes gestützten Regelungen haben 
den Sinn, eine Zusammenarbeit zu schaffen, die in 
der Bundesrepublik Deutschland einen Verf as-
sungsschutz ermöglicht, der wirksam arbeitet und 
das vom Grundgesetz gewollte Gesamtgefüge die-
ses Staates bewahren hilft. Die Regelung eines 
Mindestbestandes von Aufgaben, auf die sich die 
Zusammenarbeit erstreckt, sowie von allgemeinen 
verfahrensrechtlichen Vorschriften gehört daher 
untrennbar zu dem Regelungsauftrag gemäß Art. 73 
Nr. 10 Buchstabe b und c des Grundgesetzes. Hier-
mit befassen sich die §§ 1 bis 4 des vorliegenden 
Gesetzentwurfs. 

B. Im einzelnen 

Zur Gesetzesüberschrift 

Die Überschrift des Gesetzes wird um eine Kurz-
form und um eine amtliche Abkürzung ergänzt. 
Hierdurch werden das Zitieren des Gesetzes und 
die Unterscheidung von den Verfassungsschutzge-
setzen der Bundesländer erleichtert. 

Zu §§ 1 ff. 

Alle Vorschriften erhalten eine Überschrift. Dies 
entspricht der heutigen Gesetzgebungspraxis. Im 
Unterschied zu den Landesverfassungsschutzgeset-
zen verzichtet der Entwurf auf eine Norm, die die 
Zwecke des Verfassungsschutzes beschreibt, da 
eine derartige Legaldefinition bereits durch das 
Grundgesetz (Art. 73 Nr. 10 Buchstabe b vorgegeben 
ist. 

Zu § 1 

Die Vorschrift übernimmt wortgleich den § 1 des 
geltenden Rechts. 

Zu § 2 

Bund und Länder sind zur Einrichtung und zur Un-
terhaltung von Verfassungsschutzbehörden ver-
pflichtet. Die Vorschrift entspricht weitgehend dem 
bisherigen § 2. Aus systematischen Gründen wird 
der Absatz 1 um einen Satz 3 ergänzt, der wort-
gleich den bisherigen § 3 Abs. 3 Satz 3 wiedergibt. 

Zur Klarstellung der Rechtslage, die schon bisher 
aus der Auslegung des § 1 Abs. 1 des geltenden Ge- 
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setzes abzuleiten war, wird die Zusammenarbeit 
der Verfassungsschutzbehörden der Länder unter-
einander in § 2 Abs. 2 ausdrücklich normiert. 

Zu § 3 

§ 3 regelt den Aufgabenbereich, der als Verf as-
sungsschutz im materiellen Sinne von allen Verfas-
sungsschutzbehörden des Bundes und der Länder 
wahrgenommen werden muß (Absatz 1) und die 
Mitwirkungsaufgaben im Rahmen von Sicherheits-
prüfungen und -maßnahmen (Absatz 2). Mit dieser 
Aufgabenbeschreibung regelt der Bund den Kern-
bereich der Aufgaben im Rahmen seiner Zuständig-
keit nach Art. 73 Nr. 10 des Grundgesetzes. Daneben 
bleibt es den Gesetzgebern der Länder freigestellt, 
im Rahmen ihrer Gesetzgebungskompetenz den je-
weiligen Verfassungsschutzbehörden weiterge-
hende Aufgaben zuzuweisen, soweit hierdurch 
nicht eine Beeinträchtigung der Aufgabenstellung 
nach diesem Gesetz stattfindet. 

§ 3 Abs. 1 führt den Begriff der „Information" ein, 
der in weiteren Regelungen mehrfach Verwendung 
findet. Informationen ist der Oberbegriff, der so-
wohl personenbezogene als auch sachbezogene In-
formationen umfaßt. Für Informationen mit Datei-
bezug verwendet der Entwurf den Begriff Daten. 

Im übrigen entspricht die Vorschrift dem § 3 Abs. 1 
und 2 des geltenden Gesetzes. Soweit in § 3 Abs. 3 
des geltenden Gesetzes Befugnisse des Bundesam-
tes für Verfassungsschutz geregelt sind, finden sich 
entsprechende Normen bei den Befugnisvorschrif-
ten der §§ 5 ff. dieses Entwurfs. 

Zu §4 

Die Vorschrift regelt die gegenseitige Unterrich-
tung der Verfassungsschutzbehörden von Bund und 
Ländern; die Zusammenarbeit der Verfassungs-
schutzbehörden, soweit sie nicht den Informations-
austausch betrifft, richtet sich nach § 1. Die Vor-
schrift stellt die schon bisher geltende Rechtslage 
(§ 4) dahin gehend klar, daß die Zusammenarbeits-
pflicht auch für die Länder untereinander gilt (vgl. 
BVerwG in NJW 1984, 1636). Übermittlungsmaßstab 
sind die Angelegenheiten, deren Kenntnis zum 
Zwecke des Verfassungsschutzes — d. h. zur Erfül-
lung der gesetzlich übertragenen Aufgaben — er-
forderlich ist. 

In den Angelegenheiten der Informationsübermitt-
lung zwischen den Verfassungsschutzbehörden von 
Bund und Ländern ist § 4 Spezialregelung, die allen 
anderen Übermittlungsvorschriften, auch dieses 
Entwurfs vorgeht, sofern nicht gesetzliche Über-
mittlungs- und Verwertungsverbote (wie § 7 Abs. 3 
des Gesetzes zu Artikel 10 GG) entgegenstehen. 
Zentrales Anliegen der Zusammenarbeit zwischen 
den Verfassungsschutzbehörden ist die gegensei-
tige Unterrichtung; der Entwurf stellt klar, daß die 
Übermittlung personenbezogener Informationen 
eingeschlossen ist. Hinsichtlich der Voraussetzung 
der Übermittlung sowie des Umfangs der Informa- 

tion haben sich alle Verfassungsschutzbehörden am 
Erforderlichkeitsprinzip auszurichten; dabei ist auf 
die gesetzlichen Aufgaben des zu Unterrichtenden 
abzustellen. Hierbei ist das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz durch die Verfassungsschutzbehörden 
der Länder in dem Umfang zu unterrichten, der not-
wendig ist, damit es seinen Aufgaben gerecht wer-
den kann. Für den Bund erforderlich im Sinne des 
Absatzes 1 ist nicht nur die Kenntnis von Informa-
tionen, die den Bund als Gebietskörperschaft be-
treffen, sondern von allen Angelegenheiten des Ver-
fassungsschutzes, die das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz zentral sammelt und auswertet. 

Der Informationsaustausch — insbesondere die 
Übermittlung personenbezogener Informationen — 
zwischen den Verfassungsschutzbehörden darf nur 
bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen des 
Absatzes 1 stattfinden. 

Absatz 2 regelt die gegenüber Absatz 1 zusätzlichen 
Voraussetzungen des Informationsaustausches der 
Verfassungsschutzbehörden untereinander mit 
Hilfe von automatisierten Dateien. Absatz 2 Satz 1 
räumt die Befugnis zur Führung gemeinsamer Da-
tenbestände ein; gemeinsame Datenbestände wer-
den seit Jahren schon geführt (z. B. „Nachrichten-
dienstliches Informationssystem — NADIS"). Die 
Vorschrift erfaßt nicht nur Verbunddateien, in die 
jede Verfassungsschutzbehörde Daten hineingeben 
und im Direktzugriff abrufen kann, sondern auch 
solche automatisierten Dateien, bei denen nur das 
Bundesamt für Verfassungsschutz speichernde 
(eingebende) Stelle ist und die Daten. im direkten 
Zugriff den Verfassungsschutzbehörden der Länder 
oder einzelnen ihrer Organisationseinheiten zu-
gänglich sind. Absatz 2 beschränkt für diese ge-
meinsamen automatisierten Dateien den Direkt-
zugriff auf die Verfassungsschutzbehörden; einen 
Zugriff anderer Behörden, auch anderer Nachrich-
tendienste des Bundes (BND, MAD), erlaubt die 
Vorschrift nicht. Ein solcher wäre nur aufgrund ei-
ner besonderen Rechtsnorm zulässig. Daneben be-
steht die Befugnis jeder Verfassungsschutzbehörde, 
eigene Dateien als sog. Amtsdateien einzurichten 
und zu führen, aus denen nicht automatisch über-
mittelt wird. 

Für Verbunddateien mit Textzusätzen, solche Da-
teien also, die über bloße Hinweis- und Fundstellen-
dateien inhaltlich hinausgehen, stellen Absatz 2 
Satz 2 und 3 besonders enge Zulässigkeitsvoraus-
setzungen auf, da bei Verbunddateien die Gefahr 
besteht, daß nicht alle Verbundteilnehmer unver-
züglich zur Informationskontrolle auf den vollstän-
digen Akteninhalt zurückgreifen können und vor 
dem Übermittlungsvorgang nicht eigens eine Über-
prüfung der Information durch den Speichernden 
stattfindet. Diese Gefahr besteht bei den „Amtsda-
teien", also den Dateien, auf die nur das Bundesamt 
für Verfassungsschutz zugreifen kann, nicht; ihre 
Zulässigkeit richtet sich nach §§ 7 und 14, nicht 
nach § 4 Abs. 2 Satz 2. Die Zulässigkeit von Ver-
bunddateien mit Textzusätzen ist auf eng um-
grenzte Anwendungsgebiete zur Aufklärung von si-
cherheitsgefährdenden oder geheimdienstlichen 
Tätigkeiten (§ 3 Abs. 1 Nr. 2) oder von Bestrebungen 
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nach § 3 Abs. 1, die darauf gerichtet sind, Gewalt 
anzuwenden oder Gewaltanwendung vorzubereiten, 
beschränkt; gegenwärtig gibt es solche Dateien im 
Bereich Terrorismusbekämpfung. Für die Errich-
tung der Verbunddateien gilt § 14. Außerdem bedarf 
nach § 6 a Abs. 3 des Bundesdatenschutzgesetzes 
die Einrichtung des Abrufverfahrens der Zustim-
mung der für die speichernde und die abrufende 
Stelle zuständigen obersten Bundes- oder Landes-
behörden; der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz ist zu unterrichten. 

§ 4 Abs. 3 des geltenden Rechts, der neben der Infor-
mation der Verfassungsschutzbehörden auch die 
der Innenminister der Länder vorsieht, wird in den 
Entwurf nicht übernommen, da ein entsprechender 
Informationsaustausch zwischen Landesbehörde 
für Verfassungsschutz und jeweiligem Landesin-
nenminister ohnehin nach Landesrecht stattfindet. 
Insofern besteht für den Bund kein Regelungsbe-
darf. 

Zu §§ 5 ff. 

§§ 5 ff. regeln die Befugnisse des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz — ausgenommen die Zusam-
menarbeit der Verfassungsschutzbehörden (§§ 1, 2, 
4). Hierdurch wird einer neueren Rechtsentwick-
lung Rechnung getragen, wonach Behörden mit 
Eingriffsbefugnissen neben der gesetzlichen Aufga-
benbeschreibung durch „Befugnisnormen" zu den 
für die Aufgabenerledigung erforderlichen Maß-
nahmen ermächtigt werden. Außerdem wird dem 
Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsge-
richts entsprochen, nach dem Eingriffe in das Recht 
auf „informationelle Selbstbestimmung" einer kla-
ren gesetzlichen Grundlage bedürfen. 

Zu § 5 

Die Vorschrift stellt die grundlegende Befugnis-
norm für das Bundesamt für Verfassungsschutz 
dar, nach der es berechtigt ist, zur Erfüllung seiner 
Aufgaben die erforderlichen Erkenntnisse nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu beschaffen, auszu-
werten, weiterzugeben und zu verwenden. Absatz 1 
Satz 1 verwendet hierfür den Begriff „Informatio-
nen erheben, verarbeiten und sonst nutzen". Für 
den Umgang mit personenbezogenen Informatio-
nen enthalten die §§ 6 ff. spezielle Regelungen, die 
einen Rückgriff auf § 5 Abs. 1 ausschließen. Von ei-
ner spezialgesetzlichen Regelung der Sammlung 
personenbezogener Informationen in Akten wird 
abgesehen. 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz ist ein Nach-
richtendienst des Bundes. Es wendet bei der Be-
schaffung von Informationen auch „nachrichten-
dienstliche Mittel" an. Von einer Legaldefinition des 
Begriffs der nachrichtendienstlichen Mittel sieht 
der Entwurf, ebenso wie schon das Verfassungs-
schutzänderungsgesetz vom 7. August 1972 (BGBl. I 
S. 1382) ab (vgl. BT-Drucksache VI/3533). Er verzich-
tet auch auf eine erschöpfende Aufzählung der 
nachrichtendienstlichen Mittel, weil sonst deren 

schnelle und unbemerkte Anwendung und Anpas-
sung zur Bekämpfung (geänderter) Methoden von 
Terroristen, Spionen und Extremisten unmöglich 
gemacht würde. 

Nachrichtendienstliche Mittel lassen sich als Mittel 
und Methoden, die der geheimen, das heißt der vom 
Betroffenen und von Außenstehenden nicht wahr-
nehmbaren Beschafung von Informationen dienen, 
beschreiben. Geheimbleiben soll dabei entweder die 
Tatsache, daß überhaupt Nachrichten beschafft 
werden oder — falls das nicht verborgen bleiben 
kann — die Tatsache, daß die Nachrichten für 
Zwecke des Verfassungsschutzes gesammelt wer-
den. 

Zu den nachrichtendienstlichen Mitteln sind insbe-
sondere zu zählen 

— das Einschleusen oder Anwerben und Führen 
von Vertrauensleuten (V-Leute) in extremisti-
schen oder terroristischen Organisationen sowie 
die „Überwerbung" gegnerischer Agenten; 

— die Observation verdächtiger Personen; das Ver-
halten bestimmter Personen wird beobachtet, 
um über ihre Aktivitäten, Aufenthaltsorte und 
Kontakte Aufschluß zu erhalten; 

— das geheime Fotografieren; 

— die Überwachung des Brief-, Post- und Fernmel-
deverkehrs, die gesetzlich besonders geregelt 
ist [Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz vom 
13. August 1968 (BGBl. I S. 949), geändert durch 
Gesetz vom 13. September 1978 (BGBl. I 
S. 1546)]. 

Nicht zum Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel 
zählen die für jeden Nachrichtendienst unerläßli-
chen Sicherungs- und Geheimschutzmaßnahmen, 
die die Behörden und ihre Mitarbeiter vor Ausspä-
hung und vor Anwerbungsversuchen fremder Nach-
richtendienste schützen sollen. Hierzu gehören bei-
spielsweise die Verschlüsselung bei der Übermitt-
lung von Informationen und der Gebrauch von Ar-
beitsnahmen als sog. nachrichtendienstiiche Hilfs-
mittel. 

Die Vorschrift stellt die Befugnisse des Bundesam-
tes für Verfassungsschutz ausdrücklich unter vier 
Vorbehalte 

— das Bundesamt für Verfassungsschutz darf nur 
zur Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben In-
formationen erheben, verarbeiten und sonst nut-
zen; 

— Absatz 1 Satz 1 verweist außerdem auf die Fol-
genormen, in denen insbesondere Fragen der 
Erhebung, Speicherung und Übermittlung in 
wichtigen Einzelpunkten abschließend speziell 
geregelt sind. Dies gilt auch für die Erhebung 
personenbezogener Informationen mit Hilfe von 
nachrichtendienstlichen Mitteln (§ 6 Abs. 2); 

— Absatz 1 Satz 2 schließt polizeiliche Befugnisse 
und Weisungs-/Kontrollbefugnisse des Bundes-
amtes für Verfassungsschutz aus. Dies ent-
spricht § 3 Abs. 3 Satz 1 des geltenden Gesetzes. 
Mithin stehen dem Bundesamt für Verfassungs- 
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schutz auch keine polizeilichen Befugnisse zu. 
Der letzte Halbsatz stellt außerdem im Hinblick 
auf die Amtshilferegelung des § 5 Abs. 1 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes klar, daß das Bun-
desamt für Verfassungsschutz auch die Polizei 
nicht um Maßnahmen ersuchen darf, zu denen 
es selbst nicht befugt ist; 

— Absatz 2 betont, daß alle Tätigkeiten des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz unter der Herr-
schaft des verfassungsrechtlichen Verhältnis-
mäßigkeitsgebots stehen. Dies entspricht einer 
neueren Rechtsetzungspraxis, wie sie vor allem 
in die Polizeigesetze Eingang gefunden hat. Auf 
diese Weise soll dem Anwender das Verhältnis-
mäßigkeitsprinzip besser gegenwärtig gemacht 
werden. 

Zu§6 

§ 6 regelt als gegenüber § 5 Abs. 1 speziellere Vor-
schrift die Befugnis des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz zur Erhebung personenbezogener In-
formationen. Die Befugnis besteht insoweit, als die 
Erhebung zur Erfüllung der dem Bundesamt für 
Verfassungsschutz gesetzlich übertragenen Aufga-
ben erforderlich ist. Sie erfaßt insbesondere die Er-
hebung personenbezogener Informationen über 
Terroristen, Extremisten und Spione einschließlich 
der sogenannten Verdachtsfallbearbeitung sowie 
die Erhebung bei methodischen Suchmaßnahmen 
sowie bei der „Abklärung" der Eignung einer beab-
sichtigten operativen Maßnahme, wie etwa der Eig-
nungsüberprüfung von V-Leuten. In Ausnahmefäl-
len kann es erforderlich sein, Informationen über 
solche Personen mit zu erheben, die nicht selbst als 
Extremisten beobachtet werden, wenn dies zur 
Feststellung der Einflußnahme von Extremisten 
auf demokratische Organisationen unerläßlich ist. 

Die Erhebung personenbezogener Informationen 
durch Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel ist 
streng reglementiert und nur bei Vorliegen der in 
Absatz 2 genannten Voraussetzungen zulässig. Die 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz in Nr. 1 a 
eingeräumte Befugnis ist notwendig, da häufig erst 
mit Hilfe des Einsatzes nachrichtendienstlicher 
Mittel die Erkenntnisse (u. U. auch zugunsten eines 
Betroffenen) abgesichert werden können. Nr. 1 b 
gibt dem Bundesamt für Verfassungsschutz die Be-
fugnis, zu seinem eigenen Schutz und dem seiner 
Mitarbeiter personenbezogene Informationen mit 
Hilfe von nachrichtendienstlichen Mitteln zu erhe-
ben; die Notwendigkeit dieser Befugnis folgt aus 
dem Umstand, daß das Bundesamt für Verfassungs-
schutz bevorzugtes Ausspähungsobjekt östlicher 
Nachrichtendienste ist und sich gegen die Ausspä-
hungsbemühungen nur mit Hilfe des Einsatzes 
nachrichtendienstlicher Mittel wirksam schützen 
kann. 

Die Hervorhebung des verfassungsrechtlichen 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit in § 6 Abs. 2 
Nr. 2 und 3 soll dafür sorgen, daß dem Gesetzan-
wender vor jedem Einsatz von nachrichtendienstli-
chen Mitteln zur Erhebung personenbezogener In

-

formationen die Notwendigkeit vor Augen geführt 
wird, beabsichtigte Eingriffe in die Privatsphäre 
von Bürgern auf das unerläßliche Minimum zu be-
schränken. Eine sogenannte „Totalüberwachung" 
wäre im freiheitlichen Verfassungsstaat des Grund-
gesetzes unzulässig; sie wäre mit der Würde des 
Menschen (Art. 1 des Grundgesetzes) unvereinbar. 
§ 6 Abs. 2 Nr. 2 berücksichtigt in der zweiten Alter-
native, daß die Informationsgewinnung mit Hilfe 
von nachrichtendienstlichen Mitteln für den Betrof-
fenen im Einzelfall das geringer belastende Mittel 
gegenüber einer offenen Informationsbeschaffung, 
von der das soziale Umfeld des Betroffenen Kennt-
nis erhalten würde, sein kann. § 6 Abs. 2 stellt zu-
dem klar, daß nachrichtendienstliche Mittel nicht 
für die Durchführung von Sicherheitsüberprüfun-
gen einzusetzen sind. 

Bei der Erhebung personenbezogener Informatio-
nen für die Mitwirkungsaufgabe des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz bei der Sicherheitsüberprü-
fung von Personen, die in sicherheitsempfindlichen 
Bereichen tätig sind, ist neben dem Betroffenen 
selbst auch die Überprüfung bestimmter Personen 
seines „persönlichen Umfeldes" erforderlich. Die 
Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen des 
in Absatz 3 genannten Personenkreises steht unter 
dem Vorbehalt ihrer Zustimmung. Wird die Zustim-
mung verweigert, bleibt die Sicherheitsüberprüfung 
in einem wesentlichen Punkt unvollständig mit der 
von der Dienstbehörde zu ziehenden möglichen 
Konsequenz, daß ein Einsatz des Betroffenen in 
sicherheitsempfindlichen Bereichen unterbleiben 
muß. Die Zustimmung des Betroffenen ist nur in 
gesetzlich bestimmten Ausnahmefällen entbehr-
lich. Die Zulässigkeit der Erhebung personenbezo-
gener Informationen und deren Umfang richten 
sich im übrigen nach Absatz 1. 

Zu§7 

§ 7 regelt als Spezialvorschrift zu § 5 Abs. 1 und zu 
§ 9 des Bundesdatenschutzgesetzes die Speiche-
rung, Veränderung und sonstige Nutzung personen-
bezogener Daten in Dateien. Dabei wird der Datei-
begriff des Bundesdatenschutzgesetzes zugrunde-
gelegt. Die Vorschrift beschränkt ihren Anwen-
dungsbereich auf die Zwecke des Verfassungsschut-
zes (§ 3). Der Gebrauch von Dateien zu sonstigen 
Verwaltungszwecken, etwa zu Zwecken der Perso-
nalverwaltung des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz, wird durch den Entwurf nicht geregelt; inso-
weit bleiben — sofern nicht spezialgesetzliche Re-
gelungen bestehen — die Querschnittsgesetze, wie 
das Bundesdatenschutzgesetz und das Verwal-
tungsverfahrensgesetz, anwendbar. Das gilt auch 
für die Sammlung personenbezogener Informatio-
nen in Akten. 

§ 7 enthält aus Praktikabilitätsgründen keine Rege-
lung, ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen 
die elektronische Datenverarbeitung eingesetzt 
werden darf. Insoweit enthalten die § 4 Abs. 2 und 
14 abschließende Regelungen. 
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Die Speicherung personenbezogener Daten in Da-
teien darf nur bei Vorliegen einer der drei hier 
genannten Voraussetzungen erfolgen. Nr. 1 bezieht 
sich auf Extremisten, Terroristen und Spione. Nr. 2 
erfaßt insbesondere Gewährspersonen, Ziel- und 
Kontaktpersonen, Nachrichtenschwindler, Tipgeber 
und Funktionäre extremistisch beeinflußter Orga-
nisationen, soweit sie nicht die Voraussetzungen 
der Nr. 1 erfüllen. Unter den in der Begründung zu 
§ 6 dargestellten Voraussetzungen ist auch eine 
Speicherung von Personen, die nicht als Extremi-
sten beobachtet werden, erforderlich und zulässig. 
Nr. 3 läßt die Speicherung für Zwecke der Sicher-
heitsüberprüfung zu. 

Absatz 2 schafft eine Sonderregelung zugunsten 
Minderjähriger. Die Vorschrift soll das Mitschlep-
pen von „Jugendsünden" in Dateien verhindern. 
Erstmals wird gesetzlich bestimmt, daß Daten über 
Personen, die das 16. Lebensjahr nicht vollendet 
haben, überhaupt nicht gespeichert werden dürfen. 
Einen zusätzlichen Minderjährigenschutz enthält 
die Übermittlungsregelung des § 10 Abs. 5. 

Absatz 3 ordnet die zeitliche Begrenzung der Spei-
cherung aller in Dateien gespeicherter personenbe-
zogener Daten an; vgl. auch § 14. Ein geeignetes 
Mittel hierfür ist das Institut der Zeitspeicherung. 

Zu§8 

Die Vorschrift regelt die Verpflichtung von Bundes-
behörden, von sich aus Informationen an das Bun-
desamt für Verfassungsschutz zu übermitteln. 

Absatz 1 bestimmt, daß Bundesbehörden nur in den 
Bereichen Terrorismus und Spionageabwehr zu 
sog. Spontanübermittlungen an das Bundesamt für 
Verfassungsschutz verpflichtet sind. Andere, auch 
personenbezogene Informationen dürfen sie nach 
Absatz 1 Satz 2 nur übermitteln, wenn diese Infor-
mationen Tatsachen über Bestrebungen nach der 
Aufgabenvorschrift des § 3 Abs. 1 enthalten. Die 
bloße Mitteilung, eine bestimmte Person sei Extre-
mist, erfüllt die Tatbestandsvoraussetzungen nicht. 
Vielmehr muß die Tatsache, die die Feststellung 
rechtfertigt, ebenfalls übermittelt werden. Auf diese 
Weise wird die Weitergabe nicht überprüfbarer Be-
wertungen unterbunden. Die Weitergabe der Tatsa-
chen ermöglicht eine Relevanzprüfung durch das 
Bundesamt für Verfassungsschutz. Von der Über-
mittlungspflicht ausgenommen sind die bundesun-
mittelbaren Stiftungen des öffentlichen Rechts so-
wie die Rundfunkanstalten des Bundes. 

Korrespondierend zur Pflicht anderer Behörden, 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz Informatio-
nen spontan zu übermitteln, steht dessen Verpflich-
tung (Absatz 2), die eingegangenen Informationen 
auf die Erforderlichkeit zur Aufgabenerfüllung zu 
überprüfen und alles im Sinne der Aufgabenstel-
lung nicht Erforderliche zu vernichten. Eine Ver-
nichtungspflicht besteht nur dann, wenn die Unter-
lagen insgesamt nicht mehr gebraucht werden; an-
sonsten besteht ein Verwertungsverbot. 

§ 8 beinhaltet eine spezielle gesetzliche Durchbre-
chung des Zweckbindungsgrundsatzes für Informa-
tionen, die bei den von dieser Vorschrift erfaßten 
Behörden vorhanden sind. Absatz 3 Satz 2 soll das 
Verhältnis der in § 8 enthaltenen Übermittlungsre-
gelungen zu besonderen gesetzlichen Übermitt-
lungsregelungen klarstellen. Unter die besonderen 
gesetzlichen Übermittlungsregelungen fallen Über-
mittlungsverbote, zu denen auch Berufs- und beson-
dere Amtsgeheimnisse zählen, sowie spezielle, ab-
schließende Zweckbindungsregelungen. Darunter 
sind Regelungen zu verstehen, aus denen sich aus-
drücklich oder konkludent ergibt, daß eine Verwen-
dung nur für die im Gesetz geregelten Zwecke und 
unter den im Gesetz geregelten Voraussetzungen 
zulässig ist. 

Zu§9 

§ 9 regelt als Spezialvorschrift zu § 5 Abs. 1 die 
Übermittlung personenbezogener Informationen 
aufgrund eines Ersuchens des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz. Absatz 1 regelt außerdem den 
Zugang des Bundesamtes für Verfassungsschutz zu 
amtlichen — auch EDV-gestützten — Registern. Die 
Berechtigung, Einsicht zu nehmen, beschränkt die 
Befugnis des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
nicht auf Einzelfälle. Fragen der räumlichen und 
funktionalen Aufgabenabgrenzung zwischen Bund 
und Ländern sind außerhalb des Gesetzes in Richt-
linien festzulegen. 

Absatz 2 bestimmt, daß das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz seine Ersuchen nicht zu begründen 
braucht, da hierdurch eine Offenlegung der Maß-
nahme eintreten und damit ihr Zweck gefährdet 
oder der Betroffene mehr als notwendig beeinträch-
tigt werden könnte. Als „Gegengewicht" hierzu 
bringt Satz 2 eine Kontrollvorschrift. Im Regelfall 
ist danach ein Verzeichnis über die Ersuchen zu 
führen, wenn nicht eine speziellere gesetzliche Be-
stimmung etwas anderes anordnet (z. B. Pflicht zum 
Aktenkundigmachen nach § 2 b Abs. 3 des Personal-
ausweisgesetzes). 

Ersuchen an andere Behörden beinhalten regelmä-
ßig zwangsläufig die Übermittlung bestimmter per-
sonenbezogener Informationen, da sonst die er-
suchte Behörde nicht erkennen kann, wonach sie 
gefragt werden soll. Für die Übermittlung solcher 
Daten durch das ersuchende Bundesamt für Verfas-
sungsschutz ist § 9 ebenfalls die Befugnisgrundlage. 
Dabei ist der Umfang der in den Ersuchen enthalte-
nen personenbezogenen Informationen im Hinblick 
auf den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz auf das er-
forderliche Maß zu beschränken. 

Zu §10  

§ 10 ist hinsichtlich der Weitergabe personenbezo-
gener Informationen durch das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz Spezialvorschrift zu § 5 Abs. 1. Er 
regelt die Weitergabe personenbezogener Informa-
tionen an Stellen außerhalb der Verfassungsschutz-
behörden. 
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Absatz 1 regelt die Übermittlung personenbezoge-
ner Informationen an Bundesbehörden und bundes-
unmittelbare juristische Personen des öffentlichen 
Rechts. Satz 1 nennt drei Voraussetzungen, von de-
nen eine für jede einzelne Übermittlung vorliegen 
muß 

— „... zur Erfüllung seiner Aufgaben erforder-
lich ... " bemißt sich nach dem Aufgabenkatalog 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz gemäß 
§ 3- 

- „... für Zwecke der öffentlichen Sicherheit ein-
schließlich des Schutzes der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung ... " stellt eine Zweck-
beschreibung für die Datenübermittlung dar, 
wobei sich die Vorschrift der in Rechtsprechung 
und Lehre hinreichend ausgedeuteten Begriffe 
der „öffentlichen Sicherheit" und der „freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung" bedient. 
Öffentliche Sicherheit bedeutet staatlichen 
Rechtsgüterschutz und umfaßt die Summe der 
Normen, die zum Schutz des Staates, seiner Ein-
richtung und seiner Rechtsordnung aufgestellt 
worden sind. „Benötigt" im Sinne dieser Vor-
schrift werden Informationen, wenn sie in einem 
aktuellen Bezug zu den von der Empfängerbe-
hörde wahrzunehmenden Sicherheitsinteressen 
stehen. Dies gilt auch, soweit die Übermittlun-
gen zum Schutz der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung erfolgen. 

— „... durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes 
zugelassen ... " stellt weitere denkbare Informa-
tionsbedürfnisse unter den Vorbehalt des Geset-
zes. 

Absatz 1 Satz 2 folgt aus dem Zweckbindungsgrund-
satz. 

Absatz 2 läßt eine Übermittlung personenbezogener 
Informationen an NATO-Stationierungsstreitkräfte 
in der Bundesrepublik Deutschland in gleichem 
Umfang wie gegenüber deutschen Behörden zu. 
Dies ist eine Folge von Art. 1 a NATO-Truppenstatut 
in Verbindung mit  Art. 3 des Zusatzabkommens. 
Eine Übermittlung an Behörden, die nicht Dienst-
stellen der Truppe sind oder an NATO-Behörden 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ist 
nach dieser Vorschrift ausgeschlossen; für sie gilt 
Absatz 4. 

Absatz 3 läßt die Weitergabe personenbezogener In-
formationen an Private nur in Ausnahmefällen zu, 
die hier näher umschrieben werden; dies entspricht 
der geltenden Rechtslage und Praxis. Zur leichteren 
Überprüfung der Übermittlungspraxis ist die 
Pflicht, ein Verzeichnis zu führen, eingeführt wor-
den. Absatz 3 Satz 4 unterstreicht den Zweckbin-
dungsgrundsatz. 

Absatz 4 regelt die insbesondere im Hinblick auf 
die Vielzahl ausländischer Bürger in der Bundesre-
publik Deutschland sehr wichtige Informations-
übermittlung durch das Bundesamt für Verf as-
sungsschutz an ausländische öffentliche sowie 
über- und zwischenstaatliche Stellen. Die Vorschrift 
verlangt vom Anwender vor der Übermittlung per-
sonenbezogener Daten ins Ausland eine spezielle 

Güterabwägung zwischen den schutzwürdigen In-
teressen des Betroffenen und den Belangen der 
Bundesrepublik Deutschland. Zu den Belangen der 
Bundesrepublik Deutschland gehört auch ein funk-
tionsfähiger nachrichtendienstlicher Informations-
austausch mit bestimmten Staaten, der Vorausset-
zung dafür ist, daß das Bundesamt für Verfassungs-
schutz von dort mit den für seine Inlandsaufgaben 
notwendigen Nachrichten beliefert wird. Über diese 
gesetzliche Einschränkung hinaus unterliegt der 
Verkehr des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
mit dem Ausland mehrfacher Kontrolle: Es gelten 
auch hier die Kontrollvorschriften, wie sie in § 9 
Abs. 2 für Informationsersuchen vorgesehen sind. 
Außerdem bleibt es der Fachaufsicht wie bisher 
vorbehalten, informationelle Beziehungen zu be-
stimmten Staaten zu genehmigen oder zu untersa-
gen; weitere Einschränkungen ergeben sich aus ei-
ner Dienstvorschrift, die unter dem Genehmigungs-
vorbehalt des Bundesministers des Innern steht 
und vor Inkrafttreten dem Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz zugeleitet wird. Aus Absatz 4 
Satz 4 folgt, daß die übermittelten Daten nur im 
Rahmen des Übermittlungszwecks genützt werden 
dürfen. 

Absatz 5 ist eine Schutzvorschrift, die die Übermitt-
lung von Informationen über ein verfassungs-
schutzrelevantes Verhalten Minderjähriger wie 
folgt eingeschränkt: 

— Informationen über ein Verhalten vor Vollen-
dung des 16. Lebensjahres dürfen nur übermit-
telt werden, wenn es sich um die Beteiligung des 
Minderjährigen an einer gewalttätigen Hand-
lung (vgl. z. B. § 125 StGB) oder deren Planung 
handelt und die Übermittlung zur Abwehr einer 
erheblichen Gefahr oder zu Zwecken der Straf-
verfolgung erforderlich ist; 

— Informationen über ein Verhalten vor Vollen-
dung des 18. Lebensjahres dürfen allenfalls bis 
zum Ablauf von fünf Jahren übermittelt werden, 
es sei denn, daß nach Eintritt der Volljährigkeit 
neue, für den Verfassungsschutz bedeutsame Er-
kenntnisse über diese Person angefallen sind 
oder die genannten Voraussetzungen der Über-
mittlung von Informationen über unter 16jäh-
rige vorliegen; 

— Informationen über ein Verhalten von Minder-
jährigen, das vor. Vollendung des 16. Lebensjah-
res liegt, dürfen an ausländische Stellen über-
haupt nicht übermittelt werden. 

Zu § 11 

Die Vorschrift stellt klar, daß eine Hauptaufgabe 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz, die Infor-
mation der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land, durch ständige Berichterstattung sicherge-
stellt wird. Die Berichtspflicht folgt aus dem Samm-
lungs- und Auswertungsauftrag des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz. Sie entspricht auch der bis-
herigen Praxis. Die ständige Unterrichtung des 
Bundesinnenministers folgt aus dem Prinzip der 
Ressortverantwortlichkeit. 
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Die höchstrichterliche Rechtsprechung [vgl. 
BVerfGE 40, 287 (292 f.)] hat ausdrücklich aner-
kannt, daß die Bundesregierung berechtigt ist, sich 
öffentlich mit Verfassungsfeinden unter Verwen-
dung von Informationen des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz politisch auseinanderzusetzen. Dies 
entspricht der heutigen Praxis, wie sie zum Beipiel 
in den jährlichen Verfassungsschutzberichten des 
Bundesinnenministeriums ihren Niederschlag ge-
funden hat. Dem entspricht Absatz 2. Die öffentli-
che Bekanntgabe personenbezogener Informatio-
nen ist nach Absatz 2 Satz 2 nur zulässig, wenn eine 
Abwägung ergibt, daß Belange des Betroffenen 
nicht berührt sind oder daß das Allgemeininteresse 
im konkreten Fall überwiegt. 

Zu §-12 

Die Vorschrift verfestigt — insbesondere im Inter-
esse des Betroffenen — eine Verwaltungspraxis des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, wonach es un-
richtige oder unvollständige Informationen gegen-
über dem Empfänger zu berichtigen hat. 

Zu § 13 

§ 13 bringt eine spezielle verfahrensrechtliche 
Schutzvorschrift für die Speicherung personenbezo-
gener Daten in Dateien. Die Fristen für die regel- 
mäßig vorzunehmenden Prüfungen sind in der Er-
richtungsanordnung (§ 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8) diffe-
renziert nach Art der Dateien und der Daten festzu-
legen. 

Zu § 14 

§ 14 bringt eine weitere spezielle Datenschutzvor-
schrift, die die Voraussetzungen für die Errichtung 
automatisierter und bestimmter manueller Datein, 
das sogenannte Dateistatut, regelt. 

Absatz 1 Satz 1 gilt für alle automatisierten Dateien 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz, auch für 
Verbunddateien, an denen es nach § 4 Abs. 2 betei-
ligt ist. Die materielle Zulässigkeit solcher Verbund-
dateien richtet sich nach § 4 Abs. 2; § 14 stellt dar-
über hinaus eine Reihe zusätzlicher formeller Kri-
terien auf, die vom Bundesamt für Verfassungs-
schutz zu beachten sind. 

In den Dateistatuten des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz sind bereits bei Errichtung eine Reihe 
verfahrenstechnischer und verfahrensrechtlicher 
Schranken einzubauen, die sicherstellen, daß die 
gespeicherten personenbezogenen Daten nicht über 
das für die Aufgabenerfüllung erforderliche Maß 
verwendet, weitergegeben oder aufbewahrt werden. 
Um dies zu erreichen, sind — abgestimmt auf den 
Zweck der jeweiligen Datei — die im Katalog der 
Vorschrift aufgezählten Einzelfragen detailliert zu 
regeln. Hinsichtlich des Schutzes der Daten vor un-
befugtem Zugriff kommt dabei den Regelungen 
über Zugangsberechtigung und Protokollierung des 
Abrufs besondere Bedeutung zu. Die Berechtigung, 

auf automatisierte Dateien zuzugreifen, ist im Da-
tenschutz- und Sicherheitsinteresse auf das not-
wendige Maß zu begrenzen; dies gilt insbesondere 
für Dateien, die über Fundstellen hinaus Textin-
halte aus Akten enthalten. 

Durch § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 wird bestimmt, daß in 
der Errichtungsanordnung für jede Datei die Art 
und Weise der Protokollierung von Abrufen festge-
legt werden muß. Dabei ist auch eine Auswahlproto-
kollierung möglich, wenn dadurch eine ausrei-
chende Kontrolle gewährleistet ist. 

Bei Dateien im Sinne von § 4 Abs. 2 Satz 2 ist die in 
§ 4 Abs. 2 Satz 3 vorgesehene Begründung in die Er-
richtungsanordnung aufzunehmen. 

Die Vorschrift stellt Dateistatute und damit die Er-
richtung, einschließlich des in § 14 festgelegten In-
halts, unter den Zustimmungsvorbehalt durch den 
Bundesminister des Innern, der damit eine beson-
dere Kontrolle im Rahmen der Fachaufsicht aus-
üben muß. Die Führung eines besonderen Registers 
nach § 19 Abs. 4 BDSG bleibt unberührt. 

Absatz 1 Satz 2 bestimmt für manuell geführte Da-
teien, daß auch für sie die in Satz 1 Nr. 1 bis 8 
genannten Festlegungen gelten, sofern diese Da-
teien auch mit dem Ziele angelegt sind, aus ihnen, 
wenn auch nicht regelmäßig, Daten an andere Be-
hörden zu übermitteln. 

Absatz 2 sieht von der Aufnahme konkreter Spei-
cherfristen aus Gründen der Praktikabilität ab. Bei 
Erlaß eines Dateistatuts ist wegen des Erforderlich-
keitsgrundsatzes in geeigneten Fällen von der Zeit-
speicherung Gebrauch zu machen. 

Zu § 15 

Die Vorschrift gibt den § 5 Abs. 1 des geltenden 
Rechts wider. Sie folgt aus der Bundeskompetenz 
zur Regelung der Angelegenheiten des Verfas-
sungsschutzes gemäß Artikel 73 Nr. 10 Buchstaben 
b und c. des Grundgesetzes. 

Zu § 16 

Die Vorschrift verschafft den Landesbehörden für 
Verfassungsschutz die Möglichkeit der Informa-
tionsgewinnung bei Bundesbehörden, von der sie 
ohne eine Regelung durch den Bundesgesetzgeber 
nach der Systematik dieses Entwurfs ausgeschlos-
sen wären. Dieser Informationsweg korrespondiert 
mit § 9. Er vermeidet durch die direkte Übermitt-
lungsmöglichkeit die Einschaltung weiterer Instan-
zen und damit die Schaffung unnötiger zusätzlicher 
Datenbestände. 

Die Regelungskompetenz des Bundes folgt aus Arti-
kel 73 Nr. 10 Buchstaben b und c des Grundgeset-
zes. Die Gesetzgebungskompetenz der Länder wird 
nicht beschnitten, da  die  Vorschrift die eingeräumte 
Befugnis für die Verfassungsschutzbehörden der 
Länder von der ihnen durch Gesetz übertragenen 
Aufgabenstellung abhängig macht. 
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Zu § 17 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Straßenverkehrs-
gesetzes) 

A. Allgemeines 

1. 

Im Zusammenhang mit der Zulassung von Fahr-
zeugen werden von den örtlichen Zulassungsbehör-
den sowie vom Kraftfahrt-Bundesamt bestimmte 
Daten erfaßt. Im einzelnen handelt es sich um tech-
nische Fahrzeugdaten (z. B. Höchstgeschwindigkeit, 
Hubraum, zulässiges Gesamtgewicht des betreffen-
den Fahrzeugs), bestimmte tatsächliche und rechtli-
che Verhältnisse in Bezug auf das Fahrzeug (z. B. 
amtliches Kennzeichen, Tag der ersten Zulassung, 
regelmäßiger Standort des Fahrzeugs) sowie um die 
Halterdaten (Name, Anschrift etc.). 

a) Die etwa 350 örtlichen Zulassungsstellen (Stra-
ßenverkehrsämter) gelangen an einen Teil die-
ser Daten durch Erhebung beim Fahrzeughal-
ter im Rahmen 'der  Fahrzeugzulassung, § 23 
Abs. 1 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO). Der andere Teil der Daten fällt durch 
eigene Verwaltungsmaßnahmen oder durch den 
Empfang übermittelter Daten an. 
Die Zulassungsstellen erfassen die Daten in Re-
gistern (örtliche Fahrzeugregister). Diese Fahr-
zeugregister werden entweder in Form einer 
konventionellen Katei (vgl. § 26 Abs. 1 StVZO) 
oder einer automatisiert geführten Datei (§ 26 
Abs. 4 a StZVO) geführt. Welche Form die Zulas-
sungsstellen wählen, bleibt — zumindest nach 
der StVZO — ihnen überlassen. Z. Z. werden ca. 
50 v. H. der Fahrzeugbestände bei den Zulas-
sungsstellen mittels automatisierter (elektroni-
scher) Datenverarbeitung in Dateien erfaßt. Der 
Bundesrechnungshof hat anläßlich einer Über-
prüfung beim Kraftfahrt-Bundesamt eine noch 
stärkere Einbeziehung der Fahrzeugregister der 
örtlichen Zulassungsstellen in die automatisierte 
Datenverarbeitung befürwortet. 
Die Erteilung von Auskünften ist in § 26 Abs. 5 
StVZO vorgesehen. 
Neben den Registern (als Kartei oder automati-
siert geführter Datei) führen die Zulassungsstel-
len auch noch Akten; letztere unterliegen jedoch 
nicht den Vorschriften des V. Abschnitts des 
Straßenverkehrsgesetzes. 

b) Außerdem wird ein Zentrales Fahrzeugregister 
beim Kraftfahrt-Bundesamt in Flensburg ge-
führt. Sein Bestand beträgt z. Z. etwa 32 Millio-
nen Fahrzeuge. Das Zentrale Fahrzeugregister 
enthält 
— das Register der Fahrzeuge mit amtlichen 

Kennzeichen einschließlich der in den letzten 
fünf Jahren endgültig aus dem Verkehr gezo-
genen Fahrzeuge, 

— das Register der Fahrzeuge mit Versicherungs-
kennzeichen. 
Das Register . der Fahrzeuge mit amtlichen 
Kennzeichen wird vornehmlich aus den Meldun-
gen der örtlichen Zulassungsstellen gespeist. Es 
ist automatisiert und wird bislang in Form von 
sequentiellen Magnetband-Dateien geführt. Die 
Führung und Nutzung beruht auf § 2 Nr. 2 des 
Gesetzes über die Errichtung eines Kraftfahrt-
Bundesamtes vom 4. August 1951 (BGBl. I 
S. 488). 
Das Register der Fahrzeuge mit Versicherungs-
kennzeichen (Mofas, Mopeds, Mokicks und 
Krankenfahrstühle) ist ebenfalls automatisiert 
und wird als Datei geführt. Sie hat insgesamt 
z. Z. einen Bestand von etwa zwei Millionen 
Fahrzeugen. Das Register der Fahrzeuge mit 
Versicherungskennzeichen wird durch Meldun-
gen der Versicherer gespeist (§ 29 f StVZO). 
Diese Fahrzeuge werden nicht durch die örtli-
chen Zulassungsstellen zugelassen und von ih-
nen auch nicht registriert; vielmehr gelten sie 
als zugelassen, wenn der Versicherer für das 
Fahrzeug und das laufende Versicherungsjahr 
gegen Zahlung der Versicherungsprämie ein 
Versicherungskennzeichnen ausgehändigt hat 
und dieses Kennzeichen am Fahrzeug ange-
bracht ist (§ 29 e StVZO). Die Auskunftserteilung 
ist in § 29 f Abs. 2 StVZO geregelt. 

Außerdem ist im Register der Fahrzeuge mit amtli-
chen Kennzeichen zum Schutz von Eigentum und 
Verfügungsberechtigung bei jedem Fahrzeug die 
betreffende Fahrzeugbriefnummer registriert. Er-
gänzend sind gegebenenfalls Vermerke darüber 
enthalten, ob das betreffende Fahrzeug gestohlen 
oder sonst abhanden gekommen ist (sog. Dieb-
stahlsdatei). 

Das Zentrale Fahrzeugregister hat vornehmlich 
zwei Aufgaben zu erfüllen, und zwar 

— im Rahmen der Zulassung von Fahrzeugen die 
Sicherung der Verfügungsberechtigung am 
Fahrzeug, 

— die Erteilung von Auskünften zur Identifizie-
rung von Fahrzeugen und von Personen in ihrer 
Eigenschaft als Halter von Fahrzeugen. 

Die Sicherung der Verfügungsberechtigung am 
Fahrzeug erfolgt durch den Fahrzeugbrief in Ver-
bindung mit der Erfassung im Zentralen Fahrzeug-
register. Der Fahrzeugbrief ist ein vom Kraftfahrt-
Bundesamt zentral ausgegebenes Papier, das die 
unberechtigte Verwertung und Nutzung von Fahr-
zeugen verhindern soll. Der Fahrzeugbrief begleitet 
das Fahrzeug von der ersten Zulassung bis zur end-
gültigen Außerbetriebsetzung und ist bei jeder An-
derung der tatsächlichen und/oder rechtlichen Ver-
hältnisse der Zulassungsstelle vorzulegen. Der 
Fahrzeugbrief weist seinen Besitzer als verfügungs-
berechtigt über das Fahrzeug aus, ohne daß weitere 
Nachweise vorgelegt werden müssen. Diese Legiti-
mationsfunktion erhält der Brief durch die Regi-
strierung aller Kraftfahrzeuge und ihrer Anhänger 
einschließlich der Fahrzeugbrief-Nummer an einer 
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zentralen Stelle, nämlich im Zentralen Fahrzeugre-
gister. Denn damit werden alle zulassungsrechtli-
chen Vorgänge erfaßt und mit dem Voreintrag ver-
glichen. Fahrzeugdiebstähle, Fahrzeugunterschla-
gungen und andere unberechtigte Zugriffe auf 
Fahrzeuge sollen dadurch weitgehend verhindert 
bzw. aufgeklärt werden. 

Das Zentrale Fahrzeugregister verfügt ferner über 
Datenmaterial, das den regionalen Zulassungsstel-
len nicht zur Verfügung steht (z. B. Register der 
Fahrzeuge mit Versicherungskennzeichen, Dieb-
stahlsdatei, Briefverwendungsnachweis). Sobald 
nur Teile des amtlichen Kennzeichens oder bei feh-
lendem Kennzeichen nur die Fahrzeug-Identifizie-
rungsnummer oder gar nur die Herstellerbezeich-
nung und eine sonst ungenaue Beschreibung des 
Fahrzeugs bekannt sind, ist nur das Zentrale Fahr-
zeugregister in der Lage, entsprechende Feststel-
lungen zu treffen. Gleiches gilt für Rückruf- bzw. 
Rückholmaßnahmen von Fahrzeugen, denen ein 
Serienmangel anhaftet und deren Begutachtung, 
Umrüstung oder Außerbetriebsetzung aus Gründen 
der Verkehrssicherheit dringend geboten ist. Die 
örtlichen Zulassungsstellen sind wegen der regiona-
len Begrenzung ihrer Register hierzu nicht in der 
Lage. Aufgrund des begrenzten Datenumfanges ist 
die Aussagekraft der örtlichen Fahrzeugregister be-
schränkt; sie bezieht sich ohnehin nur auf Fahrzeu-
ge, die dort zur Zulassung gelangt sind. Aus dem 
Zentralen Fahrzeugregister beim Kraftfahrt-Bun-
desamt werden z. Z. ca. 90 000 Auskünfte täglich er-
teilt. 

Es handelt sich dabei fast ausschließlich um Anfra-
gen unter Angabe eines Kennzeichens, von Teilen 
eines Kennzeichens oder der Fahrzeug-Identifizie-
rungsnummer (Fahrgestellnummer). Die Auskunft 
wird erteilt über den Halter des Fahrzeugs und 
über das Fahrzeug selbst. Der größte Anteil entfällt 
auf ca. 72 000 Kennzeichenanfragen im Rahmen 
von Bußgeldverfahren und Verwarnungen. Aus-
kunftsersuchen von Polizei- und Justizbehörden 
machen etwa 16 000 aus, wobei die Anfrage nicht 
selten nur unter Angabe von Teilen des Kennzei-
chens gestellt wird. Zunehmend gehen auch Anfra-
gen von Umweltschutzbehörden ein, um anhand der 
Fahrzeug-Identifizierungsnummer den letzten Hal-
ter als Verantwortlichen zu ermitteln. Die Anfragen 
werden meist auf Vordrucken und Magnetbändern 
an das Zentrale Fahrzeugregister übermittelt; ent-
sprechend werden die Auskünfte erteilt. In be-
stimmten Fällen erfolgt auch eine Übermittlung 
durch Abruf im automatisierten Verfahren. Außer-
dem erstattet das Zentrale Fahrzeugregister den 
Straßenverkehrsbehörden eine erhebliche Anzahl 
(täglich ca. 22 000) von Meldungen und Auskünften 
über Fahrzeuge und ihre Halter für die Zwecke des 
Zulassungsverfahrens. 

2. ZEVIS 

a) Das Zentrale Verkehrsinformations-System (ZE-
VIS) ermöglicht die Nutzung des Zentralen Fahr-
zeugregisters und eines Teils des Verkehrszen-
tralregisters (Datei der entzogenen Fahrerlaub

-

nisse) im Kraftfahrt-Bundesamt mit den Mitteln 
moderner Datenverarbeitung. Für =IS stehen 
nicht sämtliche Daten aus dem Zentralen Fahr-
zeugregister, sondern nur Teilmengen daraus 
zur Verfügung. ZEVIS enthält keine neuen Da-
ten; die genutzten Daten hat es schon vor ZEVIS 
in den Registern des Kraftfahrt-Bundesamtes 
gegeben. ZEVIS hat sie lediglich „dialogfähig" 
gemacht, d. h. man kann auch durch Abruf im 
automatisierten Verfahren auf die Daten mit ei-
nem Datensichtgerät zugreifen. 
Im Wege des Direktabrufs im automatisierten 
Verfahren sind durch ZEVIS beim Kraftfahrt

-

Bundesamt folgende Fernabfragemöglichkeiten 
z. Z. verwirklicht: 

Art Anfrageinhalt Auskunft 
*H Amtliches Kenn- Halterdaten (Na- 

zeichen oder Fahr- men, Vornamen, 
zeug-Identifizie- Geburtsnamen, 
rungsnummer und Geburtsdatum, Ge- 
Hersteller oder burtsort, An- 
Versicherungs- schrift), ggf. Tag 
kennzeichen der endgültigen 

AuBerbetriebset- 
zung des Fahr- 
zeugs 

*K Amtliches Kenn- Fahrzeugkurzbe- 
zeichen oder Fahr- schreibung (Kenn- 
zeug-Identifizie- zeichen, Fahrzeug- 
rungsnummer und Identifizierungs- 
Hersteller oder nummer, Herstel- 
Versicherungs- ler, Fahrzeugart, 
kennzeichen Typ, Farbe), Hal- 

terdaten, ggf. Tag 
der endgültigen 
Außerbetriebset- 
zung des Fahr- 
zeugs. Bei Fahr- 
zeugen mit Versi- 
cherungskennzei- 
chen: Versiche- 
rungsbeginn und 
-ende 

*A Teilkennzeichen Liste der Kennzei- 
chen mit Herstel- 
ler, Typ, Fahrzeug- 
art, Jahr der er- 
sten Zulassung, 
Farbe 

*F Personalien (min- Entzug, Versa- 
destens Namen gung, Sperrfrist 
oder Geburtsna- der betreffenden 
men und Geburts- Fahrerlaubnis so- 
datum, ggf. Ge- wie Namen, Vor- 
burtsort und Vor-  namen, Geburts- 
namen) namen, Geburtsda- 

tum und Geburts- 
ort 

Nicht realisiert wurde bisher die *P Anfrage: 

Art Anfrageinhalt Auskunft 
*P Personalien bzw. Halterdaten, Fahr- 

Firma zeugbeschreibung 
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a) Welche Fahr-
zeuge sind auf 
welche Perso-
nen zugelas-
sen? 

b) Welche Anga-
ben zu einer 
bestimmten 
Person sind 
vorhanden? 

Die Anfragen *H, *K und  *A  richten sich an das 
Fahrzeugregister, die Anfrage *F an die Datei 
entzogener Fahrerlaubnisse. Die Anfrage *P soll 
an das Fahrzeugregister gehen. 

Der vollständige Ausbau von ZEVIS ist noch 
nicht erreicht. Zur Zeit ist etwa knapp die Hälfte 
der Bundesländer bzw. des gesamten Fahrzeug-
datenbestandes erfaßt. 

b) ZEVIS ist für die Verwaltung wie für den Bürger 
in gleicher Weise von großem Nutzen. 
ZEVIS ist in hervorragender Weise geeignet, 
beim Kraftfahrt-Bundesamt wie bei den ange-
schlossenen Behörden in Bund und Ländern die 
Arbeit der Verwaltung und die Verfahrensab-
läufe zu vereinfachen, zu beschleunigen und zu 
rationalisieren. Insbesondere Abrufe im automa-
tisierten Verfahren können zu jeder Tages- und 
Nachtzeit sowie auch an Sonn- und Feiertagen 
vorgenommen werden. 
ZEVIS bringt auch für den Bürger Vorteile: Vor 
allem durch den Direktabruf können z. B. bei 
einer Verkehrskontrolle auf der Straße Zweifels-
fragen sofort geklärt werden (z. B. ob der Betrof-
fene wirklich Halter des besagten Fahrzeugs ist, 
ob etwa die Fahrerlaubnis entzogen wurde, etc.). 
Es brauchen keine gegebenenfalls freiheitsent-
ziehenden weiteren Personenüberprüfungen 
vorgenommen zu werden, wenn ein entstande-
ner Verdacht gegen den Betroffenen aufgrund 
der durch on-line-Verbindung abgerufenen Da-
ten sofort entkräftet werden kann. 

Ein weiteres Beispiel: 
Durch Direktabruf der Fahrerlaubnisbehörde 
könnte sofort geklärt werden, daß die Fahrer-
laubnis nicht entzogen ist. Die Behörde könnte 
dem Betroffenen sofort den Ersatzführerschein 
für das verlorengegangene Original ausfertigen, 
ohne — wie bislang — die schriftliche Auskunft 
des Kraftfahrt-Bundesamtes abwarten zu müs-
sen. 

c) Zum Vorhaben ZEVIS ist auch auf die Ausfüh-
rungen in der Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN 
im Deutschen Bundestag (Drucksache 10/3761) 
zu verweisen. 

3. Rechtsgrundlagen 

a) Die bisherigen Rechtsgrundlagen für die Füh-
rung und Nutzung der Register, auch in Form 
von ZEVIS, sind im Straßenverkehrsrecht vor

-

handen; auf sie wurde oben unter Nummer 1 hin-
gewiesen. 
Im übrigen gelten für die Register die einschlä-
gigen Bestimmungen des Bundesdatenschutzge-
setzes (BDSG) und der Datenschutzgesetze der 
Länder. Zu verweisen ist insbesondere auf die 
Bestimmung des § 10 Abs. 1 BDSG wegen der 
Übermittlung personenbezogener Daten an Be-
hörden und sonstige öffentliche Stellen. 

b) Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
15. Dezember 1983 zum Volkszählungsgesetz 
(BVerfGE 65, 1 ff.) enthält grundsätzliche verfas-
sungsrechtliche Aussagen zur Bedeutung des 
Rechts auf informationelle Selbstbestimmung, 
die auch bei der Ausgestaltung der Rechtsgrund-
lage für ZEVIS zu berücksichtigen sind. 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts hat jeder Bürger ein aus Artikel 2 Abs. 1 
und Artikel I Abs. 1 des Grundgesetzes unmittel-
bar hergeleitetes Recht auf „informationelle 
Selbstbestimmung". Es gewährleistet die Befug-
nis des einzelnen, „grundsätzlich selbst über die 
Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen 
Daten zu bestimmen". 
Das Gericht hat aber zugleich deutlich gemacht, 
daß die Verfügung über personenbezogene Da-
ten nicht allein der Entscheidung des Einzelnen 
unterliegt, sondern auch das Interesse der Allge-
meinheit berücksichtigen muß. Das Gericht hat 
in diesem Zusammenhang ausgeführt: 

„Dieses Recht auf ,informationelle Selbstbe-
stimmung' ist nicht schrankenlos gewährlei-
stet. Der Einzelne hat nicht ein Recht im 
Sinne einer absoluten, uneinschränkbaren 
Herrschaft über ,seine` Daten; er ist vielmehr 
eine sich innerhalb der sozialen Gemeinschaft 
entfaltende, auf Kommunikation angewiesene 
Persönlichkeit. Information, auch soweit sie 
personenbezogen ist, stellt ein Abbild sozialer 
Realität dar, das nicht ausschließlich dem Be-
troffenen allein zugeordnet werden kann ... 
Grundsätzlich muß daher der Einzelne Ein-
schränkungen seines Rechts auf informatio-
nelle Selbstbestimmung im überwiegenden 
Allgemeininteresse hinnehmen" (BVerfG, 
a. a. O., S. 43 f.). 

Diese Beschränkungen bedürfen der gesetzli-
chen Grundlage. 

c) Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
sind Folgerungen für die Führung und Nutzung 
der Register beim Kraftfahrt-Bundesamt und 
bei den Kfz-Zulassungsbehörden zu ziehen. Ins-
besondere gilt dies auch für die Nutzung des 
Zentralen Fahrzeugregisters und der Datei der 
entzogenen Fahrerlaubnisse in Form von ZE-
VIS. 
Gegenstand des vorliegenden Entwurfs ist vor 
allem die Festlegung von genau umschriebenen 
Voraussetzungen und von konkret bestimmten 
Zwecken für die Erhebung, Speicherung und 
Übermittlung der Daten. Soweit Übermittlungen 
durch Abruf im automatisierten Verfahren zuge-
lassen sind, werden durch die Regelungen im 
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Entwurf eine wirksame Mißbrauchssicherung 
und eine effektive nachträgliche datenschutz-
rechtliche Kontrolle der Abrufe sichergestellt. 

d) Bis zur Schaffung dieser neuen Regelung gel-
ten die bisherigen Rechtsvorschriften. Soweit 
Rechtsgrundlagen für die Erhebung und die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten im Bereich 
der Fahrzeugregister und des Verkehrszentral-
registers aufgrund der fortentwickelten Verfas-
sungsinterpretation im Volkszählungsurteil des 
Bundesverfassungsgerichts notwendig, aber 
nicht vorhanden sind, oder vorhandene als nicht 
ausreichend angesehen werden müssen, bleibt 
— unbeschadet der Pflicht, die Datenverarbei-
tungspraxis anhand der Maßstäbe des Urteils zu 
überprüfen — das alte Recht nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
[vgl. BVerfGE 41, 251 ff. (267); 58, 257, 280] für 
eine Übergangszeit anwendbar, soweit dies für 
die geordnete Weiterführung einer funktionsfä-
higen Verwaltung unerläßlich ist. In diesem 
Rahmen muß ZEVIS auf der Grundlage des im 
Herbst 1983 erreichten Ausbaustandes in Be-
trieb bleiben (vgl. auch Beschlußempfehlung 
Nr. 11 des BT-Innenausschusses in Drucksache 
10/1719, gebilligt durch Beschluß vom 20. Sep-
tember 1984, Plenarprotokoll 10/85, S. 6201). 

e) Für die Übergangszeit bis zur Schaffung der be-
reichsspezifischen Rechtsgrundlage durch eine 
Ergänzung des Straßenverkehrsgesetzes wird 
ZEVIS vorerst auch nicht weiter ausgebaut, son-
dern lediglich im Rahmen des bisherigen Aus-
baustandes (Herbst 1983) weiterbetrieben. 

4. Konzept des vorliegenden Gesetzentwurfes 

a) Der Entwurf sieht die Einfügung eines neuen 
Abschnitts in das Straßenverkehrsgesetz (StVG) 
vor. Es handelt sich hierbei um eine Regelung, 
die die Grundzüge und wesentlichen Bestim-
mungen für die Führung und Nutzung sowohl 
der örtlichen Fahrzeugregister bei den Zulas-
sungsstellen als auch des Zentralen Fahrzeugre-
gisters beim Kraftfahrt-Bundesamt enthält. Nä-
here Einzelheiten und Verfahrensmodalitäten 
sollen durch Rechtsverordnung festgelegt wer-
den (§ 46). Einige Regelungen jedoch, denen ins-
besondere unter datenschutzrechtlichen Aspek-
ten erhebliche Bedeutung beizumessen ist, wer-
den bereits im Gesetzentwurf selbst abschlie-
ßend getroffen; hierzu zählen vornehmlich die zu 
speichernden und zu erhebenden Halterdaten 
(§ 33 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2, § 34 Abs.1 
Nr. 2 und Abs. 3) sowie im wesentlichen der Ab-
ruf im automatisierten Verfahren (§§ 30 a, 36). 

b) § 30 a regelt die Übermittlung durch Abruf im 
automatisierten Verfahren aus der Datei der ent-
zogenen Fahrerlaubnisse des Verkehrszentralre-
gisters. 
Für das Verkehrszentralregister (VZR), das mit 
einem kleineren Teil von ZEVIS erfaßt ist, be-
steht bereits heute weitgehend eine bereichsspe-
zifische Regelung. § 28 Straßenverkehrsgesetz 

(StVG) und § 13 StVZO bestimmen den Inhalt 
des VZR. Die Zwecke, für die das VZR genutzt 
werden darf, sind abschließend in § 30 Abs. 1 
StVG aufgezählt. Die Löschungs- bzw. Tilgungs-
vorschriften sind in § 29 StVG und § 13 a StVZO 
enthalten. 
Eine Überarbeitung dieser Bestimmungen und 
insbesondere die Schaffung einer bereichsspezi-
fischen Regelung für die Übermittlung von Da-
ten aus dem VZR ist beabsichtigt. Sie wird in 
Kürze erfolgen, nach Möglichkeit im Zusammen-
hang mit den ohnehin anstehenden neuen kon-
zeptionellen Überlegungen für das VZR und de-
ren rechtlicher Umsetzung. 
Bis zur Verabschiedung der neuen Gesamtrege-
lung für das VZR wird jedoch schon jetzt eine 
spezifische Rechtsgrundlage für die on-line-
Übermittlung aus der Datei der entzogenen 
Fahrerlaubnisse geschaffen; diese Datei gehört 
auch zum Vorhaben ZEVIS. Die Regelung erfolgt 
durch den neuen § 30 a, der deshalb in den vorlie-
genden Entwurf über das Fahrzeugregister mit 
aufgenommen wird. 

c) Im übrigen gliedert sich der Entwurf inhaltlich 
wie folgt: 
— Zuständigkeiten für die Führung der Fahr-

zeugregister (§ 31), 
— Zweckbestimmung der Fahrzeugregister 

(§ 32), 
— Inhalt der Register (§ 33), 
— Erhebung der Daten (§ 34), 

— Übermittlung von Daten aus den Fahrzeugre-
gistern (§§ 35 bis 40), 

— Übermittlungssperren (§ 41), 
— Datenvergleich zur Beseitigung von Fehlern 

(§ 42), 
— Löschung der Daten in den Fahrzeugregi-

stern (§ 43), 
— anonymisierte Daten (§ 44), 
— Verhältnis der vorgesehenen bereichsspezifi-

schen Regelung zu den allgemeinen daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen (§ 45), 

— Ermächtigungsgrundlagen für den Erlaß von 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften (§ 46). 

d) Der Entwurf orientiert sich an den Maßstäben, 
die das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zum Volkszählungsgesetz gesetzt hat. Dies gilt 
vornehmlich für die Zweckbindung bei der Erhe-
bung, Speicherung, Nutzung und Übermittlung 
der Daten. 
Es sollen nur die und nur so viele Daten erhoben, 
gespeichert und übermittelt werden, wie zur Er-
reichung der in den Vorschriften angegebenen 
Zwecke jeweils unbedingt erforderlich ist. 
Ziel dieses Gesetzes und der auf ihm beruhen-
den noch zu erlassenden Vorschriften ist im üb-
rigen, dem Fahrzeughalter einen vollständigen 
Überblick zu gewähren, welche seiner Daten zu 
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welchen Zwecken, von welchen Stellen und un-
ter welchen Bedingungen genutzt werden. 

e) Der vorliegende Entwurf beschränkt sich auf die 
Regelung der bereichsspezifischen Besonderhei-
ten, die sich aus der Führung und Nutzung der 
Fahrzeugregister ergeben. Dies geschieht nicht 
zuletzt auch im Interesse der Straffung und Be-
grenzung von Gesetzgebungsvorhaben auf unbe-
dingt notwendige Regelungen. 
Die Geltung der allgemeinen datenschutzrechtli-
chen Vorschriften des Bundes und der Länder 
bleibt unberührt, soweit nicht die vorliegende be-
reichsspezifische Regelung vorgeht (vgl. § 45 des 
Entwurfs). 

f) Soweit Rahmenvorschriften des Entwurfs der 
Ausfüllung durch Einzelbestimmungen bedür-
fen, sind diese auf Grund der in § 46 enthaltenen 
Ermächtigungen zu erlassen. 
Außerdem ist die Anpassung der betroffenen 
Vorschriften der StVZO (insbesondere §§ 23, 26 
und 29f.) vorzunehmen, soweit die bislang in die-
sen Vorschriften enthaltenen Sachregelungen in 
das vorliegende Gesetz oder in die darauf beru-
henden Vorschriften übernommen werden sol-
len. 

g) Gegenstand der Regelung in diesem Gesetzent-
wurf ist nur die Führung der Fahrzeugregister 
sowie die Erhebung von Daten für die Register, 
die Speicherung der Daten in den Registern, die 
Datenübermittlung aus den Registern und 
schließlich die Löschung der Daten in den Regi-
stern. 
Die Führung der Fahrzeugregister ist nur ein 
Ausschnitt aus dem gesamten Aufgabenspek-
trum von Zulassungsstellen und Kraftfahrt-Bun-
desamt im Bereich des Zulassungsverfahrens. 
Die übrigen Tätigkeiten der Fahrzeugzulassung 
bleiben in § 1 des Straßenverkehrsgesetzes so-
wie insbesondere in der auf § 6 des Straßenver-
kehrsgesetzes beruhenden Straßenverkehrs-Zu-
lassungs-Ordnung geregelt. Das gilt auch z. B. 
für die Verarbeitung von Daten im Zulassungs-
verfahren und für die Erhebung von Daten, die 
nicht im Fahrzeugregister, sondern in den Akten 
erfaßt werden. 

h) Erforderlich ist eine Regelung durch Gesetz. 
Eine Ergänzung der StVZO kann schon deshalb 
nicht in Betracht kommen, weil im StVG die 
heute notwendigen Ermächtigungsgrundlagen 
nicht vorhanden sind. Auch verlangt die große 
praktische Bedeutung der vorliegenden Rege-
lung, daß zumindest ihre grundsätzlichen und 
tragenden Elemente in einem Gesetz verankert 
sind. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt 
sich aus Art. 74 Nr. 22 (Straßenverkehr, Kraft-
fahrwesen) und Art. 73 Nr. 1 (Verteidigung) des 
Grundgesetzes. 

i) Der vorliegende Gesetzentwurf sieht vor, daß im 
StVG nach dem Abschnitt IV „Verkehrszentral

-

register" (§§ 28 bis 30) ein neuer Abschnitt V 
„Fahrzeugregister" (§§ 31 bis 46) eingefügt wird. 

Deshalb muß ein anderer im Dezember 1984 
dem Parlament zugeleiteter Gesetzentwurf, der 
die Einbeziehung der freiberuflichen Sachver-
ständigen in die regelmäßige technische. Fahr-
zeugüberwachung zum Gegenstand hat und der 
ebenfalls die Einfügung eines neuen Ab-
schnitts V mit den §§ 31 bis 37 vorsieht (Druck-
sache 10/3433) hinsichtlich dieser Paragraphen-
folge geändert werden. Der Entwurf wird zur 
Zeit von den zuständigen Ausschüssen im Bun-
destag behandelt. 

5. Kosten 

Durch den Gesetzentwurf soll im wesentlichen für 
die bereits bestehende Verwaltungspraxis sowie für 
den bereits vorher geplanten weiteren Ausbau von 
ZEVIS eine datenschutzrechtliche bereichsspezifi-
sche Rechtsgrundlage geschaffen werden. Insoweit 
entstehen durch den Gesetzentwurf Bund, Ländern 
und Gemeinden keine Kosten. 

Als neue Befugnis wird dem Zentralen Fahrzeugre-
gister die Speicherung der Fahrtenbuchauflage zu-
gewiesen (§ 33 Abs. 3). Die Kosten können z. Z. nicht 
quantifiziert werden, weil die künftige Bedeutung 
der Fahrtenbuchauflage entscheidend von der No-
vellierung des betreffenden § 31 a StVZO bestimmt 
wird. Von dieser Novellierung wird auch abhängen, 
inwieweit das Kraftfahrt-Bundesamt von der in § 33 
Abs. 3 des Entwurfs. vorgesehenen Befugnis Ge-
brauch macht. 

Kosten entstehen dem Kraftfahrt-Bundesamt 
durch die in § 35 Abs. 6 vorgesehene generelle Pro-
tokollierungspflicht bei den konventionellen Ober-
mittlungen. Der jährliche Aufwand für Personal be-
trägt ca. 142 000 DM (drei Stellen BAT VII). Hinzu 
kommt ein einmaliger Programmierungsaufwand 
von ca. 75 000 DM. 

Kosten können durch die in § 30 a Abs. 4 und § 36 
Abs. 7 des Entwurfs vorgesehenen weiteren Auf-
zeichnungen erwachsen, die über die heutige Praxis 
von ZEVIS hinausgehen. Bei welcher Stelle solche 
Kosten entstehen und wie hoch sie sind, kann je-
doch erst quantifiziert werden, wenn das Verfahren 
und die sonstigen Einzelheiten durch die geplante 
Rechtsverordnung (§ 46 Abs. 1 Nr. 5) festgelegt sind. 
Das gilt auch für weitere auf Grund des § 46 zu 
erlassende Rechtsverordnungen und allgemeine 
Verwaltungsvorschriften. 

Kosten können auch entstehen durch die in § 37 
Abs. 4 vorgesehene Unterrichtung des Betroffenen, 
falls dessen Daten an Empfänger im Ausland oder 
an über- oder zwischenstaatliche Stellen weiterge-
geben werden. Der Aufwand hierfür dürfte gering-
fügig sein, kann jedoch erst quantifiziert werden, 
wenn mit der neuen Vorschrift praktische Erfah-
rungen gemacht wurden. 

Dies dürfte entsprechend für die nach § 35 Abs. 3 
Satz 2 beim Empfänger der Daten vorgesehene Auf-
zeichnungspflicht gelten. 
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Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwar-
ten. 

B. Zu den Einzelbestimmungen 

Zu § 30a 

1. Diese Vorschrift ist notwendig, um für das Vor-
haben ZEVIS, soweit es auch die Übermittlung 
bestimmter Fahrerlaubnisdaten aus der Datei 
der entzogenen Fahrerlaubnisse des Verkehrs-
zentralregisters (VZR) durch Abruf im automati-
sierten Verfahren vorsieht, eine bereichsspezifi-
sche Rechtsgrundlage zu schaffen. Es wird 
hierzu auf Nr. 4 b des allgemeinen Teils der Be-
gründung verwiesen. 

2. § 30 a ist lediglich eine Übergangsvorschrift, die 
solange gelten soll, bis die Gesamtregelung für 
das VZR verabschiedet sein wird (vgl. Nr. 4 b des 
allgemeinen Teils der Begründung). 

3. § 30 a trifft für die Zulässigkeit des on-line-Abrufs 
aus dem VZR eine abschließende Regelung. Es 
handelt sich dabei um 
— die zu übermittelnden Eintragungen bzw. Da-

ten, 
— die Empfänger der Übermittlungen, 
— den Zweck der Übermittlungen und 
— die Maßnahmen zur Sicherung gegen . Miß

-

brauch und die Protokollierung der Abrufe. 

4. Zu den nach § 30 a Abs. 1 zu übermittelnden Da-
ten ist folgendes zu bemerken: 
a) Nach § 30 a Abs. 1 Nr. 1 und 2 dürfen Entzie-

hungen und Versagungen der Fahrerlaubnis, 
die Anordnung von Fahrerlaubnissperren so-
wie die Aberkennung des Rechts, von einem 
ausländischen Fahrausweis Gebrauch zu ma-
chen, übermittelt werden. Es wird differen-
ziert nach Entscheidungen der Verwaltungs-
behörden und der Gerichte. Terminologie und 
sachliche Bedeutung entsprechen § 13 StVZO. 
Übermittelt werden lediglich die Tatsache der 
Entscheidung, nicht etwa auch die Gründe 
dieser Entscheidungen. 

b) Nach Absatz 1 Nr. 3 darf auch die Tatsache 
des Verzichts auf eine Fahrerlaubnis während 
des Entziehungsverfahrens übermittelt wer-
den. Auch hier dürfen nur die Tatsache des 
Verzichts, nicht aber auch etwaige weitere 
Umstände oder Gründe übermittelt werden. 

c) Nach § 30 a Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a werden 
außerdem zusätzlich übermittelt die Klasse, 
Art und etwaige Beschränkungen der Fahr-
erlaubnis, auf die sich die betreffenden Ent-
scheidungen oder der betreffende Verzicht be-
ziehen. Art der Fahrerlaubnis bedeutet, ob 
z. B. eine allgemeine Fahrerlaubnis nach § 5 
StVZO oder eine Dienstfahrerlaubnis nach 
§ 14 StVZO vorliegt. Unter Beschränkungen 
sind solche nach § 12 Abs. 2 StVZO zu verste-
hen. Dies gilt entsprechend, wenn Gegenstand 

der Auskunft eine ausländische Fahrerlaub-
nis ist. 

d) Außerdem dürfen nach § 30 a Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe b die dort erwähnten Personalien 
zusätzlich mitgeteilt werden. 
Angefragt wird gemäß dem Vorhaben ZEVIS 
mindestens unter Angabe von Familienna-
men oder Geburtsnamen und Geburtsdatum. 

5. § 30 a Abs. 1 sieht die on-line-Übermittlung nur 
für den Zweck „Prüfung und Berechtigung zum 
Führen eines Kraftfahrzeuges" vor. Dementspre-
chend ist der Kreis der für das on-line-Verfahren 
im Rahmen der Abfrage berechtigten Behörden 
beschränkt. 
Der Entwurf sieht die on-line-Berechtigung zu-
nächst für die Fahrerlaubnisbehörden vor. Durch 
Direktabruf der Fahrerlaubnisbehörden kann so-
fort geklärt werden, daß die Fahrerlaubnis nicht 
entzogen ist. Die Behörde kann dann dem Betrof-
fenen sofort den Ersatzführerschein für das ver-
lorengegangene Original ausfertigen, ohne — 
wie bislang — die schriftliche Auskunft des 
Kraftfahrt-Bundesamtes abwarten zu müssen. 
Darüber hinaus läßt § 30 a Abs. 1 die on-line-Be-
rechtigung für die Polizeien der Länder sowie für 
die mit der polizeilichen Kontrolle des grenz-
überschreitenden Verkehrs beauftragten Dienst-
stellen des Bundes zu. 
Den Polizeibehörden der Länder — regelmäßig 
der Schutzpolizei — obliegt die Verkehrsüberwa-
chung. Bundesgrenzschutz und ggf. die Zoll-
dienststellen können im Rahmen der Aufgabe 
der grenzpolizeilichen Kontrolle gemäß § 2 des 
Bundesgrenzschutzgesetzes auch die Führer-
scheine kontrollieren. Andere Polizeibehörden, 
die diese Aufgaben nicht haben, wie das Bundes-
kriminalamt, erhalten auch keine on-line-Berech-
tigung. 
Durch Einräumung des Direktabrufs für die ge-
nannten Polizeidienststellen können z. B. bei ei-
ner Verkehrskontrolle an Ort und Stelle Zwei-
felsfragen sofort geklärt werden, nämlich insbe-
sondere ob dem betroffenen Fahrzeugführer die 
Fahrerlaubnis entzogen worden ist. Es brauchen 
keine ggf. freiheitsbeschränkenden weiteren 
Überprüfungen vorgenommen zu werden, wenn 
ein entstandener Verdacht gegen den Betroffe-
nen aufgrund einer on-line-Abfrage bei der Datei 
der entzogenen Fahrerlaubnisse sofort entkräf-
tet werden kann. Insofern bringt diese Abfrage 
im Rahmen von ZEVIS für den Bürger auch er-
hebliche Vorteile. 
Im übrigen wird auf die allgemeinen Bemerkun-
gen zu ZEVIS einschließlich der externen Nut-
zung durch on-line-Abruf Bezug genommen 
(Nummer 2 des allgemeinen Teils der Begrün-
dung). 

6. Die Absätze 2 bis 4 des § 30 a enthalten detail-
lierte Regelungen über das on-line-Abrufverfah-
ren, insbesondere über Art und Umfang der Pro-
tokollierungen bzw. Aufzeichnungen. 
Diese Bestimmungen entsprechen der Regelung 
in den Absätzen 5 bis 7 des § 36, die sich auf das 
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on-line-Abrufverfahren in bezug auf die Halter-
datei beim Kraftfahrt-Bundesamt bezieht. Auf 
die dortige Begründung kann daher verwiesen 
werden (zu § 36 Abs. 5 bis 7). 
Absatz 2 regelt die Bedingungen für die Einrich-
tung und die Inbetriebnahme von Anlagen für 
die on-line-Übermittlung. 
Absatz 3 enthält Vorschriften über die Protokol-
lierung der Abrufe. Die Protokollierung dient der 
nachträglichen Überprüfung, ob die Abrufe zu-
lässig waren. 
Nach Absatz 4 ist eine Auswahlprotokollierung 
vorgesehen, die sich auf den Anlaß des Abrufs 
und auf die für den Abruf verantwortliche Person 
erstreckt. Die Einzelheiten werden durch Rechts-
verordnung festgelegt (§ 46 Abs. 1 Nr. 5). 

Zu § 31 

Die Vorschrift enthält in § 31 Abs. 1 und 2 die Festle-
gung der Zuständigkeit und die Zuweisung der Auf-
gaben für die Führung der Fahrzeugregister. Sie 
knüpft an die seit Jahrzehnten bestehenden Ver-
hältnisse an. 

Die Zuständigkeit und die Aufgabe der Führung der 
örtlichen Fa hrzeugregister war bislang durch § 26 
Abs. 1 StVZO den Kraftfahrzeug-Zulassungsbehör-
den (Zulassungsstellen) zugewiesen. 

Die entsprechende Regelung für das Zentrale Fahr-
zeugregister beim Kraftfahrt-Bundesamt war bis-
lang in § 2 Nr. 2 des Gesetzes über die Errichtung 
eines Kraftfahrt-Bundesamtes vom 4. August 1951 
(BGBl. I S. 488) enthalten. 

§ 31 berücksichtigt außerdem, daß bestimmte Ver-
waltungen (Bundeswehr, Bundespost, Bundesbahn 
etc.) ihre eigenen Fahrzeuge selbst zulassen und 
deshalb auch eigene Register für diese ihre Fahr-
zeuge führen. § 31 Abs. 3 will keine Zuständigkeiten 
festlegen und keine Aufgaben zuweisen, sondern 
lediglich an bereits vorhandene Verhältnisse an-
knüpfen („Soweit die Dienststellen ... führen"). 
Diese Vorschrift hat insoweit keine konstitutive, 
sondern lediglich deklaratorische Bedeutung. 

Da diese Verwaltungen lediglich Daten über ihre 
eigenen Fahrzeuge (also nur eigene Daten) spei-
chern, sind Datenschutzvorschriften nicht notwen-
dig. Nach Absatz 3 sind deshalb die betreffen-
den Fahrzeugregister von den Bestimmungen des 
V. Abschnitts des StVG ausgenommen. 

Die Praxis sieht wie folgt aus: 

Die Fahrzeuge von Bundesgrenzschutz, Bundes-
bahn, Bundespost, Wasser- und Schiffahrtsverwal-
tung des Bundes sowie teilweise auch der Polizei 
werden zwar regional in eigenen Fahrzeugregistern 
dieser Verwaltungen gespeichert, zentral erfolgt je-
doch die Speicherung beim Kraftfahrt-Bundesamt 
in Flensburg. 

Die Fahrzeuge der Bundeswehr werden auch zen

-

tral mit einem eigenen Register gespeichert, und 

zwar bei der Zentralen Militärkraftfahrstelle in 
Düsseldorf. Es bestehen somit zwei zentrale Fahr-
zeugregister: bei der Zentralen Militärkraftfahr-
stelle für die Fahrzeuge der Bundeswehr und beim 
Kraftfahrt-Bundesamt für alle übrigen Fahrzeuge. 

Zu § 32 

1. Absatz 1 befaßt sich mit der Zweckbestimmung 
der Fahrzeugregister. Sie orientiert sich an den 
Aufgaben, die den Zulassungsstellen und dem 
Kraftfahrt-Bundesamt durch Rechtsvorschrift 
zugewiesen sind oder die seit jeher zum wesentli-
chen eigenen Tätigkeitsbereich dieser Behörden 
zählen: 
— Zunächst zu erwähnen sind Zulassung und 

Überwachung der Fahrzeuge nach dem StVG 
und den auf ihm beruhenden Vorschriften (§ 1 
StVG, §§ 17 bis 29, 31 a, 68 StVZO, § 29 Abs.3 
StVO, § 7 Abs. 2 der Verordnung über interna-
tionalen Kraftfahrzeugverkehr). Hervorzuhe-
ben  sind die Maßnahmen des Zulassungsver-
fahrens, die Erteilung und Aufhebung von Be-
triebserlaubnissen für Fahrzeuge, die Über-
wachung von Fahrzeugen wegen technischer 
Mängel einschließlich sog. Rückrufmaßnah-
men, die Ausstellung von Fahrzeugscheinen, 
die Durchführung der regelmäßigen techni-
schen Fahrzeuguntersuchungen, die Ertei-
lung von Fahrtenbuchauflagen sowie die son-
stigen Maßnahmen zur Hebung der Verkehrs-
sicherheit im Rahmen des Zulassungsverfah-
rens. Unter Absatz 1 Nr. 1 fallen auch Maß-
nahmen im Interesse des Umweltschutzes, so-
weit sie auf dem StVG beruhen (z. B. Lärm-
und Abgasverhalten von Kraftfahrzeugen, vgl. 
§ 6 Abs. 1 Nr. 5 a und 5 b StVG). Das gleiche 
gilt für bestimmte Maßnahmen, die der inne-
ren Sicherheit dienen (z. B. Bekämpfung von 
Kfz-Diebstählen, Fahndung nach gestohlenen 
Fahrzeugen und Kennzeichen, vgl. § 6 Abs. 1 
Nr. 11 StVG). 
Maßnahmen zur Überwachung des Versiche-
rungsschutzes (Absatz 1 Nr. 2). Sie beruhen 
auf dem Pflichtversicherungsgesetz (konkre-
tisiert vor allem in den §§ 29 a ff. StVZO) und 
dem Ausländerpflichtversicherungsgesetz, 
unter das z. B. die Fahrzeuge mit deutschen 
Zollkennzeichen (§ 7 Abs. 2 der Verordnung 
über internationalen Kraftfahrzeugverkehr) 
fallen. Die Überwachung des Versicherungs-
schutzes ist in das Zulassungsverfahren inte-
griert. 

— Eng mit der Zulassung von Fahrzeugen ver-
knüpft ist auch die Durchführung des Kraft-
fahrzeugsteuerrechts (Absatz 1 Nr. 3). Nach § 5 
der Durchführungsverordnung zum Kraft-
fahrzeugsteuergesetz sind die Zulassungsstel-
len zur Mitwirkung bei der Durchführung des 
Kfz-Steuergesetzes verpflichtet. Auch aus 
dem Kraftfahrzeugsteuergesetz selbst (§§ 10, 
13, 14) ergeben sich unmittelbar Mitwirkungs-
pflichten für die Zulassungsstelle im Rahmen 
des Zulassungsverfahrens. 
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— Es folgen die Maßnahmen nach dem Bundes-
leistungsgesetz und dem Verkehrssicherstel-
lungsgesetz (Absatz 1 Nr. 4). Von Bedeutung 
ist in diesem Zusammenhang auch die Ver-
ordnung zur Sicherstellung' des Straßenver-
kehrs vom 23. September 1980 (BGBl. I 
S. 1795), die auf dem Verkehrssicherstellungs-
gesetz beruht. An weiteren Vorschriften sind 
zu erwähnen § 2 Abs. 1 Nr. 5 der Anforde-
rungsbehörden-Verordnung zum Bundeslei-
stungsgesetz vom 1. Oktober 1961 (BGBl. I 

 S. 1786) und § 3 Abs. 1 Nr. 7 der Verordnung 
über Zuständigkeiten nach dem Verkehrs-
sicherstellungsgesetz vom 4. Februar 1974 
(BGBl. I S. 156). 

2. Absatz 2 von § 32 legt fest, zu welchem Zweck 
Auskünfte aus den Fahrzeugregistern zu erteilen 
sind, nämlich um eine bestimmte Person in ihrer 
Eigenschaft als Halter eines Fahrzeugs oder um 
ein bestimmtes Fahrzeug zu identifizieren. Die-
sem Zweck dienen die Fahrzeugregister, seit es 
Kraftfahrzeuge gibt. Auch künftig müssen die 
Fahrzeugregister diese Aufgabe erfüllen, die 
sonst von keiner anderen Stelle erledigt werden 
kann. 
Durch § 32 Abs. 2 wird der Rahmen festgelegt, in 
dem die Register geführt werden dürfen. Diese 
Tätigkeit muß stets dem Ziel dienen, Personen in 
ihrer Eigenschaft als Halter oder Fahrzeuge zu 
identifizieren. Der Vorschrift kommt im Zusam-
menwirken mit der Speicherungsvorschrift des 
§ 33 zentrale Bedeutung zu. Die Speicherung in 
den Registern ist an diese Zweckbestimmung ge-
bunden. Daten, die in diesem Sinn nicht erforder-
lich sind, dürfen nicht gespeichert werden. § 32 
Abs. 2 ist keine Übermittlungsvorschrift. Unter 
welchen Voraussetzungen, für welche Sach-
zwecke und an wen Daten übermittelt werden 
dürfen, ergibt sich aus den Übermittlungsvor-
schriften der §§ 35 ff. Die Zweckbestimmung des 
§ 32 Abs. 2 hat aber auch Bedeutung für die Über-
mittlungsvorschriften. Die Übermittlung einmal 
vorhandener Daten außerhalb dieses Register-
zwecks ist nach Maßgabe einschränkender Vor-
aussetzungen nur zulässig, wenn es sich um her-
ausragende Belange des Allgemeininteresses 
handelt (vgl. z. B. § 35 Abs. 3, § 39 Abs. 3). 
Die Register der örtlichen Zulassungsstellen und 
des Kraftfahrt-Bundesamtes sind demnach ihrer 
wesentlichen Zweckbestimmung nach Fahrzeug-
register. Das soll auch künftig so bleiben. 

3. Absatz 3 von § 32 enthält die sog. negative Berlin-
Klausel. Sie ist notwendig, weil das Bundeslei-
stungsgesetz und das Verkehrssicherstellungsge-
setz nicht in Berlin gelten. Dies muß in gleicher 
Weise auch bei der Führung des örtlichen Fahr-
zeugregisters der Zulassungsstelle Berlin be-
rücksichtigt werden. 

Zu § 33 

1. Die Vorschrift bindet die Speicherung der Da-
ten in den Fahrzeugregistern an die in § 32 ge-
nannten Aufgaben und den dort festgelegten 
Registerzweck. Sie legt zugleich die Maßstäbe 

für die Speicherung fest. Nur die Daten, die zur 
Erfüllung dieser Aufgaben notwendig sind, dür-
fen gespeichert werden. 

2. § 33 Abs. 1 befaßt sich mit den beiden wichtig-
sten Gruppen der zu speichernden Daten. 
Während die „sensibleren" Halterdaten ab-
schließend im Gesetz selbst aufgezählt sind 
(§ 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2), soll die an-
dere Datengruppe (Fahrzeugdaten nach § 33 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) durch Rechtsverordnung auf 
der Grundlage von § 46 Abs. 1 Nr. 1 im einzelnen 
bestimmt werden. Dies ist geboten, weil wegen 
des relativ großen Umfangs dieser Daten und 
wegen der zuweilen bestehenden Notwendig-
keit, in möglichst kurzer Zeit Regelungen über 
die Erhebung und Erfassung oder auch den 
Wegfall bestimmter Fahrzeugdaten zu erlassen, 
der Weg durch Rechtsverordnung geeigneter er-
scheint und auch ausreicht. Maßgebend für den 
Verordnungsgeber sind selbstverständlich auch 
die in § 32 enthaltenen Zweckbindungen sowie 
die Eignung und Erforderlichkeit der Daten für 
die Erreichung dieser Zwecke. 

3. Fahrzeugdaten im Sinne von § 33 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 sind z. B.: zulässige Höchstgeschwindig-
keit, Hubraum, zulässiges Gesamtgewicht, Zu-
lässigkeit einer bestimmten Bereifung, eine be-
stimmte Sonderausrüstung, etc. Zur Beschaffen-
heit zählt z. B. auch die Farbe des Fahrzeugs. 
Ein Identifizierungsmerkmal ist z. B. die Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer (früher Fahrge-
stellnummer genannt). 
Tatsächliche und  rechtliche Verhältnisse in be-
zug auf das Fahrzeug sind z. B.: der regelmäßige 
Standort des Fahrzeugs, das amtliche Kennzei-
chen, Tag der ersten Zulassung, die Tatsache 
der Ausstellung von Fahrzeugersatz- oder Fahr-
zeugzweitscheinen, Tatsache und Datum der 
vorübergehenden Stillegung, Haftpflichtversi-
cherungsdaten, Kraftfahrzeugsteuerdaten, Tat-
sache des Diebstahls des Fahrzeugs. 

4. Die in § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bei den Halterda-
ten vorgenommene Aufgliederung in natürliche 
Personen, juristische Personen und Behörden 
sowie Vereinigungen entspricht den Bedürfnis-
sen des Zulassungsverfahrens und findet eine 
Parallele in §§ 11, 12 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes des Bundes. 
Die Zulassung eines Fahrzeugs setzt eine an-
sprechbare verantwortliche Person voraus. Dies 
ist gegeben bei einer natürlichen Person. Das 
gleiche gilt für juristische Personen; letztere ha-
ben auf Grund von Rechtsvorschriften, Satzun-
gen und Verträgen verantwortliche Organe und 
Vertreter, die bei Maßnahmen der Zulassungs-
stelle ansprechbar sind. 
Bei den (sonstigen) Vereinigungen ist dies nicht 
durchweg gewährleistet; deshalb werden hier 
die Daten des benannten Vertreters als Verant-
wortlicher oder Ansprechperson festgehalten. 

5. Die in § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 genannten Daten 
sind sämtlich zur Identifizierung des Halters 
notwendig. 
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Die Speicherung von Ordens- und Künstlernah-
men ist nötig, weil die Zulassung des Fahrzeugs 
nur oder auch unter dem Ordens- oder Künst-
lernahmen des Betreffenden erfolgt, falls der 
Halter dies wünscht. 
Notwendig als Suchkriterium zur Erleichterung 
der Auffindung des betreffenden Halters im Re-
gister ist auch die Speicherung der Geschlechts-
angabe. 
Die akademischen Grade sind nicht notwendig 
für die Identifizierung des betreffenden Hal-
ters. 
Desgleichen Werden die Paß- und Personalaus-
weisnummer nicht im Register gespeichert. 

6. Zu Absatz 1 Satz 2 
Die Verpflichtung des bisherigen Halters, bei 
Veräußerung des Fahrzeugs Name und An-
schrift des Erwerbers der Zulassungsstelle mit-
zuteilen, ist bislang schon in § 27 Abs. 3 StVZO 
enthalten. Dadurch soll sichergestellt werden, 
daß die in den örtlichen Fahrzeugregistern ge-
speicherten Daten auf dem neuesten Stand 
sind. 
Dies ist von Bedeutung z. B. bei der Ermittlung 
von Verkehrsverstößen, Auskünften an Unfall-
geschädigte sowie für die Kraftfahrzeugsteuer-
pflicht. 
Notwendig ist die unverzügliche Mitteilung an 
die Zulassungsstelle über den Erwerber, da 
nicht gewartet werden kann, bis der Erwerber 
evtl. erst nach längerer Zeit sein Fahrzeug um-
meldet. 
Für die Überbrückung dieses Zeitraums genü-
gen andererseits Name und Anschrift des Er-
werbers. 
Die Speicherung dieser Daten erstreckt sich 
auch auf vorübergehend stillgelegte Fahrzeuge. 
Für die Zeit der vorübergehenden Stillegung ist 
zwar das Kennzeichen entstempelt, gleichwohl 
bleibt es zugeteilt (§ 27 Abs. 5 und 6 StVZO). 

7. Zu Absatz 2 
Die bei der Stellung des Zulassungsantrages 
von den beruflich selbständigen Haltern anzu-
gebenden Daten über Beruf und Gewerbe (Wirt-
schaftszweig) werden nach § 33 Abs. 2 gespei-
chert. Diese Angaben werden nicht für die 
Zwecke des Zulassungsverfahrens und des Stra-
ßenverkehrs, sondern lediglich für die Zwecke 
der Verteidigung (§ 32 Abs. 1 Nr. 4) benötigt. 
Die Bundeswehr und die Behörden der Verteidi-
gung haben im Krisenfall einen zusätzlichen 
Bedarf an bestimmten Sachen und Leistungen, 
um den Verteidigungsauftrag erfüllen zu kön-
nen. 
Nach dem Bundesleistungsgesetz (BLG) kön-
nen Halter von Kraftfahrzeugen verpflichtet 
werden, ihre Kraftfahrzeuge für Zwecke der 
Verteidigung zur Verfügung zu stellen. Bei der 
Auswahl der Fahrzeuge haben die zuständigen 
Behörden nach § 3 Abs. 3, 5 und 6 BLG die Be-
lange der Betroffenen, insbesondere die Lei-
stungsfähigkeit einzelner Betriebe sowie der 

Wirtschaft insgesamt, zu berücksichtigen. Nach 
§ 4 Abs. 2 BLG sind bestimmte Aufgabenträger 
nicht oder nur eingeschränkt leistungspflichtig. 
Fehlerfreie Leistungsbescheide können daher 
nur bei Vorliegen der Angaben nach § 33 Abs. 2 
erlassen werden; eine unkontrollierte Inan-
spruchnahme der Unternehmen ohne Rücksicht 
auf die Belange einzelner Wirtschaftszweige 
wäre rechtswidrig (vgl. z.B. Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 11. Mai 1979, Az.: 5 C 
28.78). 
Die aufgrund des Verkehrssicherstellungsgeset-
zes erlassene Verordnung zur Sicherstellung 
des Straßenverkehrs sieht in § 3ff. die Erteilung 
von Erlaubnissen für Fahrten mit Kraftfahr-
zeugen sowie Regelungen für Betriebs- und Be-
förderungspflichten im Linienverkehr vor. Um 
eine sachgerechte Entscheidung im Sinne der 
vorgenannten Vorschriften und insbesondere 
des § 2 Abs. 2 des Verkehrssicherstellungsgeset 
zes treffen zu können, werden Daten über die 
Kraftfahrzeuge und deren Halter sowie die An-
gaben über Beruf und Gewerbe des Halters be-
nötigt. 
Würden die Daten nicht bei der Kfz-Zulassung 
mitgeteilt, müßten sie mit erheblichem Mehr-
aufwand anderweitig erhoben werden. 
Notwendig ist die Speicherung der Daten über 
Beruf und Gewerbe nur bei beruflich selbstän-
digen Haltern, da für die Zwecke der vorge-
nannten Gesetze im wesentlichen die Nutzfahr-
zeuge von Interesse sind, die vornehmlich in 
Gewerbebetrieben vorgehalten werden. 
Die Speicherung der Daten über Beruf und Ge-
werbe erfolgt nur bei Fahrzeugen mit „amtli-
chen Kennzeichen". Damit sind die Kennzei-
chen gemeint, die nach § 23 StVZO zugeteilt 
werden. Hingegen werden bei Fahrzeugen mit 
roten Kennzeichen, Zollkennzeichen und Versi-
cherungskennzeichen keine Daten über Beruf 
und Gewerbe gespeichert. 

8. Die Vorschrift des § 33 Abs. 3 sieht die Möglich-
keit vor, im örtlichen und Zentralen Fahrzeug-
register Fahrtenbuchauflagen, die die Behörde 
nach § 31 a StVZO verhängen kann, zu spei-
chern. Im Gegensatz zu den Speicherungsvor-
schriften der Absätze 1 und 2 enthält Absatz 3 
keine Muß-Vorschrift, sondern nur eine Befug-
nis („... darf gespeichert werden"). 

9. Wegen der Notwendigkeit, Übermittlungssper-
ren anzuordnen, wird auf die Begründung zu 
§ 41 verwiesen. Da die Sperren in den Registern 
vermerkt werden, sind sie auch in die Speiche-
rungsregelung des § 33 einzubeziehen. 

10. Der Umfang der Speicherung im örtlichen und 
im Zentralen Fahrzeugregister ist unterschied-
lich. Nicht alle Daten, die im örtlichen Register 
zu speichern sind, werden auch für die Speiche-
rung im Zentralen Register vorgesehen. Ande-
rerseits werden z.B. die Fahrzeuge mit Versi-
cherungskennzeichen, deren Daten die Versi-
cherer erheben, nur im Zentralen Fahrzeugregi- 
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ster gespeichert. Im einzelnen ist dies durch 
Rechtsverordnung (§ 46 Abs. 1 Nr. 1) zu regeln. 

11. § 33 Abs. 5 enthält wieder die negative Berlin-
Klausel. 

Zu § 34  

1. § 34 regelt die Erhebung der Daten für die Fahr-
zeugregister, und zwar beim Halter (Absätze 1 
bis 4) und bei den Versicherern (Absatz 5). 

2. § 34 Abs. 1 stellt darauf ab, daß die „Zuteilung" 
oder „Ausgabe" eines Kennzeichens beantragt 
wird. Dies ergibt sich aus der Systematik des 
Straßenverkehrsrechts. Zu unterscheiden sind 
— die Zuteilung von amtlichen Kennzeichen für 

zulassungspflichtige und zulassungsfreie 
Fahrzeuge (§§ 18 und 23 StVZO), 

— die Ausgabe von roten Kennzeichen (§ 28 
StVZO), 

— die Ausgabe von Zollkennzeichen (§ 7 Abs. 2 
der Verordnung über internationalen Kraft-
fahrzeugverkehr), 

— die Ausgabe von Versicherungskennzeichen 
(§ 29 e StVZO). 

Nicht in allen Fällen kann auf die formale Zulas-
sung des Fahrzeugs zurückgegriffen werden, 
weil damit die zulassungsfreien Fahrzeuge aus-
geschlossen  wären. Letztere werden aber inso-
weit erfaßt, als sie kennzeichenpflichtig sind (d. h. 
ein amtliches Kennzeichen zugeteilt bekommen), 
vgl. § 18 Abs. 2 und 4 StVZO. Folglich hebt auch 
§ 23 Abs. 1 StVZO darauf ab, daß die Zuteilung 
eines amtlichen Kennzeichens beantragt wird. 
Wesentliche Voraussetzung für die Berechtigung, 
ein Fahrzeug auf öffentlichen Straßen in Betrieb 
zu nehmen, ist — neben der Erteilung der Be-
triebserlaubnis — die Zuteilung des amtlichen 
Kennzeichens (§ 18 Abs. 1 StVZO). 
Sonderregelungen gelten für die roten Kennzei-
chen (§ 28 StVZO) und Zollkennzeichen (§ 7 
Abs. 2 der Verordnung über internationalen 
Kraftfahrzeugverkehr): Hier erfolgt eine amtli-
che Ausgabe dieser Kennzeichen als Vorausset-
zung für das Recht der Teilnahme am Straßen-
verkehr mit dem betreffenden Fahrzeug. 
Als vierte Gruppe sind die Versicherungskenn-
zeichen (§ 29 e StVZO) zu erwähnen. Sie werden 
jährlich für das betreffende Versicherungsjahr 
von den Versicherern auf Antrag ausgegeben. 
Wird das Versicherungskennzeichen an das be-
treffende Fahrzeug angebracht, gilt dieses als 
zum Straßenverkehr zugelassen. 

3. Unter „zuständiger Stelle" nach § 34 Abs. 1 ist in 
den Fällen der Zuteilung von amtlichen Kennzei-
chen und der Ausgabe von roten Kennzeichen 
die betreffende Zulassungsbehörde (Zulassungs-
stelle) zu verstehen. Beim Zollkennzeichen er-
folgt dessen Ausgabe „durch Vermittlung der zu-
ständigen Zollstelle", während die Zulassungs-
stelle den notwendigen Internationalen Zulas-
sungsschein ausstellt. Bei der Ausgabe von Versi-
cherungskennzeichen ist die zuständige Stelle, 

der die Daten mitzuteilen sind, der betreffende 
Versicherer, der das Versicherungskennzeichen 
aushändigt. 

4. Die Vorschriften von § 34 Abs. 1 und 3 über die 
Erhebung von Fahrzeugdaten und Halterdaten 
nehmen jeweils Bezug auf deren Speicherung 
nach § 33 Abs. 1. 

Dabei ist bei den Fahrzeugdaten zu berücksichti-
gen, daß nicht sämtliche der in den Registern 
gespeicherten Daten auch beim Halter erhoben 
werden. Ein Teil der Daten (wie z. B. das Kenn-
zeichen) wird nicht beim Halter erhoben, son-
dern bei der Durchführung der Zulassung von 
der Zulassungsbehörde „produziert". Welche 
Fahrzeugdaten im einzelnen beim Halter erho-
ben werden, ist durch Rechtsverordnung (§ 46 
Abs. 1 Nr. 1) festzulegen. Der größte Teil der 
Fahrzeugdaten, insbesondere die Daten zur tech-
nischen Fahrzeugbeschreibung, sind bereits im 
Fahrzeugbriefvordruck enthalten, den der an-
tragstellende Halter der Zulassungsstelle ohne-
hin vorzulegen hat (§ 23 Abs. 1 StVZO). 
Hingegen werden die Halterdaten sämtlich beim 
Antragsteller erhoben. 

5. Durch § 34 Abs. 1 Satz 2 soll der Zulassungsstelle 
die Befugnis eingeräumt werden, die Richtigkeit 
und Vollständigkeit der erhobenen Daten mit 
Hilfe der Melderegister zu überprüfen. Hinzu-
weisen ist z. B. auf die Möglichkeit des Abrufs 
aus dem Melderegister nach § 8 der 1. Melde-
Daten-Übermittlungs-Verordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Gesetz- und Verordnungs-
blatt NW 1983 S. 221). 

6. Zu Absatz 2 
Die nach § 33 Abs. 2 (Beruf und Gewerbe) zu spei-
chernden Daten sind sämtlich nach § 34 Abs. 2 
beim Betroffenen zu erheben. 

7. Zu Absatz 
Die einmal nach § 34 Abs. 1 erhobenen Daten 
müssen fortgeschrieben werden. Deshalb ist der 
für das Fahrzeug Verantwortliche (Halter, Eigen-
tümer) verpflichtet, Änderungen der Daten mit-
zuteilen, die seinerzeit bei der Zulassung erho-
ben wurden. Diese Verpflichtung lehnt sich an 
die  bisherige Vorschrift des § 27 Abs. 1 StVZO 
an. 
Ausgenommen sind die Fahrzeuge mit Versiche-
rungskennzeichen, die ohnehin jährlich neu ge-
kennzeichnet werden und damit jährlich jeweils 
als neu zugelassen gelten. Ausgenommen sind 
außerdem die vorübergehend stillgelegten Fahr-
zeuge, soweit die Stillegung im Fahrzeugbrief 
vermerkt ist; hier ist lediglich bei der Veräuße-
rung des stillgelegten Fahrzeugs die Anschrift 
des Erwerbers mitzuteilen (vgl. § 34 Abs. 3). 
Ferner werden die Daten zu Beruf und Gewerbe 
(§ 34 Abs. 2) nicht fortgeschrieben, weil dies nicht 
generell erforderlich ist und weil dem Halter 
nicht zugemutet werden soll, wegen der Ände-
rung von Beruf oder Gewerbe der Zulassungs-
stelle eine Mitteilung zu machen. 
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8. Nach § 34 Abs. 5 werden die im Bereich der Kfz 
Haftpflichtversicherung tätigen Versicherer zur. 
Mitteilung bestimmter Daten an die Fahrzeugre-
gister verpflichtet. Zwei Fallgruppen sind zu un-
terscheiden: 

a) Im Rahmen der Überwachung des Versiche-
rungsschutzes sind die Versicherer verpflich-
tet, bestimmte Daten der Zulassungsstelle zu 
melden (z. B. die Tatsache der Beendigung des 
Versicherungsschutzes nach § 29 c StVZO), 

b) Bei den Fahrzeugen mit Versicherungskenn-
zeichen führen die Versicherer im Ergebnis 
die Zulassung des Fahrzeugs durch, ohne daß 
die Zulassungsstelle hiermit befaßt wird. An 
die Aushändigung des Versicherungskennzei-
chens durch den Versicherer knüpft § 29 e 
Abs. 1 StVZO die Zulassung des betreffenden 
Fahrzeugs zum Straßenverkehr. 

Die Daten über die Fahrzeuge und ihre Halter, 
die nicht im örtlichen, sondern nur im Zentralen 
Fahrzeugregister gespeichert werden, sind vom 
Versicherer dorthin mitzuteilen. 

Zu § 35 

1. Die §§ 35 bis 40 befassen sich mit der Übermitt-
lung der Daten aus den Fahrzeugregistern. 
a) Für die Fahrzeugdaten und die Halterdaten 

ist die Übermittlung in den §§ 35 bis 39 gere-
gelt. Die Aufgliederung dieser Vorschriften 
erfolgt nach den Zwecken, für die die Daten 
jeweils übermittelt werden. Geregelt werden 
in 
— § 35 Übermittlung an Behörden und son-

stige öffentliche Stellen sowie an 
Inhaber von Betriebserlaubnissen 
für Fahrzeuge, an Fahrzeugherstel-
ler und an Versicherer, 

— § 36 Abruf im automatisierten Verfah-
ren, 

— § 37 Übermittlung zur Erfüllung interna- 
tionaler Verpflichtungen, 

— § 38 Übermittlung für wissenschaftliche, 
statistische, planerische und gesetz-
geberische Zwecke, 

— § 39 Übermittlung zur Verfolgung von 
Rechtsansprüchen. 

b) Die Übermittlung der sonstigen Daten (Beruf 
und Gewerbe sowie Fahrtenbuchauflagen) 
ist in § 40 geregelt. 

c) § 41 bestimmt Näheres über die Anordnung 
und Behandlung von Übermittlungssperren. 

d) In § 42 wird der Datenvergleich zur Beseiti-
gung von Fehlern zugelassen. 

2. Die §§ 35 ff. regeln lediglich die Übermittlung 
der Daten, nicht jedoch deren Nutzung durch 
den Empfänger. Die Verantwortlichkeit der Re-
gisterbehörden muß sich auf die Zulässigkeit 
der Übermittlung beschränken. Die Nutzung, 
insbesondere Art und Umfang, haben die Daten-
empfänger nach den für sie geltenden Rechts-
vorschriften zu verantworten. 

3. Die Übermittlung aus den Registern setzt eine 
entsprechende Anfrage voraus, wenn die Regi-
sterbehörde nicht auf Grund besonderer Vor-
schriften von sich aus („von Amts wegen") tätig 
werden muß. 
Allgemeine Vorschriften für eine Formalisie-
rung der Anfrage (mit welchen Kriterien bzw. 
Daten angefragt werden darf oder muß, wie 
man in das Register „einsteigt") sind nicht vor-
gesehen. Lediglich dort, wo dies wegen der be-
sonderen Umstände erforderlich ist, werden be-
sondere gesetzliche Regelungen auch für die 
Modalitäten der Anfrage getroffen (nach § 36 
Abs. 4 für die Anfrage im ôn-line-Bereich und 
nach § 39 Abs. 1 für die Anfrage zur Verfolgung 
von Rechtsansprüchen). Wegen der Anfragen 
im Rahmen von ZEVIS wird auf die Ausfüh-
rungen im Allgemeinen Teil unter 2. a ver-
wiesen. 
Die Anfrage an das Register ist demnach mit 
allen Kriterien (Kennzeichen, Fahrzeug-Identi-
fizierungsnummer, Name des Halters, Fahr-
zeugtyp, etc.) zulässig, es sei denn, durch beson-
dere Vorschrift — wie bei § 36 Abs. 4 und § 39 
Abs. 1 — sind nur bestimmte Kriterien erlaubt. 
Dies entspricht auch den Erfordernissen der 
Praxis. Zwar wird bei der großen Masse der 
Auskünfte die Anfrage unter dem Kennzeichen 
oder der Fahrzeug-Identifizierungsnummer er-
folgen, weil im allgemeinen nur diese Kriterien 
und zusätzlich vielleicht einige technische Fahr-
zeugmerkmale wie Typ, Hersteller und Farbe 
dem Anfragenden bekannt sind. Im täglichen 
Leben kommen aber auch immer wieder Fälle 
vor, in denen nicht das Kennzeichen oder die 
Fahrzeug-Identifizierungsnummer, sondern der 
Name des Halters und ggf. zusätzlich einige 
technische Fahrzeugmerkmale von den Betrof-
fenen vermerkt werden (z. B. nachts wird je-
mand von einem Kfz angefahren und verletzt; 
der Fahrer flüchtet mit dem Wagen; ein Zeuge 
kann sich zwar nicht mehr das Kennzeichen 
merken, stellt aber als Fahrer eine ihm dem 
Namen nach bekannte Person aus dem Nach-
barort fest, deren Anschrift er aber nicht weiß). 
Hier muß nach wie vor die Möglichkeit beste-
hen, mit dem Namen der Person beim Fahr-
zeugregister anzufragen. 

4. Die Übermittlungen nach § 35 liegen durchweg 
im öffentlichen Interesse. Als Empfänger der 
Daten kommen deshalb grundsätzlich nur Be-
hörden und sonstige öffentliche Stellen in Be-
tracht. Hierbei spielt keine Rolle, ob die Daten 
an die betreffende Behörde selbst oder an ein in 
ihrem Auftrag tätiges Rechenzentrum weiterge-
geben werden (z. B. kommunales Gemein-
schaftsrechenzentrum für mehrere Zulassungs-
stellen). Abgestellt wird — gemäß dem Konzept 
des § 10 des Bundesdatenschutzgesetzes — auf 
die Zuständigkeit und die rechtmäßige Aufga-
benerfüllung von Übermittler oder Empfänger 
der Daten. 
§ 35 erfaßt sämtliche Arten der Übermittlung 
mit Ausnahme des Abrufs im automatisierten 
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Verfahren und der Einsichtnahme in die Fahr-
zeugregister. Die beiden letztgenannten Arten 
werden in § 36 behandelt. 

5. Die Datenübermittlung nach § 35 Abs. 1 ist in 
doppelter Weise zweckgebunden 
— sie muß notwendig sein zur Erreichung eines 

der im Katalog des Absatz 1 aufgezählten 
Sachzwecke und 

— sie muß notwendig sein zur Feststellung 
oder Bestimmung von Halter oder Fahrzeug 
bzw. Fahrzeugdaten. 

Zu den einzelnen im Katalog von Absatz 1 ge-
nannten Zwecken ist folgendes zu bemerken: 
In Absatz 1 Nr. 1 werden die verkehrsbezogenen 
eigenen Aufgaben der Straßenverkehrsbehör-
den genannt und hierbei auf § 32 Abs. 1 Nr. 1 bis 
4 Bezug genommen. Insoweit wird auch auf die 
Begründung zu § 32 verwiesen. 

Zu Absatz 1 Nr. 2 und 3 (Straftaten, Ordnungs-
widrigkeiten) 
Die Daten der Register sollen in dem erforderli-
chen Umfang auch für die Verfolgung von Straf-
taten und Ordnungswidrigkeiten zur Verfügung 
stehen. Dies gilt zunächst für die eigentlichen 
Verkehrsstraftaten (z. B. Unfallflucht nach § 142 
StGB, Straßenverkehrsgefährdung nach § 315c 
StGB, Kennzeichenmißbrauch nach §§ 22, 22 a 
StVG) und die Verkehrsordnungswidrigkeiten 
nach §§ 24 und 24 a StVG. Notwendig sind aber 
auch Auskünfte für die Verfolgung von sonsti-
gen Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, in 
die ein Kraftfahrzëug verwickelt ist. Nach den 
Erkenntnissen des Bundeskriminalamtes spielt 
das Kraftfahrzeug im unmittelbaren und mittel-
baren Zusammenhang mit der Begehung von 
Straftaten eine erhebliche Rolle (z. B. Diebstahl 
von Kraftfahrzeugen, Benutzung von Kraftfahr-
zeugen auf dem Weg zum Tatort, Abtransport 
der Diebesbeute mit Kraftfahrzeugen). Deshalb 
ist es notwendig, die erforderlichen Daten aus 
den Registern auch hier zur Verfügung zu stel-
len. Ähnliches gilt, wenn Kraftfahrzeuge in Ord-
nungswidrigkeiten verwickelt sind. Außerdem 
sollen die Daten für die wichtige Aufgabe der 
Strafvollstreckung genutzt werden dürfen. 

Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit oder Ordnung (Absatz 1 Nr. 4) 
Hier handelt es sich um Maßnahmen der poli-
zeilichen Gefahrenabwehr, die häufig schon im 
Vorfeld der eigentlichen Strafverfolgung ergrif-
fen werden müssen. Der Nutzungszweck „Straf-
verfolgung" deckt im wesentlichen nur den rein 
repressiven Bereich ab, also die Fälle vollende-
ter oder zumindest versuchter Straftaten. Die 
Verhütung drohender Straftaten ist dem Be-
reich der polizeilichen Gefahrenabwehr zuzu-
rechnen. In zahlreichen Fällen kommt es bei 
der Verhinderung von Straftaten auf Halterfest-
stellungen von Kraftfahrzeugen an (insbeson-
dere darauf, ob ein bestimmtes Kraftfahrzeug 
von Personen benutzt wird, die im Verdacht ste-
hen, drohende Straftaten zu begehen). 

Darüber hinaus ist der Übermittlungszweck 
„Gefahrenabwehr" auch unverzichtbar, um bei 
Naturkatastrophen, Hochwasser, Wasserrohr-
brüchen, Bränden etc. unverzüglich Halterfest-
stellungen treffen zu können; diese Vorgehens-
weise ist nämlich gegenüber dem zeit- und ko-
stenaufwendigen sofortigen Abschleppen oft für 
den Bürger das polizeilich mildere Mittel. 

Aufgabenerfüllung durch Behörden des Verfas-
sungsschutzes, des Bundesnachrichtendienstes 
und des Militärischen Abschirmdienstes (Ab-
satz 1 Nr. 5) 
Die Verfassungsschutzbehörden benötigen für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben gem. § 3 
BVerfSchG (bzw. entsprechender Landesgeset-
ze) auch die im Zentralen Fahrzeugregister und 
in den örtlichen Registern der Zulassungsstel-
len erfaßten Daten zur Identifizierung von 
Fahrzeug und Halter. Ein Bedarf an derartigen 
Daten besteht in sämtlichen Aufgabenberei-
chen des Verfassungsschutzes. Eine Beschrän-
kung auf die Gebiete Terrorismusbekämpfung 
und Spionageabwehr wäre zu eng. 

Dies gilt entsprechend auch für die Aufgabener-
füllung durch den Bundesnachrichtendienst 
und den Militärischen Abschirmdienst. 

Übermittlung für Maßnahmen nach dem Abfall-
beseitigungsgesetz (Absatz 1 Nr. 6) 

Umweltschutzmaßnahmen, die unmittelbar mit 
dem Kraftfahrzeug oder dem Straßenverkehr 
zusammenhängen, sind bereits Maßnahmen 
aufgrund des Straßenverkehrsgesetzes, vgl. die 
entsprechenden Ermächtigungsgrundlagen in 
§ 6 Abs. 1 Nr. 5a und 5b StVG. Hierunter fallen 
insbesondere auch Maßnahmen zur Überwa-
chung des Lärm- und Abgasverhaltens der 
Kraftfahrzeuge. 

Nicht unter das StVG fallen jedoch Umwelt-
schutzmaßnahmen, wie z. B. nach dem Abfallbe-
seitigungsgesetz (Entfernung von Schrottfahr-
zeugen, die in der Landschaft abgestellt sind; 
Ermittlung von Fahrzeugen, die verbotswidrig 
bestimmte Abfälle transportieren). 

Übermittlung der erforderlichen Daten für Maß-
nahmen nach dem Wirtschaftssicherstellungs-
gesetz vom 3. Oktober 1968 (BGBl. I S. 1069) 
nach Absatz 1 Nr. 7 
Nach diesem Gesetz wird die Versorgung mit 
Gütern und Dienstleistungen im Verteidigungs-
fall und ähnlichen Notlagen sichergestellt. In 
diesem Rahmen kann die Durchführung dieses 
Gesetzes und der auf ihm beruhenden Vor-
schriften von bestimmten Auskünften über die 
in den Fahrzeugregistern gespeicherten Fahr-
zeuge und Fahrzeughalter abhängig sein. Des-
halb müssen insoweit die Daten der Fahrzeug-
register auch hierfür zur Verfügung stehen. 

Übermittlung für Maßnahmen nach dem Ener-
giesicherungsgesetz 1975 (Absatz 1 Nr. 8) 

Bei Energiekrisen können bestimmte Maßnah

-

men notwendig werden, wie Bewirtschaftungs- 
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maßnahmen und Verkehrsverbote mit unter-
schiedlicher Behandlung der verschiedenen 
Fahrzeuggruppen und Fahrzeughaltergruppen. 
Hierfür sind gegebenenfalls entsprechende Aus-
künfte aus den Fahrzeugregistern unerläßlich. 

Übermittlung für Maßnahmen nach der Abga-
benordnung (Absatz 1 Nr. 9) 
Bei der Zulassung von aus dem Ausland impor-
tierten Kraftfahrzeugen wird heute ein Verzol-
lungsnachweis der zuständigen Zollstelle ver-
langt, mit dem nachgewiesen werden soll, daß 
den Zollvorschriften genügt wurde. Das Verfah-
ren ist im einzelnen durch Verkehrsblattver-
lautbarung (VkBl. 1981, S. 299) geregelt. 
Weiter sind Maßnahmen nach dem Gasölver-
wendungsgesetz für die Landwirtschaft vom 22. 
Dezember 1967 (BGBl. I S. 1339) zur Überwa-
chung der begünstigten Betriebe und ihrer 
Fahrzeuge zu nennen. Hinzuweisen ist auch auf 
§§ 209 ff. der Abgabenordnung vom 16. März 1976 
(BGBl. I S. 613) zur Durchführung der Zoll- und 
Steueraufsicht. 
Diese Kontrollmaßnahmen sind auch künftig 
notwendig, wobei ggf. Daten aus den Fahrzeug-
registern benötigt werden. 

6. Unbeschadet der einzelnen in dem Katalog des 
§ 35 Abs. 1 Nr. 1 bis 9 festgelegten Zwecke muß 
die Übermittlung jeweils der Zweckbestimmung 
gemäß § 32 Abs. 2, also der Feststellung oder Be-
stimmung (Identifizierung) einer Person in ih-
rer Eigenschaft als Halter oder eines Fahrzeugs 
dienen. Die Notwendigkeit entsprechender 
Identifizierungen ergibt sich nicht nur bei Le-
benssachverhalten mit unmittelbarem Ver-
kehrsbezug (z. B. verkehrswidriges Fahrverhal-
ten), sondern — wie sich aus den vorstehenden 
Ausführungen bereits ergibt — auch in anderen 
Fällen, in denen die Haltereigenschaft oder das 
Fahrzeug Anknüpfungspunkt für Ermittlungen, 
Sachverhaltsaufklärungen oder sonstige be-
hördliche Maßnahmen sind. 
Dabei kann es um die Eigenschaft als jetziger 
wie auch als früherer Halter eines Fahrzeugs 
gehen. Der Identifizierungszweck erstreckt sich 
nicht nur auf die Fälle der Nutzung des Fahr-
zeugs durch den Halter selbst, sondern auch 
durch jede andere Person, die das auf den Hal-
ter zugelassene Fahrzeug führt (z. B. bei Verstö-
ßen des Fahrzeugführers im Straßenverkehr). 
Der Halter ist Verfügungsberechtigter und Ver-
antwortlicher für das auf ihn zugelassene Fahr-
zeug und dessen Verwendung. 

7. In § 35 Abs. 2 sind mit aufgenommen — obgleich 
es sich im wesentlichen um private Empfänger 
handelt — auch die Inhaber von Betriebserlaub-
nissen (Allgemeine Betriebserlaubnisse nach 
§ 20 StVZO, EWG-Betriebserlaubnisse und Ein-
zelbetriebserlaubnisse nach § 21 StVZO) für 
Fahrzeuge, also vor allem Fahrzeughersteller 
und Fahrzeugimporteure. Berücksichtigt sind 
auch Fahrzeughersteller, die nicht Inhaber ei-
ner Betriebserlaubnis sind, jedoch für Rückruf-
maßnahmen verantwortlich sein können. 

Die Inhaber von Betriebserlaubnissen und die 
Fahrzeughersteller sind einbezogen, weil sie im 
öffentlichen Interesse (Verkehrssicherheit) ggf. 
Rückrufmaßnahmen — von sich aus oder auf 
Empfehlung des Kraftfahrt-Bundesamtes — 
durchführen, um technische Mängel an bereits 
ausgelieferten Fahrzeugen nachträglich durch 
ihre Vertragswerkstätten beseitigen zu lassen. 
Nicht hierunter fallen Rückrufmaßnahmen, die 
die Zulassungsstellen selbst nach § 17 StVZO in 
eigener Verantwortung auf Veranlassung des 
Kraftfahrt-Bundesamtes vornehmen. 
Die Versicherer sind hier aufgenommen, weil 
sie im Rahmen der Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung wesentlich mitwirken an der im 
öffentlichen Interesse bestehenden Begründung 
und Aufrechterhaltung des Versicherungsschut-
zes für die Fahrzeuge. Konkretisiert sind die 
Übermittlungen an die Versicherer durch 
§§ 29 a ff. StVZO. 

B. § 35 Abs. 3 stellt klar, daß die Übermittlung von 
Daten grundsätzlich nur im Rahmen des Regi-
sterzwecks im Sinne von § 32 Abs. 2 zulässig ist. 
Wie bereits zu § 32 Abs. 2 ausgeführt, gestattet 
der Entwurf in begrenzten Ausnahmefällen je-
doch eine Übermittlung auch dann, wenn die 
Anfrage nicht der Identifizierung einer Person 
in ihrer Eigenschaft als Halter oder eines Fahr-
zeugs dient. Eine derartige Nutzung außerhalb 
des eigentlichen Registerzwecks läßt § 35 Abs. 3 
unter bestimmten Voraussetzungen für die dort 
genannten staatlichen Aufgaben, an deren Er- 
füllung ein hohes Allgemeininteresse besteht, 
ausnahmsweise zu. 
Zur Erfüllung dieser gesetzlichen Aufgaben 
sind die zuständigen Behörden in Einzelfällen 
auf Auskünfte aus den Fahrzeugregistern ange-
wiesen, um die Anschrift von solchen Personen 
zu ermitteln, deren Aufenthalt sonst nicht, nicht 
rechtzeitig oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand festgestellt werden kann. Das Ermitt-
lungsersuchen darf also nur als letztes Mittel 
eingesetzt werden. Es muß unerläßlich sein, um 
die staatlichen Aufgaben zu erfüllen. 
Mit diesen restriktiven Zulässigkeitsvorausset-
zungen wird ausgeschlossen, daß insbesondere 
der zentrale Datenbestand des Kraftfahrt-Bun-
desamtes von einer beliebigen Zahl von Behör-
den für beliebige Verwaltungszwecke als zen-
trales Melderegister genutzt wird. 
Der Ausnahmecharakter der Vorschrift mit ih-
ren einschränkenden Kriterien läßt nur eine re-
lativ geringe Zahl von Übermittlungsfällen zu. 
Um nachträglich die Einhaltung der Zulässig-
keitsvoraussetzungen von erfolgten Übermitt-
lungen prüfen zu können, hat die ersuchende 
Behörde Aufzeichnungen über das Ersuchen 
mit einem Hinweis auf dessen Anlaß zu führen. 
Diese Aufzeichnungen dürfen grundsätzlich nur 
für diese Kontrollzwecke verwertet werden und 
sind befristet aufzubewahren (§ 35 Abs. 3 Sät-
ze 2 bis 4). Wegen der geringen Zahl der Fälle ist 
der hiermit verbundene zusätzliche Verwal-
tungsaufwand vertretbar. 
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Als staatliche Aufgaben mit herausragendem 
Allgemeininteresse nennt der Entwurf in § 35 
Abs. 3 Nr. 1 Buchstaben a bis c Aufgaben der 
inneren Sicherheit, und zwar 
— Strafverfolgung und Strafvollstreckung, 
— Abwehr einer im Einzelfall bestehenden Ge-

fahr für die öffentliche Sicherheit und 
— Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden, 

des Militärischen Abschirmdienstes und des 
Bundesnachrichtendienstes, soweit Anhalts-
punkte für eine sicherheitsgefährdende oder 
geheimdienstliche Tätigkeit oder eine Be-
strebung vorliegen, die auf Gewaltanwen-
dung gerichtet ist. 
Sind etwa Fahndungsmaßnahmen gegen 
flüchtige Straftäter oder entwichene Strafge-
fangene trotz intensiver Bemühungen nicht 
weiter gekommen, kann die aufgrund der 
Anfrage beim Kraftfahrt-Bundesamt mitge-
teilte Anschrift möglicherweise zur Ermitt-
lung des Aufenthalts des Betroffenen füh-
ren. 
Entsprechendes gilt z. B. bei Eingang einer 
Warnmeldung zu einer namentlich bekann-
ten Person, für die polizeiliche Schutzmaß-
nahmen getroffen werden müssen, ohne daß 
ihr Aufenthaltsort bekannt ist. 
Bei Ermittlungen im nachrichtendienstli-
chen Bereich können sich vergleichbare 
Fallkonstellationen ergeben (z. B. Hinweise 
auf eine spionageverdächtigte Person). 
Ein zweiter Aufgabenkomplex ist in § 35 
Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe d aufgeführt. 
Die Finanzbehörden sind nach § 85 der Ab-
gabenordnung verpflichtet, die Steuern nach 
Maßgabe der Gesetze gleichmäßig festzuset-
zen und zu erheben. Insbesondere haben sie 
sicherzustellen, daß Steuern nicht verkürzt, 
zu Unrecht erhoben oder Steuererstattungen 
und Steuervergütungen nicht zu Unrecht ge-
währt oder versagt werden. Insofern sind die 
Finanzbehörden in Einzelfällen darauf ange-
wiesen, durch Auskünfte aus den Fahrzeug-
registern den Aufenthalt von solchen Perso-
nen zu ermitteln, die sich, wie z. B. Schwarz-
arbeiterkolonnen oder illegale Arbeitneh-
merverleiher, durch ständigen Ortswechsel 
ihren z. T. erheblichen steuerlichen Ver-
pflichtungen entziehen. 

Die Regelung lehnt sich an die Vorschrift des 
§ 71 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch an, 
die eine Offenbarung bestimmter, hier ver-
gleichbarer Daten, die dem Sozialgeheimnis un-
terliegen, an die Finanzbehörden zuläßt. Sie be-
schränkt die Auskunfsterteilung auf die Fälle 
des § 93 der Abgabenordnung. Diese Vorschrift 
läßt Ersuchen im Einzelfall nur unter der Vor-
aussetzung zu, daß die Sachverhaltsaufklärung 
durch den Steuerpflichtigen selbst nicht zum 
Ziele führt oder keinen Erfolg verspricht. Die 
auf Auskunftsersuchen hin übermittelten Daten 
unterliegen bei der Finanzverwaltung dem 
Steuergeheimnis. 

Die vorgesehene Regelung greift nicht ein, 
wenn § 93 der Abgabenordnung nur mittelbar 
anwendbar ist. Eine Auskunftserteilung auf 
Grund dieser Vorschrift ist deshalb in den Fäl-
len nicht zulässig, in denen die Abgabenord-
nung durch ein anderes Gesetz für entspre-
chend anwendbar erklärt worden ist oder in de-
nen die Finanzbehörden anderen Behörden 
Amtshilfe leisten. 

9. Die Vorschrift des § 35 Abs. 4 regelt den sog. 
Fahndungsabgleich. Die Vorschrift sieht vor, 
daß das Bundeskriminalamt (BKA) als Zentral-
stelle des polizeilichen Informationssystems 
INPOL turnusmäßig dem Kraftfahrt-Bundes-
amt (KBA) eine Teilmenge des INPOL-Fahn-
dungsbestandes (nur Ausschreibung zur Fest-
nahme aufgrund eines Haftbefehls, also insbe-
sondere ohne die Bestände der Ausschreibung 
zur Aufenthaltsermittlung und der Ausschrei-
bung zur polizeilichen Beobachtung) auf Ma-
gnetband zum Abgleich übersendet. Die Ergeb-
nisse des Abgleichs werden dem BKA übermit-
telt. 
Die Anzahl der für solche Fahndungsabgleiche 
in Frage kommenden Fahndungsnotierungen 
beläuft sich nach dem Stand vom 1. Januar 1986 
auf 64 592 (davon 31 997 Strafverfolgung und 
32 595 Strafvollstreckung). 
Datenschutzrechtliche Bedenken, die Halterda-
tei des KBA in die Fahndungsarbeit der Polizei 
einzubeziehen, bestehen nicht, da die Belange 
der mit Haftbefehl zur Festnahme gesuchten 
Personen hinter dem Allgemeininteresse an ei-
ner wirksamen Strafverfolgung zurücktreten 
müssen. Vielfach liegen in diesen Fällen sogar 
die Voraussetzungen für einen Steckbrief gem. 
§ 131 StPO vor. 

10. Absatz 5 enthält eine Aufzählung von Fahrzeug-
daten und Halterdaten, die im Rahmen von § 35 
auch ohne Ersuchen regelmäßig übermittelt 
werden dürfen. Diese regelmäßigen Übermitt-
lungen sind im übrigen notwendig zur Erfüllung 
der in § 32 Abs. 1 genannten Aufgaben. Ihre Er-
wähnung in § 35 Abs. 5 ist Basis für die Ermäch-
tigungsgrundlage von § 46 Abs. 1 Nr. 3 und spä-
tere hierauf beruhende Vorschriften. 

11. Absatz 6 legt für das KBA als übermittelnde Be-
hörde die generelle Verpflichtung fest, auch 
über sämtliche „konventionellen" Übermittlun-
gen (nach §§ 35, 37 bis 40) bestimmte Aufzeich-
nungen zu führen, um eine wirksame daten-
schutzrechtliche Kontrolle zu ermöglichen. Eine 
solche Protokollierungspflicht erscheint ange-
sichts der besonders hohen Zahl der Übermitt-
lungen (z. Z. täglich ca. 90 000) aus einem zentra-
len Register notwendig. 

Zu §36 

1. § 36 regelt die Übermittlung von Daten durch Ab-
ruf im automatisierten Verfahren („on-line") aus 
dem Zentralen Fahrzeugregister. 
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Die Zugriffsmöglichkeit auf den gesamten Da-
tenbestand, obwohl der Empfänger für seine Auf-
gabenerfüllung jeweils nur einige Einzeldaten 
benötigt, bringt besondere Gefährdungen für die 
informationelle Selbstbestimmung mit sich. Des-
halb läßt der Entwurf den Direktabruf nur in 
besonders begrenzten Ausnahmefällen zu. 
Der Abruf im automatisierten Verfahren soll nur 
erlaubt sein 
— für wichtige und konkret beschriebene 

Zwecke, 
— für einige bestimmte genau bezeichnete Be-

hörden (die Nachrichtendienste erhalten nach 
dem Entwurf in keinem Fall eine Abrufbe-
rechtigung), 

— bei Eilbedürftigkeit der Übermittlungen oder 
wegen der hohen Zahl kurzfristig zu beant-
wortender Anfragen. 

Außerdem müssen bei jedem einzelnen Abruf die 
abgefragten Daten zur Aufgabenerfüllung je-
weils erforderlich sein. 
Die Datenempfänger und die Übermittlungs-
zwecke sind im Gesetz selbst abschließend fest-
gelegt. 

2. Der Abruf im automatisierten Verfahren für die 
Zulassungsstellen (§ 36 Abs. 1 Satz 1) dient der 
zügigen Durchführung des Zulassungsverfah-
rens im Interesse des Fahrzeughalters. Für die 
Zulassungsstellen ist die Fahrzeugzulassung ein 
„Massengeschäft". Im Jahr 1983 waren bei den 
ca. 350 Zulasssungstellen im gesamten Bundes-
gebiet etwa 16 Millionen Bearbeitungfälle im 
Rahmen des Zulassungsverfahrens zu verzeich-
nen, also pro Arbeitstag ca. 53 000 Fälle. 
Es kommt nicht selten vor, daß die vom Fahr-
zeughalter beantragte Zulassung nicht ohne wei-
teres durchgeführt werden kann, weil noch of-
fene Fragen oder Unstimmigkeiten zu klären 
sind oder weil noch fehlende Angaben beige-
bracht werden müssen. In einer Reihe von sol-
chen Fällen ist dies entweder durch Anfrage 
beim Zentralen Fahrzeugregister des Kraftfahrt

-

Bundesamtes oder bei einer anderen Zulassungs-
stelle (meistens bei der Zulassungsstelle, bei der 
das betreffende Fahrzeug vorher zugelassen 
war) zu klären. Erfolgen bei diesen Behörden An-
frage und Beantwortung im Postweg oder durch 
Fernschreiben, vergehen notwendigerweise meh-
rere Tage, bis die Zulassung für den Fahrzeug-
halter, der solange warten muß, durchgeführt 
werden kann. Insbesondere für Nutzfahrzeuge 
bedeutet jeder Tag, an dem das Fahrzeug wegen 
noch nicht erfolgter Zulassung nicht einsetzbar 
ist, einen Verlust. 

Mit Hilfe des Abrufs im automatisierten Verfah-
ren können die notwendigen Klärungen durch 
Abruf aus dem Zentralen Fahrzeugregister in 
kürzester Zeit herbeigeführt werden. Die Zulas-
sungsstelle braucht die Bearbeitung des Zulas-
sungsvorganges nicht zu unterbrechen. Vielmehr 
kann der Halter die Zulassung seines Fahrzeugs 
sofort, d. h. noch am gleichen Tag, erhalten. Dem 
Halter bleiben hierdurch zusätzliche Wege und 

Wartezeiten erspart. Außerdem wird durch die-
ses Verfahren der Verwaltungsaufwand bei Zu-
lassungsstelle und Kraftfahrt-Bundesamt redu-
ziert. 
Deshalb bietet sich im Interesse einer bürger-
freundlichen Verwaltung und einer rationellen 
Erledigung der Verwaltungstätigkeit der Abruf 
im automatisierten Verfahren gerade bei der 
Fahrzeugzulassung als optimale Möglichkeit an. 
Dieses Verfahren ist für die Zulassungsstelle un-
verzichtbar. 

3. weitere Abrufberechtigte sind die Polizeidienst

-

stellen des Bundes und der Länder sowie die 
Zolldienststellen, soweit sie grenzpolizeiliche 
Aufgaben wahrnehmen. 

a) Die in § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a vor-
gesehene on-line-Berechtigung ist erforder-
lich für die Aufgabenerfüllung im Rahmen 
von „ZEVIS". Insoweit wird auch auf die Be-
gründung zu Nummer 2 des Allgemeinen Teils 
verwiesen. Es handelt sich um die Durchfüh-
rung der Verkehrskontrollen im Sinne von 
§ 36 Abs. 5 Straßenverkehrs-Ordnung. Die 
Kontrollen erstrecken sich auf die nach den 
Verkehrsvorschriften mitzuführenden Pa-
piere und auf den Zustand, die Ausrüstung 
und die Beladung der Fahrzeuge. Solche Kon-
trollen müssen im Interesse des Verkehrsab-
laufs und auch der betroffenen Kraftfahrer 
zügig abgewickelt werden. Hierbei auftre-
tende Fragen und Zweifel können an Ort und 
Stelle durch Abruf der erforderlichen Daten 
geklärt werden. 

b) Bei der Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten (§ 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe b) geht es um die Erledigung einer 
Vielzahl von Verfahren. Die Eilbedürftigkeit 
ergibt sich hier aus der ralativ kurzen Verfol-
gungsverjährung von 3 Monaten (§ 26 Abs. 3 
StVG), die für die Ordnungswidrigkeiten nach 
§ 24 StVG (das ist die große Masse der Verfah-
ren) maßgebend ist. 

c) Eine sofortige Klärung durch das Instrument 
des on-line-Abrufs ist ferner in wichtigen Fäl-
len der Strafverfolgung, der Strafvollstrek-
kung und der Gefahrenabwehr unerläßlich 
(§ 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstaben c und d). 
Es ist offenkundig, daß in diesen Bereichen 
häufig ein schnelles Handeln der Polizei er-
forderlich ist. Ohne die dafür benötigten Infor-
mationen (Halterpersonalien oder Kfz-Kenn-
zeichen) ist der Polizei ein rechtzeitiges Ein-
schreiten vielfach nicht möglich, insbesondere 
kann sie auch erfolgversprechende Fahn-
dungsmaßnahmen nicht unverzüglich einlei-
ten. Eine Übermittlung der erforderlichen In-
formationen auf konventionellem Wege käme 
oft viel zu spät. Im übrigen wird auf die Be-
gründung von Nummer 2 des Allgemeinen 
Teils und von Nummer 5 zu § 35 (Abs. 1 Nr. 2, 3 
und 4) verwiesen. 

4. Durch § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird den Zollfahn-
dungsdienststellen die on-line-Befugnis für die 
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Verfolgung von Zoll- und Wirtschaftsstraftaten 
gewährt. 
Der Zollfahndungsdienst (16 Zollfahndungsäm-
ter, 19 Zollfahndungszweigstellen und das Zoll-
kriminalinstitut) benötigt in einer sehr großen 
Zahl von Fällen ständig die nach § 33 Abs. 1 ge-
speicherten Daten. Eine Beschränkung des Ab-
rufs im automatisierten Verfahren nur auf das 
Zollkriminalinstitut würde zu einem nicht ver-
tretbaren Verwaltungsaufwand führen. Die Er-
kenntnisgewinnung der Zollfahndungsämter nur 
über das Zollkriminalinstitut wäre auch zu zeit-
aufwendig. Bei vielen Ermittlungen kommt es 
auf schnellverfügbare Erkenntnisse an. Der in-
ternationale Großschmuggel von Rauschgift, 
Waffen, Zigaretten, Alkohol, Fleisch usw., der 
nicht zuletzt auch zu erheblichen Steuerausfällen 
führt, wird mit Kraftfahrzeugen durchgeführt. 
Bei den Ermittlungen werden laufend Erkennt-
nisse über Kraftfahrzeuge und/oder Halter benö-
tigt. Der Bestimmung und Zuordnung von Kraft-
fahrzeugen kommt nach den Erfahrungen des 
Zollfahndungsdienstes eine herausragende Be-
deutung bei der Kriminalitätsbekämpfung zu. 
Die Nutzung der Daten aus den Fahrzeugregi-
stern ist für die sachgerechte Aufgabenerfüllung 
des Zollfahndungsdienstes unverzichtbar. Es be-
darf einer on-line-Berechtigung aller Zollfahn-
dungsdienststellen. 

5. Nach § 36 Abs. 3 wird die Möglichkeit eröffnet, 
das Fahrzeugregister auch im Rahmen des § 35 
Abs. 3 für Fälle außerhalb des eigentlichen Regi-
sterzwecks (§ 32 Abs. 2) durch unmittelbaren Ab-
ruf im automatisierten Verfahren zu nutzen. Die 
vielfach gegebene Eilbedürftigkeit erfordert es, 
daß die benötigten Informationen den berechtig-
ten Behörden (Polizei- und Zollfahndungsdienst-
stellen) ohne Zeitverlust zur Verfügung stehen. 
Die Beschränkung der Zugriffsberechtigung auf 
die Erfüllung der in § 35 Abs. 3 genannten, wichti-
gen staatlichen Aufgaben mit herausragendem 
Allgemeininteresse rechtfertigt dies. Auf Num-
mer 8 der Begründung zu § 35 und die nachste-
hende Begründung zu Nummer 6 wird im übri-
gen Bezug genommen. 

6. § 36 Abs. 4 befaßt sich mit der Art und Weise, in 
der der on-line-Abruf vorgenommen werden 
muß. Der Abruf ist generell nur zulässig unter 
Verwendung (Eingabe) von Fahrzeugdaten (d. h. 
in der Regel des Kennzeichens, Teilen des Kenn-
zeichens oder der Fahrzeug-Identifizierungs-
nummer sowie eventuell zusätzlich des Fahr-
zeugherstellers). Dies entspricht dem Charakter 
des Registers als Fahrzeugregister, bei dem Aus-
gangspunkt der Speicherung das einzelne Fahr-
zeug ist. 
In der Praxis ist somit auch bei Abruf im auto-
matisierten Verfahren Anlaß der Anfrage über-
wiegend ein Fahrzeug, das auffällig geworden ist. 
Mit dem Kennzeichen oder der Fahrzeug-Identi-
fizierungsnummer werden aus dem Register der 
dazugehörige Halter sowie ggf. weitere Fahr-
zeugdaten erfragt. 

Andererseits gibt es Fallkonstellationen, in de-
nen eine Behörde feststellen muß, ob und ggf. 
welche Fahrzeuge einer namentlich bekannten 
Person als Halter zuzuordnen sind. Dies gilt auch 
für die Aufgabenerfüllung der Polizei und der 
Zollfahndung. Während diesem Informationsbe-
dürfnis bei anderen Verwaltungsbehörden regel-
mäßig in konventioneller Weise entsprochen 
werden kann, ist es für die sachgerechte Erfül-
lung der Aufgaben der Polizei und der Zollfahn- 
dung wegen der vielfach gegebenen Eilbedürftig-
keit unerläßlich, daß die genannten Informatio-
nen bei Bedarf unverzüglich zur Verfügung ste-
hen. 
Die Bestimmung sieht daher ausnahmsweise 
vor, daß künftig die Polizei- und die Zollfahn-
dungsdienststellen zur Erfüllung ihrer in § 36 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstaben c und d und Nr. 2 sowie 
§ 36 Abs. 3 genannten Aufgaben auch den Abruf 
unter Verwendung der Personalien eines be-
kannten oder vermeintlichen Halters durchfüh-
ren können (also: Eingabe der Personalien, Aus-
gabe der Fahrzeugdaten einschließlich Halteran-
schrift). Damit schafft § 36 Abs. 4 die Grundlage 
für die sog. on-line-*P-Anfrage im Rahmen von 
ZEVIS, die bisher nicht verwirklicht ist. 

Dabei ist hervorzuheben, daß die on-line-*P-An-
frage in der überwiegenden Zahl der Fälle im 
Rahmen des Registerzwecks, also zur Identifizie-
rung von Haltern und Fahrzeugen, durchgeführt 
werden wird. Sie kann für straßenverkehrliche 
Belange von Bedeutung sein (z. B. bei einer Un-
fallflucht ist nicht das Kennzeichen des Fahr-
zeugs, sondern etwa durch Beschriftung auf dem 
Fahrzeug der Name des Halters bekannt). Auch 
bei der Strafverfolgung und der Gefahrenabwehr 
wird die Polizei und der Zollfahndungsdienst die 
on-line-*P-Anfrage in der Mehrzahl der Fälle im 
Rahmen des Registerzwecks nutzen. Es geht in-
sofern um die Beantwortung der wichtigen Fra-
gestellung: Hat die namentlich bekannte Person 
ein Fahrzeug, das Anknüpfungspunkt für weitere 
Maßnahmen ist? Daneben sind jedoch Fallkate-
gorien denkbar, bei denen es außerhalb des Regi-
sterzwecks letztlich um die Anschriftenermitt-
lung geht, also um Fälle, in denen die Kfz-Halter-
eigenschaft nicht im Vordergrund steht, die voll-
ständigen Halterdaten einschließlich der An-
schrift aber wertvolle Anhaltspunkte für Maß-
nahmen der Polizei oder der Zollfahndung bei 
den genannten Aufgaben geben können. 

Für die Polizei und die Zollfahndung sind Zweck 
und Notwendigkeit der on-line-*P-Anfrage im we-
sentlichen zusammenfassend wie folgt zu be-
gründen: 
Neben den Fällen der Verkehrsdelikte ist der Ab-
ruf unter Verwendung der Personalien eines be-
stimmten oder vermeintlichen Halters für die ge-
nannte Aufgabenerfüllung dieser Behörden von 
Bedeutung, weil es bei den Ermittlungen oft ent-
scheidend darauf ankommt, ob der Täter als Hal-
ter von Fahrzeugen in Frage kommt, die Tatmit-
tel, Tatbeute, Transportmittel, Aufbewahrungsort 
oder Spurenträger sein können. Handelt es sich 
z. B. um einen flüchtigen Straftäter, so können 
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die gespeicherten Daten wertvolle Anhalts-
punkte für die Fahndung geben (z. B. — außer 
der Anschrift — Geburtstag, Geburtsort, Tatsa-
che einer Fahrzeugzulassung an einem bestimm-
ten Tag, an einem bestimmten Ort, bei einer be-
stimmten Zulassungsstelle als Hinweis auf einen 
früheren oder jetzigen Aufenthaltsort). Das glei-
che gilt für die sachgerechte Durchführung son-
stiger kriminaltaktischer und strafprozessualer 
Maßnahmen. Zu nennen sind auch die Vorberei-
tungen für Festnahmen und Durchsuchungen. 
Ein entscheidender Gesichtspunkt ist dabei, daß 
die benötigten Informationen unverzüglich, d. h. 
zeitgerecht zur Verfügung stehen. Dies wäre bei 
einer konventionellen Auskunft nicht gewährlei-
stet. 
Auch für Maßnahmen der Gefahrenabwehr ist 
die on-line-*P-Anfrage mitunter zur Abwehr er-
heblicher Gefahren notwendig, etwa bei 

— Unterbindung einer Trunkenheitsfahrt, 

— Fahndung nach entwichenen gewalttätigen 
Strafgefangenen usw. 

Auch nach überwiegender Auffassung der Innen-
minister/-senatoren der Länder ist die Schaffung 
der on-line-*P-Anfrage für die Polizei in allen 
Straftatenbereichen und im Bereich der Gefah-
renabwehr von erheblicher Bedeutung. 

7. Nach § 36 Abs. 5 Nr. 1 und 2 sind bei der Einrich-
tung des Abrufverfahrens im automatisierten 
Verfahren die Art der zum Abruf bereitgehalte-
nen Daten und die Maßnahmen zur Sicherung 
gegen Mißbrauch vorher festzulegen. Art und 
Umfang dieser Festlegungen im einzelnen wer-
den durch Rechtsverordnung nach § 46 Abs. 1 
Nr. 4 bestimmt. Außerdem muß nach § 36 Abs. 5 
Nr. 3 die Kontrolle der Zulässigkeit der Abrufe 
im Sinne von § 36 Abs. 6 gewährleistet sein. 

8. § 36 Abs. 6 und 7 enthält Vorschriften über die 
Protokollierung der Abrufe. Die Protokollierung 
dient der nachträglichen Überprüfung, ob die Ab-
rufe zulässig waren. Die Protokollierung nach 
Absatz 6 ist im Gesetz selbst abschließend gere-
gelt, während Einzelheiten der Auswahlprotokol-
lierung nach Absatz 7 der Rechtsverordnung 
überlassen werden. 

9. In § 36 Abs. 8 wird die „Einsicht in das Register" 
behandelt. Damit wird eine besondere Rechts-
grundlage geschaffen für die Fälle, in denen die 
Polizei oder die Zollfahndungsämter während 
der Nachtzeit oder am Wochenende Einsicht in 
die örtlichen Fahrzeugregister der Zulassungs-
stellen nehmen müssen, um sich in eilbedürfti-
gen Fällen die notwendigen Informationen für 
ihre Aufgabenerfüllung zu verschaffen. 
Auch hier wird der gesamte betreffende Daten-
bestand, wenn auch in konventioneller Weise, 
dem Empfänger (zur Einsicht) zur Verfügung ge-
stellt. Die Zulässigkeit dieses Verfahrens wird 
deshalb ebenfalls im Gesetz selbst möglichst 
konkret festgelegt. 
Die Einsicht ist auf das örtliche Fahrzeugregister 
beschränkt, weil beim Zentralen Fahrzeugregi

-

ster des Kraftfahrt-Bundesamtes die Abrufmög

-

lichkeit im automatisierten Verfahren besteht. 
Gleichwohl wird die Regelung des § 36 Abs. 8 für 
erforderlich gehalten, weil — zumindest solange 
nicht sämtliche Zulassungsstellen ihre Daten im 
automatisierten Verfahren beim Zentralen Fahr-
zeugregister anliefern können — zeitliche Diffe-
renzen zwischen der Erhebung der Daten bei der 
Zulassungsstelle und der Speicherung beim 
Kraftfahrt-Bundesamt bestehen. Das Einsichts-
recht ist jedoch nur bezüglich der örtlichen Regi-
ster vorgesehen, die nicht im automatisierten 
Verfahren geführt werden, da bei Einführung der 
Automatisierung bei den Zulassungsstellen kon-
ventionelle Register, in die Einsicht genommen 
werden könnte, wegfallen dürften. 
§ 36 Abs. 8 Satz 2 schreibt schließlich Protokollie-
rungsmaßnahmen vor, um Kontrollmöglichkei-
ten für dieses Verfahren zu schaffen. 

Zu § 37 

§ 37 ist eine Sondervorschrift für die Übermittlung 
von Fahrzeugdaten und Halterdaten zur Erfüllung 
von Verpflichtungen aus multilateralen oder bilate-
ralen Vereinbarungen mit anderen Staaten oder 
zur Durchführung von Rechtsakten der Europäi-
schen Gemeinschaften. 

Kraftfahrzeugverkehr spielt sich heute weitgehend 
auch im internationalen Rahmen ab. Deshalb sehen 
die einschlägigen multilateralen internationalen 
Straßenverkehrsabkommen auch Pflichten über die 
Amtshilfe zur Erteilung von Auskünften über die 
Halter von Fahrzeugen vor, die in Unfälle oder Ver-
kehrszuwiderhandlungen verwickelt sind. 

Eine solche Verpflichtung findet sich in Artikel 10 
des Internationalen Übereinkommens über den 
Kraftfahrzeugverkehr vom 24. April 1926 (RGBl. 
1930 II S. 1233). 

Eine ähnliche Verpflichtung enthält auch Artikel 3 
Abs. 6 des Übereinkommens über den Straßenver-
kehr vom 8. November 1968 (BGBl. 1977 II S. 811). 

Außerdem ist einschlägig das Europäische Überein-
kommen über die Erlangung von Auskünften und 
Beweisen in Verwaltungssachen im Ausland vom 
15. März 1978 (BGBl. 1981 II S. 533, 550). 

In § 37 Abs. 1 wird außerdem die rechtliche Basis 
geschaffen, damit auch bilaterale Vereinbarungen 
und Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften 
durchgeführt werden können. 

Als bilaterale Vereinbarung ist Artikel 3 des 
deutsch-schweizerischen Vertrages über die Scha-
dendeckung bei Verkehrsunfällen (BGBl. 1971 II 
S. 91) zu erwähnen. 

An EG-Vorschriften ist Artikel 5 der EG-Ratsrichtli-
nie 72/166/EWG vom 24. April 1972 betreffend die 
Harmonisierung der Vorschriften über die Kfz

-

Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der Ver-
sicherungspflicht (Amtsblatt EG Nr. L 103 vom 
2. Mai 1972) zu nennen. 
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Empfänger der Daten müssen nicht unbedingt Be-
hörden sein; es können auch private Empfänger im 
Ausland in Betracht kommen. Ausländischen Emp-
fängern wird dabei keine Vorzugsstellung gegen-
über anderen Empfängern eingeräumt werden. 

Weitere Voraussetzung ist die doppelte Zweckbin

-

dung (vgl. Nr. 5 der Begründung zu § 35), die in § 37 
Abs. 1 verankert ist. 

§ 37 Abs. 2 und 3 entspricht § 11 Abs. 5 Sätze 2 und 3 
BDSG in der Fassung von Artikel 1 Nr. 13 dieses 
Gesetzentwurfs. 

Die in § 37 Abs. 4 vorgesehene Unterrichtung der 
Betroffenen dient der Transparenz der Datenüber

-

mittlungen. Diese Regelung lehnt sich an § 11 Abs. 5 
i. V. m. Abs. 2 BDSG in der Fassung dieses Entwurfs 
(Artikel 1 Nr. 13) an. 

Zu § 38 

1. § 38 regelt die Übermittlung der Fahrzeugdaten 
und der Halterdaten für wissenschaftliche, stati-
stische und verkehrsplanerische Zwecke sowie 
für die Vorbereitung von Rechts- und allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften. Es handelt sich um 
eine eigenständige Regelung, die den besonderen 
Belangen dieser Art  der Nutzung wie auch den 
besonderen datenschutzrechtlichen Bedingun-
gen, unter denen diese Nutzung stattfinden soll, 
entspricht. 

Die Bedeutung des Straßenverkehrs und der 
Maßnahmen in diesem Bereich (insbesondere für 
die Bekämpfung von Verkehrsunfällen) sowie ra-
sche Entwicklungen im Straßenverkehr und im 
Kraftfahrzeugbereich fordern stets auch neue ge-
setzgeberische, administrative und sonstige Maß-
nahmen. Diese beruhen nicht selten auf wissen-
schaftlichen und planerischen Vorhaben sowie 
auf statistischen Untersuchungen. Deshalb müs-
sen die erforderlichen Daten der Register auch 
hierfür vorgehalten werden. 
Nicht jede Statistik (sondern nur die auf Rechts-
vorschriften beruhende) und nicht jede Ver-
kehrsplanung (sondern nur die im öffentlichen 
Interesse liegende) fallen unter § 38. 

2. Soweit möglich, sollen anonymisierte Daten für 
die dort genannten Vorhaben genutzt werden. 
Nur dann, wenn die Durchführung der Vorhaben 
mit anonymisierten Daten nicht oder nur mit un-
verhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist, sol-
len unter den Voraussetzungen nach Satz 1 nicht 
anonymisierte (personenbezogene) Daten zur 
Verfügung stehen. 

3. Unberührt bleibt selbstverständlich, daß anony-
misierte Daten auch für alle sonstigen denkba-
ren Vorhaben zur Verfügung stehen, also auch 
für Statistiken, die nicht auf Gesetzen oder 
Rechtsverordnungen beruhen, sowie für sonstige 
Planungen (z. B. ohne Verkehrsbezug). 

4. § 38 Sätze 2 und 3 sehen flankierende Maßnah-
men im Interesse des Schutzes der Daten der 
Betroffenen vor. 

Zu § 39 

1. Die Vorschrift des § 39 Abs. 1 regelt die Übermitt-
lung von Daten für die Verfolgung von verkehrs-
bezogenen Ansprüchen, insbesondere Schadens-
ersatzansprüchen aus Verkehrsunfällen (einfa-
che Registerauskunft). Es handelt sich um eine 
der häufigsten Formen der Registerauskunft, die 
von großer praktischer Bedeutung ist. Die 
Gründe hierfür liegen in der Vielzahl der tägli-
chen Unfälle, Schäden und Verstöße im heutigen 
Straßenverkehr. Die entsprechenden Auskünfte 
an die geschädigten und verletzten Anspruchstel-
ler müssen schnell und zuverlässig erteilt wer-
den. Wie bereits heute nach § 26 Abs. 5 StVZO 
muß die „Darlegung" der Gründe für das Aus-
kunftsbegehren genügen. Eine Glaubhaftma-
chung mit der damit verbundenen Prüfung durch 
die Zulassungsstelle oder durch das Kraftfahrt

-

Bundesamt würde zu einem unverhältnismäßig 
hohen und nicht mehr vertretbaren Aufwand bei 
diesen Behörden führen. 
Im übrigen ist nach Absatz 1 die Auskunft auf 
relativ wenige, aber unbedingt notwendige Daten 
beschränkt, nämlich auf 
— Namen (Nummer 1 bis 3), 
— Anschrift (Nummer 4), 
— Art, Hersteller und Typ des Fahrzeugs (Num-

mer 5), 
— die notwendigen Haftpflichtversicherungsda-

ten (Nummer 6 bis 9), 
— Zeitpunkt der Zulassung (Nummer 10). 
Auskünfte über Ordens- und Künstlernamen 
sind deshalb notwendig, weil nicht selten die be-
treffenden Halter ihre Fahrzeuge auch unter ih-
ren Ordens- oder Künstlernamen zulassen. 
Unter „Art des Fahrzeugs" ist — wie schon bis-
lang — die Einteilung in die acht Hauptgruppen 
nach Nummer 2 der Anlage VIII StVZO zu ver-
stehen (Krafträder, Pkw, Busse, Lkw, Zugmaschi-
nen, selbstfahrende Arbeitsmaschinen, Anhän-
ger, sonstige Kraftfahrzeuge). 

Außerdem muß der Antragsteller, der die Aus-
kunft begehrt, das Kennzeichen oder die Fahr-
zeug-Identifizierungsnummer für das betref-
fende Fahrzeug angeben, über dessen Halter die 
Auskunft erbeten wird. 

Empfänger der Daten können auch Haftpflicht-
versicherer oder die Verkehrsopferhilfe sein; 
hierauf bezieht sich die Fassung „zur Befriedi-
gung oder Abwehr" von Ansprüchen. 

Kennzeichen und Fahrzeug-Identifizierungs-
nummern sind im übrigen keine anonymisierten 
Daten (vgl. § 44). Sie können also nicht ohne wei-
teres aus dem Fahrzeugregister erfragt werden. 
Wegen ihrer Bedeutung ist die einfache Register-
auskunft im Straßenverkehrsgesetz selbst gere-
gelt. 

2. § 39 Abs. 2 läßt die Übermittlung weiterer Daten 
zur Durchsetzung von verkehrsbezogenen 
Rechtsansprüchen zu, und zwar unter den dort 
genannten schweren Voraussetzungen. Aller- 
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dings muß hier auch die Anfrage nicht nur mit 
Kennzeichen oder Fahrzeug-Identifizierungs-
nummer, sondern auch mit den Personalien des 
Halters möglich sein. 

3. Unter weiter erschwerten Voraussetzungen und 
Bedingungen stehen Namen und Anschrift des 
Halters auch zur Durchsetzung von nicht ver-
kehrsbezogenen Ansprüchen zur Verfügung (§ 39 
Abs. 3). Es geht hierbei um öffentlich-rechtliche 
Ansprüche, die in keinem Zusammenhang mit 
der Teilnahme am Straßenverkehr stehen und 
deren Schuldner zufällig auch Halter eines 
Kraftfahrzeugs sein kann. 
Die Bagatell-Klausel (Ansprüche ab 1 000 DM) 
soll sicherstellen, daß die Nutzung der Fahrzeug-
register nur für Ansprüche von gewisser Bedeu-
tung in Betracht kommt. 

Es muß sich jedoch um Ansprüche öffentlich

-

rechtlicher Natur handeln. Nicht erfaßt sind also 
verkehrsfremde privatrechtliche Ansprüche. Die 
Nutzung des Registers soll insoweit beschränkt 
sein auf solche Ansprüche, an deren Durchset-
zung ein öffentliches Interesse besteht. 

Der Umfang, in dem jährlich die Geltendma-
chung, Sicherung oder Vollstreckung solcher An-
sprüche erforderlich wird, ist als beträchtlich ein-
zuschätzen. Dies zeigt die Tatsache, daß im Jahr 
1984 allein bei der Zollverwaltung rd. 691 000 
Vollstreckungsfälle über Geldforderungen von 
insgesamt rd. 810 Mio. DM anhängig waren. 
Hinzu kommen die Vollstreckungsfälle der Deut-
schen Bundespost und der bundesunmittelbaren 
Sozialversicherungsträger, die nicht über die 
Hauptzollämter haben vollstrecken lassen, sowie 
die Vollstreckungsfälle im Bereich der Länder 
und Gemeinden. 

Soweit Aufenthaltsermittlungen erforderlich 
sind, wird eine Abfrage von Halterdaten beim 
Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) allerdings nur in 
verhältnismäßig wenigen Fällen in Betracht 
kommen, da in der Regel bereits Anfragen bei 
Einwohnermeldeämtern, Krankenkassen, Ar-
beitsämtern und dgl. zum Erfolg führen. Betrof-
fen sind deshalb überwiegend Fälle, in denen die 
Schuldner unter Verletzung von gesetzlichen 
Meldepflichten zu Lasten der Allgemeinheit ver-
suchen, sich dem Zugriff ihrer Gläubiger zu ent-
ziehen. Nach den Erfahrungen im Vollstrek-
kungsbereich der Zollverwaltung können sich im 
Einzelfall die Forderungen auf 30 000 bis 50 000 
DM, in selteneren Fällen auch auf mehr als 
100 000 DM belaufen. 

Als weitere Beispiele sind zu nennen die Rück 
zahlungsforderungen aus BAFÖG-Darlehen (1983 
ca. 300 Auskunftsersuchen des Bundesverwal-
tungsamtes an das KBA) oder aus Darlehen von 
Auslandsvertretungen der Bundesrepublik 
Deutschland an deutsche Staatsbürger im Aus-
land, um deren Heimreise zu finanzieren. 

.Nach § 39 Abs. 2 BAFÖG werden die nach diesem 
Gesetz geleisteten Darlehen durch das Bundes-
verwaltungsamt (BVA) verwaltet und eingezo-
gen, In diesem Rahmen ist das BVA gehalten, bei 

Unzustellbarkeit von Schreiben (insbesondere 
Feststellungs- und Rückzahlungsbescheide) die 
neue Anschrift des Darlehensnehmers zu ermit-
teln. Dabei wird das KBA immer erst dann um 
die Übermittlung von Anschriften gebeten, wenn 
die Adressenermittlung bei Einwohnermeldeäm-
tern, Ämtern für Ausbildungsförderung und bei 
den Eltern bzw. den Adreßgaranten des  Darle-
hensnehmers ergebnislos verlaufen ist. 

Bei ca. 33 000 unzustellbaren Sendungen im 
Jahre 1983 war es in ca. 300 Fällen erforderlich, 
ein Auskunftsersuchen an das KBA zu richten; 
die Erfolgsquote lag bei ca. 50 v. H. Unter Berück-
sichtigung einer durchschnittlichen Darlehens-
höhe von ca. 6 500 DM ergibt sich eine Gesamt-
summe von ca. 975 000 DM, deren Einzug ohne 
Unterstützung durch das KBA fraglich wäre. 
Diese Beträge werden sich künftig durch die Um-
stellung der Förderung nach dem BAFÖG auf 
Volldarlehen noch wesentlich erhöhen. 
An der Einführung der Datenübermittlungsrege-
lung nach § 39 Abs. 3 besteht somit ein dringen-
des öffentliches Interesse, um Einnahmeminde-
rungen von erheblichem Umfang beim Einzug 
von BAFÖG-Darlehen weitestgehend auszu-
schließen. 

4. Die Übermittlungsvorschrift des § 39 gilt für pri-
vate Empfänger wie auch für öffentliche Stellen. 
Im übrigen kann die Übermittlung nach § 39 
auch an Empfänger außerhalb des Geltungsbe-
reichs des StVG erfolgen. 

5. § 39 Abs. 1 und 2 gewährt einen Anspruch auf 
Auskunft aus den Fahrzeugregistern. Dieser 
Auskunftsanspruch ist — im übrigen von der 
Rechtsprechung bestätigt — bislang in § 26 Abs. 5 
und § 29f. Abs. 2 StVZO verankert. Die Verkehrs-
opfer sind angewiesen auf die entsprechenden 
Registerauskünfte, um ihre Schadensersatzan-
sprüche aus Verkehrsunfällen geltend machen 
zu können. 

Zu § 40 

1. Die Zweckbindungen bei der Übermittlung der 
Daten über Beruf und Gewerbe nach § 40 Abs. 1 
Satz 1 korrespondieren zunächst mit den Zweck-
bindungen, unter denen die Speicherung dieser 
Daten nach § 33 Abs. 2 stattfindet, nämlich für die 
Zwecke der Verteidigung (§ 32 Abs. 1 Nr. 4). 
Außerdem dürfen die einmal vorhandenen Daten 
über Beruf/Gewerbe des Halters auch für 
Zwecke der Statistik übermittelt werden (§ 40 
Abs. 1 Satz 2), soweit diese Angaben nach § 33 
Abs. 2 noch gespeichert werden dürfen. 

2. Sofern nach § 40 Abs. 2 die Daten über die Fahr-
tenbuchauflagen (§ 33 Abs. 3) übermittelt werden, 
darf die Übermittlung lediglich für Maßnahmen 
im Rahmen des Zulassungsverfahrens und der 
Überwachung der Fahrtenbuchauflage oder für 
die Verfolgung und Ahndung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten nach §§ 24 und 24 a StVG 
erfolgen. 
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3. § 40 Abs. 3 enthält wieder die notwendige nega-
tive Berlin-Klausel bezüglich der Übermittlung 
für Zwecke der Verteidigung. 

Zu § 41 

§ 41 befaßt sich mit den Übermittlungssperren. 

1. Die Notwendigkeit von Übermittlungssperren be-
steht bislang auch schon. Nunmehr erfolgt eine 
gesetzliche Normierung. 
Die Sperre ist nur aus zwei Gründen zulässig. 
Entweder wird sie von Amts wegen im öffentli-
chen Interesse angeordnet (Absatz 1) oder sie er-
folgt zur Wahrung schutzwürdiger Belange des 
betroffenen Fahrzeughalters auf dessen Antrag 
(Absatz 2). 
Die Rechtsstellung des Betroffenen wird im Fall 
von Absatz 2 gestärkt. Es handelt sich insoweit 
auch um eine Schutzvorkehrung zu Gunsten des 
Betroffenen im Sinne des Urteils des Bundesver-
fassungsgerichts zum Volkszählungsgesetz. 
Die Sperre hat Wirkung gegenüber jedermann, 
gegen öffentliche wie gegen nicht öffentliche 
Stellen und Privatpersonen. 

2. Im Konfliktsfall muß eine Güterabwägung statt-
finden, die zu einer Aufhebung der Sperre im 
Einzelfall führen kann (§ 41 Abs. 3). Dies gilt ins-
besondere, wenn die Daten für die Verfolgung 
einer Straftat oder einer schwerwiegenden Ord-
nungswidrigkeit benötigt werden. 
Da das Festhalten an der Sperre z. B. die Durch-
führung von Strafverfahren erheblich behindern 
kann, muß wegen der Bedeutung letztlich die 
Entscheidung der zuständigen obersten Landes-
behörde eingeholt werden. 

3. Außerdem muß trotz angeordneter Sperre die 
Verfolgung verkehrsbezogener Rechtsansprüche 
möglich sein (§ 41 Abs. 4). Dies ist auch ohne Auf-
hebung der Sperre denkbar; es kommt lediglich 
darauf an, daß die vollständige Befriedigung des 
Anspruchs sichergestellt ist. 

4. Verfahren und Einzelheiten sind durch Erlaß von 
Vorschriften (§ 46 Abs. 1 Nr. 6) festzulegen. 

5. Unberührt bleiben Ansprüche des Betroffenen 
auf Sperrung seiner Daten nach allgemeinem 
Datenschutzrecht (z. B. wegen bestrittener Rich-
tigkeit der Daten nach § 14 Abs. 2 BDSG); vgl. 
auch § 44, der von der Geltung des allgemeinen 
Datenschutzrechts ausgeht, soweit es nicht durch 
die vorliegenden bereichsspezifischen Vorschrif-
ten verdrängt wird. 

Zu § 42 

Diese Vorschrift regelt den Datenvergleich zur Be-
seitigung von Fehlern. Die Gewährleistung eines 
fehlerfreien Datenbestandes ist Aufgabe einer ord-
nungsgemäßen Registerführung. 

Außerdem hat der Betroffene aus allgemeinem Da-
tenschutzrecht einen Anspruch auf Berichtigung 
fehlerhafter Daten (§ 14 Abs. 1 BDSG). 

Datenvergleiche sind hin und wieder notwendig, 
um Unrichtigkeiten und Unstimmigkeiten von Da-
ten zu beseitigen. 

Zu § 43 

Die in den Fahrzeugregistern erfaßten Daten sind 
zu löschen, sobald sie für die in dieser Vorschrift 
genannten Zwecke nicht mehr benötigt werden. Es 
wird hier auf die gleichen Zwecke abgestellt, die für 
die Datenspeicherung nach § 32 maßgebend sind. 

Die Einzelheiten sind durch Rechtsverordnungen 
(§ 46 Abs. 1 Nr. 7) zu regeln. 

Zu § 44  

Die Nutzung anonymisierter Daten ist datenschutz-
rechtlich unbedenklich. Was unter anonymisierten 
Daten in den Fahrzeugregistern zu verstehen ist, 
wird durch diese Vorschrift näher bestimmt. Das 
Kennzeichen, die Fahrzeug-Identifizierungsnum-
mer und die Fahrzeugbriefnummer sind personen-
bezogen, weil sie die Zuordnung des Fahrzeugs zu 
einer bestimmten Person ermöglichen. 

Zu § 45 

Aufgabe des vorliegenden Gesetzentwurfs kann nur 
sein, bereichsspezifische Regelungen unter Berück-
sichtigung der besonderen Bedingungen der Fahr-
zeugregister zu treffen. 

Inhaltlich stehen in § 45 zwei Bestimmungen 

— die Vorschriften des Abschnitts V des StVG ge

-

hen dem allgemeinen Datenschutzrecht vor, 

— soweit keine Verdrängung durch die Vorschrif-
ten des Abschnitts V des StVG erfolgt, gilt das 
allgemeine Datenschutzrecht. 

Soweit der Entwurf Sonderregelungen enthält (z. B. 
für die Datenübermittlung nach §§ 35ff.), treten die 
entsprechenden allgemeinen datenschutzrechtli-
chen Übermittlungsbestimmungen (z. B. §§ 10, 11 
BDSG) zurück. 

Soweit keine bereichsspezifischen Bestimmungen 
getroffen werden, gilt das allgemeine Datenschutz-
recht. Hierunter fallen die allgemeinen daten-
schutzrechtlichen Grundsätze und Begriffe (§ 2 
BDSG), die allgemeinen Datenschutzrechte des Be-
troffenen (z. B. Ansprüche auf Auskunft über eigene 
Daten, Berichtigung von unrichtigen Daten, § 4 
BDSG), Datensicherungsmaßnahmen (§ 6 BDSG), 
Zulässigkeit der Datenverarbeitung im Auftrag (§ 8 
BDSG), etc. 

Zu § 46 

§ 46 enthält die notwendigen Ermächtigungsgrund-
lagen für den Erlaß von Rechts- und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zur Ausfüllung der Rah-
menvorschriften dieses Abschnitts. 
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Die zu erlassenden allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften dürften vornehmlich Regelungen zu tech-
nischen Normen für die Datenübermittlung (z. B. 
DIN-Normen) enthalten. 

Zu Artikel 5 

Eine Neufassung des Bundesdatenschutzgesetzes 
ist wegen des Umfangs der Änderungen erforder-
lich. 

Zu Artikel 6 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset-
zes. Für die Änderungen des Bundesdatenschutzge-
setzes und des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist 
die vorgesehene Frist von sechs Monaten für das 

Inkrafttreten notwendig, um der Praxis die Einstel-
lung auf die umfangreichen und einschneidenden 
Änderungen zu ermöglichen. Für die Regelung des 
§ 10 Abs. 3 des Bundesdatenschutzgesetzes ist 
hierzu eine Frist von fünf Jahren erforderlich. 

Die Neufassung des Verfassungsschutzgesetzes soll 
am Tag nach der Verkündung in Kraft treten, um 
die Tätigkeit des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz möglichst schnell auf die neue verbesserte 
Rechtsgrundlage zu stellen. Gleichzeitig tritt das 
Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und 
der Länder in Angelegenheiten des Verfassungs-
schutzes vom 27. September 1950 außer Kraft. 

Das Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsge-
setzes soll am ersten Tag des auf die Verkündung 
folgenden dritten Kalendermonats in Kraft treten, 
um den betroffenen Behörden Gelegenheit zu ge-
ben, sich auf die neue Rechtslage einzustellen. Ab-
weichend hiervon soll § 46 des Straßenverkehrsge-
setzes, der Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts-
verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften enthält, am Tag nach der Verkündung in 
Kraft treten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zum Gesetzentwurf im ganzen 

Der Bundesrat begrüßt den vorliegenden Ge-
setzentwurf, der die notwendigen Konsequen-
zen aus der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Volkszählungsgesetz 1983 
zieht und damit den Datenschutz wesentlich 
verbessert. 

Das Bundesverfassungsgericht hat allerdings 
auch ausdrücklich festgestellt, daß das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung nicht 
schrankenlos gewährleistet ist und der einzelne 
Einschränkungen dieses Rechtes im überwie-
genden Allgemeininteresse hinnehmen muß. 

Auch der Bürger erwartet vom Staat nicht nur 
die Wahrung seiner Persönlichkeitsrechte, son-
dern auch eine effektive Verwaltung und einen 
wirksamen Schutz gegen Straftaten. 

Das Gesetz stellt insoweit einen abgewogenen 
Kompromiß dar. Der Bundesrat hat dazu noch 
einige Anregungen gegeben. Festzustellen ist al-
lerdings auch, daß die auf Grund der allgemei-
nen Ausführungen des Bundesverfassungsge-
richts im Volkszählungsurteil erforderlichen de-
taillierten Datenschutzregelungen die Rechts-
ordnung zwangsläufig weiter komplizieren und 
damit den sonst auch vom Bundesrat verfolgten 
Vereinfachungsbestrebungen entgegenlaufen. 
Diese Tendenz sollte im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren jedenfalls nicht weiter ver-
stärkt werden. 

Der Bundesrat erwartet, daß der Gesetzentwurf 
zügig weiterberaten wird und möglichst bald zu 
den erstrebten Verbesserungen des Daten-
schutzes und zu der notwendigen Rechtssicher-
heit führen kann. 

Zu Artikel 1 
(Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes) 

2. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob und unter welchen 
Voraussetzungen nicht nur die öffentlich-recht-
lich organisierten Kirchen selbst, sondern auch 
die den Kirchen zugeordneten caritativen und 
erzieherischen Einrichtungen ohne Rücksicht 
auf ihre Rechtsform von der Anwendung des 
Bundesdatenschutzgesetzes ausgenommen wer-
den können, wenn kirchlicherseits ausreichende 
Datenschutzmaßnahmen getroffen sind (vgl. 
§ 10 Abs. 4). 

3. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 BDSG) 

In Artikel 1 Nr. 1 ist § 1 Abs. 5 wie folgt zu fas-
sen: 

„(5) Soweit eine andere Rechtsvorschrift des 
Bundes auf in Dateien gespeicherte Daten anzu-
wenden ist, geht sie den Vorschriften dieses Ge-
setzes vor."  

Begründung 

Nach bisherigem Recht sind vorrangig alle be-
sonderen Rechtsvorschriften, „die auf in Da-
teien gespeicherte personenbezogene Daten an-
zuwenden sind" (§ 45 Satz 1 BDSG). Der neue § 1 
Abs. 5 spricht statt dessen von „besonderen da-
tenschutzrechtlichen Regelungen". Bei einer am 
Wortlaut haftenden Auslegung könnte die Auf-
fassung vertreten werden, daß Vorschriften, die 
keinen oder keinen vorrangig datenschutzrecht-
lichen Zweck verfolgen. (z. B. handelsrechtliche 
Buchführungsvorschriften), nicht mehr vorge-
hen sollen. Mit der vorgeschlagenen Fassung 
wird klargestellt, daß alle auf Dateien anzuwen-
denden besonderen Rechtsvorschriften den Vor-
rang haben. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 a BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob nicht auch für die 
Rundfunkanstalten des Landesrechts ausdrück-
lich in § 1 a die Nichtanwendbarkeit des Bundes-
datenschutzgesetzes vorgesehen werden müßte. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 a BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob in § 1 a folgender 
Absatz 4 angefügt werden sollte: 

„(4) Absatz 1 findet keine Anwendung auf die 
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener 
Daten durch Adreßbuch- und Telefonbuchver-
lage oder vergleichbare Informationsdienste, 
die keine meinungsbildende journalistisch-re-
daktionelle Tätigkeit ausüben." 

6. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 4 BDSG) 

a) In Artikel 1 Nr. 6 ist § 4 Abs. 3 wie folgt zu 
fassen: 

„(3) Wird der Betroffene durch eine nach 
diesem Gesetz oder nach einer anderen 
Rechtsvorschrift über den Datenschutz 
rechtswidrige automatisierte Verarbeitung 
seiner personenbezogenen Daten in seinem 
Persönlichkeitsrecht oder in seinen sonsti-
gen Rechten verletzt, so hat ihm die spei-
chernde Stelle den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. In besonders schweren 
Fällen kann der Betroffene auch wegen ei-
nes Schadens, der nicht Vermögensschaden 
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ist, eine billige Entschädigung in Geld ver-
langen; § 847 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buches gilt entsprechend. §§ 254, 839 Abs. 3 
und § 852 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
sind entsprechend anzuwenden. Die Scha-
densersatzansprüche sind auf 500 000 DM be-
grenzt. Ansprüche aufgrund anderer Vor-
schriften bleiben unberührt. Für Rechtsstrei-
tigkeiten ist der Rechtsweg zu den ordentli-
chen Gerichten gegeben." 

b) In Artikel 1 Nr. 6 sind in § 4 Abs. 4 die Worte 
„in seinen schutzwürdigen Belangen beein-
trächtigt" durch die Worte „in seinen Rech-
ten verletzt" zu ersetzen. 

Begründung zu a) und b) 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, dem Betroffe-
nen Schadensersatz nicht nur bei Verletzung 
seiner Rechte zu gewähren, sondern auch dann, 
wenn er lediglich „in seinen sonstigen schutz-
würdigen Belangen beeinträchtigt" ist. 

Es besteht weiter kein Anlaß, den Geschädigten 
anders als in § 839 BGB dann zu privilegieren, 
wenn er es unterlassen hat, den Schaden durch 
Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. 

Die sonstigen Änderungen sind redaktioneller 
Art. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 6a BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob in § 6 a 

a) in Absatz 2 festgelegt werden sollte, daß im 
öffentlichen Bereich auch die zuständigen 
Aufsichtsbehörden die erforderlichen Festle-
gungen treffen können, 

b) in Absatz 3 nur die Zustimmung der zustän-
digen obersten Bundesbehörden vorgesehen 
werden darf. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 8 BDSG) 

In Artikel 1 Nr. 10 ist in § 8 Abs. 1 folgender Satz 
anzufügen: 

„Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei die 
Datenverarbeitung, die technischen und organi-
satorischen Maßnahmen und etwaige Unterauf-
tragsverhältnisse konkret zu beschreiben sind." 

Begründung 

Erforderliche Konkretisierung. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§.9 BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob in § 9 

a) in Absatz 1 in Satz 1 die Nummer 2 und 
Satz 2 gestrichen werden können; 

b) in Absatz 2 Satz 3 die Nummern 6 und 8 etwa 
folgende Fassung erhalten sollten: 

„6. hierdurch Nachteile für das Gemeinwohl 
verhütet oder beseitigt werden sollen und 
demgegenüber das Geheimhaltungsinter-
esse des Betroffenen zurücktritt,"; 

„8. hierdurch Nachteile für die berechtigten 
Interessen einzelner verhütet oder besei-
tigt werden sollen und demgegenüber das 
Geheimhaltungsinteresse des Betroffe-
nen zurücktritt." 

Begründung 
zu a) 
In Absatz 1 Satz 1 sollte die bisherige Nummer 2 
gestrichen werden, da sich ihr Regelungsgehalt 
bereits aus der bisherigen Nummer 1 ergibt. 
Würde man der bisherigen Nummer 2 einen ei-
genen Regelungsgehalt beimessen, würde dies 
die Prüfung der Erforderlichkeit der Speiche-
rung in einer ganz bestimmten Form, nämlich 
in einer Datei, bedingen. Die Speicherung in 
Form einer Datei wäre unzulässig, solange die 
Aufgabe auch im Wege herkömmlicher Akten-
führung erfüllbar ist. 
Absatz 1 Satz 2 sollte gestrichen werden. Er 
dürfte in Widerspruch zu Absatz 2 Satz 3 ste-
hen. 
zu b) 
Die in § 9 Abs. 2 Satz 3 Nr. 6 und 8 gestellten 
Anforderungen an die Zulässigkeit einer Zweck-
änderung zur Abwehr oder Beseitigung von 
Nachteilen für das Gemeinwohl oder die berech-
tigten Interessen einzelner erscheinen als zu 
hoch. Sie könnten Behörden von Informationen 
abschneiden, an deren Empfang oder Nutzung 
ein unabweisbares öffentliches Interesse be-
steht. Öffentliche Stellen werden hier, wenn 
man einen Vergleich zu § 11 Abs. 1 Nr. 2 zieht, 
gegenüber Datenempfängern im nichtöffentli-
chen Bereich unangemessen benachteiligt. Dies 
wäre nur hinnehmbar, wenn durch besondere 
Rechtsvorschriften in einem umfangreichen Ar-
tikelgesetz solche Datenflüsse, die im öffentli-
chen Interesse unverzichtbar sind, die aber an-
dererseits nicht den strengen Anforderungen 
der Nummern 6 und 8 des Entwurfs genügen, 
zugelassen würden, so z. B. Übermittlungen der 
Ausländerbehörde an die Einbürgerungsbe-
hörde im Rahmen eines Einbürgerungsverfah-
rens, Informationsaustausch zwischen Auslän-
derbehörde und Gewerbebehörde oder Unter-
richtung eines Fuhrunternehmers durch die 
Zollbehörde, daß ein bei ihm angestellter LKW-
Fahrer ohne Fahrerlaubnis fährt. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 9 BDSG) 

In Artikel 1 Nr. 11 ist § 9 Abs. 2 Satz 3 Nr. 7 wie 
folgt zu fassen: 

„7. sie zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder 
zum Vollzug von Strafen, von Maßnahmen 
im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafge-
setzbuches oder von Erziehungsmaßregeln 
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oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendge-
richtsgesetzes oder zur Vollstreckung von 
Bußgeldentscheidungen erforderlich ist 
oder". 

Begründung 

Die Vollstreckung und der Vollzug von Erzie-
hungsmaßregeln und Zuchtmitteln im Sinne des 
Jugendgerichtsgesetzes müssen in die Regelung 
ebenso aufgenommen werden wie Vollstrek-
kung und Vollzug von Strafen und Bußgeldent-
scheidungen. Bei der Anwendung von Jugend-
strafrecht werden in der weit überwiegenden 
Zahl der Fälle keine Strafen im Rechtssinne 
verhängt sondern Erziehungsmaßregeln oder 
Zuchtmittel. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 9 BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob in § 9 Abs. 2 Satz 3 
Nr. 7 nach den Worten „erforderlich ist" die 
Worte „, gesetzliche Regelungen nicht entgegen-
stehen und das Geheimhaltungsinteresse des 
Betroffenen zurücktritt" eingefügt werden soll-
ten. 

Begründung 
Bereits vor dem Volkszählungsurteil (BVerfGE 
65, 1) wurde eine allgemeine Befugnis, dienst-
lich bekanntgewordene Straftaten der Staatsan-
waltschaft anzuzeigen, ganz überwiegend abge-
lehnt, vielmehr eine Güterabwägung gefordert, 
ob das Geheimhaltungsinteresse hinter wich-
tige andere Interessen (z. B. das staatliche 
Strafverfolgungsinteresse) zurückzutreten hat. 
Das Volkszählungsurteil hat zum einen das Ver-
bot eines Zwangs zur Selbstbezichtigung be-
kräftigt und zum anderen eine unbeschränkte 
Weitergabe für unzulässig erklärt sowie als Bei-
spiel für die verfassungsrechtlich gebotene 
Richtung auf §§ 30, 31 AO 1977 und § 35 SGB I 
i. V. m. §§ 67 ff. SGB X verwiesen. Diese Bestim-
mungen gewährleisten den Verfahrensbeteilig-
ten einen weitgehenden Schutz vor der Offenba-
rung ihrer persönlichen Daten. Nur dann dürfen 
die Beteiligten nicht auf die Geheimhaltung ih-
rer Angaben vertrauen, wenn es um die Verfol-
gung strafbarer Störungen des jeweiligen Ver-
waltungsbereichs selbst geht oder sonstige 
Straftaten verfolgt werden sollen, die erhebliche 
Bedeutung haben. Das „Verbot der Selbstbe-
zichtigung" wäre verletzt, wenn in Fällen einer 
uneingeschränkten Auskunftspflicht nicht das 
strafrechtliche Verwertungsverbot beachtet 
würde. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 10 BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob in § 10 Abs. 2 die 
Sätze 2 bis 4 durch folgenden Satz ersetzt wer-
den sollten: 
„Soll die Übermittlung auf Ersuchen und zur 
Erfüllung der in der Zuständigkeit des Empfän

-

gers liegenden Aufgaben erfolgen, prüft die 
übermittelnde Stelle die vorliegenden Übermitt-
lungsvoraussetzungen nur, wenn im Einzelfall 
hierzu Anlaß besteht; erforderlichenfalls be-
zeichnet der Empfänger die Aufgabe, zu deren 
Erledigung er die Daten anfordert, und gibt an, 
woraus er seine Zuständigkeit ableitet." 

Begründung 
Nach Absatz 2 Satz 2 des Entwurfs hätte die 
übermittelnde Stelle bei einer Übermittlung auf 
Ersuchen zu prüfen, ob das Ersuchen im Rah-
men der Aufgaben des Empfängers liegt. Dies 
würde bedeuten, daß sich die übermittelnde 
Stelle aufgrund eigener Nachforschungen min-
destens die Überzeugung verschaffen müßte, 
daß der Empfänger in sachlicher, instanzieller 
und örtlicher Hinsicht zuständig ist. Zu einer 
solchen Prüfung sind die ersuchten Behörden 
regelmäßig nicht in der Lage. (Sie kennen die 
Sachverhalte nicht, die die Zuständigkeit der er-
suchenden Stelle begründen, ihnen fehlen oft 
die erforderlichen Kenntnisse der Organisation 
in dem Verwaltungszweig, dem die ersuchende 
Behörde angehört, sie verfügen häufig nicht 
über die Verkündungsblätter, in denen die Zu-
ständigkeitsregelungen abgedruckt sind, ihnen 
werden regelmäßig die Karten fehlen, in denen 
die Amtsbezirke der einzelnen Behörden nach-
gewiesen sind, und sie haben nicht ausreichend 
Dienstkräfte, die diese Prüfungen vornehmen 
könnten.) Die Nachprüfungspflicht sollte auch 
hinsichtlich der Zuständigkeit nur beschränkt 
bestehen. 

13. Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 13 BDSG) 

In Artikel 1 Nr. 15 sind in § 13 Abs. 2 Nr. 2 die 
Worte „für die Behörden der Staatsanwaltschaft 
und der Polizei" durch die Worte „für die Gerich-
te, Staatsanwaltschaften und andere Einrich-
tungen der Rechtspflege, die Aufgaben nach § 9 
Abs. 2 Satz 3 Nr. 7 wahrnehmen, sowie für die 
Behörden der Polizei" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Gerichte und die Justizvollzugsanstalten 
verfügen häufig über dieselben sicherheitsemp-
findlichen Daten wie die Staatsanwaltschaft 
(z. B. bei Fahndungsmaßnahmen). 

14. Zu Artikel 1 Nr. 16 (§ 14 BDSG), Nr. 26 (§ 27 
BDSG) und Nr. 32 (§ 35 BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob 

a) für den Fall, daß keine Prioritätenumkehr er-
folgt, in § 14 Abs. 3 Satz 2 folgender Halbsatz 
angefügt werden sollte: 
,,; in diesen Fällen sind sie zu sperren."; 

b) § 14 Abs. 4, § 26 Abs. 4 und § 35 Abs. 5 wie 
folgt lauten sollte: 
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„Von der Berichtigung, der Sperrung nach 
Absatz 2 Satz 1*) sowie einer Löschung oder 
Sperrung wegen Unzulässigkeit der Speiche-
rung sind mit Ausnahme der Stellen, die zur 
Einsichtnahme oder zum Abruf berechtigt 
sind, die Stellen zu verständigen, denen die 
Daten im Rahmen einer regelmäßigen Da-
tenübermittlung übermittelt worden sind. 
Die  Verständigung nach Satz 1 kann unter-
bleiben, wenn dies zur Wahrung schutzwür-
diger Belange des Betroffenen nicht erfor-
derlich erscheint.” 

Begründung 

Zu a) 

Erforderliche Ergänzung. 

zu b) 
Bei der vorgeschlagenen Fassung würde die 
Pflicht zur Verständigung regelmäßiger Daten-
empfänger konkretisiert. Die Verständigungs-
pflicht würde an die tatsächliche Übermittlung 
der Ausgangsdaten anknüpfen. Auf die Anfor-
derung des Entwurfs, daß die Daten zur Spei-
cherung weitergegeben werden, würde verzich-
tet, da Unterschiede in der Art der nachfolgen-
den Informationsverarbeitung beim Empfänger 
für die Unterrichtung nicht erheblich sein soll-
ten. 

Regelmäßige Empfänger sind auch die Stellen, 
die Daten abrufen können. Aufgrund des geän-
derten Übermittlungsbegriffs (§ 2 Abs. 2 Nr. 4) 
gilt die Fiktion, daß auch die geänderten Daten 
der einsicht- oder abrufberechtigten Stelle über-
mittelt sind, nicht mehr. Eine generelle Verstän-
digung dieser Stellen über Berichtigungen usw. 
muß unterbleiben, weil nicht bekannt ist, wer 
wann welche Daten abgerufen hat; dies gilt in 
besonderem Maße für jedermann zugängliche 
Datenbestände. Es ist der abrufberechtigten 
Stelle zuzumuten, daß sie sich bei Bedarf von 
der Aktualität abgerufener Daten überzeugt. 

Die Freistellung von der Pflicht, regelmäßige 
Datenempfänger über Berichtigungen usw. zu 
unterrichten, sollte als Kannregelung ausgestal-
tet werden. Dies erscheint aus Gründen der Ver-
waltungsvereinfachung geboten, um die spei-
chernde Stelle von einer nicht zu leistenden 
Einzelfallprüfung der Freistellungsvorausset-
zungen zu entbinden. Dies würde auch das Haf-
tungsrisiko verringern. Die Verständigung er-
scheint zur Wahrung schutzwürdiger Belange 
des Betroffenen z. B. dann nicht erforderlich, 
wenn davon auszugehen ist, daß der Empfänger 
auf die Kenntnis der Daten nicht mehr ange-
wiesen ist (z. B. muß die Schulbehörde im Zu-
sammenhang mit Einschulungen über Anschrif-
tenänderungen schulpflichtiger Kinder nur bis 
zum Termin der Einschulung unterrichtet wer-
den). 

*) In § 26 Abs. 4 und § 35 Abs. 5 müßte es jeweils heißen: 
„der Sperrung oder Löschung bestrittener Daten". 

15. Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 19 BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob und in welchem 
Umfang für die Landesdatenschutzbeauftragten 
vorgesehen werden muß, daß ihrer Kontrolle 
keine bundesrechtlichen Geheimhaltungsvor-
schriften entgegengehalten werden können. 

16. Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 19 BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll folgende Problematik geprüft werden: 

Den Ausführungen des BVerfG zum Volkszäh-
lungsurteil ist zu entnehmen, daß gerade durch 
das Steuergeheimnis der Datenschutz in beson-
derem Maße gewährleistet wird. Jede Ein-
schränkung oder Durchbrechung des Steuerge-
heimnisses hat zur Folge, daß die nur den in der 
Sache befaßten Finanzbeamten bekannten per-
sönlichen Verhältnisse auf einen größeren Per-
sonenkreis übertragen werden. Die Gefahr ei-
ner unkontrollierten Verbreitung wird dadurch 
vergrößert. Jeder neue Offenbarungstatbestand 
tangiert den hohen Wert des Steuergeheimnis-
ses. Zudeni besteht die Gefahr, daß sich durch 
ein allgemeines Akteneinsichtsrecht des Daten-
schutzbeauftragten dessen Tätigkeitsbereich 
ausweitet und sich im Zusammenhang mit kon-
kreten Bürgeranfragen zu einer allgemeinen 
Fachaufsicht, einer vom Gesetz nicht vorgesehe-
nen Verwaltungsüberkontrolle entwickelt. Des 
weiteren würde die Verwaltungsarbeit erheb-
lich erschwert, wenn Akten nicht nur an Gericht 
und übergeordnete Behörden, sondern an wei-
tere Stellen zu übersenden wären. Nicht zuletzt 
muß angemerkt werden, daß das BVerfG im 
„Flick-Urteil" der Verwaltung einen Kernbe-
reich intimer Entscheidungsbildung zugebilligt 
hat, der Dritten zulässigerweise verschlossen 
bleiben darf. Aus diesen Gründen ist nach Auf-
fassung der Steuerverwaltung ein Einsichts-
recht des Datenschutzbeauftragten in Steuerak-
ten abzulehnen. 

Dies gilt auch für das (für den Bereich der Bun-
desbehörden) vorgesehene eingeschränkte Ein-
sichtsrecht. Wegen der Abhängigkeit des Ein-
sichtsrechts von der Zustimmung (u. U. mehre-
rer) Betroffener ist diese Regelung überdies 
nicht praktikabel. 

17. Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 22 BDSG) 

In Artikel 1 ist Nummer 22 wie folgt zu fassen: 

,22. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 
„(1) Die Vorschriften dieses Abschnit-

tes gelten für natürliche und juristische 
Personen, Gesellschaften und andere 
Personenvereinigungen des privaten 
Rechts, soweit sie personenbezogene Da-
ten als Hilfsmittel für die Erfüllung ihrer 
Geschäftszwecke oder Ziele verarbeiten 
oder nutzen. Sie gelten ... (weiter wie 
Gesetzentwurf)." 
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b) In Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 
„Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, 
wobei die Datenverarbeitung, die tech-
nisch organisatorischen Maßnahmen 
und etwaige Unterauftragsverhältnisse 
konkret zu beschreiben sind."' 

Begründung 

zu a) 
Die Einbeziehung auch der Nutzung entspricht 
nicht nur dem Volkszählungsurteil (BVerf-
GE 65, 1), sondern ist auch in § 23 des Regie-
rungsentwurfs vorgesehen. 

Zu b) 
Diese Bestimmung ist zur Verbesserung der Da-
tensicherheit bei der Auftragsverarbeitung er-
forderlich. 

18. Zu Artikel 1 Nr. 28 (§ 30 BDSG) und Nr. 37 (§ 42 
BDSG) 

a) In Artikel 1 Nr. 28 ist in § 30 Abs. 4 Satz 2 wie 
folgt zu fassen: 
„Bei schwierigen Mängeln kann sie den Ein-
satz einzelner Verfahren untersagen, wenn 
die Mängel nicht in angemessener Zeit besei-
tigt wurden." 

Begründung 

Die Formulierung des Gesetzentwurfs erweckt 
den Eindruck, daß die Aufsichtsbehörde kon-
krete Maßnahmen zur Beseitigung festgestell-
ter technischer oder organisatorischer Mängel 
anordnen muß. Unter Beachtung des Grundsat-
zes der Verhältnismäßigkeit ist es jedoch aus-
reichend, wenn die Aufsichtsbehörde der spei-
chernden Stelle aufgibt, festgestellte Mängel ab-
zustellen. Die Art und den Umfang der nach § 6 
Abs. 1 zu treffenden Maßnahmen hat die spei-
chernde Stelle selbst festzulegen, weil hierbei 
die technische Ausstattung, die Dateiorganisa-
tion usw. zu berücksichtigen sind. Die Aufsichts-
behörden dürfen nicht gezwungen werden, für 
jede speichernde Stelle „Grundsätze ordnungs-
gemäßer Datenverarbeitung" festzulegen. 

b) In Artikel 1 Nr. 37 Buchstabe b ist in § 42 
Abs. 1 die Nummer 7 wie folgt zu fassen: 

„7. ein nach § 30 Abs. 4 Satz 2 untersagtes 
Verfahren einsetzt oder einem Verlangen 
nach § 30 Abs. 4 Satz 3 nicht nach-
kommt." 

Begründung 
Folgeänderung zur Änderung zu § 30 Abs. 4 
Satz 2 (oben a). Die Aufsichtsbehörde soll keine 
bestimmte Maßnahme zur Beseitigung festge-
stellter technischer oder organisatorischer Män-
gel treffen. Das Bestimmtheitsgebot von Ord-
nungswidrigkeitennormen gebietet, Zuwider-
handlungen gegen Satz 1 nicht als Ordnungs-
widrigkeit zu ahnden. 

19. Zu Artikel 1 Nr. 29 (§ 31 BDSG) 

In Artikel 1 Nr. 29 ist in § 31 Abs. 2 folgender 
Satz anzufügen: 

„§ 22 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend." 

Begründung 

Es erscheint geboten, auch für die Unterneh-
men des 3. Abschnitts des Bundesdatenschutz-
gesetzes eine Regelung über die Auftragsdaten-
verarbeitung zu treffen. (Siehe den Änderungs-
vorschlag zu § 22 Abs. 2 — oben Ziffer 17). 

20. Zu Artikel 1 Nr. 34 (§ 39 BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob in § 39 Abs. 3 die 
Sollvorschrift durch eine Mußvorschrift ersetzt 
werden sollte. 

21. Zu Artikel 1 Nr. 36 (§ 41 BDSG) 

In Artikel 1 Nr. 36 ist in § 41 Abs. 1 Nr. 2 das 
Komma durch das Wort „oder" zu ersetzen; 
Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. abruft oder sich oder einem anderen aus Da-
teien verschafft,". 

Begründung 

Strafwürdig erscheint auch derjenige, der Da-
ten einem anderen verschafft. Durch die vorge-
schlagene Fassung wird die Vorschrift auch 
dem. § 202 a StGB — neu — in der Fassung des 
Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Bekämp-
fung der Wirtschaftskriminalität angepaßt. 

22. Zu Artikel 1 Nr. 36 (§ 41 BDSG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob die Vorschrift des 
§ 41 Abs. 2 Nr. 2 konkreter gefaßt werden kann. 

23. Zu Aritkel 1 Nr. 37 (§ 42 BDSG) 

In Artikel 1 Nr. 37 Buchstabe a sind in § 42 Abs. 1 
Nr. 4 die Worte „oder 4" jeweils durch die Worte 
„, auch in Verbindung mit Absatz 4," zu erset-
zen. 

Begründung 

Angleichung an den üblichen Sprachgebrauch. 

Zu Artikel 2 
(Änderung des Verwaltungsverfahrensgesetzes) 

26. Zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 2 VwVfG) 

In Artikel 2 Nr. 3 ist in § 2 Abs. 2 die Nummer 2 
wie folgt zu fassen: 

„2. die Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, die Vollstreckung oder 
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der Vollzug von Strafen, von Maßnahmen im 
Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbu-
ches oder von Erziehungsmaßregeln oder 
Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichts-
gesetzes, die Vollstreckung von Bußgeldent-
scheidungen, die Rechtshilfe für das Aus-
land in Straf- und Zivilsachen und, unbe-
schadet des § 80 Abs. 4, für Maßnahmen des 
Richterdienstrechts,". 

Begründung 

Anpassung an den Wortlaut des neu einzufügen-
den § 3c Abs. 2 Nr. 7. Das Strafverfahren ist erst 
mit der Erledigung der Strafvollstreckung abge-
schlossen. Die im Siebenten Buch der Strafpro-
zeßordnung geregelte Strafvollstreckung ist der 
letzte Verfahrensabschnitt des Strafprozesses 
(Kleinknecht/Meyer, StPO, 37. Auflage, Einlei-
tung 59). Entsprechendes gilt für die Vollstrek-
kung von Maßregeln der Besserung und Siche-
rung, von Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmit-
teln nach Jugendstrafrecht oder der Vollstrek-
kung von Bußgeldentscheidungen. 

24. Zu Artikel 1 Nr. 37 (§ 42 BDSG) 

In Artikel 1 Nr. 37 Buchstabe b ist § 42 Abs. 1 
Nr. 6 wie folgt zu fassen: 

„6. entgegen § 11 Abs. 4, § 24 Abs. 3 Satz 1 oder 
§ 32 Abs. 3 Satz 1 die übermittelten Daten für 
andere Zwecke nutzt oder". 

Begründung 

Nur derjenige soll mit Geldbuße bedroht wer-
den, der die übermittelten Daten für andere 
Zwecke nutzt, nicht derjenige, der die ursprüng-
lich beabsichtigte Nutzung unterläßt. 

25. Zu Artikel 1 Nr. 37 (§ 42 BDSG) 

In Artikel 1 Nr. 37 Buchstabe b ist § 42 Abs. 1 
Nr. 7 wie folgt zu fassen: 

„7. einer vollziehbaren Anordnung nach § 30 
Abs. 4 zuwiderhandelt." 

Begründung 

Nur vollziehbare Anordnungen dürfen bewehrt 
werden. 

27. Zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 2 VwVfG) 

In Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe a ist in § 2 Abs. 2 die 
Nummer 3 wie folgt zu fassen: 

„3. Verfahren nach dem Sozialgesetzbuch." 

Begründung 

Die geltende und die im Entwurf erneut vorge-
sehene Fassung der Nummer 3 ist nur aus histo-
rischer Sicht verständlich. Während der Vorar-
beiten für die Verwaltungsverfahrensgesetze 
des Bundes und der Länder bestand bereits die 

Absicht, ein eigenes Sozialverwaltungsverfah-
rensrecht zu schaffen. Diesem sollten die in der 
Nummer 3 aufgeführten Rechtsgebiete zugeord-
net werden. In Artikel II § 1 des 1. Buches des 
Sozialgesetzbuches vom 11. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3015) sind jedoch nicht die Rechtsge-
biete- aufgeführt, für die das Sozialgesetzbuch 
gilt, sondern es sind enumerativ bestimmte Ge-
setze aufgeführt. 

Dadurch gibt es, insbesondere durch die gleich-
lautenden Regelungen in den Ländergesetzen, 
Bereiche, für die weder das Verwaltungsverfah-
rensgesetz noch das Sozialgesetzbuch X — Ver-
waltungsverfahren vom 18. August 1980 (BGBl. I 
S. 1469) gilt. Deshalb sollte das Verwaltungsver-
fahrensgesetz in allen Fällen anwendbar sein, 
in denen nicht durch Bundes- oder Landesrecht 
die Verwaltungsverfahrensvorschriften des So-
zialgesetzbuches anwendbar sind oder noch für 
anwendbar erklärt werden. 

28. Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 a VwVfG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob die Erhebung bei 
Dritten auch zugelassen sein soll, wenn 

a) dies zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist 
und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, 
daß dadurch überwiegende Interessen des 
Betroffenen beeinträchtigt werden, oder 

b) die Erhebung beim Betroffenen einen unver-
hältnismäßigen Aufwand mit sich brächte 
und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, 
daß berechtigte Interessen des Betroffenen 
beeinträchtigt werden. 

Begründung 

Die Zulässigkeit einer Erhebung ohne Mitwir-
kung des Betroffenen sollte nicht nur — wie im 
Entwurf vorgesehen — von der Art der Verwal-
tungsaufgabe abhängen. Bei einem engen Ver-
ständnis von der zu erledigenden Aufgabe wäre 
es z. B. ausgeschlossen, die Richtigkeit von An-
tragsdaten durch Erhebung bei Dritten zu über-
prüfen. Bei Antragsverfahren gehört es nicht 
zwingend zur Art der Verwaltungsaufgabe, daß 
ohne Mitwirkung des Betroffenen Daten bei 
Dritten erhoben werden. Die Regelung sollte be-
rücksichtigen, daß eine Erhebung bei Dritten 
berechtigte Interessen des Betroffenen beein-
trächtigen kann, die Beeinträchtigung darf nur 
nicht unangemessen sein. 

Es sollte möglich sein, personenbezogene Infor-
mationen ohne Mitwirkung des Betroffenen 
auch dann zu erheben, wenn der Betroffene z. B. 
wegen einer Reise über längere Zeit nicht er-
reicht werden kann. Eine solche Erhebung 
sollte ausscheiden, wenn Anhaltspunkte dafür 
bestehen, daß diese Form der Erhebung berech-
tigte Interessen des Betroffenen beeinträchtigt. 

Es muß ferner gewährleistet sein, daß die Rege

-

lung nicht wegen des Grundsatzes der vorrangi- 
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gen Erhebung beim Betroffenen Übermittlun-
gen ausschließt, die nach dem für die übermit-
telnde Behörde geltenden Recht z. B. aufgrund 
des § 3 c Abs. 2 VwVfG, §§ 67 ff. SGB X, § 18 
MRRG, § 12 BGO zulässig sind; so muß z. B. der 
Informationsfluß nach § 69 Abs. 2 Nr. 1 SGB X 
zwischen Rentenversicherungsträgern und Stel-
len, die Leistungen nach dem LAG erbringen, 
ungehindert bestehen bleiben. 

29. Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 c VwVfG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob in § 3 c 

a) in Absatz 2 Satz 1 die Nummern 6 und 8 fol-
gende Fassung erhalten sollten: 

„6. hierdurch Nachteile für das Gemeinwohl 
verhütet oder beseitigt werden sollen und 
demgegenüber das Geheimhaltungsinter-
esse des Betroffenen zurücktritt,", 

„8. hierdurch Nachteile für die berechtigten 
Interessen einzelner verhütet oder besei-
tigt werden sollen und demgegenüber das 
Geheimhaltungsinteresse des Betroffe-
nen zurücktritt."; 

b) in Absatz 2 die Regelung des § 11 Abs. 1 Nr. 2 
und Abs. 2 des Bundesdatenschutzgesetzes 
übernommen werden sollte. 

30. Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 c VwVfG) 

In Artikel 2 Nr. 4 ist in § 3 c Abs. 2 die Nummer 7 
wie folgt zu fassen: 

„7. es zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder 
zum Vollzug von Strafen, von Maßnahmen 
im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafge-
setzbuches oder von Erziehungsmaßregeln 
oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendge-
richtsgesetzes oder zur Vollstreckung von 
Bußgeldentscheidungen erforderlich ist 
oder". 

Begründung 

Die Vollstreckung und der Vollzug von Erzie-
hungsmaßregeln und Zuchtmitteln im Sinne des 
Jugendgerichtsgesetzes müssen in die Regelung 
ebenso aufgenommen werden wie Vollstrek-
kung und Vollzug von Strafen und Bußgeldent-
scheidungen. Bei der Anwendung von Jugend-
strafrecht werden in der weit überwiegenden 
Zahl der Fälle keine Strafen im Rechtssinne 
verhängt, sondern Erziehungsmaßregeln oder 
Zuchtmittel. 

31. Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 c VwVfG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob in § 3 c Abs. 2 Nr. 7 
nach den Worten „erforderlich ist" die Worte 
„,gesetzliche Regelungen nicht entgegenstehen 

und das Geheimhaltungsinteresse des Betroffe-
nen zurücktritt" eingefügt werden sollten. 

Begründung 

Bereits vor dem Volkszählungsurteil (BVerfGE 
65, 1) wurde eine allgemeine Befugnis, dienst-
lich bekanntgewordene Straftaten der Staatsan-
waltschaft anzuzeigen, ganz überwiegend abge-
lehnt, vielmehr eine Güterabwägung gefordert, 
ob das Geheimhaltungsinteresse hinter wich-
tige andere Interessen (z. B. das staatliche 
Strafverfolgungsinteresse) zurückzutreten hat. 
Das Volkszählungsurteil hat zum einen das Ver-
bot eines Zwangs zur Selbstbezichtigung be-
kräftigt und zum anderen eine unbeschränkte 
Weitergabe für unzulässig erklärt sowie als Bei-
spiel für die verfassungsrechtlich gebotene 
Richtung auf §§ 30, 31 AO 1977 und § 35 SGB I 
i. V. m. §§ 67 ff. SGB X verwiesen. Diese Bestim-
mungen gewährleisten den Verfahrensbeteilig-
ten einen weitgehenden Schutz vor der Offenba-
rung ihrer persönlichen Daten. Nur dann dürfen 
die Beteiligten nicht auf die Geheimhaltung ih-
rer Angaben vertrauen, wenn es um die Verfol-
gung strafbarer Störungen des jeweiligen Ver-
waltungsbereichs selbst geht oder sonstige 
Straftaten verfolgt werden sollen, die erhebliche 
Bedeutung haben. Das „Verbot der Selbstbe-
zichtigung" wäre verletzt, wenn in Fällen einer 
uneingeschränkten Auskunftspflicht nicht das 
strafrechtliche Verwertungsverbot beachtet 
würde. 

32. Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 e VwVfG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob und inwieweit die 
Rechtsfolgen der Sperrung in § 3 e VwVfG de-
nen der Sperrung nach § 14 Abs. 2 BDSG anzu-
gleichen sind. 

33. Zu Artikel 2 Nr. 5 (§ 26 VwVfG) 

In Artikel 2 Nr. 5 ist Buchstabe b wie folgt zu 
fassen: 

,b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 erhält folgende Fassung: 
„... (wie Gesetzentwurf)". 

bb) Folgender Satz 4 wird angefügt: 
„Der Auskunftspflichtige kann die Aus-
kunft auf solche Fragen, zu deren Beant-
wortung er durch Rechtsvorschrift ver-
pflichtet ist, verweigern, wenn die Aus-
kunftserteilung ihn selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil-
prozeßordnung bezeichneten Angehöri-
gen der Gefahr strafgerichtlicher Verfol-
gung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aus-
setzen würde."' 

Begründung 
Die Ergänzung um einen neuen Satz 4 erscheint 
aus rechtsstaatlichen Gründen geboten. 
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34. Zu Artikel 2 Nr. 5 (§ 26 VwVfG) 

In Artikel 2 Nr. 5 sind die Buchstaben c und d zu 
streichen. 

Begründung 

Für die in § 26 Abs. 3 — neu — vorgesehene 
Regelung besteht bei entsprechender Fassung 
des § 3 a Abs. 3 kein Bedarf. 

Zu Artikel 3 
(Bundesverfassungsschutzgesetz) 

35. Zu Artikel 3 (§ 4 BVerfSchG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob die Errichtung von 
Dateien mit Textzusätzen aus Akten auch auf 
Bestrebungen des politischen Extremismus er-
weitert werden sollte. 

Begründung 

Die vorgesehene Beschränkung auf bestimmte 
gewalttätige Bestrebungen berücksichtigt nicht 
ausdrücklich die Entstehungsgeschichte des 
Verfassungsschutzes, der im wesentlichen ge-
schaffen wurde, um dem politischen Extremis-
mus rechtzeitig vorzubeugen. 

Die vorgesehenen Einschränkungen könnten 
dazu führen, daß extremistische Bestrebungen, 
darunter auch neonazistische Tätigkeiten, nicht 
im erforderlichen Maße erfaßt werden können. 

36. Zu Artikel 3 (§ 8 BVerfSchG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob die Pflicht von Bun-
desbehörden, von sich aus Informationen dem 
Bundesamt für Verfassungsschutz zu übermit-
teln, auch auf Informationen über extremisti-
sche Bestrebungen erweitert werden sollte. 

37. Zu Artikel 3 (§ 10 BVerfSchG) 

In Artikel 3 sind in § 10 Abs. 1 Satz 1 die Worte 
„Zwecke der öffentlichen Sicherheit einschließ-
lich des Schutzes der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung" durch die Worte „Zwecke 
des Schutzes der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung oder der öffentlichen Sicherheit" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Der Änderungsantrag ist technischer Natur und 
dient lediglich der Klarstellung. Der Begriff der 
öffentlichen Sicherheit findet vor allen Dingen 
im Polizei- und Ordnungsrecht Verwendung. 
Die Formulierung des Entwurfs könnte daher 
zu der Mißdeutung Anlaß geben, daß der Schutz 
der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
ein Unterfall polizeilicher Aufgabenstellung sei. 

38. Zu Artikel 3 (§ 10 BVerfSchG) 

In Artikel 3 ist in § 10 Abs. 4 Satz 1 und 4 das 
Wort „Daten" jeweils durch das Wort „Informa-
tionen" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung hat lediglich redaktionellen Cha-
rakter. Die Übermittlung von Informationen an 
ausländische Dienststellen beschränkt sich 
nicht nur auf personenbezogene Daten aus Da-
teien, so daß hier aus Gründen der Gesetzessy-
stematik der Oberbegriff der Information ver-
wandt werden muß. 

Zu Artikel 4 
(Änderung des Straßenverkehrsgesetzes) 

39. Zu Artikel 4 Nr. 2 (§§ 32, 33 und 40 StVG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob in Artikel 4 Nr. 2 die 
negativen Berlin-Klauseln in § 32 Abs. 3, § 33 
Abs. 5 und § 40 Abs. 3 StVG zu streichen sind, da 
sie entbehrlich erscheinen. 

Begründung 

Die Klausel in § 32 Abs. 3 StVG nimmt eine Vor-
schrift von der Geltung in Berlin aus, die auf 
Regelungen („Bundesleistungsgesetz, Verkehrs-
sicherstellungsgesetz oder darauf beruhende 
Rechtsvorschriften") Bezug nimmt, die ohnehin 
in Berlin nicht anwendbar sind. Eine derartige 
„negative Berlin-Klausel" ist entbehrlich. 

Bei § 33 Abs. 5 StVG handelt es sich um eine 
Folgeregelung, für die dasselbe gilt. 

Ebenso bei § 40 Abs. 3 StVG, der im übrigen zur 
Folge hätte, daß in Berlin Datenübermittlungen 
nicht im Sinne des § 40 Abs. 1 StVG einge-
schränkt wären. 

40. Zu Artikel 4 Nr. 2 (§ 33 StVG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob in § 33 Abs. 2 StVG 
Personenkraftwagen und Krafträder ausgenom-
men werden können, weil die Erfassung von Be-
ruf oder Gewerbe (Wirtschaftszweig) nicht für 
das Zulassungsverfahren erforderlich ist, son-
dern nur der Vorbereitung von Maßnahmen 
nach dem Bundesleistungsgesetz dient. In sol-
che vorbereitenden Maßnahmen sollten aus-
schließlich Nutzfahrzeuge, nicht aber Personen-
kraftwagen und Krafträder einbezogen werden, 
da der relativ geringe Bedarf dieser Fahrzeuge 
im Verteidigungsfall ggf. auch anderweitig ge-
deckt werden kann. Es besteht daher keine Not-
wendigkeit, Beruf oder Gewerbe (Wirtschafts-
zweig) von beruflich selbständigen Fahrzeug-
haltern zu erfassen, wenn sie die Zulassung ei-
nes Personenkraftwagens oder eines Kraftra-
des beantragen. Diese Fahrzeuge sollten daher 
zur Vermeidung einer sachlich nicht zwingend 
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gebotenen Datenerhebung und -speicherung 
von der Regelung des § 33 Abs. 2 angenommen 
werden. 

41. Zu Artikel 4 Nr. 2 (§§ 35 und 36 StVG) 

In Artikel 4 Nr. 2 sind in § 35 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a, § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe c, Abs. 3 jeweils die Worte „zur Ver-
folgung von Straftaten oder zur Strafvollstrek-
kung", „Strafverfolgung oder Strafvollstrek-
kung" oder „zur Strafverfolgung, Strafvollstrek-
kung" jeweils durch die Worte „zur Verfolgung 
von Straftaten, zur Vollstreckung oder zum Voll-
zug von Strafen, von Maßnahmen im Sinne des 
§ 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuches oder von 
Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im 
Sinne des Jugendgerichtsgesetzes" zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung des Wortlautes an den sonstigen 
Sprachgebrauch des Artikelgesetzes. 

42. Zu Artikel 4 Nr. 2 (§§ 35 und 36 StVG) 

In Artikel 4 Nr. 2 sind in § 35 Abs. 1 Nr. 3 und in 
§ 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b jeweils nach 
dem Wort „Verfolgung" die Worte „und Ahn-
dung" einzufügen. 

Begründung 

Die Datenübermittlung im automatisierten Ver-
fahren ist vor allem bei der Ahndung von Ver-
kehrsverstößen erforderlich. Den für die Verfol-
gung von Ordnungswidrigkeiten zuständigen 
Verwaltungsbehörden obliegt gemäß § 35 Abs. 2 
OWiG auch die Ahndung von Verkehrsverstö-
ßen. Die Vorschriften der §§ 35 Abs. 1 Nr. 3 und 
36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b sind daher 
entsprechend zu ergänzen. 

43. Zu Artikel 4 Nr. 2 (§ 36 StVG) 

In Artikel 4 Nr. 2 sind in § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
nach dem Wort „Länder" die Worte ,,, die für die 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten zuständi-
gen Verwaltungsbehörden der Länder" einzufü-
gen. 

Begründung 

Die Datenübermittlung im automatisierten Ver-
fahren ist nach § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchsta-
be b StVG auch zur Verfolgung von Ordnungs-
widrigkeiten nach § 24 oder § 24 a zulässig. Bei 
der Verfolgung von Verkehrsordnungswidrig-
keiten, bei denen nur das Fahrzeugkennzeichen 
festgestellt wird, werden die dazugehörigen Da-
ten der Fahrzeughalter nicht nur von der Poli-
zei, sondern vor allem von der nach § 35 OWiG 
für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
zuständigen Verwaltungsbehörde ermittelt. Wer 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 35 OWiG 
ist, richtet sich nach Landesrecht (§ 36 Abs. 2 

OWiG). Überwiegend sind das die Bußgeldbe-
hörden der Länder und nicht die Polizei. Ohne 
die Ergänzung des § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wäre 
die Verfolgung von Verkehrsordnungswidrig-
keiten im automatisierten Verfahren nicht 
mehr möglich. 

44. Zu Artikel 4 Nr. 2 (§ 36 StVG) 

Im Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfah-
rens soll geprüft werden, ob auch der Staatsan-
waltschaft die Befugnis zum Abruf von Daten 
im automatisierten Verfahren aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister einzuräumen ist. 

Begründung 

Der Entwurf sieht — zu Recht — vor, daß zur 
Verfolgung von Straftaten und zur Strafvoll-
streckung der unmittelbare Zugriff auf die er-
forderlichen Daten aus den Registern eröffnet 
werden muß. Weshalb dieser Zugriff jedoch le-
diglich den Polizeien gestattet wird, ist nicht er-
sichtlich. Nach geltendem Recht trägt die 
Staatsanwaltschaft die Verantwortung für das 
gesamte Ermittlungsverfahren unbeschadet der 
Pflicht und des Rechtes der Polizei gemäß § 163 
StPO, Straftaten zu erforschen. Die Staatsan-
waltschaft ist auch die vom Gesetz bestimmte 
Vollstreckungsbehörde (§ 451 StPO). Rechte, die 
der Polizei für die Strafverfolgung — als Ermitt-
lungsorgan der Staatsanwaltschaft — bzw. für 
die Strafvollstreckung — als im Auftrage der 
Staatsanwaltschaft handelnd — eingeräumt 
werden, sind daher auch der Staatsanwaltschaft 
selbst zuzugestehen. 

Abgesehen von diesen grundsätzlichen Überle-
gungen sind nicht nur im Bereich der Polizei, 
sondern auch im Bereich der Staatsanwalt-
schaft Fallgestaltungen denkbar, die ein soforti-
ges Handeln zu Zwecken der Strafverfolgung 
oder Strafvollstreckung unerläßlich machen. 
Die in § 35 StVG i. d. F. d. E. vorgesehene Mög-
lichkeit, die notwendigen Auskünfte auf dem 
herkömmlichen Wege zu erlangen, reicht in sol-
chen Fällen nicht aus. 

Die technischen Voraussetzungen für einen on-
line-Verkehr der Staatsanwaltschaft mit dem 
Fahrzeugregister sind entweder bereits vorhan-
den (z. B. GAST-Verfahren in Schleswig-Hol-
stein) oder werden voraussichtlich im Laufe der 
nächsten Jahre geschaffen werden. 

45. Zu Artikel 4 Nr. 2 (§ 41 StVG) 

In Artikel 4 Nr. 2 ist § 41 Abs. 3 Satz 1 wie folgt 
zu fassen: 

„Die Übermittlung trotz bestehender Sperre ist 
im Einzelfall zulässig, wenn an der Kenntnis 
der gesperrten Daten ein überwiegendes öffent-
liches Interesse, insbesondere der Strafverfol-
gung oder Strafvollstreckung, besteht." 
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Begründung 
Wie in den anderen Vorschriften dieses Ab-
schnittes sollte die Strafvollstreckung der Straf-
verfolgung gleichgestellt werden. Das Anliegen 
einer effektiven Strafvollstreckung kann der 
Strafverfolgung nicht nachgeordnet werden. 

Zu Artikel 5 
(Neufassung des Bundesdatenschutzgesetzes) 

46. Zu Artikel 5 

Artikel 5 ist wie folgt zu fassen:  

„Artikel 5 

Neufassung des Bundesdatenschutzgesetzes 

Der Bundesminister des Innern kann den 
Wortlaut des Bundesdatenschutzgesetzes im 
Bundesgesetzblatt in der Fassung bekanntma-
chen, die vom Inkrafttreten der in Artikel 7 
Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Teile des Gesetzes an 
gilt."  

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme dés Bundesrates 

Zu Nummer 2 

— Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 BDSG) — 

Die  Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun-
desrates im Laufe des weiteren Gesetzgebungsver-
fahrens prüfen. 

Zu Nummer 3 

— Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 BDSG) — 

Die  Bundesregierung erhebt gegen den Vorschlag 
keine Einwendungen mit der Maßgabe, daß in § 1 
der Absatz 5 wie folgt gefaßt werden sollte: 

„(5) Soweit besondere Rechtsvorschriften des 
Bundes auf in Dateien gespeicherte personenbezo-
genen Daten anzuwenden sind, gehen sie den Vor-
schriften dieses Gesetzes vor."  

Das BDSG gilt nur für Daten, die personenbezogen 
sind. Zur Vermeidung von Mißverständnissen ist 
der Personenbezug auch in Absatz 5 aufzunehmen. 

Zu Nummer 4 

— Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 a BDSG) — 

Nach Auffassung der Bundesregierung bedarf es 
keiner ausdrücklichen Regelung, daß das BDSG 
nicht für Rundfunkanstalten des Landesrechts gilt. 

Es ist unbestritten, daß dem Bund für die Rund-
funkanstalten des Landesrechts keine Gesetzge-
bungskompetenz zusteht. Dieser Rechtslage trägt 
der Entwurf der Bundesregierung dadurch Rech-
nung, daß er nur für Rundfunkanstalten des Bun-
desrechts Regelungen enthält. Aus dieser aus-
schließlich auf Rundfunkanstalten des Bundes-
rechts abstellenden Regelung ergibt sich eindeutig, 
daß das BDSG auf die nicht aufgeführten Rund-
funkanstalten des Landesrechts keine Anwendung 
findet. 

Zu Nummer 5 

— Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 a BDSG) — 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte in 
§ 1 a BDSG folgender Absatz 4 angefügt werden: 

„(4) Absatz 1 findet keine Anwendung auf die Ver-
arbeitung und sonstige Nutzung personenbezoge-
ner Daten durch Verlage für Adressen-, Telefon-, 
Branchen- oder vergleichbare Verzeichnisse, die 
keine meinungsbildende journalistisch-redaktio-
nelle Tätigkeit ausüben." 

Abgesehen von redaktionellen Änderungen folgt 
die Bundesregierung damit dem Vorschlag des 
Bundesrates. 

Zu Nummer 6 

— Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 4 BDSG) — 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
Aufnahme von § 839 Abs. 3 BGB in § 4 Abs. 3 BDSG 
zu. 

Im übrigen geht die Bundesregierung davon aus, 
daß die vorgesehene Schadensersatzregelung auf-
grund der bereits jetzt vorliegenden schriftlichen 
Äußerungen der zur öffentlichen Anhörung am 
21. April 1986 geladenen Sachverständigen Gegen-
stand näherer Beratungen in den Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages sein wird. 

Zu Nummer 7 

— Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 6 a BDSG) —

Zu Buchstabe a 

Dem Vorschlag des Bundesrates sollte durch nach-
stehende Ergänzung des § 6 a Abs. 2 Satz 1 entspro-
chen werden: 

„(2) Speichernde Stelle und Empfänger legen An-
laß und Zweck des Abrufverfahrens, die Datenemp-
fänger, die Art der zu übermittelnden Daten und die 
nach § 6 erforderlichen technischen und organisato-
rischen Maßnahmen schriftlich fest; im öffentlichen 
Bereich können die erforderlichen Festlegungen 
auch durch die zuständigen Aufsichtsbehörden ge-
troffen werden. Insbesondere muß gewährleistet 
sein, daß die Zulässigkeit des Abrufverfahrens kon-
trolliert werden kann." 

Zu Buchstabe b 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Einrichtung automatisierter Abrufverfahren bei 
den in § 13 Abs. 2 Nr. 1 und 2 aufgeführten Behör-
den eine Bedeutung beinhaltet, die eine gesetzlich 
festgelegte Beteiligung der politisch verantwortli-
chen Behörden auch in den Ländern verlangt. Dem 
Vorschlag des Bundesrates sollte daher nicht ent-
sprochen werden. 

Zu Nummer 8 

— Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 8 BDSG) — 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Vorschlag 
keine Einwendungen mit der Maßgabe, daß auch 
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die zuständigen Aufsichtsbehörden die Aufträge er-
teilen können: 

„Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei die 
Datenverarbeitung, die technischen und organisato-
rischen Maßnahmen und etwaige Unterauftrags-
verhältnisse konkret zu beschreiben sind; der Auf-
trag kann auch durch die zuständige Aufsichtsbe-
hörde erteilt werden."  

Zu Nummer 9 

— Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 9 BDSG) — 

Zu Buchstabe a 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die Bundes-
regierung wird jedoch im Laufe des weiteren Ge-
setzgebungsverfahrens prüfen, ob und ggf. wie 
durch eine entsprechende Formulierung eine auto-
mationsverhindernde Auslegung vermieden wer-
den kann. 

Zu Buchstabe b 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun-
desrates im Laufe des weiteren Gesetzgebungsver-
fahrens prüfen. 

Zu Nummer 10 

— Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 9 BDSG) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 11 

— Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 9 BDSG) — 

Nach Auffassung der Bundesregierung bedarf es ei-
ner Ergänzung des § 9 Abs. 2 Satz 3 Nr. 7 in dem 
vorgeschlagenen Sinne nicht. Wie bereits in der Be-
gründung zu dieser Vorschrift ausgeführt worden 
ist, gilt für die Entscheidung der speichernden 
Stelle der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit auch 
ohne ausdrückliche Erwähnung im Gesetz. 

Die Anwendung dieses Grundsatzes kann im Ein-
zelfall dazu führen, daß höherrangige Belange des 
Betroffenen einer Zweckänderung in den Fällen der 
Nummer 7 entgegenstehen. Zu diesen höherrangi-
gen Belangen des Betroffenen kann auch sein Ge-
heimhaltungsinteresse gehören. Damit wird dann 
eine mittelbare Selbstbezichtigung ausgeschlossen. 

Zu Nummer 12 

— Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 10 BDSG) — 

Die  Bundesregierung wird prüfen, wie dem Anlie-
gen des Bundesrates, das auf eine Klarstellung ab-
zielt, Rechnung getragen werden kann. 

Zu Nummer 13 

— Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 13 BDSG) — 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung sieht auch nach Würdigung 
der zur Begründung des Vorschlages vorgetragenen 
Gesichtspunkte kein Bedürfnis für die vorgeschla-
gene Ergänzung, da § 13 Abs. 3 BDSG den Gerich-
ten und den anderen Einrichtungen der Rechts-
pflege die Befugnis einräumt, die Auskunft in den 
hier in Betracht kommenden Fällen zu verweigern. 

Zu Nummer 14 

— Zu Artikel 1 Nr. 16 (§ 14 BDSG), Nr. 26 (§ 27 
BDSG) und Nr. 32 (§ 35 BDSG) — 

Zu Buchstabe a 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates 
sollte in § 14 Abs. 3 Satz 2 folgender Halbsatz ange-
fügt werden: 
,,; in diesen Fällen sind sie zu sperren." 

Zu Buchstabe b 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vorgeschlagene Regelung würde zwar zu einer 
Verwaltungsvereinfachung bei der übermittelnden 
Stelle führen; dafür würde sie die einsichts- oder 
abrufberechtigten Stellen unverhältnismäßig mehr 
belasten, da diese in ihren Sammlungen befindli-
che, durch Einsicht oder Abruf gewonnene Daten 
vor jeder Benutzung erneut einsehen oder abrufen 
müßten, um sich zu vergewissern, ob diese Daten so 
noch zur Verfügung stehen. 

Der Vorschlag, die Freistellung von der Unterrich-
tungspflicht als Kann-Regelung auszugestalten, 
wird durch die Formulierung des § 14 Abs. 4 im Re-
gierungsentwurf mit abgedeckt. 

Zu Nummer 15 

— Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 19 BDSG) — 

Die  Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun-
desrates im Laufe des weiteren Gesetzgebungsver-
fahrens prüfen. 

Zu Nummer 16 

— Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 19 BDSG) — 

Die  Bundesregierung geht davon aus, daß die vom 
Bundesrat gesehene Problematik in den Ausschüs-
sen des Deutschen Bundestages näher erörtert 
wird. 

Zu Nummer 17 

— Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 22 BDSG) — 
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Zu Buchstabe a 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Vorschlag 
keine Einwendungen mit der Maßgabe, daß § 22 
Abs. 1 Satz 1 um das Wort „sonst" ergänzt wird: 

„(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten 
für natürliche und juristische Personen, Gesell-
schaften und andere Personenvereinigungen des 
privaten Rechts, soweit sie personenbezogene Da-
ten als Hilfsmittel für die Erfüllung ihrer Ge-
schäftszwecke oder Ziele verarbeiten oder sonst 
nutzen." 

Zu Buchstabe b 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Vorschlag 
keine Einwendungen mit der Maßgabe, daß in Ab-
satz 2 folgender Satz angefügt wird: 

„Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei die 
Datenverarbeitung, die technischen und organisato-
rischen Maßnahmen und etwaige Unterauftrags-
verhältnisse konkret zu beschreiben sind." 

Zu Nummer 18 

— Zu Artikel 1 Nr. 28 (§ 30 BDSG) und Nr. 37 (§ 42 
BDSG) — 

Zu Buchstabe a 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Buchstabe b 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, da dem Vor-
schlag Nummer 25 der Vorzug zu geben ist. 

Zu Nummer 19 

— Zu Artikel 1 Nr. 29 (§ 31 BDSG) — 

Die  Bundesregierung erhebt gegen den Vorschlag 
keine Einwendungen mit der Maßgabe, daß § 31 
Abs. 3 um folgenden Satz 3 ergänzt wird: 

„Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei die 
Datenverarbeitung, die technischen und organisato-
rischen Maßnahmen und etwaige Unterauftrags-
verhältnisse konkret zu beschreiben sind." 

Zu Nummer 20 

— Zu Artikel 1 Nr. 34 (§ 39 BDSG) — 

Die  Bundesregierung sieht keine Möglichkeit für 
die vorgeschlagene Ersetzung der Sollvorschrift 
durch eine Mußvorschrift, da die in § 39 Abs. 3 be-
schriebenen Angaben den in § 39 Abs. 1 Aufgezähl-
ten nicht immer bekannt sind. 

Zu Nummer 21 

— Zu Artikel 1 Nr. 36 (§ 41 BDSG) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 22 

— Zu Artikel 1 Nr. 36 (§ 41 BDSG) — 

In Anlehnung an die Strafvorschrift in § 22 des Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Statistik für Bundes-
zwecke (BR-Drucksache 19/86) sollte § 41 Abs. 2 
Nr. 2 wie folgt gefaßt werden: 

„2. entgegen § 3 a Abs. 4 Satz 3, auch in Verbindung 
mit § 36 Abs.1 Satz 2, die in § 3 a Abs. 4 Satz 2 
bezeichneten Merkmale mit anonymisierten Da-
ten zusammenführt." 

Zu Nummer 23 

— Zu Artikel 1 Nr. 37 (§ 42 BDSG) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 24 

— Zu Artikel 1 Nr. 37 (§ 42 BDSG) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 25 

— Zu Artikel 1 Nr. 37 (§ 42 BDSG) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 26 

— Zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 2 VwVfG) — 

Nach Auffassung der Bundesregierung bedarf es 
der vorgeschlagenen Änderung nicht, weil die Voll-
streckung und der Vollzug von Strafen, von Maß-
nahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafge-
setzbuches sowie von Erziehungsmaßregeln und 
Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes 
bereits nach § 2 Abs. 4 Nr. 1 — neu — und, soweit 
das Jugendgerichtsgesetz auf das Gesetz für Ju-
gendwohlfahrt verweist, nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 — neu 
— VwVfG vom Anwendungsbereich des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes ausgenommen sind. 

Eine Anpassung an den Wortlaut des neu einzufü-
genden § 3 c Abs. 2 Nr. 7 VwVfG ist nicht geboten, 
weil die beiden Vorschriften nicht vergleichbare 
Gegenstände regeln. 

Zu Nummer 27 

— Zu Artikel 2 Nr. 3 (§ 2 VwVfG) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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Zu Nummer 28 

— Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 a VwVfG) — 

Die  Bundesregierung wird den Vorschlag im Laufe 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens prüfen. Sie 
teilt die in der Prüfungsbitte zum Ausdruck kom-
mende Auffassung des Bundesrates, daß Erhebun-
gen ohne Mitwirkung des Betroffenen zulässig sein 
müssen, wenn sie der Aufgabenerfüllung der Be-
hörde oder dem Vorteil des Betroffenen dienen und 
dessen schutzwürdige Interessen dabei gewahrt 
bleiben. 

Zu Nummer 29 

— Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 c VwVfG) — 

Die  Bundesregierung wird die Vorschläge im Laufe 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu Nummer 30 

— Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 c VwVfG) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 31 

— Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 c VwVfG) — 

Auf die Ausführungen der Bundesregierung zu 
Nummer 11 wird verwiesen. 

Zu Nummer 32 

— Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 e VwVfG) — 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im Laufe 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu Nummer 33 

— Zu Artikel 2 Nr. 5 (§ 26 VwVfG) — 

Die  Bundesregierung wird den Vorschlag im Laufe 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens prüfen. Da-
bei wird zu berücksichtigen sein, daß Auskunfts-
pflichten Beteiligter und Dritter nicht nach § 26 
VwVfG, sondern nur nach Maßgabe anderer 
Rechtsvorschriften bestehen und Einschränkungen 
der Auskunftspflicht, wie sie der Vorschlag des 
Bundesrates vorsieht, daher dort gesucht werden. 

Zu Nummer 34 

— Zu Artikel 2 Nr. 5 (§ 26 VwVfG) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 35 

— Zu Artikel 3 (§ 4 Abs. 2 BVerfSchG) — 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese 
Frage in den Ausschußberatungen näher erörtert 
wird. 

Zu Nummer 36 

— Zu Artikel 3 (§ 8 BVerfSchG) — 

Die  Bundesregierung geht davon aus, daß diese An-
regung in den Ausschußberatungen näher erörtert 
wird. 

Zu Nummer 37 

— Zu Artikel 3 (§ 10 Abs. 1 BVerfSchG) — 

Die  Bundesregierung wird prüfen, wie dem Anlie-
gen des Bundesrates, das auf eine Klarstellung ab-
zielt, Rechnung getragen werden kann. 

Zu Nummer 38 

— Zu Artikel 3 (§ 10 Abs. 3 BVerfSchG) — 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu Nummer 39 

— Zu Artikel 4 Nr. 2 (§§ 32, 33 und 40 StVG) — 

Eine erneute Prüfung hat ergeben, daß die genann-
ten negativen Berlin-Klauseln entbehrlich sind. 
Durch die vorliegende Novelle zum Straßenver-
kehrsgesetz soll in keiner Weise der Geltungsbe-
reich des Bundesleistungsgesetzes und Verkehrssi-
cherstellungsgesetzes erweitert werden. Vielmehr 
geht "es lediglich darum, die Erhebung und Verar-
beitung bestimmter Daten „für Maßnahmen nach" 
diesen Gesetzen bzw. den darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften (d. h. nur in dem schon bislang 
vorgegebenen Geltungsbereich und Umfang) auf 
eine datenschutzrechtliche Grundlage zu stellen. Im 
Interesse der Vermeidung entbehrlicher Regelun-
gen sollte deshalb auf die genannten negativen Ber-
lin-Klauseln verzichtet werden. 

Zu Nummer 40 

— Zu Artikel 4 Nr. 2 (§ 33 StVG) — 

Die  Prüfung führte zu folgendem Ergebnis: Der Mo-
bilmachungsbedarf (Mob-Bedarf) der Bundeswehr 
von ca. 50 000 Personenkraftwagen (insbesondere 
Kombis und Kleinbusse) sowie Krafträdern kann 
nach Anhörung der Automobilwirtschaft nicht 
rechtzeitig (innerhalb von 48 Stunden) auf markt-
wirtschaftlichem Wege gedeckt werden. 

Die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte kann daher 
insoweit nur durch die vorgesehenen Maßnahmen 
nach dem Bundesleistungsgesetz sichergestellt 
werden. 
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Die Datenspeicherung nach § 33 Abs. 2 -- ebenso 
wie die Datenerhebung nach § 34 Abs. 2 — ist des-
halb erforderlich, damit bei der Auswahl der Halter 
die nach dem Bundesleistungsgesetz gebotene In-
teressenabwägung — wie bei den Nutzfahrzeugen 
— vorgenommen werden kann. 

Zu Nummer 41 

— Zu Artikel 4 Nr. 2 (§§ 35 und 36 StVG) — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, soweit es um die 
Anpassung der Begriffe „Strafverfolgung` und 
„Strafvollstreckung` an die Terminologie des 
Bundesdatenschutzgesetzes (vgl. insbesondere § 9 
Abs. 2 Satz 3 Nr. 7) und des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (vgl. insbesondere § 3 c Abs. 2 Satz 1 Nr. 7) 
geht. Deshalb sollten in § 35 Abs. 1 Nr. 2, § 35 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a und § 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe c sowie in § 36 Abs. 3 an entsprechender 
Stelle jeweils einheitlich die Begriffe „zur Verfol-
gung von Straftaten" und „zur Vollstreckung oder 
zum Vollzug von Strafen" verwendet werden. Das 
gleiche müßte im übrigen für die bislang in § 41 
Abs. 3 Satz 1 enthaltene Formulierung „Strafverfol-
gung` gelten. 

Die weiteren Änderungsvorschläge des Bundesra-
tes haben nicht nur terminologische Bedeutung, 
sondern enthalten auch eine Erweiterung in der 
Sache. Zugestimmt wird der Einbeziehung der 
„Maßnahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des 
Strafgesetzbuches" und der „Erziehungsmaßregeln 
oder Zuchtmittel im Sinne des Jugendgerichtsgeset-
zes" nur für die Grundvorschrift des § 35 Abs. 1 
Nr. 2. Damit können Auskünfte nach § 35 Abs. 1 
auch für die genannten — relativ selten vorkom-
menden — Zwecke erteilt werden. Hingegen wider-
spricht die Bundesregierung der Aufnahme dieser 
Zwecke in die weiteren Vorschriften (§ 35 Abs. 3, 
§ 36 Abs. 2 und 3). Hierfür ist kein Bedürfnis ersicht-
lich, zumal — wie schon erwähnt — Auskünfte für 
diese Zwecke in der Praxis relativ selten verlangt 
werden dürften. 

Zu Nummer 42 

— Zu Artikel 4 Nr. 2 (§§ 35 und 36 StVG) — 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird widerspro-
chen. 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) un-
terscheidet zwischen den beiden Verfahrensschrit-
ten „Verfolgung" und „Ahndung" (vgl. insbesondere 
§ 35 OWiG). Nach § 65 OWiG wird die Ordnungswid-
rigkeit, soweit nichts anderes bestimmt ist, durch 
einen Bußgeldbescheid „geahndet". 

Die Ahndung als zweiter Verfahrensschritt setzt 
eine ausreichende Aufklärung beim ersten Verfah-
rensschritt (nämlich bei der „Verfolgung") voraus. 
Weil im Rahmen der Verfolgung bereits alle not-
wendigen Aufklärungen vorgenommen werden 
müssen, besteht für Auskünfte zum Zwecke der 

Ahndung kein Bedürfnis mehr. Für_ die „Verfol-
gung" von Ordnungswidrigkeiten stellt das Gesetz 
jedoch die Daten aus den Registern im erforderli-
chen Umfang zur Verfügung (vgl. § 35 Abs. 1 Nr. 3, 
§ 36 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b). 

Zur Verfolgung rechnet auch die Ermittlung des 
Halters eines Kraftfahrzeuges bei den sogenannten 
Kennzeichenanzeigen. Soweit die Verwaltungsbe-
hörde vor Erlaß des Bußgeldbescheids diese Ermitt-
lungshandlung vornimmt, wird sie deshalb auch als 
Verfolgungsbehörde tätig. 

Zu Nummer 43 

— Zu Artikel 4 Nr. 2 (§ 36 StVG) — 

Der  Gesetzentwurf läßt den Direktabruf nur in eng 
begrenzten Ausnahmefällen zu. 

Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren prüfen, ob die vom Bundesrat ge-
wünschte Ausweitung der Befugnisse zum Direkt-
abruf geboten und vertretbar ist. 

Zu Nummer 44 

— Zu Artikel 4 Nr. 2 (§ 36 StVG) — 

Die  Bundesregierung wird im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren prüfen, ob auch der Staatsanwalt-
schaft die Befugnis zum Direktabruf eingeräumt 
werden soll. 

Zu Nummer 45 

— Zu Artikel 4 Nr. 2 (§ 41 StVG) — 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird widerspro-
chen. Durch die beispielhafte Aufzählung in § 41 
Abs. 3 Satz 1 („insbesondere der Strafverfolgung") 
soll nur der wichtigere und häufigere Fall der Straf-
verfolgung beispielhaft hervorgehoben werden. 
Hingegen dürften Fälle der Strafvollstreckung im 
Rahmen von § 41 Abs. 3 praktisch weitaus seltener 
vorkommen. Deshalb besteht kein Bedürfnis, neben 
der Strafverfolgung auch die Strafvollstreckung zu 
erwähnen. 

Im übrigen wäre der Begriff „Strafvollstreckung" 
an die Terminologie des Bundesdatenschutzgeset-
zes und des Verwaltungsverfahrensgesetzes anzu-
passen (vgl. die Ausführungen zu Nr. 41). 

Es erscheint jedoch geboten, in Anpassung an die 
Terminologie in Nr. 41 den Begriff „Strafverfol-
gung" in „Verfolgung von Straftaten" zu ändern. 

Zu Nummer 46 

— Zu Artikel 5 — 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


